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Johannes Mittelſtaedt F. 


Abermals hat die deutſche Anwaltſchaft eines ihrer hervorragendſten, für die Entwicklung der Rechtspflege maßgebendſten 
Mitglieder verloren — die deutſche Anwaltſchaft und mit ihr das Reichsgericht, deſſen Tätigkeit während der letzten zwei 
Jahrzehnte ohne den Namen Mittelſtaedt nicht denkbar iſt. Ein ſchwerer Verluſt für die Anwaltſchaft, für die Rechts⸗ 
pflege und für das Reichsgericht, welches in dem annähernd gleichaltrigen Senatspräſidenten Lorenz kurz vorher eines 
ſeiner beſten und kenntnisreichſten Mitglieder zu beklagen hatte und den gewerblichen Rechtsſchutz, der in dem am Schluß des 
Jahres 1930 verſtorbenen, vormaligen Präſidenten des Reichspatentamtes Dr. h. e. v. Specht einen feiner hervorragendſten 
Förderer verloren hatte. 

Mittelſtaedt iſt am 3. Juni 1869 zu Altona als Sohn des ausgezeichneten, um die Entwicklung der Strafrechts⸗ 
wiſſenſchaft hochverdienten ſpäteren Reichsgerichtsrats Mittelſtaedt geboren. Er wandte ſich urſprünglich der Richterlauf— 
ahn zu. Man vertraute ihm Aufgaben aus den ſchwierigſten Dezernaten an: Als Unterſuchungsrichter am Landgericht Leipzig 
hat er in den großen literariſch⸗politiſchen Prozeſſen, die mit der Zeitſchrift „Simpliziſſimus“, Thomas Theodor Heine 
und anderen Stürmern und Drängern der damaligen Zeit verbunden waren, beſonders aber auch in der Führung 
der Vorunterſuchung gegen die Verwaltungsmitglieder der 1901 in Konkurs geratenen Leipziger Bank, feine Fähigteiten 
ewieſen. Bei Löſung dieſer Aufgaben bewies Mittelſtaedt auch ſeine humane Einſtellung gegenüber allen, mit denen 
er amtlich in Beziehung kam. 1901 ging er zur Anwaltſchaft über, um in Gemeinſchaft mit dem trefflichen Kenner des 
Urheber⸗ und Verlagsrechts Hillig, auf dieſem Gebiete zunächſt beim Landgericht Leipzig eine große Tätigkeit zu entfalten. 
ur vollen Wirkſamkeit gelangte feine Geſamtperſönlichleit mit feiner im Jahre 1910 erlangten Zulaſſung beim Reichs- 
us Binnen kurzer Friſt ſtand er in der vorderſten Linie. Neben einer großen allgemeinen Praxis war es das Gebiet 
es gewerblichen Rechtsſchutzes und des Urheberrechts, auf dem er zu einer führenden Stellung gelangte. Es gibt 
wohl kaum einen wichtigen Prozeß auf dieſen Gebieten, mit dem ſein Name nicht verknüpft iſt. Der Erfolg war ein 
wohlverdienter. Er beruhte auf einem umfaſſenden rechtlichen Wiſſen und juriſtiſchen Können, dem Reiz einer fympathi- 
ſchen Perſönlichkeit, dem klaren, eindringlichen und formvollendeten Vortrag, in dem er es verſtand, auch die ſchwierigſten tech- 
gen oder künſtleriſchen Fragen auf eine einfache Formel zu bringen, der Mittler zu ſein zwiſchen den Männern der 
echnik und den Juriſten. Dazu geſellte ſich bei ihm die auf allen Rechtsgebieten notwendige, auf dieſem Rechtsgebiet aber vollends 
unentbehrliche Fähigkeit, in die ſchwierigen Rechtstatſachen einzudringen: Sein Können und Wiſſen auf allen Gebieten 
sr Technik und der Naturwiſſenſchaft, ſeine Kenntnis des Wirtſchaftslebens, vor allem aber ſein feines äſthetiſches Empfinden, 
ine Liebe zu Kunſt, zur Literatur und der von ihm fo ſehr geliebten und ſelbſt meiſterhaft ausgeübten Muſik, ließen feine 
handlung dieſer Probleme im Wege der Beratung wie des Vortrags zu einem Meiſterwerk geſtalten. Es war ein juriſti⸗ 
let aber auch ein äſthetiſcher und menſchlicher Genuß, an der Vorbereitung eines Rechtsſtreites aus dieſen Gebieten mit ihm 
fein Rey zu fühlen, wie fofort jede Saite in ihm aufklang, wie tief er in das Innere der Dinge eindrang. So war 
für influß auf die Entwicklung des deutſchen Rechts auf dieſen Gebieten ein hoher. Von beſonderer Bedeutung bei Materien, 
wahl fue das Geſetz nur die Grundriſſe, die Gerichtspraxis erſt die Vollendung gab, eine Vollendung praeter und zuweilen 
Gerl, im vollen Bewußtſein contra legem. Eine derartige Praxis iſt nur möglich, wenn auch der Parteivortrag das 
alli unterſtützt, wenn er dem Gericht, daß die Geſetze rechtsſchöpferiſch weiter entwickeln will, das Material bietet. So 
10 ich die oft auch an dieſer Stelle betonte Tatſache, daß auf wenigen Gebieten die Zuſammenarbeit von Gericht und 
valtſchaft eine fo intenſive iſt, wie gerade bei dem in freieſter Rechtsentwicklung begriffenen Immaterialgüterrecht. 

4 un war es ſo wichtig, daß in Zeiten fo ſtürmiſcher Entwicklung ein Mann von der Perſönlichkeit Mittel⸗ 
fe 8 inmitten dieſer Entwicklung ſtand, darum war ſein Anteil an der Entwicklung des deutſchen Rechts auf dieſen 
uſchaftlich und kulturell immer bedeutſameren Zweigen des Rechts ein ſo ſtarker. Und wenn heute die Frage des 
ztaliſtentums unter den vielen die Juriſtenſchaft, nicht nur die Anwaltſchaft, bewegenden Probleme im Vordergrund des 
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Intereſſes fteht, ſo muß hier betont werden, daß 
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Mittelſtaedt auch nach dieſer Richtung vorbildlich wirkte. 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Sicherlich 


war er Spezialiſt, Spezialiſt größten Stils, von intimſter Kenntnis des Rechts und der Rechtstatſachen ſeines Gebietes. 
Aber er verwirklichte in ſich auch die Forderung, die heute gegenüber dem Andrängen des Spezialiſtentums mit um ſo 


größerem Nachdruck hervorgehoben werden muß. Wie er nicht nur Juriſt, 
war er auf dem Rechtsgebiete nicht nur Spezialiſt; ſein ſpezialiſtiſches Wiſſen fußte auf dem breiten ſoliden 


tatſachen war, 


ſondern auch Fachmann und Kenner der Rechts- 


Untergrunde eines allgemeinen, auch in ſonſtiger umfangreicher Reichsgerichtspraxis ſich immer wieder feſtigenden Wiſſens und 


Könnens im Bereich der übrigen Rechtsmaterien. 


Das große juriſtiſche Können Mittelſtaedts offenbart ſich als Anwalt, 


aber nicht nur als Anwalt. Sein hervor⸗ 


ragendes Referat auf dem „Stettiner Kongreß für gewerblichen Rechtsſchutz“ im Jahre 1908 über das „Erfinderrecht der An⸗ 


geſtellten“, iſt noch in Erinnerung aller Hörer, 


gewogenen, und auf 
vorzüglicher Vortrag in 


deren Kreis ſich leider inzwiſchen bedauerlich gelichtet hat. 
Grundlage der weiteren Arbeiten auf dieſem ſoviel umſtrittenen Rechtsgebiet geworden, 
über das droit moral, über die Auslegung der Patente. 
umfaſſenden Kenntniſſen beruhenden Auffäge und Referate auf Kongreſſen und Tagungen, 
der Berliner Juriſtiſchen Geſellſchaft über das droit moral. 


Es iſt die 
nicht minder auch ſeine letzten Arbeiten 
Ernſte Beachtung fanden auch feine anderen, ſtets wohlab— 
zuletzt ein 


Die Intereſſen der Geſamtheit vertrat er nicht minder glücklich in ſeiner allerdings nur kurze Zeit umfaſſenden Tätig⸗ 
keit als Schiedsrichter in dem Deutſch-franzöſiſchen gemiſchten Schiedsgerichtshof, als Mitglied der Sachverſtändigenkammer 
für Werke der Literatur und Kunſt, ſowie als Reichsdelegierter bei den grundlegenden Arbeiten der römiſchen Konferenz zur 


Reviſion der revidierten Berner Union. 


Anwaltlichen Standesfragen brachte er Intereſſe entgege 


n, wenn ihm auch ſeine vielfachen ſonſtigen Intereſſen und 


Beſchäftigungen eine eigentlich intenſivere Veſchäftigung auch auf dieſem Gebiet unmöglich machten. Gleichwohl hat er ſich 


dem Ruf in den Vorſtand der Anwaltskammer beim Reichsgericht 


ſegensreich gewirkt. 
Mittelſtaedt war eine Perſönlichkeit, die jedem, 


Mann von tiefſter menschlicher Kultur, von jener Eigenſchaft, 
Ein Mann, der mit offenem, freiem Auge alle Schönheiten der Welt in Natur 
iſt ein ſchwerer Verluſt für die Seinen; er reißt aber auch eine tiefe 


Sprache das Wort Charme geprägt hat. 
und Kultur in ſich aufnahm. Sein allzu früher Tod 


ſchmerzliche Lücke in den weit geſpannten Kreis ſeiner Klienten im In⸗ 


und Freunde. 


Internatlonal Law Association. 


Tagung: New York, September 1930. 
(Fortſetzung von JW. 1931, 120.) 


II. 


Das Warenzeichenrecht. 
Von NA. Dr. Hanna Katz, Berlin. 


Das Trade Marks Committee der International Law Asso- 
ciation hatte bei der Vorbereitung des New Yorker Kongreſſes !) 
zum Gegenſtande ſeiner Arbeit drei Fragen von großer wirtſchaft⸗ 
licher und rechtlicher Bedeutung gemacht, an deren Löſung gearbeitet 
iſt, ohne bisher zu einem befriedigenden Ergebnis geführt zu haben. 
Es handelt ſich um die Übertragung von Marken mit oder ohne Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb, die Unabhängigkeit der Auslandsmarke vom Heimatſchutz 
und die internationale Behandlung wohlbekannter nicht eingetragener 
Namen und Marken. Der Deutſche Verein für den Schuß des ge 
werblichen Eigentums auf feiner Warenzeichentagung in Berlin 
(1929), der Amſterdamer Kongreß der Internationalen Handels⸗ 
kammer (1929) und die Kongreſſe der Internationalen Ver⸗ 
einigung für den Schutz des gewerblichen Eigentums in Rom (1928) 
und Budapeſt (1930) haben ſich mit dieſen Fragen ſämtlich oder 
zum Teil befaßt. Das Trade Marks Committee glaubte, ſie in 
dem Kreiſe der ihm angehörenden Sachkenner von internationalem 
Ruf nochmals nachprüfen zu ſollen. In dieſem Ausſchuß arbeiten der 
Kommentator des engliſchen WözGG. Barrifter Sir Duncan M. Kerly 
(London), der Mitſchöpfer der Panamerikaniſchen Konvention für 
Warenzeichen- und Handelsſchutz von 1929, Dr. E. S. Rogers (New 
Vork), Dr. Taillefer (Paris), Adv. Prof. Dr. Ghiron (Rom), 
RA. Pr. Paul Abe! (Wien) u. a. Die deutſchen Mitglieder des Aus⸗ 
ſchuſſes find: SenPräſ. Dr. Hinrichſen (Hamburg) Geh. M. 
Prof. Dr. Ernſt Heymann (Berlin), Patentanwalt Minz (Ber⸗ 
lin) und die RA. Prof. Dr. M. Waſſermann (Hamburg), 
IR. Dr. Dr. Magnus (Berlin) und Dr. Hanna Katz (Berlin). 
Die Nev Yorker Sitzung fand unter dem Vorſitz des RGPräſ. i. R. 
Prof. Dr. Simons ſtatt. 

Zu der Frage der Übertragung von Marken mit oder ohne 
Gefchäftsbetrieb richtete das Komitee auf Grund eines im Juli 
1929 gefaßten Beſchluſſes eine Rundfrage an ſeine Mitglieder mit 
der Bitte um Berichte über die wirtſchaftlichen Bedürfniſſe und die 
Rechtslage in ihren Heimatsſtaaten. Das Ergebnis zeigte neben 
der verſchiedenen Regelung in den geltenden Geſetzen der einzelnen 
Länder, die ſeinerzeit zu der Aufwerfung der Frage geführt hatte, 


1) Der Bericht des Trade Marks Committee: JW. 1930, 
1838 f. 


und in den Ehrengerichtshof nicht entzogen und auch hier 


der mit ihm in Berührung kam, ſofort Sympathie einflößte. Ein 


für die die von ihm ausgezeichnet beherrſchte franzöſiſche 


und Ausland und den großen Kreis ſeiner Kollegen 


eine bemerkenswerte Übereinſtimmung ſtarker Mehrheiten der am 
gewerblichen Rechtsſchutz intereſſierten Juriſten Induſtrieller und 
Kaufleute in Deutſch and, England und den Vereinigten Staaten 
von Amerika zugunſten der grundſätzlichen Zuſammengehörigkeit 
des Warenzeichens mit dem Geſchäfksbetrieb. Dabei wurde ein 
ftarres Feſthalten an dieſem Grundſatz abgelehnt und das Be 
dürfnis nach einer Lockerung der in den drei genannten Ländern 
geltenden warenzeichenrechtlichen Beſtimmungen entſprechend der 
neueren wirtſchaftlichen Entwicklung hervorgehoben. Die Berichte 
aus anderen Ländern wieſen zum Teil die nen zur arg a. 
keit des Warenzeichens, bielſach aber das Verlangen nach Auf“ 
rechterhaltung des Zuſammenhangs zwiſchen Marke und Geſchäfts⸗ 
betrieb auf. In den Verhandlungen in New York lehnten insbes. 
die Amerikaner eine von der Übertragung des Geſchäftsbetriebes 
unabhängige Übertragung der Marke ab. Sie erklärten, daß eine 
derartige Regelung für die Vereinigten Staaten niemals annehm“ 
bar ſein würde. Nach amerikaniſcher Auffaſſung hat das Waren⸗ 
zeichen losgelöſt von dem „goodwill“ des Geſchäftsbetriebes über“ 
haupt keine Bedeutung. Unter „goodwill“ iſt in dieſem Zuſammen⸗ 
bange nach einer Definition von Rogers?) die Neigung der Kund? 
ſchaft zu verſtehen, eine Ware, mit der ſie zufrieden war, auch 
weiterhin zu kaufen. Bemerkenswert iſt, daß in der ſtark beſuchten 
New Norker Verſammlung niemand für die freie Übertragbarkeit 
der Marken eintrat). Der New Yorker Kongreß hat folgenden 
Beſchluß mit Dreiviertelmehrheit gefaßt: 

„Die International Law Association unterſtützt die Der 
ſtrebungen, unter grundſätzlicher Beibehaltung des Zuſammen⸗ 
hanges zwiſchen Marke und Geſchäſtsbetrieb die übertragung DEF 
Marke nur mit dem Teil des Geſchüftsbetriebes zu ermöglichen, 
auf den fie ſich bezieht ).“ 

Es mag nicht unerwähnt bleiben, daß der Direktor des 
Berner Internationalen Büros, Oſtertag, in feinem einleitende 
Bericht für den Kongreß der Internationalen Vereinigung l 
gewerblichen Rechtsſchutz in Budapeſt (1930) bei völliger gegen, 
ſeitiger Unabhängigkeit zu einem ſachlich entſprechenden Ergebnis 
gekommen iftd). Die Frage iſt in dem Pariſer Unionsvertrag nicht 
geregelt. m 
Die Ablehnung der freien Übertragbarkeit des Warenzeichen? 
beruht auf dem Gedanken, daß die Gefahr der Täuſchung des Ber⸗ 


2) Vgl. Rogers, Einige Vorſchläge zur Frage der über“ 
tragbarkeit von Warenzeichen: MuW. 1931, 2. 

3) Das hebt auch Becher in feinem Bericht über bie New 
Norker ne in den MittpatA. 1930, 281 hervor. 

4) Vgl. den engliſchen Originaltext: GewgSch. 1930, 1110. 

5) Siehe „La Propriéts Industrielle“ 1930, 157 ff., 160. 
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brauchers verhütet werden ſoll. Derſelbe Gedanke liegt den Be⸗ 
ſtimmungen des deutſchen und zahlreicher anderer Warenzeichen- 
geſeze ſowie dem Art. 6 des Madrider Abk. betr. die internationale 
Regiſtrierung von Fabrik⸗ und Handelsmarken zugrunde, wonach 
ein Ausländer nur dann Schutz für fein Warenzeichen finden kann, 
wenn die Marke im Urſprungslande geſchützt iſt. Zur Verhinderung 
don Täuſchungen bedarf es jedoch nicht der Abhängigkeit der Aus⸗ 
landsmarke vom Heimatſchutz. Jeder Staat kann in ſeinem Gebiet 
zu Täuſchungen führende Marken ausſchließen. Die Abhängigkeit 

r Auslandsmarke widerſpricht der in Art. 2 des Pariſer Unions⸗ 
vertrages beſtimmten Gleichſtellung des verbandszugehörigen Aus⸗ 
länders mit dem Inländer. Vor allem aber wirkt ſich die gegen⸗ 
wärtig geltende Regelung ungünſtig für den Export aus. Sie zwingt 
den Kaufmann, Arbeit und Koſten für die Eintragung von Marken 
in dem Urſprungslande der Ware aufzuwenden, ſelbſt wenn dieſe 
Marken ausſchließlich für den Abſatz in Ländern eines anderen 
Kulturkreiſes, z. B. in Oſtaſien, geeignet, im Heimatlande hin⸗ 
üben nicht brauchbar ſind. Die jahrelangen Bemühungen um die 
Unabhängigkeit der Auslandsmarke vom Heimatſchu, für die 
möbel, die Deutſchen ſtets eingetreten find, hatten zum erſten 
Male in New York internationalen Erfolg. Der New Porker Kon⸗ 
greß hat einſtimmig beſchloſſen: 

„Die International Law Association billigt die Bewegung, 
die Auslandsmarke von der Marke des Heimatlandes unabhängig 
zu machen.“ 

Der auf dem Kongreß nicht anweſende franzöſiſche Mit⸗ 
arbeiter des Komitees, Taillefer, erklärte ſich nachträgſich aller⸗ 
dings für die Beibehaltung des Grundſatzes der Abhängigkeit. 

In Fortentwicklung des Art. 6bis des Internat. Unions⸗ 
Vertrages, der „notoriſch bekannte“ ausländiſche Marken betrifft, 
beſchloß der Kongreß bezüglich der internationalen Behandlung 
ausländiſcher Namen und Marken in einem Lande, in dem dieſe 
nicht eingetragen ſind (gegen eine Stimme): 

„Die International Law Association unterſtützt die Be⸗ 
ſtrebungen, wohlbekannte Namen und Marken auch ohne Ein⸗ 
tragung gegen Mißbrauch zu ſchützen.“ 

In dieſer Frage herrſchte im Prinzip beinahe völliges Ein⸗ 
berſtändnis. Die ſehr lebhaften Erörterungen befaßten ſich mit der 
Beſtimmung des Maßes der Bekanntheit, die für den Schutz der 
nüchteingetragenen ausländiſchen Zeichen verlangt werden ſoll. Das 
vomitee hatte die Faſſung „Namen und Marken mit Weltgeltung“ 
orgeſchlagen. Das hielt die Verſammlung für zu unbeſtimmt. Für 
15 Feſtſtellung der Bekanntheit des Zeichens ſoll die Auffaſſung 
maßgeblicher Verkehrskreiſe, z. B. der Händler der betreffenden 

arengattung, genügen. 
8 Die drei in New Vork auf dem Gebiete des Markenrechts 
ufgeſtellten Regeln ſtehen in ſinngemäßem Einklang mit dem den 
rhienſchutz betreffenden Kap. II der General Inter-American 
vention for Trade-Mark and Commercial Protection vom 
Febr. 19298). 
„Zur Vorbereitung für den nächſten, für das Jahr 1932 an- 
Ketten Kongreß der International Law Association iſt das 
— mit der Bearbeitung folgender drei Themen beauftragt 
je Nö: Die Weiterführung der erſten Arbeit des Ausſchuſſes über 
lä a plichkeiten und die Durchführung einer Weltmarke; die Zur 
Nokeit der Aufnahme eines bekannten Wortzeichens eines an⸗ 
agen ohne deſſen Zuſtimmung in einen Firmennamen, vornehm⸗ 
et Aletch. oder Gmbch.; die Abfaſſung internationaler Kon⸗ 
ie en in den Landesſprachen aller vertragſchließenden Staaten, 
um zämtlich als Originaltexte gelten ſollen. Hierbei handelt es ſich 
keit Ausermeidung der Schwierigkeit, ja bigiveilen der Unmöglich⸗ 
eingg Ausdrücke der verſchiedenen Rechtsſyſteme in die Sprache 
ür „, Landes anderer Rechtsordnung zu überſetzen, was insbe]. 
a Überjegung von Sonderbegriffen des engliſch⸗amerikaniſchen 
a mon law“ in die Sprachen der Länder des kontinental- 
opäiſchen und ſüdamerikaniſchen „eivil law“ und umgekehrt gilt. 
em Ausſchuß wurde aufgegeben, ſich wegen der ſprachlichen 
itung der Vertragstexte im allgemeinen mit dem Völlkerbund 
ſeten. der Internationalen Handelskammer in Verbindung zu 
die Du uf dem Gebiete des Warenzeichenrechts ſoll der Ausſchuß 
rchführung ſelbſt vornehmen. 


Bearbe 
und 


Die urheberrechtliche Stellung des Bearbeiters. 


8. Surg ra des Geh. Reg. Dr. Wollenberg, gehalten am 
ereins 1930 bei der Tagung des Allgemeinen Deutſchen Mufik- 
lung din Königsberg i. Pr.: „Die urheberrechtliche Stel- 

des Bearbeiters“. 
dem — Vortragende gab einen umfaſſenden Überblick über die mit 
ema zuſammenhängenden Rechtsfragen. Aus feinen Aus⸗ 


— 
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führungen ſeien die folgenden über die urheberrechtliche Stellung des 
vortragenden Künſtlers und die Bedeutung des künſtleriſchen Werkes 
im Urheberrecht hervorgehoben: 

Es muß eine Formgeſtaltung vorliegen, eine äußerlich 
erkennbare, gewiſſermaßen greifbare Arbeit, ein Werk! Deshalb fallen 
niemals unter die Urheberrechtsgeſeze Handlungen, Geſten, Gebärden, 
etwa eines vortragenden Redners, Schauſpielers oder konzertierenden 
Künſtlers. Gewiß kann man es verſtehen, wenn die ausübenden 
Künſtler Wert darauf legen, für ihre Eigenart einen geſetzlichen Schutz 
zu erlangen. Iſt es doch gar nicht zu verkennen, daß der Art, wie 
ein Mufiker, ein Dirigent, ein Schauſpieler, ein Redner das Werk 
aufführt oder vorträgt, die allergrößte Bedeutung zukommt, daß ſie 
Bewunderung und Begeiſterung auszulöſen vermag, ja oft dem auf⸗ 
geführten Werk erſt zu einem beſonderen Erfolg verhilft. Wie aber 
ſoll lediglich ein in der Art des Auftretens des Künſtlers, feiner 
Bewegungen und Geſten, ſeiner geiſtigen und künſtleriſchen Erfaſſung 
des Werks ſich ausprägendes Künſtlertum jo feſtgelegt werden, daß 
ein Schutz gegen Nachahmung dieſer Eigenart ſich verwirklichen ließe? 
Und das Weſen dieſes Urheberrechts iſt doch gerade dieſer Schutz, der 
von den konzertierenden Künſtlern mit ihren Anträgen erſtrebt wird. 
Soll etwa jede ſolche perſönliche Wiedergabe mittels techniſcher Vor⸗ 
richtungen wie mit dem Tonfilm fixiert werden? Wo ſoll ferner die 
Grenze ſein? Soll auch die Wiedergabe urheberrechtlich freier Werke 
für den Aufführenden oder Vortragenden einen Urheberrechtsſchutz 
ſchaffen? Und wie ſoll ſich der muſikaliſche Nachwuchs weiterbilden, 
wenn er den Vorbildern, den Lehrern, in ihrer Art, in ihrer Auf⸗ 
faſſung der vorgetragenen Werke nicht folgen darf, ohne ſich zu 
vergehen ? 

Sprechen ſchon dieſe praktiſchen Erwägungen gegen die Möglich⸗ 
keit eines Schutzes der gedachten Art, ſo kann man doch auch in 
der Art der Wiedergabe eines Werkes unmöglich eine Urſchöpfung 
oder eine Bearbeitung erblicken. Die Urſchöpfung iſt doch das auf⸗ 
geführte Werk, und die Wiedergabe iſt lediglich ein Nachſchaffen! Die 
Intereſſen des konzertierenden Künſtlers können hiernach mit den 
Mitteln des Urheberrechts unmöglich geſchützt werden. Seine Tätig- 
keit iſt keine erfaßbare Formgeſtaltung, die ſich nach allen Seiten 
abgrenzen ließe, und iſt deshalb für die Schutzmaßnahmen der Urheber- 
rechtsgeſetze völlig ungeeignet. Aber es bedarf auch des Urheberrechts⸗ 
ſchutzes für dieſe perſönliche Tätigkeit nicht, weil der vortragende 
oder konzertierende Künſtler beim Abſchluß ſeiner Verträge über die 
Aufführung des Werkes feine beſonderen, insbeſ. finanziellen Be⸗ 
dingungen ſtellen kann, indem er feine Bereitſchaft von enlſprechenden 
Forderungen abhängig macht. Das gilt namentlich auch für den Vor⸗ 
trag auf Schallplatten oder für die Sendung im Rundfunk, der 
nichts anderes iſt als die Aufführung vor einem unbeſchränkt großen 
Hörerkreis, deſſen Abgrenzung mitzubeſtimmen der Vortragende natür⸗ 
lich ein Recht hat. Dabei ſetze ich voraus, daß der § 22 a LitUrhG. 
ſällt, ſo daß mit dem Erwerb einer Schallplatte künftig nicht ohne 
weiteres das Recht zur öffentlichen Aufführung erworben werden 
würde, wie es heute der Fall iſt. Alsdann würde der Künſtler in 
der Lage fein, auch für die öffentliche Aufführung feiner auf Schall- 
platten übertragenen Vorträge die entſprechenden Gegenforderungen 
geltend zu machen. Gewiß haben manche Künſtler nicht die wirt⸗ 
ſchaftliche Macht, ihre Forderungen durchzuſetzen. Aber dann iſt ihre 
Organiſation, die ſich immer mehr zu einer Notgemeinſchaft entwickeln 
muß, dazu da, ihren Anſprüchen zur Anerkennung zu verhelfen. 

Urheberrechtlich iſt der künſtleriſche Wert des geſchaffenen Werkes 
niemals von Bedeutung; es iſt aber nicht richtig, daß dieſe Rechts⸗ 
lage etwa dazu nötigt, auf muſikaliſchem Gebiet jeden Tonlärm als 
urheberrechtlich geſchützt anzuſehen. Immer muß ſich die Arbeit auf 
dem Urheberrechtsgebiet des entſtandenen Werkes bewegen, alſo in 
unſerem Falle mufikalifhekünftlerifh fein. Ein als Lärm zu be» 
zeichnendes Stück aber, z. B. eine nur für Gießkannen oder zum 
Kammblaſen mögliche Tonfolge, ich erinnere an das neuliche malaiſche 
Konzert im Radio, dürfte dieſe Bedingung nicht erfüllen; das iſt 
eben keine Muſik mehr, ſondern wie Richard Sternfeld einmal 
ſagte: ein übel riechendes Geräuſch, dem der Schutz nicht wegen ſeiner 
Wertloſigkeit zu verſagen iſt, ſondern deshalb, weil ihm die Eigen⸗ 
ſchaft eines Muſik werkes fehlt. 


Muf ein Grundſtücks eigentümer Reklame durch 
Luftfahrzeuge dulden? 


Reklame durch Luftfahrzeuge kann auf verſchiedene Art aus⸗ 
geführt werden, zunächſt im Luftraum, vor allem durch Flüge 
mit beſchrifteten Luftfahrzeugen, durch Himmelsſchrift, Flüge mit 
Sirenen oder durch Kunſtflüge von Reklamefliegern :), weiterhin 
aber auch durch Verweilen von Luftfahrzeugen mit Reklame⸗ 
inſchriften auf der Erde. Es iſt ferner zu beachten, daß Flug⸗ 
haſengeſellſchaften häufig mit einer Reklamefirma ein Abkommen 


1) Vgl. 8 57 LuftvVO. v. 19. Juli 1930 (Rh Bl. I. 363 ff.) 
und Preuß. Ausführungsanweiſung des MinHanduchew, und des 
Min Inn. b. 30. Okt. 1930 (MVliV. 1930 Nr. 47 Ziff. VID. 
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treffen, durch welches das Alleinrecht zur Vergebung von Re⸗ 
Klamen aller Art innerhalb des Flughafens dieſer Reklamefirma 
übertragen wird. Da ein Flughafen, welcher entweder ein öffent⸗ 
licher oder ein Privatflughafen?) fein kann, „aus dem zur Ab⸗ 
fertigung, zur Abholung und zur Landung von Luftfahrzeugen 
beſtimmten Gelände (Rollfeld), den ſonſtigen Anlagen und dem 
für den Betrieb der Luftfahrzeuge erforderlichen Luftraum“, der 
ſog. Flughafenzone beſteht, deren Umfang bei der Genehmigung 
des Flughafens feſtgeſetzt wird ), fo wird bei Vergebung der ge⸗ 
ſamten Reklametätigkeit innerhalb eines Flughafens man⸗ 
gels anderweitiger Vereinbarungen nicht nur die Reklame auf der 
Erde, ſondern auch diejenige in der Flughafenzone als vergeben 
zu gelten haben. 


Was zunächſt die Frage anbetrifft, ob ein Grundeigentümer 
im Luftraum über ſeinem Grundſtück eine Reklame durch Luft⸗ 
fahrzeuge dulden mußt), jo machen die zur Entſch. dieſer Frage 
in Betracht kommenden Vorſchriften ($ 905 B00 B., 8 1 Luftv®.) 
keinen Unterſchied zwiſchen einem Grundeigentümer, deſſen Grund⸗ 
ſtücke, wie z. B. Straßen, Plätze, Häfen, Flughäfen, dem öffent⸗ 
lichen Verkehr gewidmet ſind und dem Eigentümer reiner Privat⸗ 
grundſtücke. Es wird vielmehr ſchlechthin für jeden Grundeigen⸗ 
tümer beſtimmt, daß ſich das Recht des Eigentümers eines Grund⸗ 
ſtücks auf den Luftraum über der Oberfläche erſtreckt, daß der 
Eigentümer jedoch diejenigen Einwirkungen nicht verbieten kann, 
welche in ſolcher Höhe vorgenommen werden, daß er an der Aus⸗ 
ſchließung kein Intereſſe hat ($ 905 BGB.) und daß, abgeſehen 
hiervon, die Benutzung des Luftraumes durch Luftfahrzeuge, ſo⸗ 
weit fie nicht durch das Lufto®. und die zu ſeiner Ausführung er⸗ 
laſſenen Anordnungen beſchränkt ift, über allen Grundſtücken über⸗ 
haupt frei iſt (5 1 LuftvG.). Der Luftraum iſt alſo durch 8 1 
Luftvch. für den Luftverkehr zu einer öffentlichen Verkehrsſtraße 5) 
beſtimmt worden, d. h. er ſtellt ſich als ein Gegenſtand s) dar, der 
hinſichtlich des Luftverkehrs dem Gemeingebrauch gewidmet iſt. 


Die Widmung einer Verkehrseinrichtung zum freien Gebrauch 
bedeutet nun aber nicht, daß dadurch jeder ein Recht auf Be⸗ 
nutzung dieſer Verkehrseinrichtung für alle ſeine Privatzwecke er⸗ 
worben hätte:). Der Umfang des freien Gebrauchs an einer 
öffentlichen Verkehrseinrichtung iſt vielmehr durch das „jeweilig 
nach der allgemeinen und regelmäßigen Geſtaltung des Verkehrs 
übliche und noch Zuläſſige“ begrenzt). Der Gemeingebrauch am 
Luftraum beſteht infolgedeſſen lediglich in dem jedem — vorbehalt⸗ 


2) Ein öffentlicher Flughafen iſt vorhanden, wenn ſeine Ein⸗ 
richtungen für Abflug und Landung von Luftfahrzeugen dem all⸗ 
gemeinen Verkehr zu dienen beſtimmt find, ein Privatflughafen, 
wenn er für Sonderzwecke vorgeſehen iſt (8 35 Luftv O.; Pr⸗ 
Ausf Anw. v. 30. Okt. 1930 Ziff. IV). 


3) Vgl. 8 8 Luftvcg.; 88 35, 36 LuftvVO.; PrAusf Anw. 
v. 30. Okt. 1930 Ziff. IV. 


4) Es ſteht hier natürlich lediglich die Frage zur Erörterung, 
ob ein Grundeigentümer auf Grund ſeines privatrecht⸗ 
lichen Eigentums am Grund und Boden derartige Flüge über 
ſeinem Grundſtück dulden muß. 


5) Die Tatſache, daß der Luftraum ſich als eine öffentliche 
Verkehrsſtraße darſtellt, hat natürlich nichts mit dem vielfach 
früher vertretenen, in das Gebiet des Völkerrechts gehörenden 
Grundſatz zu tun, daß der Luftraum überall freies Gebiet ſei 
(Pair est libre). Dieſer Grundſatz iſt heute allgemein als un⸗ 
richtig verworfen und die ſtaatliche Hoheit am Luftraum über 
Staatsgebieten anerkannt. Der Luftraum iſt, wie die öffentliche 
Straße auf der Erde, Beſtandteil des Staatsgebietes. 


e) Nicht als eine „Sache“ i. S. des BGB.; denn nach 8 90 
BGB. find unter Sachen nur körperliche Gegenſtände zu ver⸗ 
ſtehen. Der Luftraum iſt aber ein körperlofer Raum. Das Recht, 
welches der Eigentümer eines Grundſtückes gem. 8 905 BGB. an 
dem über ſeinem Grundſtück befindlichen Luftraum hat, kraft 
deſſen er ihn benutzen und Einwirkungen Dritter ausſchließen kann, 
iſt kein Eigentum am Luftraum, ſondern eine Befugnis, welche ſich 
aus dem Eigentum am Grundſtück ergibt, ebenſo wie die Be⸗ 
fugnis des Grundeigentümers, auf ſeinem Grundſtück nach Be⸗ 
lieben zu wandeln und zu graben (vgl. Meyer, Die Erſchließung 
des Luftraumes in ihren rechtlichen Folgen, 1908, S. 13). 

2) Vgl. Gordan, Straßeneigentum und moderne Reklame 
im Luftraum; PrVerwöl. 48, 61 ff.; Germershauſen, Wege⸗ 
recht und Wegeverwaltung in Preußen, 4. Aufl., S. 96. 


8) Vgl. Germershauſen a. a. O. S. 75. Im PrA LR. 
wurde der Gemeingebrauch an einer öffentlichen Straße, wie folgt 
erläutert: „Der freie Gebrauch der Land- und Heerſtraßen iſt einem 
jeden zur Reiſe und Fortbringung ſeiner Sachen geſtattet“ (8 7 
II 15 UM). Wie Germershauſen a. a. O. S. 74 mit Recht 
hervorhebt, enthält dieſe Vorſchrift einen allgemein geltenden 
geltenden Grundſatz. 


Aufſätze 


FJuriſtiſche Wochenſchrift 


lich der Beobachtung der behördlichen Vorſchriften betreffend Zu⸗ 
laſſung, Führerſchein uſw. — offenſtehenden freien Gebrauch des 
Luftraums zur Beförderung von Perſonen und Sachen durch Luft⸗ 
fahrzeuge im Rahmen des Verkehrsüblichen. Inſoweit dieſer Ge⸗ 
meingebrauch beſteht, kann dann der Grundeigentümer das ihm 
em. 8 905 BGB. kraft feines Eigentums am Grundſtück zu⸗ 
tehende Recht auf Benutzung des Luftraumes oberhalb ſeines 
Grundſtückes nicht ausüben; er muß vielmehr dort alle Handlungen 
dulden, die mit der Ausübung des Luftverkehrs verkehrs⸗ 
übliche) verbunden ſind, ſelbſt wenn ſich die betreffende Hand⸗ 
lung, wie z. B. das Abwerfen von Ballaſt, über die Grenzen des 
Luftraumes hinaus auswirkt. 


Wendet man dieſe Grundſätze auf die Reklamebetätigung 
durch Luftfahrzeuge im Luftraum an, jo muß der Grundeigen⸗ 
tümer im Luftraum über ſeinem Grundſtück jede Reklame durch 
Luftfahrzeuge dulden, welche mit der Ausübung des Luftverkehrs, 
d. h. der Beförderung von Perſonen und Sachen durch Luft⸗ 
fahrzeuge, als verkehrsüblich anzuſehen iſt. Dies wird dann der 
Fall ſein, wenn Luftfahrzeuge bei der Ausübung des Luftverkehrs 
gleichzeitig dadurch Reklame ausüben, daß ihre Flächen zu Re 
kklamezwecken beſchriftet find; denn ebenſo wie auf der Erde der 
freie Gebrauch der Straße zu Verkehrszwecken es nicht ausſchließt, 
daß bei Ausübung dieſes Gebrauchs an den auf öffentlicher Straße 
fahrenden Wagen Beſchriftungen zu Reklamezwecken angebracht 
ſind, ſo werden auch derartige Beſchriftungen an Luftfahrzeugen bei 
der Ausübung des Luftverkehrs als verkehrsüblich angeſehen wer⸗ 
den können. Ein Grundeigentümer wird alſo das Befahren des 
Luftraumes über ſeinem Grundſtück mit beſchrifteten Luftfahrzeugen 
in Ausübung des Luftverkehrs ſelbſt dann nicht unterſagen 
oder von Bedingungen abhängig machen können, wenn er das 
ausſchließliche Recht zur Reklame innerhalb feinen Grundſtückes 
an eine Reklamefirma vergeben hat; denn der verkehrsübliche Ge⸗ 
meingebrauch kraft öffentlichen Rechts am Luftraum zu Zwecken 
155 n wird durch derartige Privatabmachungen nicht 
erührt. 


Erfolgt dagegen die Reklametätigkeit durch Luftfahrzeuge im 
Luftraum nicht zur Ausübung des Luftverkehrs, ſondern aus⸗ 
ſchließlich zu Reklamezwecken, oder überſchreitet die Reklame bet 
Ausübung des Luftverkehrs den verkehrsüblichen Gemeingebrauch 
am Luftraum, jo greift § 905 BGB. Platz. Die Entſch. hängt alſo 
davon ab, ob ein Intereſſe des Grundeigentümers an der Unter 
ſagung der Reklametätigkeit im Luftraum über feinem Eigentum 
als vorliegend anzuſehen iſt oder nicht. 


„Das Intereſſe wird bei den verſchiedenen Grundeigentümern 

vielfach ſehr verſchieden ſein. Von Sonderfällen abgeſehen, wird 
man ſagen können, daß ein Grundeigentümer ſelbſt bei aus⸗ 
geſprochenen Neklameflügen kein Intereſſe daran haben wird, 
diefe Flüge über feinem Grundſtück zu verbieten, ſofern ſie in 
angemeſſener Höhe durch Beſchriftung der Luftfahrzeuge oder durch 
Himmelsſchrift erfolgen. Dagegen wird bei Reklameflügen mit 
Sirenen oder bei Kunſtfliegen durch Reklameflieger ein ſolches 
Intereſſe ſchon vielfach vorliegen können. 


Bei einer Flughafengeſellſchaft wird man ein Inter 
eſſe an der Verhinderung von Reklameflügen als vorliegend an 
nehmen können, wenn Luftfahrzeuge die Flüge über dem Flu 
hafen lediglich zu Reklamezwecken ausführen 10), und 
zwar ſowohl dann, wenn die Ausübung der Reklame innerha 
des Flughafens an eine Reklamefirma vergeben worden iſt, a 
auch dann, wenn dies nicht der Fall iſt. Die Flu hafengeſellſchaft 
kann infolgedeſſen derartige Reklameflüge er oder ihre 
Hagans von der Erhebung einer beſonderen Gebühr abhängig 
machen. 


Was endlich die Frage anbetrifft, inwieweit ein Grundſtücks⸗ 
eigentümer das Verweilen von Luftfahrzeugen mit Reklame“ 
inſchriften, die in Ausübung des Luftverkehrs bei h m 
gelandet find, auf der Erde dulden muß, fo ſoll bieje 
Frage hier nur in bezug auf die öffentlichen Flughäfen erörten 
werden. Die Frage ift für dieſe unbedingt zu bejahen, da da 
Start⸗ und Landungsgelände eines öffentlichen Flughafens in 
gleicher Weiſe wie der Luftraum bezüglich des Luftverkehrs dem 
Gemeingebrauch gewidmet iſt. 

Der Eigentümer des öffentlichen Flughafens muß daher u 
Rahmen der behördlich genehmigten Slugpafenbenngungsorbrund 
auch die mit Reklameinſchriften verſehenen Luftfahrzeuge, we 2 
bei Ausübung des Luftverkehrs in dem Hafen Hufe 


e) Bredow⸗Müller, Komm. z. Luftvch., S. 438, jagen 
„untrennbar“ verbunden; dies ſcheint mir zu eng. 

10) Es geſchieht beſonders häufig, daß Firmen gelegen 
öffentlicher Luftfahrtveranſtaltungen innerhalb eines Flugha 
Reklameflüge ausführen laſſen. 


. 
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halt nehmen wollen, zulaſſen und kann für beſchriftete Luft⸗ 
fahrzeuge, welche den Flughafen lediglich als öffentlichen Start⸗ 
und Landungsplatz benutzen, keine beſondere Gebühr für die Be⸗ 
ſchriftung erheben, ſofern dies in der Flughafenbenutzungsordnung 
nicht beſonders vorgeſehen iſt. 

Zum Schluß ſei noch erwähnt, daß die Erteilung einer etwa 
erforderlichen polizeilichen Genehmigung zu einem Reklameflug 1) 


11) Pgl. 8 57 Luftv Vd. 


den privatrechtlichen Eigentumsanſpruch eines Grundeigentümers 
niemals berühren kann, insbeſ. kann ſeine Geltendmachung niemals 
lediglich dadurch ausgeſchloſſen fein 15). 
ORegR. Dr. Alex Meyer, 
Vorſitzender der Rechtskommiſſion der Wiſſenſchaftlichen 
Geſellſchaft für Luftfahrt. 


12) Vgl. Gordan a. a. O. S. 67; Germershauſen 
a. a. O. S. 97. 


Schrifttum. | 


Dr. jur. Ernſt Hirſch, Rechtsanwalt: Das Recht aus der 
Erfindung. Berlin 1930.. Verlag Chemie G. m. b. H. 
115 Seiten. Preis 7 . 


Die Natur des Erfinderrechts gehört heute noch zu den um⸗ 
ſtrittenſten Fragen. Sie wird in der vorliegenden Schrift unter 
Verückſichtigung der überreichen Literatur erörtert. Der Verf. zeigt 
ſich in ihr als ein gewandter Polemiker und zugleich als ein 
ſcharfſmniger Dogmatiker. Nach ihm iſt das Erfinderrecht ein 
techniſches Urheberrecht, das gleichberechtigt neben dem lite⸗ 
rariſchen und künſtleriſchen Urheberrecht ſteht. Es unterſcheidet ſich 
von dieſen nur durch die Verſchiedenheit des Zwecks: Das Schrift⸗ 
werk iſt Form zur Auslöſung beſtimmter Vorſtellungsinhalte, das 
Kunſtwerk Form zur Auslöſung beſtimmter äſthetiſcher Emp⸗ 
"dungen, die Erfindung Form zur Auslöſung beſtimmter che⸗ 
miſcher und phyſikaliſcher Wirkungen (S. 34/35). Dieſer Ce 
anke wird bereits von Dunkhaſe „Die patentfähige Erfin⸗ 
dung und das Erfinderrecht“ (Leipzig 1911) vertreten und iſt von 
ter, „Urheber⸗ und Erfinder⸗, Warenzeichen und Wett⸗ 
bewerbsrecht“ (Berlin und Leipzig 1928) übernommen. Der Verf. 
egründet dieſe Theorie von neuem und ſetzt ſich mit den älteren 
heorien auseinander: der Offenbarungstheorie, der Beſitztheorie 
und der Geheimnistheorie. Namentlich gilt ſein Kampf der Beſitz⸗ 
theorie, die von H. Iſay in feinem Komm. zum PatG. begründet 
und von Julius L. Seligſohn „Geheimnis⸗ und Erfindungs⸗ 
beſit (1921) weiter ausgebildet iſt. Es würde hier zu weit führen, 
auf dieſe mehr rechtstheoretiſchen Fragen näher einzugehen. Ich 
möchte nur die eine elde hervorheben, wie es bei der Dienſt⸗ 
erfindung eines Angeſtellten zu erklären iſt, daß der Prinzipal 
als der Erfindungsberechtigte anzuſehen iſt. Die Annahme eines 
derivatwen Erwerbs wäre höchſt unzwechmäßig, da der Angeſtellte 
urch Vorausverfügungen das Recht des Unternehmers vereiteln 
könnte; außerdem operiert man bei ihr mit dem Willen des An⸗ 
geſtellten, der oft nicht vorhanden ſein wird. Infolgedeſſen wird 
man dem Verkehrsbedürfnis nur gerecht, wenn man das Recht des 
bainzials unmittelbar entſtehen läßt. Die von Kohler begrün⸗ 
dete Stellvertretungstheorie, der ich früher zuſtimmte, hat Kiſch 
in ſeinem Handbuch des Patentrechts (S. 66) mit Recht bekämpft, 
weil Stellvertretung nur bei Rechtsgeſchäften, allenfalls bei Rechts⸗ 
Hurdlungen möglich iſt, die Erfindung aber keines von beiden iſt. 
r Verf. bekennt ſich zu der von Kiſch an derſelben Stelle be⸗ 
tündeten Zurechnungstheorie, deren Eigentümlichkeit darin be⸗ 


beben ſoll, daß die Rechtswirkungen eines Vorgangs aus beſon⸗ 


eren Gründen einer andern Perſon zuſtatten kommen, und zwar un⸗ 


Ber In Übereinſtimmung mit der herrſchenden Anſicht hält der 

ent das Erfinderrecht für ein abſolutes Vermögensrecht. Er be⸗ 

in elt im einzelnen die dinglichen und ſchuldrechtlichen Rechts 

+ Düfte über das Erfindungsrecht, die Zwangsvollſtreckung in das⸗ 
e, ſeinen Rechtsſchutz und ſein Erlöſchen. 


Ich war geſpannt, welche Folgerungen er in dieſen Fragen 
= feiner Feſtſtellung, daß 4 ae ein techniſches Ur⸗ 
chile cht iſt, ere würde, habe aber nicht gefunden, daß er hin⸗ 
Meß der Übertragung, der Vererblichkeit, der Beſtellung eines 
brauche, Pfandrechts oder einer Lizenz, hinſichtlich der Zwangs- 


vollſtreckung und des Rechtsſchutzes irgendwelche von der herrſchen⸗ 
den Meinung abweichenden Konſequenzen zieht. Im Gegenteil: er 
lehnt die Übertragung des 8 8 Litlixl,S. und des 8 10 Kunſt UrhG., 
nach denen das Erbrecht des Fiskus in das literariſche und künſt⸗ 
leriſche Urheberrecht ausgeſchloſſen iſt, auf das Erfinderrecht ab 
(S. 85), ebenſo die Übertragung des § 10 Lit Urhcö. und des 8 14 
U®,, nach welchen die Zwangsvollſtreckung in das literariſche oder 
Künſtleriſche Urheberrecht Einſchränkungen unterliegt (S. 93). Auch 
die Übertragung der zeitlichen Beſchränkungen aller Urheberrechte 
auf das Erfinderrecht erſcheint dem Verf. nicht angängig, ſo daß 
dieſes demnach von unbegrenzbarer Dauer wäre (S. 111). Er 
weiſt aber zutreffend darauf hin, daß in der Praxis der Er⸗ 
findungsberechtigte entweder ein Patent oder Gebrauchsmuſter er⸗ 
langen wird, ſo daß dadurch das Erfinderrecht zum Erlöſchen 
kommt, oder daß die Erfindung Allgemeingut werden wird. 


Wenn danach auch die praktiſche Ausbeute der Urheberrechts⸗ 
theorie nicht bedeutend iſt, ſo darf deshalb doch nicht der Wert 
der Schrift unterſchätzt werden. Zunächſt iſt jede wiſſenſchaftliche 
Unterſuchung über die ſyſtematiſche Stellung eines Rechtsbegriffs 
wertvoll, zumal wenn ſie in ſo tief eindringender Weiſe, wie es 
hier der Fall iſt, geſchieht, ſodann nimmt der Verf. zu allen 
Fragen des Immaterialgüterrechts, insbeſ. des Patentrechts, die bei 
dieſer Unterſuchung von Bedeutung find, ſelbſtändig Stellung. 
Selbſt wenn man mit ihm nicht in allen Punkten übereinſtimmt 
— dazu rechne ich z. B. feine Anſicht, daß eine Schadenserſaßz⸗ 
pflicht bei der Verlegung eines Erfinderrechts im Gegenſatz zum 
Patentrecht ſchon bei leichter Fahrläſſigkeit eintritt — ſo ſind 
ſeine Ausführungen ſtets anregend und eingehend begründet. 

SR. Dr. Dr. Arnold Seligſohn, Berlin. 


Gewerblicher Rechtsſchutz und Urheberrecht. Sammlung 
von Reichsgeſezen und Verordnungen einſchließlich des 
zwiſchenſtaatlichen Rechts. Textausgabe mit Sachverzeichnis 
von Dr. Otto Warnchyer, Reichsgerichtsrat. München 1930. 
C. H. Beck'ſche Verlagsbuchhandlung. VIII und 188 Seiten 
kl. 8. Preis Leinenband 3,20 . 


In ähnlicher Art wie bei den übrigen roten Beck ſchen Bänden, 
die die Rechtsquellen eines beſtimmten Sondergebietes zuſammen⸗ 
ſtellen, wird hier eine vollſtändige Sammlung ſamtlicher Reichs⸗ 
geſetze auf dem Gebiete des gewerblichen Rechtsſchutzes und Urheber⸗ 
rechts gegeben. Selbſtverſtändlich ſind auch die Nebengeſetze und die 
zahlreichen Rechtsquellen betr. das zwiſchenſtaatliche Recht in dem 
preiswerten Bande enthalten. D. S. 


P. Seelow, Syndikus, geſchäftsführender Vorſitzender der 
Zentrale zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs E. V.: 
Das Wettbewerbsgeſetz in praktiſchen Beiſpielen. Berlin 
1930. Verlag Struppe & Winckler. 44 Seiten. Preis 
1,40 46. 


Die kleine Schrift iſt kein Kommentar, enthält auch keine Er⸗ 
läuterungen zum Unl WG., ſie bringt aber eine Fülle von Beiſpielen 
zu den einzelnen Geſetzesbeſtimmungen für das, was nach ihnen an 
Verhalten und Bezeichnungen erlaubt und unzuläſſig iſt, nach Art 
eines Stichwörterverzeichniſſes. Die Nachprüfung iſt ſchwer, denn 
vielfach find die Quellen, aus denen geſchöpft iſt, nicht angegeben. 
Das iſt ein Grund zur Vorſicht, wie denn überhaupt derartige Zu- 
ſammenſtellungen nicht ohne Gefahr zu benutzen ſind, weil vielfach 
die Sonderart des Einzelfalles eine maßgebende Rolle ſpielt. Wird 
das aber beachtet, ſo mag die Arbeit ihre guten Dienſte kun. Sie 
wird dem Geſchäftsmann, wie auch dem Juriſten einen ſchnellen 
Überblick über Erlaubtes und Unerlaubtes geben, wobei der Umſtand, 
daß ein langjähriger Praktiker auf dem Gebiet des unlauteren 
Wettbewerbs der Verf. iſt, eine gewiſſe Gewähr bietet. Als Er⸗ 
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gänzung und Hilfsmittel zu den Kommentaren wird das Buch daher 

ſeinen Zweck erfüllen. Beſonders reichlich ſind die Beispiele zu den 

Reklamen, den Ausverkäufen und den Sonderveranſtaltungen. 
AGR. Wunderlich, Berlin. 


Dr. Hans Frieſe, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht in 
Königsberg i. Pr.: Das Recht am Markenartikel. Königs⸗ 
berg i. Pr. Louis Beerwald Verlag. 


Je umſtrittener eine Einrichtung iſt, um ſo mehr häufen ſich 
die Schriften, die im Dienſte der einen oder anderen Partei ge- 
ſchrieben als Intereſſentenliteratur keinen Anſpruch auf wiſſenſchaft⸗ 
liche Würdigung erheben können. Wenn über einen Gegenſtand in 
letzter Zeit unter bewußter Aufgabe von Objektivität und wiſſen⸗ 
ſchaftlichem Streben geſchrieben worden iſt, jo über den Marken- 
artikel. Die vorliegende Schrift von Frieſe erhebt ſich weit über 
den Kampf der widerſtreitenden Intereſſen und iſt als ein wertvoller 
monographiſcher Beitrag zur wiſſenſchaftlichen Literatur auf dieſem 
bedeutſamen Abſchnitt des Wettbewerbsrechts zu würdigen. Frieſe 
ſtellt das Problem des Preisſchleuderns von Markenartikeln in 
den Zuſammenhang der noch vielfach ungeklärten Grundprobleme 
unſeres Wettbewerbsrechtes. Unterſuchungen über Bedeutung der 
Marke, der Qualität und des Preiſes beim Markenartikel und die 
Feſtſtellung, daß vom kartelfrechtfichen Standpunkte aus, inſonderheit 
unter Berücksichtigung der 88 4, 10 KartVO. und der neuen Kart⸗ 
Not VO. v. 26. Juli 1930 das Syſtem der Preisbindung keine Ge 
fährdung der Geſamtwirtſchaft und des Gemeinwohls bedeute, geben 
Frieſe Anlaß zu ausführlichen wirtſchaftlichen Betrachtungen. Auf 
dieſer Grundlage Sept er ſich dann eingehend mit den Gründen aus⸗ 
einander, mit denen Rſpr. und Schrifttum ihre Auffaſſung von der 
Sittenwidrigkeit des Preisſchleuderns jtügen. Verdienſtlich iſt ſein 
Streben, die Behandlung des Problems von der Frage der Sitten⸗ 
widrigkeit zu löſen, womit er einer Beitjtrömung entgegenkommt, 
die ſchlechthin die Anwendung von „Blankettnormen“ als Gefühls⸗ 
jurisprudenz bekämpft. Hierbei darf aber nicht außer acht gelaſſen 
werden, daß Gefühlsjurisprudenz und Jurisprudenz, der auch das 
Rechtsgefühl etwas gilt, keine ſynonymen Begriffe ſind, daß man 
Gefahr läuft, das Kind mit dem Bade auszuſchütten, wenn man ſich 
in allen Fällen ſcheut, die ethiſche Grundlage einer Geſchäftshandlung 
unter die Lupe zu nehmen und daß die aus 8 1004 BGB. abgeleitete 
negatoriſche Unterlaſſungsklage nicht — wie Baumbach: DI. 
1931, 61 meint — imſtande iſt, alle Wettbewerbsverſtöße zu erfaſſen 
(f. den Fall des „ſlelaviſchen Nachbaues“ und hierzu RG.: unten 
S. 458 Nr. 37 = Muß. XXX, 529 „Electrolux“). Im Rahmen dieſer 
Beſprechung iſt es nicht möglich, ſich mit den Ausführungen aus⸗ 
einanderzuſetzen, mit denen Frieſe die Gründe der herrſchenden 
Meinung bekämpft. An ihre Stelle ſetzt er ein abſolutes Recht, das 
Recht am Markenartikel, den er zutreffend ein Organiſations⸗ 
produkt nennt. Den Gegenſtand dieſes Rechts am Markenartikel ſieht 
Frieſe in der Objektivierung aller Bemühungen und Auſtalten, 
die der Markenartikelfabrikant zur Propagierung des Marken⸗ 
artikels insbeſ. zum Ausbau eines lückenloſen Reversſyſtems trifft, 
ſo daß das Recht am Markenartikel einmal aus denjenigen Rechts⸗ 
elementen beſteht, die das Immaterialgut des Warenzeichens oder 
eines evtl. vorhandenen Patent-, Muſter⸗ oder Urheberrechts bes 
treffen und weiterhin aus denjenigen Geſchäftsgütern, die durch das 
Streben des Fabrikanten um das Einheitspreisſyſtem entſtehen. Das 
Recht am Unternehmen lehnt Frieſe ab. Dieſes Problem beſchäftigt 
das Schrifttum zur 
1931, 59 kündigt in ſeiner Beſprechung der Monographie von 
Frieſe einen Aufſatz über den Schutz des Unternehmens an, von 
mir wird ebenfalls in Kürze in Goldſchmidt Z. ein Aufſatz über den 
Unternehmensbegriff im gewerblichen Rechtsſchutz erſcheinen und auch 
von anderer Seite iſt, wie mir auf privatem Wege bekannt geworden 
iſt, die Behandlung des Problems geplant. Es iſt deshalb angezeigt, 
die Frage, ob ein Recht am Unternehmen anzuerkennen oder ab⸗ 
zulehnen iſt, erſt dann erneut zu unterſuchen, wenn das in nächſter 
Zeit zu erwartende Material vorliegt. Die Erwägung, die Frieſe 
dazu beſtimmt, das Recht am Unternehmen abzulehnen, knüpft an 
den Begriff der Widerrechtlichbeit in 8 823 Abſ. 1 BGB. an, und 


Frieſe glaubt zwiſchen den dort aufgezählten Rechten und dem 


Recht am Unternehmen den Unterſchied ſehen zu müſſen, daß bei 
dieſen Rechten grundſätzlich jeder ſchädigende Eingriff widerrechtlich 
ſei, es ſei denn, daß ein beſonderer Rechtfertigungsgrund für den 
Eingriff dargetan wird, während die gleiche Behandlung beim Unter⸗ 
nehmensrecht die Ausſchaltung des freien Wettbewerbs zugunſten des 
älteren Unternehmens bedeuten würde. Auf dieſe Theorie ſoll, wie 
geſagt, vorerſt nicht eingegangen werden; ich beſchränke mich auf 
den Hinweis, daß durch ein dem Handelnden zuſtehendes eigenes 
Recht die Widerrechtlichkeit ausgeſchloſſen wird, da das Recht eines 
anderen ſtets als Beſchränkung des eigenen Rechts. zu verſtehen iſt 
(ſ. Mot. 2, 726). Aber nimmt das Recht am Markenartikel gegen 
über den abſoluten Rechten in 8 823 Abſ. 1 BGB. eine andere 
Stellung ein als das Recht am Unternehmen; kann, wenn man 
dem Kaufmann grundſätzlich die Freiheit der Preisſtellung gewährt, 


Schrifttum 


Zeit beſonders ſtark; Hugo Tahn I: MuW. 
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davon ausgegangen werden, daß Preisunterbietungen grundſätzlich 
widerrechtlich ſeien, wenn nicht ein beſonderer Rechtfertigungsgrund 
für den Eingriff dargetan wird; iſt es nicht vielmehr umgekehrt, 
daß Preisunlerbietung ſchlechthin geſtattet und im Einzelfall die 
Widerrechtlichkeit zu behaupten und zu beweiſen iſt? Wenn man alſo 
aus den oben dargelegten Gründen das Recht am Unternehmen 
ablehnt, fo muß man m. E. auch das Recht am Markenartikel ab⸗ 
lehnen, und man würde vielleicht auch dazu kommen, noch weitere 
bisher als abſolute Rechte bewerlete Berechtigungen aus dem Katalog 
des 8823 Abſ. 1 BGB. zu ſtreichen — man denke an das Namens- 
recht aus 8 12 BGB. —, wenn die Auffaſſung Frieſes Billigung 
fände. So kann alſo auch dieſe Theorie nur im Zuſammenhang mit 
dem Problem des Unternehmensrechts behandelt werden, ſo daß 
auf eine abſchließende Würdigung im Rahmen dieſer Beſprechung ver⸗ 
zichtet werden muß. Zu welchem Ergebnis aber auch immer man 
kommen niag, die Schaffung abſoluter Rechte in noch ſo großer Zahl 
wird die Rſpr. niemals von der Aufgabe befreien können, Ver⸗ 
ſtöße gegen die guten Sitten dort, wo ſie vorliegen, auch als ſolche 
zu behandeln. Es wäre bedauerlich, wenn die Entgiftung der Prozeß 
atmosphäre nur durch Verweichlichung der Rechtspflege erreicht wer⸗ 
den könnte. 

Frieſe behandelt das Recht am Markenartikel auch unter 
Berückſichtigung der KartNot VO. v. 26. Juli 1930. Bei dieſer Ge⸗ 
legenheit möchte ich den Vorſchlag machen, die KartNot VO. Preisb⸗ 
BO. zu nennen, da auch die Kart BO. v. 2. Nov. 1923 eine Not BO. 
iſt und ſich die Bezeichnung Preisb BO. zwanglos aus dem Titel der 
O.: „Verhütung unwirtſchaftlicher Preisbindungen“ ergibt. 
Ergänzung der Ausführungen Frieſes möchte ich noch bemerken, 
daß ſveder die Preisb VO. noch die vier Wochen ſpäter erlaſſene 
Abbau O. die rechtsdogmatiſche Unterlage des Preisſchleuderns von 
Markenartikeln beeinfluſſen. In einem Aufſatz: „Preisb Vo. und 
Markenartikel“, der in Kürze in der Kartqkdſch. erſcheinen wird, 
habe ich gegen die gegenteilige Auffaſſung Goldbaums: Muß 
XXX, 505 Stellung genommen. 


Die Bedeutung der von Frieſe unter eingehender Würdigung 
des Schrifttums und der Rſpr. behandelten Fragen zeigt, daß der 
Verfaſſer mit ſeiner Arbeit das Schrifttum des Wettbewerbsrechtes 
um einen Beitrag bereichert hat, der erneut darkut, wie wichtig für 
die Fortentwicklung eines Nechtsgebietes die gründliche monographiſche 
Behandlung iſt. RA. Dr. Rudolf Callmann, Köln. 


Wolfgang Maun: Genſeßt der Urheber von Werken der 
Literatur nach dem deutſchen Urheberrechtsgeſetz Schutz 
gegen die Rundfunkſendung. Vorna Bez. Leipzig 1930. 
Univerſitätsverlag Robert Noske. 


Eine nicht gewöhnliche Kenntnis des funkurheberrechtlichen 
Schrifttums, gepaart mit ſcharfem kritiſchen Verſtande, läßt den Verf. 
. einer Verneinung der Frage kommen, nachdem er die Gold“ 

aumfche Verbreitungstheorie und die Elſter ſche Vervielfältigungs⸗ 
theorie abgelehnt hat, EN welch letztere er mit guten Gründen anfühtt 
(S. 29), daß die funkmäßige Wiedergabe zwar als „Vervielfachung“ 
aufgefaßt werden könne, womit aber in der Auslegung des LitlUrh&. 
nichts erreicht ſei. 

Wenn der Verf. dieſer Rechtslage gegenüber einen (auch von ihm 
als wünſchenswert bezeichneten) Schuß des Urhebers auf Gru 
heutiger Geſetzgebung in den urheberperſönlichkeitsrechtlichen Ber 
ſtimmungen des 89 Bitllch®. findet, fo kann dem nicht beigeſtimmt 
werden. Zeigt doch die Praxis — wie übrigens auch bei der bühnen“ 
mäßigen Aufführung eines Werkes —, daß bei der funkmäßigen 
Wiedergabe eines Werkes der Urheber diejenigen Anderungen ge 
ſtattet, die durch die Art der funkmäßigen Wiedergabe bedingt ſind, 
Anderungen, die auch in dem Abkommen zwiſchen Sendegeſellſcha 
und der Geſellſchaft für Senderechte ausdrücklich als berechtigt an 
erkannt werden (wieder einer der zahlreichen Beweiſe dafür, daß ein 
1 Urheberperſönlichkeitsrecht lediglich in der Theorik 
beſteht!). 

Zeigt alſo ſchon die Behandlung des Spezialthemas eine ſichere 
Hand, fo überraſchen einzelne Bemerkungen, die von wirklich 
tiefen Verſtändnis für urheberrechtliche Probleme zeugen, z. B. S. 
der Hinweis darauf, daß die im 8 1 Ziff. 3 LitUrhc. aufgezählten 
Abbildungen das körperliche Subſtrat verlangen (im Gegenſatze zu D 
anderen ſchutzfähigen Werken des Lit Urhch.). Treffend die Ben. 
S. 37 Aum. 4, wonach die in RG. 113, 418 — und Übrigens all 
in JW. 1930, 1716 — geäußerte Anſchauung, daß Zweck un 
Grundgedanken des Geſetzes ſei, dem Schöpfer eines Schriftwer le 
deſſen volle wirtſchaftliche Ausbeute mit nur wenigen beſtimmt 
geregelten Einſchränkungen unverkürzt zukommen zu laſſen, unzu⸗ 
treffend ſei. Hier liegt tatfächlich der den meiſten verborgene Angel- 
punkt urheberrechtlicher Betrachtungen. 

Die Bemerkung (S. 8), daß das Verlagsrecht regelmäßig als ein 
dem Urheberrecht akzeſſoriſches Recht betrachtet wird, dürfte wo 
nicht ſtimmen, und es wäre intereſſant geweſen, wenn der Berf. fr) 
Frage der Möglichkeit, das gewerbsmäßige „Verleihen“ eines W 
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zu verbieten, an Hand des Urt. des LG. Kopenhagen, deſſen Abdruck 
im Arch. Urheber 1930 S. 215 dem Verf. entgangen iſt, unter⸗ 
ſucht hätte. RA. Dr. Willy Hoffmann, Leipzig. 


Heinz Blechen: Der zivilrechtliche Rechtsſchutz des Zei- 
tungsinhalts. Leipzig 1930. Otto Harraſſowitz. Preis 
4 Ab. 


„Der Verf beſchäftigt ſich zunächſt mit Weſen und Begriff der 
Zeitung und gibt ſodann einen geſchichtlichen Überblick über die Ent⸗ 
wicklung des Urheberſchutzes des Zeitungsinhalts, indem er an Hand 
der Entwicklung der modernen Preſſe zeigt, wie das Bedürfnis eines 
ſolchen Schutzes erſt mit der Entwicklung der Zeitung vom reinen 

achrichtenblatt zur modernen Geſinnungszeitung mit ſchöpferiſchem 
Geiſtesinhalt allmählich zur Entſtehung gelangte. Der Kern der Arbeit 
ſind die Ausführungen über den urheberrechtlichen und wettbewerb⸗ 
lichen Schutz der Zeitung. Mit beſonders dankenswerter Gründlich⸗ 
keit unterſucht der Verf. das Verhältnis der urheberrechtlichen Vor⸗ 
chriften zu denen des Wettbewerbsrechts und des BGB. über un⸗ 
erlaubte Handlungen. Unter Berufung auf einzelne Entſch. des RG. 
gelangt der Verf. zu dem bekanntlich nicht unbeſtrittenen Ergebnis, 
aß zwar durch die beſtehenden Sondergeſetze urheberrechtlicher und 
wettbewerblicher Art die Anwendung der allgemeinen Vorſchriften des 

GB. gegen unſittliche Schadenszufügung, insbeſ. alſo 8826 BGB., 
nicht ausgeſchloſſen werde, daß aber da, wo das Urheberrecht aus⸗ 
rücklich und abſichtlich einen Schutz für einen gewiſſen Tatbeſtand 
ausſchließt, ein ſolcher auch nicht aus allgemeinen Geſichtspunkten des 

B. oder des Wettbewerbsrechts hergeleitet werden könne. Der 
Verf, gehört zu den Verfechtern der Meinung, daß auch der urheber⸗ 
rechtliche Schutz nichts anderes bezwecke, als dem Autor einen Vor⸗ 
prung im Wettbewerb zu geben, alſo im Grunde auch nur wett⸗ 
bewerblicher Art ſei, eine Behauptung, die mindeſtens zu weit geht 
und dem Charakter des Urheberrechts nicht voll gerecht wird. So 
richtig es iſt, daß der Urheberſchutz keinesfalls auf dem Umwege über 
das BHV. oder das Wettbewerbsrecht über die Grenzen hinaus aus⸗ 
gedehnt werden darf, die ihm mit Rückſicht auf die Allgemeinheit 
gezogen worden ſind, ſowenig vertretbar erſcheint es, nach dem 
Urheberrecht erlaubte Handlungen auch dann für zuläffig zu erklären, 
wenn ſie ſich mit Rückſicht auf die beſonderen Umſtände des Einzel⸗ 
falles als unſittlich und insbeſ. als unlautere Form des Wettbewerbs 
darſtellen. Das würde nichts anderes bedeuten, als daß der unſer 

eſetzesrecht beherrſchende Grundſatz der guten Sitten allein im 
woheberrecht außer Anwendung geſetzt wäre, eine Folgerung, die 
En auch der Verf. nicht vertreten will. Aber richtig iſt natürlich, 
aß da, wo das Urheberrecht abſichtlich keinen Schutz gewährt, um 
auch anderen die Benutzung des Werkes zu geſtatten, die bloße Be⸗ 
nutzung nicht etwa ſchon für ſich, ſondern nur beim Hinzutreten 
‚elönderer Umſtände als unlauteres Verhalten i. S. des BGB. und 
es Wettbewerbsrechts angeſehen werden darf. Durchaus zutreffend iſt, 
was der Verf. über den Begriff des Schriftwerks im Zeitungsweſen 
und insbeſ. darüber ausführt, ob vermiſchte Nachrichten tatſächlichen 
nhalts Schriftwerke find. Die etwas verunglückte Faſſung des 
8 LitUrhch. hat vielfach zu der irrigen Auffaſſung geführt, daß 
uch vermiſchte Nachrichten und Tagesneuigkeiten der Zeitung als 
mch riftverke unter das Anwendungsgebiet des Geſetzes fallen und 
ur durch eine Ausnahmevorſchrift von dem ihnen an ſich zuſtehenden 
blhberſchut ausgenommen worden ſeien. In Wirklichkeit fallen 
ae Zeitungsnachrichten, wie der Verf. zutreffend ausführt, mangels 
10 00 geiſtig-ſchöpferiſchen Charakters überhaupt nicht unter das Geſetz, 
aß die Vorſchrift des § 18 Abſ. 3 in Wirklichkeit nur die Be⸗ 
utung hat, feſtzuſtellen, daß ſolche Nachrichten als Nichtſchriftwerke 
«. den Vorſchriften dieſes Geſetzes nicht berührt werden. Ob es 
ner oings richtig wäre, den auf dem Gebiet des Preſſenachrichten⸗ 
ih erforderlich gewordenen Rechtsſchuz im Wettbewerbsrecht zu 
fich u, wie der Verf. meint, muß füglich bezweifelt werden. Die An⸗ 
Blechens, daß der gegenwärtig / Rechtsſchutz genüge, wird auf 
einſti der praktiſchen Erfahrungen von Regierung und Intereſſenten 
REN verneint. Die Schwierigkeiten liegen hier allerdings nicht 

25 daß es an Verboten fehlt, vielmehr beſteht das Bedürfnis nach 
5 ſonderrechtlichen Regelung — und das überſieht der Verf. — 
it arin, daß Vorſchriften fehlen, um die beſonderen Beweisſchwierig⸗ 

ten, die gerade auf dem Gebiet des Preſſe- und Rundfunk⸗ 
ſeingichtenweſens einer Verfolgung des Täters und dem Nachweis 
. Schuld entgegenſtehen, leichter überwinden zu können. Solche 

er ich auf praktiſche Bedurfniſſe der Preſſe zugeſchnittenen, mit dem 
9 — Wettbewerbsrecht in keiner Beziehung in Parallele zu ſetzende 
büreh. dorſchriften dürften aber nicht in das Wettbewerbsrecht ge⸗ 
einftin enn man auch nicht in allen Punkten mit dem Verf. über⸗ 
im men kann, fo darf doch nicht verkannt werden, daß es ſich 

Een um eine außerordentlich gründliche und umfaſſende Arbeit 
e zum erſtenmal den ganzen Fragenkomplex des zivilrecht⸗ 
bande tec tsſchutzes des Zeitungsinhalts in erſchöpfender Weiſe be⸗ 
du win Da die vorhandenen Kommentare in dieſer Veziehung viel 
dieken Uſchen übrig laſſen, fo wird die Arbeit für jeden, der ſich mit 

ifo, Fragen zu befaſſen hat, ein willkommenes und unentbehrliches 
ſsmittel ſein. 


Miniſterialdirigent Dr. Kurt Hänßſchel, Berlin. 
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Dr. K. Meyer, Präſident des Oberlandesgerichtes München: 
Die Reform des deutſchen Preßrechts. Heft 2 der Bei⸗ 
hefte „Werdendes Recht“ der Deutſchen Juriſten⸗Zeitung. 
Berlin 1930. Otto Liebmann. 


Die vorliegende Schrift iſt um ſo mehr zu begrüßen, als ſie 
geeignet iſt, das allgemeine Intereſſe der Juriſtenwelt für die un⸗ 
bedingt notwendige Reform des deutſchen Preßrechtes zu wecken. 
Wenn das Preßrecht als Materie auch nicht entfernt ſo umfangreich 
iſt wie etwa das allgemeine Steh B., deſſen Reform mit der des 
Preßrechtes im engſten Zuſammenhang ſteht, ſo macht doch die 
Schwierigkeit des Rechtsſtoffes auch beim Preßrecht eine beſonders 
umfangreiche und eingehende Vorarbeit erforderlich. Präſident Meyer 
fordert dringend eine Neuſchaffung des deutſchen Preßrechts und 
lehnt Teilreformen ab; eine Auffaſſung, zu der nach reiflicher Über⸗ 
legung auch das für dieſe Materie federführende Reichsminiſterium 
des Innern gelangte. Die Zahl der Probleme, die in der Preßrechts⸗ 
reform zu löſen ſind, hat ſich innerhalb der Geltungsdauer des be⸗ 
ſtehenden Rechtes fo vermehrt, daß ſchon äußerlich das neue Preß⸗ 
geſetz ſich dadurch von dem alten unterſcheiden dürfte, daß es zahl⸗ 
reiche Materien enthalten muß, die im alten Geſetz überhaupt nicht 
behandelt find. Mit Recht macht der Verf. darauf aufmerkjam, daß 
die Entwicklung des Zeitungsweſens, die Weiterbildung der Technik, 
die Einführung von Lichtſpiel, Lichtwanderſchrift und Rundfunk 
Verhältniſſe geſchaffen haben, mit der die Geſetzgebung nicht Schritt 
gehalten hat. Dazu kommt die Anderung unſerer ſtaatlichen Ver⸗ 
hältniſſe, der übergang vom konſtitutionellen zum Vollsſtaat, der 
naturnotwendig die Bedeutung der Preife und insbeſ. der Bericht⸗ 
erſtattung der Preſſe für den ungeſtörten Gang des Verfaſſungs⸗ 
lebens erheblich geſteigert hat, da für eine geiſtige Anteilnahme der 
Staatsbürger an den Staatsgeſchäften, wie fie der bemokratifche 
Staat erforderlich macht, die Freiheit der Preßberichterſtattung un⸗ 
bedingte Vorausſetzung iſt. 

Der Verf. hat in der vorliegenden Schrift nur einen Teil dieſer 
Probleme behandelt. Sehr eingehend beſchaftigt er ſich mit der Frage 
der Wahrnehmung berechtigter Intereſſen, wobei er erfreulicherweiſe 
die öffentliche Funktion, die die Preſſe heute auszuüben hat, rück⸗ 
haltlos anerkennt, weiter mit den Beſtimmungen über den Ehren⸗ 
ſchutz, dem Zeugniszwang gegen Redakteure und dem unſtreitig nach 
jeder Richtung hin verbeſſerungsbedürftigen Berichtigungsrecht. Die 
Ergebniſſe, zu denen er dabei kommt, ſtimmen in ſo weitgehendem 
Umfange mit den auch von mir in den vom Verf. zitierten Schriften 
vertretenen Auffaſſungen überein, daß ich mich darauf beſchränken 
kann, dieſe erfreuliche Übereinſtimmung feſtzuſtellen. Da auch die im 
Reichsminiſterium des Innern ſeit Jahresfriſt arbeitende Sachver⸗ 
ſtändigenkommiſſion für die Preßrechtsreform dieſen Gedankengängen 
im großen und ganzen beigetreten iſt, ſo zeichnen ſich jetzt hier bereits 
mehr oder weniger deutlich die Linien ab, in denen dieſe Fragen 
einer Neuregelung zugeführt werden dürften. 

Bezüglich der Mängel, die ſich auf dem Gebiet der Gerichts- 
berichterſtattung insbeſ. dadurch gezeigt haben, daß die Nachtaus⸗ 
gaben großer Berliner Blätter vielfach anſtößige, das Sexualemp⸗ 
finden der Jugend gefährdende Senſationsberichte erſtatteten, verweiſt 
Meyer mit Recht auf die Vorſchriften des engliſchen Rechtes, die 
zwar die Freiheit der Verichterſtattung viel weitergehend als das 
deutſche Recht ſchützen, aber auf der anderen Seite auch nicht ver⸗ 
geſſen, dort, wo das öffentliche Intereſſe eine Berichterſtattung nicht 
erheiſcht, weitgehende Beſchränkungen zugunſten der öffentlichen Moral 
und der Familienehre des einzelnen vorzuſchreiben, Vorſchriften, 
die auch für uns manches wertvolle Vorbild enthalten dürſten. 


Zum Schluß hat der Verf. in einem Anhang ſeine Vorſchläge 
für die Reform des deutſchen Preßrechts in einer Anzahl von Theſen 
zuſammengefaßt. Meyer verlangt den Erlaß eines Journaliſten⸗ 
geſetzes mit dem Zweck der Sicherung der Unabhängigkeit der Preſſe 
vor gemeinſchädlichen Einflüſſen privater Natur und der Schaffung 
eines freien, unabhängigen, ſeiner Verantwortung bewußten, geiſtig 
und moraliſch hochſtehenden Journaliſtenſtandes. Das Geſetz ſoll 
weiter die Heranbildung eines tüchtigen Nachwuchſes fördern und 
dem Zweck des wirtſchaftlichen und ſozialen Schutzes der Schrift⸗ 
leiter, insbeſ. ihrer Sicherſtellung gegen Richtungs- und Beſitzwechſel 
der Zeitung dienen. Zu dieſem Zweck hält er die geſetzliche Anerken- 
nung der öffentlichen Funktion der Preſſe und der öffentlichen Auf⸗ 
gaben des Schriftleiterſtandes, ferner geſetzliche Vorſchriften, wonach 
der Schriftleitungsteil einer Zeitung nur öffentlichen Intereſſen 
dienen und vom Anzeigenteil getrennt ſein ſoll, für erforderlich. Auf 
ein ſehr ſtrittiges Gebiet führt ſeine weitere Forderung nach Schaf⸗ 
fung geſetzlich anerkannter Preſſekammern, die nicht nur zur Erſtar⸗ 
tung von Gutachten, ſondern auch für Streitigkeiten zwiſchen Ver⸗ 
legern und Schriftleitern und insbeſ. als Ehrengerichte für Schrift⸗ 
leiter zuſtändig ſein ſollen, wenn dieſe ihre geſetzlichen Berufs⸗ 
pflichten verletzen. Gegen die Schaffung von Preſſekammern als reine 
Gutachterkammern beſtehen wohl nirgends durchgreifende Bedenken. 
Um fo mehr find ſolche insbeſ. aus den Kreiſen der Preſſe ſelbſt da⸗ 
gegen erhoben worden, daß man nach Art der Anwalts⸗, Arztes, 
Zahnärzte und Apothekerkammern nun auch Preſſekammern mit 
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ehrengerichtlichen Vefugniſſen einzurichten vorſchlägt. Die Geg⸗ 
ner ſolcher Ehrengerichte, gegen deren Einführung auch ich trotz 
vieler Vorteile, ſchwere Bedenken habe, welſen darauf hin, daß der 
Schriftleiterſtand zum Unterſchied von den anderen bisher mit ſol⸗ 
chen Ehrengerichten bedachten Berufsſtänden mangels einer vor⸗ 
geſchriebenen einheitlichen Vorbildung auch der notwendigen Ein⸗ 
Heitfichkeit in der Berufsauffaſſung ermangele. Dem Redakteurſtand 
den Charakter eines freien Berufes zu nehmen, ſtößt aber aus 
mannigfachen Gründen, die hier zu erörtern zu weit führen würde, 
auf unüberwindliche Bedenken. Dazu kommt, daß unſere Preſſe ſich 
in weiteſtem Umfange nach politiſchen Geſichtspunkten ſchichtet und 
daß infolgedeſſen auch die Ehrenſtreitigkeiten in zahlreichen Fällen 
nicht frei von politiſchem Einſchlag ſein werden. Wie ſoll in ſolchen 
Fällen ein objektives Urteil zuſtande kommen, wenn man berück⸗ 
ſichtigt, daß kaum ein Beruf weniger auf Objektivität als auf 
ſubiektive Betrachtungsweiſe eingeſtellt iſt als gerade der des Preſſe⸗ 
mannes? Kann man unter ſolchen Umſtänden erwarten, daß der 
Redakteur einer politiſchen Zeitung als Richter einem anderen 
Redakteur gerecht wird, wenn dieſer als Anhänger der entgegen⸗ 
geſetzten, vom Richter vielleicht ſtändig als verachtungswürdig be⸗ 
Rämpften Richtung nunmehr als Angeklagter vor ihm ſteht? Oder 
ſoll in ſolchen Fällen das Recht auf Ablehnung wegen Befangenheit 
gegeben ſein, was. zur Folge hätte, daß über den Redakteur einer 
politiſchen Richtung nur Richter der gleichen Richtung zu Gericht 
ſitzen dürfen? Schon das Aufwerfen dieſer Fragen genügt, um die 
Schwierigkeiten des Problems zu beleuchten. 

Bezüglich der Preſſerechtsreform im engeren Sinne verlangt 
Meyer die Verankerung der Preßfreiheit in Art. 118 Verf., der 
jetzt von der eigentlichen Preßfreiheit nur das Zenſurverbot enthält. 
Dieſe Forderung iſt gewiß außerordentlich begrüßenswert und ird 
auch von mir für notwendig gehalten. Leider beſteht jedoch für Ver⸗ 
faſſungsänderungen i. S. einer Verſtärkung der Grund⸗ und Frei⸗ 
heitsrechte bei der heutigen Zuſammenſetzung des Reichstages nicht 
die geringſte Ausſicht. Neben einer Verſtärkung des Ehrenſchußzes 
fordert der Verf. weiter die Ausdehnung des Schutzes des § 193 
SGB. auch auf die Wahrnehmung berechtigter öffentlicher Intereſſen 
durch die Preſſe, und zwar in gleicher Weiſe, wie dies der Straf⸗ 
rechtsausſchuß des letzten Reichstages ebenfalls getan hat. Dieſe 
Vorſchriften kommen der Preſſe bereits ſehr entgegen, leiden jedoch 
noch unter einem Mangel, für den bisher keine Abhilfe gefunden 
wurde: fie ſichern das Redaktionsgeheimnis nicht! Wenn der Re⸗ 
dakteur nachweiſen muß, daß er ohne Verſchulden das Opfer 
einer falſchen Information geworden iſt, ſo wird er dies in aller 
Regel nämlich nur in der Weiſe tun können, daß er die Quelle 
ſeiner Nachricht preisgibt. Es iſt nicht möglich, in dieſem Rahmen 
auf alle Einzelheiten der intereſſanten und überaus verdienſtvollen 
Schrift einzugehen. Ich möchte mich deshalb auf die Feſtſtellung 
beſchränken, daß dieſe Schrift die zurzeit einzige iſt, die das um⸗ 
fangreiche Gebiet der Preßrechtsreform im Zuſammenhang und in 
1197 weſentlichſten Punkten klar und ſachkundig zur Darſtellung 
ringt. 

Miniſterialdirigent Dr. Häntzſchel, Berlin. 


F. Goldſchmidt: Weingeſetz v. 25. Juli 1930. Mainz. Ver⸗ 
lag J. Diemer. Preis geb. 12 Sh. 


Der Verf. iſt Schriſtleiter des führenden Fachblattes „Deutſche 
Weinzeitung“, man merkt daher auf jeder Seite des Buches, daß es 
aus der Feder eines fachwiſſenſchaftlich durchgebildeten Praktikers 
ſtammt. Der Verf. läßt bewußt die fachlichen Darlegungen vor- 
herrſchen, wenn es auch an juriſtiſchen Ausführungen und an Zetaten 
wichtiger, z. T. unveröffentlichter Entſcheidungen nicht fehlt; es wird 
auf die Bearbeitung der Strafvorſchriften (88 2633) verzichtet, „da 
ſie keinen Anlaß zu fachlicher Kommentierung bieten“. Die Entſtehung 
des neuen Geſetzes wird durch die Veröffentlichung der Entwürfe und 
ihrer Begründungen ſowie des Berichts des Reichswirtſchaftsrates ver⸗ 
anſchaulicht. Die Ausführungsbeſtimmungen werden, ſoweit ſie noch 
nicht erlaſſen ſind, in einem Nachtrag koſtenlos nachgeliefert werden. 

Das Buch gibt dem Juriſten erſchöpfenden Aufſchluß über alle 
techniſchen Fragen des Weinch.; alle juriſtiſchen Fragen, die nur 
irgendwie im Zuſammenhang mit den fachlichen Ausführungen ſtehen, 
ſind eingehend und einwandfrei behandelt. (Zu 818 Weinch. hätte 
vielleicht noch auf die grundlegende Entſch. in RGSt. 60, 28 hin⸗ 
gewieſen werden können.) Der Kommentar leiſtet zur Bearbeitung 
jeder Frage aus dem Wein®. ſomit ſehr gute Dienſte. — Für den 
Juriſten, der neben ſeiner Bibliothek auch ſeinen Weinkeller pflegt, 
iſt die Tabelle auf S. 90 über die „beſten“ und die „guten“ Jahr⸗ 
gänge eine erbauliche Lektüre. 

RA. Franz Mayer, Mainz. 


Ausland. 


Suggestions conceruing the International Convention 
for the Protection of Industrial Property, Preli- 
minary Draft 1930 (P. D.1). American Section, In- 


ternational Chamber of Commerce. Washington D. C. 
185 Seiten. 


Zur Vorbereitung des nächſten Kongreſſes der Internationalen 
Handelskammer, der im Mai 1931 in Waſhington ſtattfinden ſoll, 
hat die amerikaniſche Landesgruppe der Internationalen Handels⸗ 
kammer einen Entwurf einer internationalen Konvention für den 
Schutz des gewerblichen Eigentums vorgelegt und weiteren Kreiſen 
zugänglich gemacht. Das ſehr eingehende, vorzüglich ausgeſtattete Werk 
ſoll zugleich als Vorarbeit für den Londoner Kongreß der Inter⸗ 
nationalen Vereinigung für den Schutz des gewerblichen Eigentums 
t. J. 1932 und für die Zuſammenkuunft der Delegierten zum Zweck 
der Reviſion des Internationalen Unionsvertrages i. J. 1933 leben⸗ 
falls in London) dienen. Die Beſtimmungen des Pariſer Unions⸗ 
vertrages in der Haager Faſſung v. 6. Nov. 1925 und die Pan⸗ 
amerikaniſche Konvention für Marken⸗ und Handelsſchutz v. 20. Febr. 
1929 haben darin weitgehende Berückſichtigung gefunden. Der Ent⸗ 
wurf macht vornehmlich den Verſuch einer beſſeren methodiſchen An⸗ 
ordnung der internationalen Regeln. Er will mit ſeinem Inkraft⸗ 
treten an die Stelle der bisherigen internationalen Staatsverträge 
über den gewerblichen Rechtsſchutz treten (Abſchn. 9 Art. V). 

Der Entwurf will dem gewerblichen Eigentum in allen Zweigen 
der Landwirtſchaft, der Induſtrie und des Handels den größt⸗ 
möglichen Schutz zuteil werden laſſen. Der erſte Abſchnitt enthält 
allgenteine Regeln, darunter auch die Gleichſtellung des verbands⸗ 
zugehörigen Ausländers mit dem Inländer (Art. V, vgl. Art. 2 der 
Pariſer Union). Die folgenden Abſchnitte betreffen: Patente und 
Gebrauchsmuſter, Geſchmacksmuſter, Warenzeichen, Handelsnamen, die 
Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs, die Unterdrückung falſcher 
Herkunftsbezeichnungen, Rechtsverfolgung, Einführungs- und Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen, das Internationale Büro für den Schutz des 
gewerblichen Eigentums in Bern, das als bewährte Einrichtung auch 
nach dem Konventionsentwurf beibehalten werden ſoll (ſeine Aufgaben 
und ſein Jahreshaushalt werden im einzelnen hierin genau geregelt); 
ferner Definitionen der für die Konvention grundlegenden Be⸗ 
griffe ſowie VBeſtimmungen über die internationale Regiſtrierung von 
Warenzeichen. 

Den breiteſten Raum unter den materiellen Beſtimmungen des 
Entwurfs nehmen die Warenzeichen ein. Sie finden eine weit 
eingehendere Behandlung als die Patente. Das mag auf die zu⸗ 
nehmende Verbreitung der Markenartikel in allen Ländern der Welt 
und ihre dementſprechend immer größer werdende Bedeutung im inner“ 
ſtaatlichen und im internationalen Verkehr zurückzuführen ſein. Die 
Übertragung eines Warenzeichens, die bekanntlich im Pariſer Unions⸗ 
vertrage nicht geregelt iſt — Art. 9 dis des Madrider Abkommens 
betr. die internationale Registrierung von Fabril- und Handelsmarken 
erwähnt ſie —, ſoll nach Maßgabe des jeweiligen Landesrechts wirk⸗ 
ſam fein und der Gebrauch der Marke für jedes Land geſondert über⸗ 
tragen werden können (Abſchn. IV Art. XXII, XXIII). — M. E. wäre 
eine genauere Faſſung der Veſtimmungen über die Unabhängigkeit 
der Auslandsmarke (a. a. O. Art. XXI, XXIV, XXXIII) und ihre 
ſchärfere Trennung von der Regelung der Übertragung von Marken 
zu empfehlen. Bemerkenswert ift, daß der Entwurf für die Ein“ 
tragung der Marke im Auslande oder im Internationalen Regiſter 
in Bern die bereits erfolgte Eintragung im Heimatlande vorausſezt. 
Alsdann erſt kann die Marke in dem internationalen Berner Regiſter 
oder in jedem der Union angehörenden Lande unabhängig von den 
Eintragungen in anderen Ländern eingetragen und behandelt werden. — 
Art. XIII daf. regelt den Schutz wohlbekannter auslandiſcher Marken 
gegen die Eintragung gleicher oder ähnlicher verwechſlungsfähiger 
Zeichen für dieſelbe oder gleichartige Warenklaffen. : 

Aus dem Inhalt des Entwurfs ſei ferner erwähnt, daß die 
Eintragung von Geſchmacksmuſtern in einem Lande bre 
von deren Eintragung in anderen Ländern erfolgen ſoll (Abſchn. 1 
Art. XI). Der Schutz, den Art. 8 des Unionsvertrages den Handels“ 
namen ohne Eintragung gewährt, findet ſich im Abſchn. 5 Art. L 
Art. III b daſ. verbietet die Eintragung eines aus einem beſtehenden 
Handelsnamen oder deſſen weſentlichem Beſtandteile gebildeten Maren” 
zeichens für dieſelbe Warenklajje. Amtsſprachen des Verner Büros 
ſollen Engliſch, Franzöſiſch und Deutſch ſein. . 

Die Schöpfer des Entwurfs ſind ſich wohl bewußt, daß eine 
vollkommene Umgeftaltung des Internationalen Unionsvertrages keine 
Ausſicht auf Verwirklichung haben würde. Nach herrſchender Mei⸗ 
nung ſind aber Verbeſſerungen der Konvention angebracht, jo u. d. 
hinſichtlich der Anordnung des Stoffs. Dabei betont die amerikaniſche 
Landesgruppe nachdrücklich in dem Vorwort zu dem Entwurf, da 
es ſich nicht um einen förmlichen Vorſchlag von ihr handele, ſonbern 
nur um die Grundlage für Verhandlungen, geſchaffen in der Hof 
nung, daß ſie zu einer Verbeſſerung des internationalen Schutzes au 
allen Gebieten des gewerblichen Eigentums führen werden. 

RA. Dr. Hanna Katz, Berlin. 


Dr. jur. Lore Ehrlich: Der Verrat von Betriebsgeheimniſſen 
nach engliſchem und nurdamerikaniſchem Recht. (A 5 
handlungen des kriminaliſtiſchen Inſtituts an der 
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verfität Berlin. Vierte Folge. Erſter Band. Drittes Heft.) 
Berlin 1930. Verlag Walter de Gruyter & Co. Preis 
4 A. 


Wie auch die Verf. in der Einleitung betont, iſt nur von 
wenigen Bearbeitern des deutſchen gewerblichen Geheimnisſchutzes 
auch das ausländiſche Recht berückſichtigt worden. Soweit dies 
überhaupt geſchehen iſt, wurde gerade das engliſche und nord⸗ 
amerikaniſche Recht ſtarl vernachläſſigt. Lediglich Kohlrauſch, 
„Induſtrieſpionage“: 3StW. 50 (1929) S. 30 ff., hat in der letzten 
Zeit einige Bemerkungen über dieſe Rechte gebracht. Die mangelnde 
Berückſichtigung des engliſchen und amerikanischen Rechtes auf 
dieſem ſo wichtigen Gebiete des gewerblichen Rechtsſchutzes liegt 
weniger an einer nicht genügenden Kenntnis dieſer Rechte, als 
vielmehr an den Rechten ſelbſt. Das deutſche Recht hat, wie das 
vieler anderer Staaten, z. B. Oſterreich (8 11 des Gef. von 1923), 
Ungarn (815 des Gef. von 1923), Tſchechoſlowakei (Gef. vom 
28. Juni 1927), Polen (Gef. v. 2. Aug. 1926), Frankreich (Ar⸗ 
tikel 418 Code pénal), Belgien (Art. 309 Belg. Code penal von 
von 1867), Holland (Art. 273 Holl. StGB.), Luxemburg (Art. 4 
des Gef. v. 5. Juli 1929), Italien (Art. 298 Codice pen.), Nor⸗ 
wegen (Gef. v. 7. Juli 1922), Dänemark (Gef. v. 29. März 1924), 
Finnland (Geſ. v. 1. Juni 1922), Griechenland (Gef. von 1913) 
u. a. m., ſpezielle Strafnormen gegen den Verrat gewerblicher Ge⸗ 
heimniſſe. Dem engliſchen und dem nordamerikaniſchen Rechte iſt 
eine derartige Spezialregelung fremd. 


In beiden Staaten ſteht im Vordergrund der zivilrechtliche 
Schutz. Der Strafrechtsſchutz ergibt ſich nur aus allgemeinen 
ſtrafrechtlichen Normen oder iſt auf ganz beſondere Einzelfälle zu⸗ 
e Das Verdienſt der Verf. iſt es, in klarer und über⸗ 
ichtlicher Weiſe eine Darſtellung ſämtlicher Rechtsquellen gegeben 
zu haben, die für den Schutz des gewerblichen Geheimniſſes nach 
dem Rechte Englands oder dem der Vereinigten Staaten in Ber 
tracht kommen. 


Die Verf. geht zunächſt von den für Einzelfälle zuge⸗ 
ſchnittenen Strafrechtsnormen aus, unterſucht dann die Strafbar⸗ 
keit der Preisgabe von Betriebsgeheimniſſen nach den allgemeinen 
Strafbeſtimmungen und wendet ſich ſchließlich dem zivilrechtlichen 
Geheimnisſchutz zu, der ja, wie ſchon erwähnt, in England und 
Nordamerika die erſte Stelle einnimmt. Endlich wird auch die Be— 
handlung des Vetriebsgeheimniſſes im Prozeß einer kurzen Der 
trachtung unterzogen. Die Verf. hat ſich aber nicht mit einer Dar⸗ 
ſtellung und Kritiſierung der beiden ausländiſchen Rechte begnügt, 
ſondern fie hat an den maßgeblichen Stellen den ausländiſchen 
Rechten auch das deutſche Recht vergleichend gegenübergeſtellt. 
Dies gilt insbeſ. von den großen Reformfragen, die bei uns Be⸗ 
deutung haben, ſolange es einen gewerblichen Geheimnisſchutz gibt. 
Die Verf. gelangt dabei zu folgenden Ergebniſſen: 


Die angedrohte Strafe iſt nach dem engliſchen Rechte höher 
als nach deutſchem Rechte, während das nordamerikaniſche Recht 
in dieſer Beziehung dem deutſchen Rechte gleichſteht. Während 
nach deutſchem Rechte der verſuchte Geheimnisverrat ſtraflos iſt, 
wird der Verſuch nach engliſchem und wohl auch nach amerika- 
niſchem Rechte beſtraft. Wie nach deutſchem Rechte iſt auch nach 
den beiden ausländiſchen Rechten der strafrechtliche Schutz bei Ver⸗ 
rat durch Angeſtellte auf die Dauer des Angeſtelltenverhältniſſes 
eſchränkt. Davon gelten mur unbedeutende Ausnahmen. Das⸗ 
ſelbe gilt von dem mangelnden Schutze bei Verrat an das Aus- 
kund und der Gefährdung der Betriebsgeheimniſſe infolge der 
öffentlichen Durchführung des Skrafverfahrens. Der zivilrechtliche 
Schutz der Betriebsgeheimniſſe iſt nach engliſch⸗amerikaniſchem 
Rechte umfangreicher als nach deutſchem Recht, da dort die Ge⸗ 
eimhaltungspflicht anvertrauter Geheimniſſe ſtillſchweigend auch 
lber das Anſtellungsverhältnis hinaus als vereinbart gilt. Schließ⸗ 
15 iſt im zivilrechtlichen Verfahren in höherem Maße als bei uns 
ie Möglichkeit gegeben, die Offeutlichkeit auszuſchließen. 


9 Das vorliegende Buch iſt ein wertvoller Vermittler der 
dienntnis des engliſchen und amerikaniſchen Rechtes auf dem Ge⸗ 
ie des gewerblichen Rechtsſchutzes. Dieſe Kenntnis iſt für den 
dentſchen Juriſten, wie es auch die Verf. mehrfach andeutet, von 
eſonderer Bedeutung. Iſt doch nach deutſchem Rechte nur der 
zollendete Verrat eines Betriebsgeheimniſſes ſtrafbar. Eignet 
5 der Angeſtellte, auch in der aulauterſten Abſicht, Betriebs⸗ 
eogimiſſe an, fo bleibt er grundſätzlich bis zu deren Preisgabe 
biaffrei. Die Preisgabe erfolgt aber in der Mehrzahl der Fälle an 
95 ausländiſche Junduſtrie, beſonders an die zahlungskräftige 
karerikaniſche. Geſchieht aber der Verrat im Auslande, dann 
ann der Täter nach 8 4 Ziff. 3 StGB. bei uns nur dann be⸗ 
raft werden, wenn feine Tat nach dem Geſetze des Tatortes ſtraf⸗ 
ei iſt. Die Frage ausführlich und klar beantwortet zu haben, 
1 0 eine Strafbarkeit bei Geheimnisverrat nach engliſch amerila⸗ 
lchem Rechte gegeben ift, iſt der Verf. vollauf gelungen. 
RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 


Oluf H. Krabbe: Das däniſche Preßzrecht. 

Olafur Laruſſon: Das isländiſche Preßrecht. Band III 
in Bruns⸗Häntzſchel: Die Preßgeſetze des Erdballs. 
Berlin 1930. Verlag von Georg Stilke. 40 S. 


Das Heft gibt eine lehrreiche Darſtellung des däniſchen und des 
tsländiſchen Preßrechts, von einer Überſetzung des däniſchen Preß⸗ 
geſetzes im Anhange begleitet. Die beiden Verf. ſind Univerſitäts⸗ 
profeſſoren in Kopenhagen bzw. in Reykjavik; es iſt ihnen gelungen, 
auf wenigen Seiten eine erſchöpfende und klare Darſtellung des 
geltenden und des zukünftigen Preßrechts zu geben. 

In Dänemark gewährt 8 84 der Verfaſſung jedermann das 
Recht, „ſeine Gedanken durch den Druck zu veröffentlichen, jedoch 
unter Verantwortung vor den Gerichten“. 


Die Verantwortlichkeit der Preſſe iſt durch das allerdings in 
verſchiedener Richtung nicht zeitgemäße Preß®. v. 3. Jan. 1851 
geordnet. 

Nach 8 3 dieſes Geſetzes beſteht für inländiſche Schriften die 
Sultzeſſivhaftung des fog. belgiſchen Syſtems, nach welchem nur ein 
einzelner Teilnehmer haftbar iſt, und die Verantwortung ſich in 
folgender Reihe beſtimmt: 1. Verfaſſer, 2. Herausgeber, 3. Verleger 
oder Kommiſſionär, 4. Drucker. Der als „verantwortlicher Redak⸗ 
teur“ auf einer Zeitung benannte haftet als Herausgeber. 

Sämtliche Teilnehmer, mit Ausnahme des Druckers, haben Recht 
auf Anonymität und ſind, wenn ſie nicht benannt ſind, unbedingt 
verantwortungsfrei. Das PreßGG. macht keinen Unterſchied zwiſchen 
der ſtrafrechtlichen und der zivilrechtlichen Verantwortung. Der Eigen⸗ 
tümer einer Zeitung und der Herausgeber haften ſomit nicht für 
Schadenserſatzleiſtungen, die einem verantwortlichen Verf. auferlegt 
worden ſind. 


Eine Kommiſſion mit Prof. Krabbe als Vorſitzender hat 
1926 einen Entw. zu einem neuen Preß®. dem Juſtizminiſter vor⸗ 
gelegt. Nach dieſem Vorſchlage iſt das künſtliche ſukzeſſive Haftungs⸗ 
foftem für nicht⸗periodiſche Schriften mit Einftimmigkeit 
zugunſten des natürlichen Verantwortungsſyſtems aufgehoben. 

Für periodiſche Schriften wünſcht die Mehrzahl der 
Kommiſſion die Verantwortlichkeit allein dem Redakteur und dem 
Verf., inſofern dieſer letztere ſeinen Namen auf der Schrift benannt 
hat, kumulativ aufzuerlegen. 

Die isländiſche PreßVoO. v. 9. Mai 1855 entſtammt der Zeit, 
wo Island von Dänemark aus regiert wurde, und folglich ſchließt 
ſich die VO. eng dem däniſchen Geſetz an. 


Landsretsſagfarer Oskar Bondo Spane, Kopenhagen. 


Prof. Dr. Otto Varenius: Das ſchwediſche Preßrecht. (Bruns⸗ 
Häntzſchel: Die Preßgeſetze des Erdballs Bd. V.) Berlin 
1930. Verlag von Georg Stilke. 56 Seiten. Preis geh. 
2,50 . 


In außerordentlich anſchaulicher Weiſe wird hier ein Rechts⸗ 
gebiet dargeſtellt, daß gerade in Schweden eine lange und ſehr ſelb⸗ 
ſtändige Entwicklung durchgemacht hat, wie dieſes Land ja überhaupt 
trotz ſtarker Beeinfluſſung vom Kontinent gerade auf dem Gebiet 
des Rechts in vielem ſeinen eigenartigen Charakter gewahrt hat. Die 
tiefere Urſache hierfür iſt wohl vor allem die Tatſache, daß das 
ſchwediſche Volk aus charakterlichen und geographiſchen Gründen den 
feſtländiſchen Abſolutismus und Anſätze zum Feudalisms nur ſpora⸗ 
diſch gekannt und ſeit dem Mittelalter ſtets mit kurzen Unter⸗ 
brechungen durch feinen ſtändiſchen aus Adel, Prieſter⸗, Bürger⸗ 
und Bauernſchaft beſtehenden Reichstag teil an der Staatsgewalt ge⸗ 
habt hat. Dies hatte zur Folge, daß auch die Periode des Liberalis⸗ 
mus, die insbeſ. auf rechtlichem Gebiet in vielem eine Reaktion 
gegen die Übergriffe des Abſolutismus war, auf die Rechtsentwick⸗ 
lung Schwedens keineswegs fo ſtarke Wirkungen ausgeübt hat, wie 
anderwärts. Viele formalrechtlichen Garantien des franz.⸗belg. Ver⸗ 
faſſungs⸗ und Prozeßrechts und der hiervon beeinflußten Rechte an⸗ 
derer Völler — z. B. die verfaſſungsrechtlichen Grundrechte, der 
ſtrenge zivilprozeſſuale Parteibetrieb, die ſtrafprozeſſualen Haft⸗ 
regeln — ſind in Schweden niemals als ſo dringend notwendig emp⸗ 
funden worden und dort entweder überhaupt nicht oder doch erſt in 
letzter Zeit, und zwar dann mehr aus ſozialen als liberalen Mo⸗ 
tiven, geſetzlich eingeführt worden. Auch die Entſtehung des Preß⸗ 
rechts zeigt dieſe beſondere Situation Schwedens. Es iſt dort ber 
reits im weſentlichen in der Mitte des 18. Jahrhunderts durch die 
DruckfreiheitsV O. v. 2. Dez. 1766 geſchaffen worden, und zwar [don 
damals unter Aufhebung der Vorzenſur, Anerkennung der An⸗ 
onymität und einem dem fpäteren belgiſchen ähnlichen Syſtem ſuk⸗ 
zeſſiver Verantwortlichkeit. Die Ideen der Aufklärungszeit konnten 
ſich eben in den ſozialen und politiſchen Verhältniſſen Schwedens 
zum mindeſten teilweiſe ſchneller durchſetzen als auf dem Kontinent, 
und haben hierdurch in dieſem Land auch ihre eigene Form erhalten. 
Nach einigen Anderungen und Rückſchlägen wurde dann im Zu- 
ſammenhang mit der Verfaſſungsänderung von 1809 das jetzt noch 
geltende Preßc h. v. 16. Juli 1812 erlaſſen, das ebenſo wie die 


öl 


402 


obengenannten VO. verfaſſungsrechtlichen Charakter hat und in vielem, 
vor allem den obenerwähnten Hauptgrundſätzen, auf deren Grund⸗ 
ſätzen auſbaut. 

Dieſes ſchwediſche Geſetz bedeutet wegen ſeines verfaſſungs⸗ 
rechtlichen Charakters, der in ihm konſtituierten ſtrafrechtlichen reinen 
Täterhaftung und insbeſ. ſeiner prozeſſualen Regeln einen außer⸗ 
ordentlich ſtarken Schutz gegen Eingriffe der Staatsgewalt. Be⸗ 
ſonders hohe Behörden ſind mit der Anklage betraut; dieſe iſt an 
kurze Friſten und ſtrenge Formvorſchriften gebunden und kann 
nur bei den ordentlichen Gerichten erhoben werden; entſprechendes 
gilt für die Beſchlagnahme. Darüber, ob der Inhalt einer Druck⸗ 
ſchrift ein Vergehen gegen geſetzliche Beſtimmungen enthält, ent⸗ 
ſcheidet eine Jury, die keils von den Parteien, teils vom Gericht 
gewählt wird. Sie hat auf Grund eines ſchriftlichen Reſümees des 
Gerichts die ihr von dieſem vorgelegten Fragen zu bejahen oder zu 
verneinen; zur Bejahung iſt Zweidrittelmehrheit nötig. Die Straf⸗ 
feſtſetzung erfolgt dann auch hier durch das Gericht. Auch in noch 
zwei weiteren Punkten zeigt ſich der beſondere, hiſtoriſch eigen⸗ 
eſetzliche Charakter des ſchwed. Preßrechts. Es kennt den ſonſt 
0 verbreiteten formellen Berichtigungszwang nicht und Ronftituiert 
vor allem ſowohl in der Verfaſſung wie im Preßch. das anderwärts 
wohl faſt völlig unbekannte Recht jedes Staatsbürgers, jede amtliche 
Urkunde einzusehen und zu veröffentlichen; dieſes Recht iſt allerdings 
durch eine große Anzahl von Ausnahmen ſehr beengt. Hervorzuheben 
iſt auch noch, daß das ſchwed. PreßG. an ſich nur ein Privilegium des 
ſchwed. Staatsbürgers darſtellt, wenn es in der Praxis auch in weit⸗ 
gehendem Maße auf Ausländer angewandt wird. Hierbei iſt jedoch 
zu beachten, daß ein ſolcher für jeden Gewerbebetrieb und jeden Er⸗ 
werb von Grundſtücken in Schweden der königlichen Genehmigung 
bedarf; eine Beſtimmung, die ſich im übrigen für Schweden und ſeine 


Rechtſprechung 


IJuriſtiſche Wochenſchrift 


Naturſchätze als wertvoller Schutz gegen überfremdung erwieſen hat, 
ohne den wirtſchaftlichen Aufſchwung zu hemmen. 

In allen dieſen Punkten vermittelt das Buch in außerordent⸗ 
lich präziſer und überſichtlicher Weiſe außer der Kenntnis ſeines 
Spezialgebietes zahlreiche Einblicke in das ſchwediſche Recht, das 
eben durch die Wahrung ſeiner Eigenart gegenüber dem Kontinent 
und feinen immens praktijchen Charakter leider in vielem zu lange 
Zeit dem ſtammverwandten Deutſchland fremd geblieben iſt, wie in 
dieſer Zeitſchrift ſchon einmal von anderer Seite hervorgehoben wurde 
(Wolgaſt: JW. 1929, 3482). Kritiſche Anmerkungen zu Einzelheiten 
der Darſtellung, wenn ſie überhaupt möglich ſein ſollten, gehen jeden⸗ 
falls über die Kompetenz des Beſprechenden hinaus. 


RA. Dr. H. Dix, Berlin. 


Dr. Albert Sachs, Rechtsanwalt: Die öſterreichiſche Geſetz⸗ 
gebung gegen den unlauteren Wettbewerb. Nach dem 
Stande vom Dezember 1930. Mit Erläuterungen aus den 
einſchlagigen Vorſch iften und veröffentlichten und unver- 
öffentlichten Entſcheidungen des Oberſten Gerichtshofes und 
anderer Gerichte und Behörden. Wien 1931. Verlag von 
Moritz Perles. Preis: broſch. 3,80 , geb. 5,60 M. 


Dr. Langer, Senatspräſident, und Rechtsanwalt Dr. Erich 
Saxl, Wien: Das Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb. 
Wien 1931. Mansſche Verlags⸗ und Univerſitäts⸗Buch⸗ 
handlung. 


Rechtsprechung. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! 


A. Ordentliche Gerichte. 


Reichsgericht. 
a) Zivilſachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtiz⸗ 
rat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Dr. Kurlbaum, Juſtizrat 
Dr. Schrömbgens und Huber. 


( Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — + Anmerkung.] 


1. Materielles Recht. 
1. Patentrecht. 


1. Werden bei der Raumform, für die Schutz 
beanſprucht wird, zwei bekannte Elemente ver⸗ 
wendet, die nicht zuſammenwirken, um einen 
neuen techniſchen Effekt hervorzubringen, fo 
kann Gebrauchsmuſterſchutz nicht gewährt 
werden. 

Der Kl. ift Inhaber des Gebrauchsmuſters Nr. 918642 
auf eine „Kugel für Tiſchkegelſpiele“. Der Schutzanſpruch 1 
lautet auf eine Kugel, insbeſ. für Tiſchkegelſpiele, dadurch 
gekennzeichnet, daß ſie aus Gummi oder ähnlichem Werkſtoff 
beſteht und dabei einen außerhalb ihres Mittelpunktes an⸗ 
geordneten Schwerpunkt beſitzt, der Schutzanſpruch 2 auf eine 
Kugel nach Anſpruch 1, dadurch gekennzeichnet, daß die eine 
Gummihälfte mit einer Metalleinlage verſehen iſt, der An⸗ 
ſpruch 3 auf eine in der Anmeldung näher beſchriebene Aus⸗ 
führungsform. Der Bekl. vertreibt eine Gummikugel, die 
halb aus Holz, halb aus Metall beſteht und mit einer 
Gummihaube überzogen iſt. Der Kl. erblickt hierin eine zum 
mindeſten grob fahrläſſige Verletzung ſeiner Schutzrechte und 
hat den Bekl. auf Unterlaſſung und Auskunftserteilung über 
die Verletzung ſowie auf Schadenserſatz in Anſpruch ge⸗ 
nommen. 

Die Vorinſtanzen haben auf Unterlaſſung und Aus⸗ 
kunftserteilung erkannt und den Schadenserſatzanſpruch dem 
Grunde nach für berechtigt erklärt. Das RG. hat die Klage 
abgewieſen. 


D. S. 


Nach dem vom BG. zugrunde gelegten Stand der Tech⸗ 
nik war es zur Zeit der Anmeldung des klägeriſchen Ge⸗ 
brauchsmuſters (23. Juni 1925) bekannt, als Tiſchkegelkugeln 
einfache Vollgummikugeln zu verwenden. Es fanden ferner 
bereits für andere Zwecke Gummikugeln verſchiedener Grö⸗ 
ßen mit einem in der Kugelmitte gelagerten Kern Ver⸗ 
wendung. Aus dem Sperlſchen Patent 69 929 war es ferner 
bekannt, für Tiſchkegelſpiele Kugeln zu verwenden, welche 
dadurch, daß Schwerpunkt und Mittelpunkt nicht zuſammen⸗ 
fallen, zwangsläufig in einer Spirallinie laufen. Das Aus 
einanderfallen von Schwerpunkt und Mittelpunkt wurde nach 
dem DRP. 69 929 erreicht durch Zuſammenfügen einer male 
ſiven Halbkugel mit einer hohlen, nach dem Zuſatzpatent 
71535 durch Zuſammenfügen zweier Hohlkörper von ver⸗ 
ſchiedener Wandſtärke oder zweier Vollkörper von verſchie⸗ 
denem ſpezifiſchem Gewicht, ferner auch durch nichtzentriſche 
Einfügung eines Körpers geringeren oder größeren ſpezifi⸗ 
ſchen Gewichts in eine Vollkugel. Gegenüber dieſem Stand 
der Technik ſieht das BG. in dem klägeriſchen Gebrauchs- 
muſter einen erfinderiſchen Fortſchritt verwirklicht. Nach 
dem Schutzanſpruch 1 beanſprucht dieſes Schutz für eine Tiſch⸗ 
kegelkugel, die a) aus Gummi beſteht und b) ihren Mittel- 
punkt außerhalb des Schwerpunktes beſitzt. Die beiden fol⸗ 
genden Schutzanſprüche geben Ausführungsformen dieſes Er⸗ 
findungsgedankens wieder. Beide Elemente des Schuß⸗ 
anſpruches waren, wie das BG. mit Recht feſtſtellt, als 
ſolche nach dem Stand der Technik nicht neu. Der Ber. 
erblickt jedoch in der Vereinigung dieſer beiden bisher nur 
getrennt bekannten Elemente eine neue Raumform von tech⸗ 
niſchem Fortſchritt und Erfindungshöhe. Er führt hierzu 
aus: Gegenüber den vorbekannten einfachen Gummikugeln 
beſtehe der Fortſchritt in der Erreichung des ſpiralförmigen 
Laufs, gegenüber den Sperlſchen Patenten durch die Ver⸗ 
wendung von Gummi als Hauptwerkſtoff in der Herſtellung 
einer elaſtiſchen Kugeloberfläche, durch welche leiſes, leichtes 
und Beſchädigungen ausſchließendes Laufen erzielt werde. Der 
Gedanke, eine ſpiralförmig laufende Kugel mit den Vor⸗ 
zügen einer Gummikugel auszuſtatten, habe auch offenbar 
nicht nahe gelegen, da er in Jahrzehnten ſeit Inkrafttreten 
der Sperlſchen Patente (1892 und 1893) nicht verwirklicht 
worden ſei. Dieſen Ausführungen kann, jedenfalls was die 
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Schupfähigfeit des klägeriſchen Gebrauchsmuſters angeht, nicht 
beigetreten werden. 

Verwendet ſind bei der Raumform, für welche der Kl. 
Schutz beanſprucht, zwei Elemente, die beſondere Anordnung 
des Schwerpunktes und die Verwendung von Gummi als 
Werkſtoff. Jedes dieſer Elemente war in ſeinen Wirkungen, 
einerſeits der Erreichung ſpiralförmiger Bewegung der Kugel, 
andererſeits der Erzielung leiſen, leichten und elaſtiſchen 
Laufs, bekannt. Dieſe Wirkungen liegen, wie ſchon ih ve Auf⸗ 
zählung zeigt, auf getrennten Gebieten, die eine ſteht in Be⸗ 
ziehung zur Bahn der Kugel, die andere zu den Vegleit⸗ 
umſtänden, unter welchen ſich dieſer an ſich durch das erſte 
Element allein beſtimmte Bahnablauf vollzieht. Ein Zu⸗ 
ſammenwirken dieſer beiden Elemente unter gegenſeitiger 
Unterſtützung zu einem einheitlichen techniſchen Ziel, eine 
funktionelle Verſchmelzung (vgl. RUrt. v. 29. Jan. 1930, 
1168/29; Pietzcker, Patch. 8 1 Anm. 116—118), welche 
als ſolche die Schutzfähigkeit einer neuen Raumform be 
gründen könnte, kommt daher nicht in Betracht. Es kann 
ſich vielmehr nur darum handeln, ob die Wahl des Stoffes, 
aus welchem die Kugel nach dem Gebrauchsmuſter zum 
größten Teil beſteht, zu einer erfinderiſch neuen Raumform 
geführt hat. An ſich iſt in der Rſpr. anerkannt, daß ein 
Modell auch durch die Wahl eines bisher für ein ſolches 
Gerät nicht verwendeten Stoffes die Eigenſchaft einer dem 
Gebrauchszwecke dienenden neuen Raumform gewinnen kann 
(RG. 41, 40; 48, 24; 70, 162; 84, 66; 86, 2271); JW. 
1926, 44). Als Erfordernis für die Schutzfähigkeit muß dabei 
jedoch aufgeſtellt werden, daß die Verbeſſerung des Gerätes 
ſich nicht lediglich als die von einem beſonderen Vorteil nicht 
begleitete Folge der an ſich bekannten allgemeinen Eigen⸗ 
ſchaften des dem Fachmanne in der beabſichligten Verwendung 
irgendwelche Schwierigkeiten nicht bietenden Stoffes darſtellt 
(RG. 48, 26, 27; 86, 227; JW. a a. O.; vgl. auch RG. 
35, 90/94). Dieſes Erfordernis iſt im vorliegenden Fall 
nicht erfüllt. Die Verwendung von Gummi zur Erzielung 
eines leichten, leiſen und elaſtiſchen Laufs eines rollend be⸗ 
wegten Körpers iſt Allgemeingut der Technik. Für die Her⸗ 
ſtellung von Tiſchkegelkugeln war dieſe Verwendung im be⸗ 
ſonderen bereits erfolgt. Daß ihr bei der Herſtellung von 
Kugeln mit nichtzentriſcher Schwerpunktslage, insbeſ. mit 
eingefügtem ſchwererem Innenkörper, (um die es ſich bei 
dem klägeriſchen Gebrauchsmuſter im beſonderen handelt), 
irgendwelche techniſchen Schwierigkeiten entgegengeſtanden hät⸗ 
ten oder daß ſie bei dieſer Ausführungsform beſondere Vor⸗ 
teile gezeitigt hätte, iſt nicht behauptet und nicht erſichtlich. 
Unter dieſen Umſtänden kann die Wahl eines neuen Werk⸗ 
ſtoffes die Schutzfähigkeit des Gebrauchsmuſters nicht be⸗ 
gründen. Daß der Gedanke des Gebrauchsmuſters bisher 
praktiſch nicht verwirklicht war, kann demgegenüber nicht von 
entſcheidender Bedeutung ſein. Im Gegenſatz zu der Ent⸗ 
ſcheidung des BG., welche unter Vernachläſſigung der her⸗ 
dorgehobenen entſcheidenden Geſichtspunkte erfolgt iſt, iſt 
16 die Schutzfähigkeit des klägeriſchen Gebrauchsmuſters zu 
erneinen 


(U. v. 22. Nov. 1930; 270/30 I. — Naumburg) [fa] 


2. 82 PatG. Offenkundige Vorbenutzung 
einer Erfindung (die nach 82 PatG. nur, falls 
m Inlande erfolgt, zur Verſagung eines Pa⸗ 
tentes führt) im abgetretenen Gebiete (Poſen, 
horn) noch vor deſſen Abtretung für neuheits⸗ 
ſchädlich erachtet gegenüber der nach dieſer er- 
folgten Patentanmeldung. 

(U. v. 23. Nov. 1929; J 219/28.) 


3. 8 4 Pat G.; 812 Wb z G. Patentſchutz und 
Warenzeichenſchutz erſtrecken ſich dann, wenn der 
patentierte oder gezeichnete Gegenſtand nur 
i Verb. m. einem anderen in Verkehr gelangt, 
nicht auch auf den anderen Gegenſtand. 


19 Für die Kl. iſt unter Nr. 363 247 das am 30. Sept. 
1925 angemeldete Warenzeichen „Type H“ für elektriſche 
Potztiſſen eingetragen. Sie beſitzt ferner das ſeit dem 3. Nov. 
910 wirkſame DAB. Nr. 239 912 auf einen elektriſchen 
rehſchalter. Dieſer dient zum Eknſchalten und Regeln des 
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Stroms für elektriſche Heizkiſſen und iſt an der Zuleitungs⸗ 
ſchnur des Kiſſens befeſtigt. Die Kl. ſtellt in ihrem Betrieb 
die Schalter nebſt den Heizkiſſen her und gibt grundſätzlich, 
wenn es ſich nicht etwa um gelegentliche Ausbeſſerung von 
Kiſſen oder Schaltern handelt, beide nur zuſammen ab. Die 
Drehſchalter tragen ebenſo wie die Kiſſen das Warenzeichen 
„Type H“. 


Der als Inſtallateur am Niederlaſſungsorte der Kl. (in 


der Umgegend Berlins) anſäſſige Bekl. bezog von der Firma 
W. in Elberfeld ein elektriſches Heizkiſſen, das ebenſo wie der 
zugehörige Kiſſenbezug deren Warenzeichen „Wetzotherm“ trug. 
Er erſetzte den Schalter dieſes Kiſſens durch einen aus der 
Fabrik der Kl. ſtammenden Drehſchalter nach dem DRP. 
Nr. 239 912, der mit dem Warenzeichen „Type H“ verſehen 
war. Das ſo zuſammengeſtellte Heizkiſſen wurde im Laden⸗ 
ſchaufenſter des Bekl. ausgelegt. Ein Beauftragter der Kl. 
erwarb es. - 

Die Kl. wirft dem Bekl. vor, daß fein Verhalten u. a. 
den Tatbeſtand der Patent⸗ und Warenzeichenverletzung er⸗ 
fülle. Sie verlangt von ihm Unterlaſſung des rechtsverletzen⸗ 
den Tuns und ferner Feſtſtellung ſeiner Pflicht, den ihr ſchon 
erwachſenen und noch entſtehenden Schaden zu erſetzen. 

Das LG. entſprach in der Hauptſache den Anträgen der 
Kl. Das KG. wies die Klage ab. Die Rev. der Kl. hatte 
keinen Erfolg. 

Im Einklange mit der herrſchenden Rſpr. und der im 
Schrifttum überwiegenden Lehre lehnt das BG. die Anſicht 


ab, daß ſich der Schutz, der einem für das Ganze weſentlichen 


Teil gebühre, auf den ganzen Verkehrsgegenſtand beziehe, 
wenn der Patentinhaber nicht den Teil für ſich allein, ſondern 
grundſätzlich nur mit dem Ganzen, in dieſes eingefügt, hin⸗ 
ausgehen laſſe (Jſay, Bem. 27, 38, 41 zu § 4 Pat.; 
©. 206/207, 221, 224—226 der 4. Aufl.). An der Rſpr. v. 
der dieſe Lehrmeinung abweicht, iſt feſtzuhalten (RG. 32, 52, 
54 [Soxhletflaſchen!] RGSt. 26, 377 [379/381J). Das BG. 
bemerkt zutreffend, daß die abweichende Anſicht nicht ſowohl 
von patentrechtlichen als von wettbewerbsrechtlichen Grund⸗ 
gedanken beſtimmt werde. Es erwägt, daß es gerade um der 
Verkehrsſicherheit willen nicht im Belieben des Patentinhabers 
ſtehen dürfe, den ihm erteilten Schutz beliebig auszudehnen, 
indem er den geſchützten Gegenſtand bloß i. Verb. m. einem 
anderen, dem er regelmäßig zu dienen beſtimmt ſei, verkaufe 
(vgl. Pietzcker, Bem. 2b [S. 224] und 15 [S. 235) zu 8 4 
Pat.). Nicht die etwa vorhandene Weſentlichkeit des ge⸗ 
ſchützten Teils für die übrigen Teile, ſondern die Bedeutung 
des Erfindungsgedankens für die praktiſche Brauchbarkeit gebe 
den Ausſchlag (RG. 108, 129 [130, 131]⁰). (Wird näher 
ausgeführt.) 

Soweit die Gründe des BU. ausführen, daß dem Bekl. 
keine Warenzeichenverletzung zur Laſt falle, verſtoßen ſie 
ebenfalls nicht gegen Rechtsregeln. 

a) Bei dem elektriſchen Drehſchalter allein hat der Bekl. 
das von der Kl. auf ihm angebrachte Warenzeichen „Type H“, 
mit dem ſie ihn in den Verkehr entſandt, nicht angetaſtet. Ob 
die Kl. ſolche Schalter nur mit dem Heizkiſſen zuſammen zu 
verkaufen pflegt, iſt, wie das BG. richtig bemerkt, auch hier 
bedeutungslos. Denn mit der Inverkehrſetzung wird — aus 
entſprechenden Rechtsgründen wie beim Patentrecht — die 
Wirkung des Zeichenrechts erſchöpft (RG. 50, 229—232 
231); 51, 263 [265]; 103, 359 [363] )). Der Abnehmer 
verletzt dieſes Recht nicht, wenn er die vom Zeicheninhaber 
gekennzeichnete Ware weiter gewerblich verwendet und ver⸗ 
äußert (Seligſohn, Bem. 9 zu § 12 WbzG., S. 183 ff. 
der 3. Aufl.; Pinzger⸗ Heinemann, Anm. 20 zu 8 12 
Wb;GÖ.; Hagens, Anm. 19 und 22 zu $ 12 WbzöG.). 

b) Anerkannten Rechtsgrundſätzen gemäß könnte jedoch 
eine Zeichenverletzung ($ 12 Wbz ch.) vorliegen, wenn ein 
beachtlicher Teil der Verkehrskreiſe durch das auf dem Dreh⸗ 
ſchalter angebrachte Warenzeichen zu der Meinung gekommen 
wäre, auch das (vom Bekl. mit dem Schalter verbundene) 
Heizkiſſen ſtamme vom Inhaber jenes Warenzeichens her. Die 
Verbindung des Drehſchalters mit dem Heizkiſſen wäre dann 
eine unzuläſſige Benutzung des Zeichens der Kl. durch den 
Bekl. geweſen. Aus dem Vorhandenſein zweier verſchiedener 


9 JW. 1922, 12081. 
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Kennzeichnungen auf dem aus Kiſſen und Schalter zuſammen⸗ 
geſetzten Gegenſtande hätte unter Umſtänden gefolgert werden 
können, zwiſchen den beiden Betrieben beſtünden wirtſchaftliche 
Beziehungen; Verwirrung der Verkehrsauffaſſung wäre denk⸗ 
bar geweſen und die Kennzeichnungskraft des Warenzeichens 
hätte darunter leiden können. Auch das würde zur Anwend⸗ 
barkeit der Geſetzesvorſchriften über Warenzeichenverletzung 
ausreichen (JW. 1927, 1563 6; auch Kohler: Wb;G. [1910] 
S. 160, 163, 170, 178, 181). Indeſſen trifft das BG. Feſt⸗ 
ſtellungen über die Auffaſſung im Verkehr, aus denen es ohne 
Rechtsverletzung den Schluß zieht: im vorliegenden Falle be⸗ 
ſtehe keine Gefahr, daß man die Betriebe miteinander ver⸗ 
wechſele oder auch nur Beziehungen zwiſchen ihnen vermute, 
oder daß ſonſtwie Verwirrung in den beteiligten Verkehrs⸗ 
kreiſen hervorgerufen werde. 


(U. v. 5. Nov. 1930; 123/30 J.) 


4. Verzicht auf den Anteil an einer Patent- 
gemeinſchaft durch Nichtzahlung der Patent⸗ 
gebühren. f) 

Der Bekl. zu 1 war Angeſtellter der Kl. und hat mit ihr 
gemeinſam das vom 12. Mai 1926 ab wirkſame Patent 
446 240 auf Gewebe mit nicht faſerndem Rand, insbeſ. für 
Verbandmull od. dgl. erworben. Die Ausnutzung des Pa⸗ 
tentes ſollte im Betriebe der Kl. erfolgen, die dem Bekl. zu 1 
gewiſſe Prozente vom Umſatze zu gewähren hatte. Am 1. April 
1927 trat der Bekl. zu! aus dem Betriebe der Kl. aus. Er 
gründete dann die Bekl. zu 2 und iſt jetzt deren Geſchäfts⸗ 
führer und alleiniger Inhaber. Die Kl., die die Patent⸗ 
gebühren zu zahlen übernommen und zunächſt auch gezahlt 
hatte, ſchrieb am 12. März 1928 an den Patentanwalt Dr. L., 
der fie und den Bekl. zu! dem Pat A. gegenüber vertrat, ſie 
bitte ihn, die Jahresgebühr für das Patent 446 240 nicht 


u 4. Die Frage, ob bei Mitberechtigung nach Bruchteilen 
(insbef. beim Miteigentum) im Falle des Verzichts eines Mitberech- 
tigten auf feinen Anteil Anwachſung an die übrigen Teilhaber ein⸗ 
tritt oder aber Herrenloſigkeit des Anteils, war ſchon im gemeinen 
Recht äußerſt beſtritten (vgl. z. B. Steinlechner, Das Weſen 
des juris communio uſw. Bd. II S. 37 ff. v. Seeler, Die Lehre 
vom Miteigentum nach römiſchem Recht S. 64ff.); ſie iſt bei der 
Schaffung des BOB. nach längeren Beratungen offengeblieben und 
„der Wiſſenſchaft und der Praxis überlaſſen“ worden (vgl. Prot. II, 
749 f.; III, 280 f.). Auch unter der Herrſchaft des BGB. ſind die 
Antworten in der Literatur ſehr verſchieden (für Anwachſung z. B. 
Schloß mann, Kohler, Eofak, Crome, Walsmann; 
gegen Anwachſung überhaupt z. B. Gierke, Endemann, v. See⸗ 
fer, Joerges, Sohm, Martin Wolff, Planck, Stau- 
dinger; gegen Anwachſung jedenfalls bei Grundſtücksmiteigentum 
Biermann, Fuchs, Wittmaack; für völlige Unwirkſamheit 
eines Anteilsverzichtes Saenger). 

Es iſt zweifelhaft, ob eine einheitliche Beantwortung der Frage 
möglich iſt und ob es nicht vielmehr dabei weſentlich auf die Art 
des bruchteilsgemeinſchaftlichen Rechtes ankommt. Für die Urheber⸗ 
rechte (im weiteren Sinne) wird jedenfalls mit Recht, wenn auch 
mit verſchiedener Begründung, in der Literatur nahezu durchweg die 
Anwachſungstheorie vertreten (übrigens 188 auch ausdrüuelich 
in ausländiſchen Geſetzen; vgl. 837 III fterrUchNG.). So geht 
insbeſ. für das Patentrecht die Meinung des Schrifttums dahin, daß 
bei gemeinſchaftlichem Patentrecht der Verzicht eines Mitberechtigten 
auf den Anteil ohne weiteres Anwachſung zur Folge hat (vgl. z. B. 
Kohler, Handb. des Patentrechts S. 493 f., 669; Allfeld, Komm. 
3. gewerbl. Urheberrecht S. 142 Anm. 20 zu 8 9 Pat.; Riezler, 
Deutſches Urheber⸗ und Erfinderrecht S. 61; Crome, Syſtem des 
Deutſchen Bürgerlichen Rechts Bd. IV S. 13 und Anm. 59; Wals⸗ 
mann, Der Verzicht S. 141, 311), oder daß dies jedenfalls dann 
gilt, wenn die anderen Patentinhaber mit der Anwachſung einverſtanden 
find (fo Kent, PatG. Bd. I S. 735 Anm. 14 zu 89; Stern- 
Oppenheimer, Patch. S. 161 Anm. 6 zu 8 9), oder daß der Ver⸗ 
zicht eines einzelnen Mitpatentinhabers auf ſeinen Anteil am gemein» 
ſchaftlichen Patentrecht zwar unwirkſam, aber als Aufgabe des Rechts 
zugunſten der anderen Mitberechtigten oder (beſſer) als Übertragung 
auf dieſe auszulegen iſt (ſo Cantor, GebrMuſtcz. S. 950 Anm. 5h 
zu 88; Seligſohn, Patch. S. 211 Anm. 4 zu 8 9; Kiſch, 
Handbuch des Patentrechts S. 234 f.; vgl. auch Pietzcker, PatG. 
S. 377 Anm. 2 zu 8 9 für den Fall eines Einzelverzichts auf das 
ganze Patent). g 

Die Nſbr. des NG. hat bisher, ſoweit ich ſehe, zu dieſer Frage 
nicht Stellung genommen; daher iſt das vorl. Urt. von beſonderem 
Intereſſe. 

Das NG. entſcheidet ſich gleichfalls für die Anwachſung des 


mehr zu zahlen. Seit dieſer Zeit zahlt der Bekl. zul die 
Gebühren. Mit feiner Erlaubnis ſtellt die Bekl. zu? fog- 
Weſpon⸗Mullbinden nach dem Patente 446210 her und ver⸗ 
treibt ſie. Daß ſie dies unterlaſſe, verlangt die Kl. mit der 
Klage. Sie begehrt ferner dem Bekl. zu 1 gegenüber die 
Feſtſtellung, daß er nicht berechtigt ſei, ohne ihre Zuſtimmung 
über das Patent zu verfügen, und beiden Vekl. gegenüber 
die Feſtſtellung ihrer Schadenserſatzpflicht. Der Bekl. zu 1 
hat Widerklage auf Einwilligung der Kl. in Umſchreibung 
ihres Patentanteils auf ſeinen Namen erhoben. 

Die Schlußfolgerungen, die das BG. zur Annahme des 
Verzichtwillens auf ſeiten der Kl. führen, gipfeln in der Er⸗ 
kenntnis, daß der Kl. das Patent ſo gleichgültig geworden 
war, daß ſie ſich gänzlich aus der Patentgemeinſchaft zurück⸗ 
zog, ohne auch nur die im Schriftwechſel des Jahres 1927 
noch geſtellte Forderung des Auslagenerſatzes zu wiederholen. 
Rechtlich ſtand dann der weiteren Annahme des BG. nichts 
entgegen, daß die Kl. durch Nichtzahlung der Gebühren nicht 
geradezu das Erlöſchen des Patents zu erreichen ſuchte, ſon⸗ 
dern ihrem Einverſtändnis mit deſſen Ausnutzung durch den 
Bekl. zu 1 — wenn nämlich dieſer die Gebühren zahlen 
wollte — Ausdruck verlieh. 

Ohne Rechtsirrtum konnte ferner der BerR. in dem 
Briefe der Kl. an den gemeinſamen Patentanwalt v. 12. März 
1928 eine Erklärung dem Bekl. zu 1 gegenüber erblicken. 
Denn der Patentanwalt war geradezu verpflichtet, die Mit⸗ 
teilung, in der der Verzicht ausgedrückt war, dem Bell. zul 
weiterzugeben. 

Der Rev. iſt zuzugeben, daß der Verzicht einen Vertrag 
erfordert. Die Annahme des Verzichtsantrages ſeitens des 
Bekl. zu 1 iſt aber aus der Zahlung der Jahresgebühr und 
der Aufnahme des auf dem Patente fußenden Betriebes zu 
entnehmen. Einer beſonderen Erklärung der Annahme gegen⸗ 
über der Kl. bedurfte es unter den obwaltenden Umſtänden 
nach der Verkehrsſitte nicht. 

So kann in der Tat die Kl. aus dem Patente ihrerſeits 
keine Rechte mehr herleiten. Zugleich ergibt ſich, daß der 


Anteils bei Anteilsverzicht eines Mitberechtigten und gibt dabei eine 
Begründung, die der zweiten der genannten Anſichten nahekommt; 
aber dieſe Begründung iſt nicht einwandfrei. 

In Übereinſtimmung mit dem BG. hat das RG. zunächſt den 
Willen der Kl. zum Verzicht auf ihren Patentrechtsanteil darin er⸗ 
blickt, daß ſie dem gemeinſamen Patentanwalt die Erklärung abgab, 
die Patentgebühren nicht weiter zu zahlen, ohne ſich doch damit einer 
weiteren Ausnutzung des Patents durch den Bebl. zu 1 zu wider⸗ 
ſetzen. Hiergegen iſt nichts einzuwenden. Bedenklich iſt aber dann der 
Satz der Begründung, „daß der Verzicht einen Vertrag erfordert“. 
Der Satz iſt in dieſer Allgemeinheit unrichtig. Die Verzichtserklärung 
bei abſoluten Rechten und Rechtsanteilen davon hat vielmehr faſt 
durchweg — und jedenfalls ſicher bei Immaterialgüterrechten — den 
Charakter einer einſeitigen, meiſt empfangsbedürftigen (möglicher⸗ 
weife amtsempfangsbedürftigen) Willenserklärung (vgl. z. B. 
v. Tuhr, Allg. Teil des Bürgerlichen Rechts Bd. II, 1 S. 269 ff. 
und Anm. 211; Walsmann, Der Verzicht S. 183 ff., 215). Sie 
bedarf daher zu ihrer Wirkſamlieit keiner Annahmeerklärung, und 
es iſt insbeſ. auch dann nicht ein Vertrag erforderlich, wenn der 
Verzicht zugunſten eines beſtinunten Dritten ausgeſprochen wird, der 
daraus Vorteile erlangt; in ſolchem Falle iſt vielmehr nur der Rechts⸗ 
erwerb des Dritten von einem beſonderen (möglicherweise konkludent 
vollzogenen) Erwerbsakt abhängig. 

Wenn daher das RG. ſich nicht ſchlechthin auf den Standpunkt 
der (oben zuerſt genannten) reinen Auwachſungstheorie ſtellen wollte, 
und wenn es andererſeits (im Gegenſatz zu der oben an dritter 
Stelle genannten Auffaſſung) den Anteilsverzicht, wie dies im Hirt 
blick auf 8 747 Satz 1 BGB. durchaus gerechtfertigt iſt, als wirkſam 
anſah, ſo durfte es den Erwerb des aufgegebenen Patentrechtsanteils 
durch den Bekl. zu 1 nicht auf einen (angeblich notwendigen) Ver⸗ 
zichtsvertrag ſtützen, ſondern mußte den Anteilsverzicht in einen An 
teilsübertragungsantrag umdeuten und den Erwerb des Patentrechts 
anteils durch den Bekl. aus dem durch die Annahme dieſes Antrags 
zuſtandegekommenen Übertragungsvertrage ableiten. Dieſe Annahme 
des Autrags durch den Bell. zu 1 war in der Tat darin zu finden, 
daß der Bell. nunmehr die Jahresgebühr zahlte und durch die 
Bekl. zu 2 die patentrechtlich geſchützten Gegenſtände herſtellen und 
vertreiben ließ. 

So entſtand alſo unter Beendigung der bisherigen Patentrechts⸗ 
gemeinſchaft Alleinrecht des Bekl. zu 1, der nunmehr die Löſchung 
des Namens der Kl. in der Patentrolle verlangen konnte. 

Die Entf. iſt daher im Ergebnis richtig 
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Bekl. zu 1 materiell allein berechtigt an dem Patent iſt, ſo 
daß er die dementſprechende formelle Berichtigung durch 
Löſchung des Namens der Kl. in der Patentrolle verlangen 
kann. Der BerR. hat alſo mit Recht die Klage abgewieſen 
und dem Widerklageantrage entſprochen. 

(U. v. 28. Mai 1930; 41/30 I. — Berlin.) [Ka.] 

5. § 10 PatG. An Unteranſprüche find, ſo⸗ 
lange der Hauptanſpruch beſteht, nur ſehr ge- 
ringe Anforderungen zu ſtellen. 

Nach feſtſtehender Rſpr. ſind hinſichtlich der Rechts⸗ 
beſtändigkeit von Unteranſprüchen nur geringe Anforderungen 
zu ſtellen. Es iſt nicht erforderlich, daß ſie ſich gegenüber 
dem Hauptanſpruch oder unabhängig von dieſem als ſelb⸗ 
ſtändige Erfindungen darſtellen. Es genügt, wenn ſie eine 
zweckmäßige Ausgeſtaltung des im Hauptanſpruch offenbarten 
Erfindungsgedankens aufweiſen. Sie müſſen aber trotz Be⸗ 
ſtehenbleibens des Hauptanſpruchs vernichtet werden, wenn 
fie nicht einmal eine praktiſche Ausgeſtaltung der Haupt⸗ 
erfindung, ſondern nur eine platte Selbſtverſtändlichkeit offen⸗ 
baren (vgl. Pietzcker, Pat., Anm. 20 zu § 10 Pat.; 
R.: PatMuſt Zeich Bl. 1927, 258 — MuW. 16, 1 In 
der erſterwähnten Entſch. hat der erk. Sen. ausgeführt, ein 
Unteranſpruch verdiene nur dann Schutz, wenn er einen 
Gedanken enthalte, der ſich im Rahmen des ganzen Patents 
noch als eine nicht ohne weiteres aus dem Vorhandenen zu 
ziehende Überlegung zu werten ſei; es ſei alſo Überlegung 
zu fordern, techniſch Selbſtverſtändliches ſcheide aus. 

„Allerdings erfordert die Vorſtellung der verſchiedenen 
Löſungsmöoͤglichkeiten und die Auswahl unter ihnen eine ge⸗ 
wiſſe geiſtige Tätigkeit, ein Nachdenken und Überlegen, das 
die Löſung über eine platte techniſche Selbſtverſtändlichkeit 
hinaushebt. Den geringen Anforderungen, die an einen 
Unteranſpruch zu ſtellen ſind, iſt dann genügt. 


(u. v. 20. Sept. 1930; 152/30.) 


6. 823 PatG. Eine Erfindung entbehrt auch 

vor der Bekanntgabe ihrer Anmeldung durch das 
Patentamt nicht völlig des rechtlichen Schutzes 
(aus Vertrag, unerlaubter Handlung, unlau⸗ 
terem Wettbewerbe). 1) 
Am 23. Okt. 1925 ſchloſſen die Parteien miteinander 
einen „Intereſſengemeinſchafts⸗Vertrag“, um eine neue elek⸗ 
triſche Schneide⸗ und Biegemaſchine für Betoneiſen auszu⸗ 
arbeiten, als Erfindung ſchützen laſſen und in den Handel 
zu bringen. Jedem Teil ſollte an Koſten und Gewinn die 
Halfte zufallen. 

Der Ausführung des vertraglich näher geregelten Planes 
war es hinderlich, daß der Kl. in ein Strafverfahren ver⸗ 
wickelt wurde und in Öfterreich eine längere Freiheitsſtrafe 
verbüßen mußte. Das Vertragsverhältnis wurde dann auf⸗ 
gelöſt; Art und Rechtsgrund der Auflöſung find ſtreitig. 

Der Rechtsſtreit betrifft zwei Patentanmeldungen: 

1. Sch 75 969 1/49 h 2 v. 30. Okt. 1925 für beide Par⸗ 
eien auf eine mittels umſteuerbaren Elektromotors an⸗ 
getriebene Betonrundeiſen⸗Biegemaſchine und 

2. Sch 79 649 1/49 h 2 v. 31. Juli 1926 für den Bekl. 
allein auf eine doppelte Betonrundeiſen⸗Biegemaſchine. 

„Der Kl. nahm beide Anmeldungsgegenſtände für ſich 
allein in Anſpruch. Er behauptete, die erſte Erfindung ſtamme 
m weſentlichen Gedankeninhalt von ihm, und die zweite habe 
er Bekl. ihm widerrechtlich entnommen.. 

N U. Allerdings ermangelte eine Erfindung, auch ohne 
aß das Patentamt ihre Anmeldung bekanntgemacht hätte, 
nicht völlig des rechtlichen Schutzes. 

6 A. Benutzung der in der Anmeldung 75 969 enthaltenen 
die danken für den Gegenſtand der Anmeldung 79 649 könnte 
ie Pflichten verlegt haben, die dem Bekl. aus dem Ge⸗ 


— 


An Zu 6. Der Satz, daß die Erfindung auch ſchon vor ihrer 
0 einen Rechtsſchutz genieße, entſpricht der bisherigen 
auch I Npr. wie der Rechtslehre. Neu ift nur, daß jetzt vom NG. 
e Schutz des UBS. beſonders betont wird. Praltiſch wird 


egen isheri ; ine K i⸗ 
gefiihrt gegenüber der bisherigen Auffaſſung keine Anderung herbei 


Prof. Dr. Hermann Iſay, Berl. 


Rechtſprechung 405 


ſellſchaftsvertrage v. 23. Okt. 1925 erwuchſen, wenn 
und ſo lange das vertragliche Verhältnis beſtand. In dieſer 
Hinſicht ſind bisher keine Feſtſtellungen getroffen. Käme es 
auf die vertragliche Grundlage des Klageanſpruchs an, jo 
wären die Behauptungen der Parteien über das Vertrags⸗ 
verhältnis erheblich. Beide ſind zwar darüber einig, daß es 
nicht (mehr) beſteht; aber ſie ſtreiten darüber, ob (und be⸗ 
jahendenfalls wie lange) es beſtanden hat. 

a) Wäre der Vertragsabſchluß vom Bell. (wie er be⸗ 
bauptet) wegen Irrtums und argliſtiger Täuſchung (88 119, 
123 BGB.) begründeterweiſe angefochten worden, dann fehlte 
es überhaupt an einer Verpflichtung des Bekl. aus dem 
nichtigen Vertrage (8 142 BGB.). Der Kl. könnte alſo auch 
keinen Anſpruch daraus herleiten, daß der Bekl. bei ſeiner 
Anmeldung 79 649 auf das Geſellſchaftsverhältnis und den 
Gegenſtand der Anmeldung 75 969 hätte beſondere Rückſicht 
nehmen müſſen. 

b) Wäre dagegen ein Vertragsverhältnis begründet, 
nachher aber vom Kl. aus wichtigem Grunde durch Kündi⸗ 
gung aufgelöſt worden, ſo bliebe weiter zu prüfen, ob der 
Bekl. durch die Anmeldung 79 649 ſeine vertvaglichen Pflich⸗ 
ten verletzt hat. 

B. Selbſt ohne vertragliche Beziehungen könnte wider⸗ 
rechtliche Entnahme der in der Erfindung enthaltenen Ge⸗ 
danken, ſofern die übrigen Vorausſetzungen dafür gegeben 
ſind, den Bekl. wegen unerlaubter Handlung (88 823, 
826 BGB.) oder unlauteren Wettbewerbs (8 1 
Unl WG.) zur Unterlaſſung und zur Rechnungslegung — der 
Anſpruch auf Schadenserſatz kommt, weil abgewieſen, nicht 
in Frage — verpflichten. 

Sowohl für den Anſpruchsgrund der Vertragsverletzung 
als der unerlaubten Handlung oder des unlauteren Wett⸗ 
bewerbs wäre wiederum das patentamtliche Erteilungs⸗ 
verfahren erheblich. Der Bekl. behauptet, ſeine Anmeldung 
79 649 habe zur Erteilung des Patents 500 988 geführt. 
(Der Kl. vermag nichts darüber zu erklären; die Erteilungs⸗ 
akten lagen nicht vor.) Treffen die Angaben des Bekl. zu, 
dann läßt ſich erſt aus dem Inhalte der Patentſchrift 
500 988 erſehen, was darin unter Schutz geſtellt iſt. Für 
die dem Bekl. vorgeworfene widerrechtliche Entnahme kommt 
es darauf an, ob das, was den Erfindungsgegenſtand dieſes 
Patents ausmacht, ſchon in den urſprünglichen Beſchvei⸗ 
bungen, Zeichnungen uſw. enthalten war, die mit der An⸗ 
meldung 75 969 eingereicht wurden. Hierüber ſtellt das BG. 
noch nichts feſt. Auch bietet es bisher keine Grundlage für 
die Annahme ſonſtiger — vertraglicher oder außervertrag⸗ 
licher — Verletzung geſchützter Rechtsgüter des Kl. Denn 
vorläufig bleibt unentſchieden, ob der Bekl. aus den Be⸗ 
ſchreibungen, Zeichnungen uſw. der Anmeldung 75 969 etwas 
eee hat, was nicht bereits Gemeingut der Tech⸗ 
nik war. 


(ü. v. 8. Nov. 1930; 132/30 I. — Düſſeldorf.) [Ku.] 

** 7. 835 PatG. Der Schadens anſpruch dieſer 
Geſetzesſtelle erſchöpft ſich, ſoweit erzielter 
Gewinn verlangt wird, in der Herausgabe des 
Überſchuſſes des Erlöſes über die Unkoſten, 
während eine Verluſterſparnis hier nicht zu be⸗ 
rückſichtigen iſt. 

Von den drei Wegen der Schadensberechnung, die nach 
ſtändiger Nipr. (RG. 43, 56; 50, 111; 84, 3761); 95, 220; 
neuerdings noch RGUrt. v. 6. Nov. 1929, 1152/29) dem 
Patentinhaber gegenüber dem Verletzer offenſtehen, der For⸗ 
derung des eigenen entgangenen Gewinnes, der Forderung der 
dem Verletzer gegenüber entgangenen Lizenzgebühr und ſchließ⸗ 
lich der Forderung der Herausgabe des vom Verletzer er- 
zielten Gewinnes, hat der Bell. den dritten gewählt. Der 
Umfang dieſes Anſpruches iſt nicht nur ziffernmäßig ſtreitig 
unter den Parteien. Uneinigkeit beſteht auch ſchon darüber, 
wie dieſer Begriff des herauszugebenden Gewinnes grund⸗ 
ſätzlich zu umgrenzen ift. Zu dieſem Punkte hat das BO 
ſich bereits in feinem Urt. v. 16. Okt. 1928, in welchem es 
über die Verpflichtung der Kl. zur Leiſtung des Offen⸗ 


barungseides entſchieden hat, geäußert und hat die dort 
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niedergelegte Auffaſſung erſichtlich auch der Schadensbemeſ⸗ 
fung zugrunde gelegt, die in dem jetzt angegriffenen Urteil 
erfolgt iſt. In dem früheren Bu. iſt hierzu dem Sinn nach 
ausgeführt: Für die Feſtſtellung des von der Kl. durch die 
Verletzung gezogenen Gewinnes ſei die Frage zu beant⸗ 
worten, um wieviel ſich die Vermögenslage der Kl. ſchlechter 
geſtellt hätte, wenn ſie von dem für den Beginn der Gewinn⸗ 
herausgabe maßgebenden Tage, dem 2. Nov. 1911, bis zum 
Aufhören der Verletzung — nach der in dem jetzigen BU. 
getroffenen Feſtſtellung ſpäteſtens bis zum Ende des Jahres 
1915 — die Patente des Bekl. durch Herſtellung und Ver⸗ 
trieb von Glühlampen gemäß dem Gebrauchsmuſter 322 281 
nicht verletzt hätte. Auch wenn die Herſtellung der in Be⸗ 
tracht kommenden Lampen von Verluſt begleitet geweſen 
wäre, komme danach dennoch als herauszugebender Gewinn 
in Frage die Erſparnis an Verluſt, die ſie durch die Ver⸗ 
letzung erzielt habe. Dabei ſei jedoch zu berückſichtigen, daß 
die Kl. bei Vermeidung der Patentverletzung Lampen anderer, 
ihr zur Verfügung ſtehender Fadenführung in entſprechend 
größerem Ausmaß hergeſtellt haben würde. Nicht dagegen 
könne der Bekl., wie er wolle, bei der gewählten Art der 
Schadensberechnung der Kl. als Erſparnis in Rechnung 
ſtellen, daß ſie für die rechtmäßige Benutzung der Erfindung 
an den Kl. eine Lizenzgebühr zu zahlen gehabt hätte. 
Dieſe Erwägungen ſind von Rechtsirrtum beeinflußt. 
Ein Anſpruch des Verletzten auf Herausgabe des vom 
Verletzer durch die Verletzung gezogenen Gewinns kann 
grundſätzlich nur geltend gemacht werden, wenn der Ver⸗ 
letzer durch die Benutzung des Patents tatſächlich einen Ge⸗ 
winn im Sinne eines Überſchuſſes des Erlöſes über die Un⸗ 
koſten herausgewirtſchaftet hat. Kommt nicht ein ſolcher, 
ſondern ein Arbeiten mit Verluſt in Betracht, ſo ſind die 
Vorausſetzungen für eine Schadensberechnung des Verletzten 
auf dieſer Grundlage nicht gegeben. Die erörterte Art der 
Schadensberechnung beruht auf der Erwägung, daß der Ver⸗ 
letzer ſich behandeln laſſen müſſe, als ob er das Patent 
lediglich in Geſchäftsführung für den Inhaber benutzt habe, 
und daß er daher in rechtsähnlicher Anwendung der Grund⸗ 
ſätze der 88 687 Abſ. 2, 667 BGB. zur Herausgabe des durch 
die Verletzung Erlangten gehalten ſei. Es darf bei Betrach⸗ 
tung des Sachverhalts unter dieſem Geſichtspunkt jedoch nicht 
aus dem Auge gelaſſen werden, daß es ſich gemäß 8 35 
PatG. immer lediglich um den Erſatz des Schadens han⸗ 
delt, welcher dem Verletzten dadurch entſtanden iſt, daß der 
Verletzer die Früchte des Patents gezogen hat. Mit dem 
Begriff des Schadens erſatzes iſt es indes nicht vereinbar, 
dem Verletzten einen Anſpruch auf die Vorteile einzuräumen, 
die er, bei an ſich verluſtbringender Benutzung des Patents, 
durch deſſen Verwertung gegenüber den ihm zugänglichen 
Herſtellungsweiſen gezogen hat. In ſolchem Falle ſtehen dem 
Verletzten die beiden anderen Wege der Schadensberechnung 
offen. Der abweichenden Auffaſſung des BG., daß auch Ver⸗ 
luſterſparnis herauszugeben ſei, kann nicht beigetreten werden. 
Die Erwägungen des B., welche zu der angegriffenen 
Schadensfeſtſetzung geführt haben, beruhen, wie ſich aus ihrer 
weiterhin folgenden Wiedergabe ergibt, auf dieſer grundſätz⸗ 
lich irrtümlichen Einſtellung zu der vom Bekl. gewählten Art 
der Schadensberechnung. Schon aus dieſem Grunde muß 
daher die Aufhebung des angefochtenen Urteils und die er⸗ 
neute Nachprüfung des Schadensumfanges unter berichtigten 
Geſichtspunkten erfolgen. Bereits im einzelnen Anhaltspunkte 
dafür zu geben, in welcher Weiſe im vorliegenden Falle der 
Gewinn zu ermitteln iſt, erſcheint in Hinſicht darauf nicht 
angängig, daß die maßgebenden Geſchäftsverhältniſſe nicht 
ausreichend geklärt ſind. Hingewieſen ſei nur darauf, daß es 
ſich bei dem feſtzuſtellenden Gewinn um das Ergebnis der 
geſamten in Betracht kommenden Zeitſpanne und um den 
Vergleich derjenigen Unkoſten und Einnahmen handelt, welche 
zu der Verletzung in ſachlicher Beziehung ſtehen. 
(U. v. 22. Okt. 1930; 128/30 J. — Stuttgart.) [Ka.] 


— — 


2. Geſetz zum Schutz der Warenbezeichnungen. 


8. 1. Iſt ein ſchwaches Zeichen durch beſon⸗ 
dere Reklame zum Kennzeichen in den beteilig⸗ 
ten Verkehrskreiſen geworden, ſo beſchränkt ſich 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


der Schutz auf die einmal gewählte Form und er⸗ 
ſtreckt ſich nicht auf andere Formen desſelben 
Gegenſtandes (Teekanne). 


2. Verwechſelungen, die auf einer ungen auen 
Schilderung des nicht vorliegenden geſchützten 
Zeichens beruhen, gehen nicht zu Laſten des an⸗ 
geblichen Verletzers. 

3. Unlauterkeit der Geltendmachung eines 
alten nie gebrauchten Vorratszeichens. f) 

1. Die Kl. ſtützt ihre Klageanſprüche in erſter Linie auf 
den ihr für Tee angeblich zuſtehenden Ausſtattungsſchutz an 
dem Kannenmotiv überhaupt, gleichgültig welcher Art und 
Form, ſo daß ihrer Anſicht nach auch das Bild der Kaffee⸗ 
kanne, ſoweit es für die Bekl. auch für Tee eingetragen iſt, 
einen Eingriff in ihr Recht aus 8 15 Wbzö. darſtellt. Einem 
io weit gehenden Anſpruch auf Motiyſchutz, der zur Folge 
hätte, daß jede Darſtellung einer Kanne unabhängig von der 
konkreten Ausgeſtaltung — ſoweit Tee als geſchützte Ware in 
Betracht kommt — als verwechſelbar anzuſehen wäre, ſtänden 
ſchon an ſich ſchwere grundſätzliche zeichenrechtliche Bedenken 
entgegen. Denn der Kl. würde damit ein unbeſchränktes Mo⸗ 
nopol für die Verwendung des Bildes eines wichtigen Ge⸗ 
brauchsgegenſtandes des täglichen Lebens eingeräumt werden, 
deſſen Verwendung damit für Tee der Allgemeinheit völlig 
entzogen würde. Dazu kommt weiter, daß es ſich bei der Ab⸗ 
bildung einer Teekanne für Tee um eine Bezeichnung beſchrei⸗ 
bender Bedeutung handelt, die in figürlicher Darſtellung auf 
die Ware, nämlich auf das aus ihr auszuſchänkende Getränk 
hinweiſt, wie die gefüllte Flaſche Wein und Bier. Als Zeichen 
beſchreibenden Charakters und noch dazu als ein ſo nahe 
liegendes, jeder Neuheit und Eigenart entbehrend, iſt das Bild 
einer Teekanne an ſich geradezu ein ſchwaches Zeichen für 
Tee. Allein durch ihre überaus ſtarke, immer wiederholte 
Reklame iſt es der Kl. überhaupt nur gelungen, dem Bild 
und Wort „Teekanne“ nicht nur die erforderliche Unter⸗ 
ſcheidungskraft zu verſchaffen, ſondern es auch zum Kenn⸗ 
zeichen ihres Tees in beteiligten Verkehrskreiſen zu machen 
dergeſtalt, daß dieſe ſich allmählich daran gewöhnt haben, 
jeden mit dem Bilde oder dem Worte „Teekanne“ gekennzeich⸗ 


Zu 8. Zunächſt einige zum Verſtändnis notwendige Er- 
gänzungen aus dem Tatbeſtand. 

Die Kl. betreibt Einfuhr und Großhandel von Tee. Sie hat 
von 1895—1908 eine Anzahl Bildzeichen, chineſiſche Teekannen 
darſtellend, geſchützt erhalten, darunter ein Zeichen mit der Be⸗ 
ſchriftung „Marke Teekanne“. — Die Berl. iſt ein Unternehmen 
des Kaffeehandels; ihre Firma enthält den Zuſatz „Hamburger 
Kaffee⸗Importgeſchäft“. Tee hat ſie bisher nicht verkauft. Sie hat 
1911 ein Bildzeichen erworben, beſtehend aus drei runden Einzel- 
bildern, deren erſte beiden einen Baum und ein Schiff darftellen 
und deren drittes, unter den beiden andern befindlich, eine 
Kaffeekanne bringt. Geſchützt iſt dies dreiteilige Zeichen u. a. 
für Kaffee und Tee. 

1. Die Kl. beanſprucht in erſter Linie Ausſtattungsſchutz 
nicht nur an dem Bild einer Teekanne, ſondern am Kannenmotiv 
überhaupt. Mit Recht äußert das RG. Bedenken dagegen, der Kl. 
allein die zeichenmäßige Verbildlichung eines ſo alltäglichen Ge⸗ 
brauchsſtücks vorzubehalten, und verſangt daher für den behaupteten 
Ausſtattungsbeſitz den genauen Beweis; dieſen ſieht es aber als 
nicht erbracht an. 

In dieſem Teil der Begründung fällt nur eins auf. Das 
NG. erklärt das Bild einer Teekanne für eine Bezeichnung be 
ſchreibender Bedeutung und ſagt, der Eintragung dieſes Bildes 
würde, wenn die Kl. es nicht fo ſtark durchgeſetzt hätte, 5 4 
Nr. 1 W656. entgegengeſtanden haben. 8 4 Nr. 1 aber, der die 
fog. beſchreibenden Zeichen betrifft (d. h. ſoſche Zeichen, „die teils 
die Ware bezeichnen, teils deren beſondere Beziehungen angeben“), 
umfaßt außer Zahlen und Buchſtaben ausdrücklich nur Wörter, 
nicht auch Bilder. Daher muß bei beſchreibenden Bild zeichen das 
Eintragungshindernis entweder mit Hagens (8 4 Anm. 20) aus 
dem Gefichtspunkt des Freizeichens gefolgert werden oder aber mit 
Pinzger⸗ Heinemann (58 4 Arm. 13, 1 Anm. 23) aus der 
mangelnden Unterſcheidungskeraft gem. 8 1. 14 

2. Daß auch dem ſagenumwobenen „flüchtigen Käufer“ nicht 
die Fähigkeit e wird, das einteilige Teekannenbild der Kl. 
mit dem dreiteiligen Bild der Bekl. zu verwechſeln, iſt zu be 
grüßen. 

Einleuchtend und eigentlich ſelbſtverſtändlich iſt es auch, daß 
beine Verwechflungsgefahr auerkaunt wird wegen der Moglichkeit, 
daß einem Käufer die Ware der Kl. einmal als „Tee mit DET 
Kanne“ (ſtlatt „mit der Teekanne“) empfohlen werben könnte. 
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neten Tee als ſtets aus derſelben Quelle ſtammend anzuſehen, 
wie das BG. feſtſtellt. Nur aus dieſem Grunde iſt es, wie die 
Handelskammer Bremen mit Recht betont, der Kl. gelungen, 
die Eintragung ihres älteſten, das Bild einer üblichen chine⸗ 
ſiſchen Teelanne darſtellenden Warenzeichens Nr. 6541 und 
ſpäter auch der anderen ähnlichen Zeichen entgegen der Vor⸗ 
ſchrift des 8A Nr. 1 WbzG. für Tee beim Patentamt zu 
erreichen. Dafür, daß die Kl. durch ihre Reklame jene Vor⸗ 
ſtellung in beteiligten Verkehrskreiſen über Bild und Wort 
Teekanne hinaus für Tee ganz allgemein für jedes Bild 
einer Kanne begründet haben ſollte derart, daß ſich das 
Kannenmotiv ganz unbeſchränkt, wie ſie behauptet, als Kenn⸗ 
zeichen für den von ihr geführten Tee im Verkehr durchgeſetzt 
habe und das Publikum deshalb beim Einkauf ihren Tee unter 
der Bezeichnung „Tee mit der Kanne“ oder „Kannenmarke“ 
oder „Marke Kanne“ verlange, bedurfte es nach den obigen, 
einer ſolchen Erweiterung entgegenſtehenden grundſatzlichen 
Ausführungen eines ſtrikten Beweiſes. 

Dieſen hat das BG. nicht als geführt, die Behauptung 
der Kl. über den Umfang ihres Ausſtattungsbeſitzes vielmehr 
geradezu als widerlegt angeſehen auf Grund eingehender 
Beweiswürdigung. 


Die dagegen gerichteten Bemängelungen ſind für die 
Rev Inſt. unbeachtlich. 

Hat ſich hiernach im Verkehr als Kennzeichen der Ware 
der Kl. (Tee) nur Bild und Wort „Teekanne“ durchgeſetzt 
und würde doch gelegentlich einmal von einem Käufer, der 
den Tee der Kl. haben will, in einem der Geſchäfte der Bell. 
Tee mit der „Kanne“ verlangt und erhielte er daraufhin den 
Tee der Bekl., verſehen mit deren dreiteiligem Bildzeichen, 
vorgelegt — ſofern dieſe überhaupt Tee als Ware aufnehmen 
ſollte —, fo wäre, wie das BG. mit Recht betont, jede Ver⸗ 
wechſelungsgefahr ausgeſchloſſen. Denn ſelbſt der flüchtigſte 
Käufer würde nach der Feſtſtellung des BG. beim Anblick des 
dreiteiligen Warenzeichens der Bekl. ſofort erkennen und 
geltend machen, daß dieſe Ware nicht „Teekannentee“ fei, 
ſondern eine ganz andere Vildbezeichnung aufweiſe. 

Die Rev. meint, dieſe Erwägung greiſe nicht durch für 
den Fall, daß jener Käufer weder die bildliche noch wörtliche 


Dieſe Befürchtung iſt auch reichlich weit hergeholt, zumal die Bekl. 
Tee noch gar nicht führt; ſollte fie dieſen Wrtikel einmal auf⸗ 
nehmen, ſo würde ſie ihn vermutlich nicht unter ihrem jetzigen 
Zeichen feilhalten, das ihrer Angabe nach den Werdegang des 
Kaffees verſinnbildlichen foll. — In dem Urt. v. 21. Sept. 1923: 
Mus. XXIII, 154, ſagt das NG., bei einem Bildzeichen komme 
für die Verwechſelbarkeit auch ſein begrifflicher Inhalt in Vetracht, 
und der Verkehr habe ſich immer mehr daran gewöhnt, die mit 
dem Bild verſehene Ware mit einem geläufigen Wort zu be⸗ 
nennen, dies jedenfalls dann, wenn das Wort den Bildinhalt 
bräziſe wiedergebe. Wenn aber jemand von Tee mit der 
Kanne“ ſprechen würde, ſo wäre dies für das Bildzeichen der 
Kl. eine unpräziſe Bezeichnung, aus der daher keine nachteiligen 
olgerungen gegen das Bildzeichen der Berl. herzuleiten wären. 
23. Die Kl. hat dann noch auf Grund eines Abwehr- 
zeichens von 1904 Verwechfſlungsgefahr behauptet. Das NG. ver⸗ 
neint aber die Ahnlichkeit dieſes Zeichens mit dem Hauptzeichen 
und erkennt es daher nicht als Abwehrzeichen an, d. h. es verſagt 
ihm einen ſelbſtändigen, vom Hauptzeichen unabhängigen Schutz⸗ 
anſpruch. Folgeweiſe erwägt das NG. die Schutzwirkung des 
Seichens aus dem Geſichtspunkt des Vorratszeichens. Hier wird 
2955 das Schutzrecht um deswillen verneint, weil die Marke 
Jahre lang unbenutzt geblieben iſt, indes die Bekl. ihr ange⸗ 
riffenes Zeichen ſeit 19 Jahren benutzt. Die Kl. hat daher ihr 
Recht aus dem Zeichen von 1904 verwirkt. Das RS. folgt 
un in allen Punkten feinen bisherigen Grundſäßen: des näheren 
a dafür auf meine Abhandlung „Vorrats⸗ und Abwehrzeichen“ 
0 echnik und GewgkSchutz 1930, 18 ff.) verwieſen werden. 
„Die Kl. hat noch behauptet, vom Beſtehen des angegriffenen 
fübchens erſt im Febr. 1928 erfahren zu haben. Dieſer Hinweis 
u rt auf die ftark umſtrittene Frage, ob das Zeichenrecht auch bei 
nkenntuis von dem fremden Zeichen verwirkt werden kann. 
— neueſtens Herzog und Reimer: MuW. 1930, 353, 514. 
üch di G. hat dieſe Frage hier nicht berührt; es hat augenſchein⸗ 
1 fahr. 26jährige Nichtbenutzung durch die Kl., andererſeits die 
Bei hrige Benußung durch die Bekl. für durchſchlagend erachtet. 
En muß allerdings zuſammentreffen; die langjährige Nichte 
nichrbung des Vorratszeichens reicht für ſich allein zur Verwirkung 
12 draus 4, den Fall Kavaſan w. Lavaſan, Urt. des Rc. vom 
2. Juni 1928: MuW. 1927/28, 488). 
8 RA. Dr. E. Lion, Hamburg. 
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Bezeichnung des Tees der Kl. aus eigener Erfahrung kennt, 
ſondern daß ihm nur von anderer Seite „Tee mit der Kanne“ 
empfohlen worden iſt. Dann ſei die Verwechſelungsgefahr ohne 
weiteres gegeben. Das Schutzrecht der Kl. gelte aber auch für 
dieſen Fall. Die Rev. irrt. Wenn die dem Kaufliebhaber 
von anderer Seite als Kennzeichnungsmittel gegebene Bezeich⸗ 
nung der Ware unrichtig iſt, wie es bei vorſtehendem Bei⸗ 
ſpiel der Fall wäre, ſo ginge die daraufhin etwa entſtehende 
Verwechſelungsgefahr nicht zu Laſten der Bekl., und die Kl. 
könnte auf Grund ihres Schutzrechts, deſſen wirklicher Inhalt 
ja gar nicht verletzt wäre, daraus keine Rechte gegen die 
Bekl. geltend machen. 

Nach alledem iſt der Klagegrund des Ausſtattungsbeſitzes 
der Kl. für Tee an dem Kannenmotiv überhaupt, d. h. in 
jeglicher Darſtellung vom VBG. mit Recht als nicht gegeben 
angeſehen worden. 

2. Das gleiche gilt von dem auf Verletzung des Waren⸗ 
zeichenrechts der Kl. wegen Verwechſelungsgefahr des bean⸗ 
ſtandeten Warenzeichens der Bekl. und des älteren Defenſiv⸗ 
zeichens der Kl. Nr. 72 272, das aus dem Bilde einer ſehr 
großen bauchigen Kanne mit der Unterſchrift „Teekrug“ be⸗ 
ſteht, geſtützten zweiten Klagegrund. Mit Recht bezeichnet das 
BG. es ſchon als zweifelhaft, ob dieſes bisher nicht benutzte, 
angebliche Defenſivzeichen überhaupt im Ahnlichkeitsbezirk des 
Hauptzeichens liege, welches das typiſche Bild einer chineſi⸗ 
ſchen Teekanne darſtellt. In Wahrheit beſteht kein Zweifel, 
daß jene Vorausſetzung für die Annahme eines Defenſiv⸗ 
zeichens hier nicht beſteht. Die Folge wäre, daß es ſich um 
ein ſeit ſeiner Eintragung am 20. Sept. 1904, alſo ſeit faſt 
26 Jahren niemals benutztes Vorratszeichen handeln würde, 
das von der Kl. jetzt hervorgeholt würde, um unter Berufung 
auf dieſes vom BG. als völlig unbekannt feſtgeſtellte Zeichen 
eine Verwechſelungsgefahr des ſeit Anfang 1911 eingetragenen 
und für die dem Tee zeichenrechtlich gleichartige Ware Kaffee 
von der Bekl. auch benutzten dreiteiligen Zeichens der letzteren 
geltend zu machen. Ein ſolcher Verſuch müßte nach der Rſpr. 
des erk. Sen. an der Verletzung der Grundſätze des lauteren 
geſchäftlichen Wettbewerbs ſcheitern. 


(u. v. 14. Nov. 1930; 551/29 II. — Berlin.) Ru. 


9. 884,5 W656. Zum Begriff der Gleich⸗ 
artigkeit von Waren. Die Benutzung eines all⸗ 
gemein bekannten Schlagwortes für ungleich⸗ 
artige Waren kann nur verboten werden, wenn 
man bei jeder Art von Waren Beziehungen des 
Benutzers zu dem Unternehmen, deſſen Kenn- 
wort das betr. Wort geworden iſt, vermuten muß. 


Die Kl., eine bekannte Seifenfabrik, iſt Inhaberin einer 
großen Anzahl von Warenzeichen für Seifen, Waſchmittel 
und Parfümerien, bei denen ein rotes breites Band auf den 
als Bild der Verpackungsſchauſeite ſich darſtellenden Zeichen 
beſonders hervortritt. Ferner iſt für die Kl. auch das Wort 
„Rotband“ als Warenzeichen unſtreitig eingetragen. Seit 
vielen Jahren verwendet die Kl. auch das Bandmotiv bei 
ihrer umfangreichen Werbetätigfeit. 

Der Bekl. ſtellt Kohlenanzünder her und vertreibt ſie. 
Für die Waren benutzt er eine Verpackung, die einen breiten 
roten Überdruckſtreifen (Band) zeigt und die Bezeichnung 
„Rotband⸗Kohlenanzünder“ aufweiſt. 

Im März 1928 hat die Kl. gegen den Bekl. die Klage 
erhoben. Zur Begründung hat ſie ausgeführt, daß es ſich um 
gleichartige Waren handle, daß aber auch abgeſehen davon das 
Motiv des roten Bandes ganz allgemein im Verkehr als Hin⸗ 
weis auf den Geſchäftsbetrieb der Kl. aufgefaßt werde. 

Die Klage iſt in allen Inſtanzen abgewieſen worden. 

Beide Vorinſtanzen haben übereinſtimmend die auf die 
eingetragenen Zeichen der Kl. geſtützten Anſprüche abgewieſen, 
weil zeichenrechtliche Anſprüche mangels Gleichartigkeit 
der beiderſeitigen Waren der Parteien nicht beſtehen. Das 
BG. kommt zu dieſer Feſtſtellung, indem es von dem in 
Theorie und Praxis einmütig anerkannten Grundſatz ausgeht, 
daß Gleichartigkeit von Waren i. S. der 88 5, 9 WbzG. dann 
anzunehmen iſt, wenn das Abnehmerpublikum aus der Gleich⸗ 
heit oder Verwechſlungsfähigkeit der Zeichen auf die Herkunft 
der Waren aus dem gleichen Geſchäftsbetriebe ſchließt. Als 
eines der Merkmale, die eine ſolche Auffaſſung des Ver⸗ 
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braucherpublikums wahrſcheinlich machen, hat die Praxis des 
Patentamts und des RG. den Grundſatz aufgeſtellt, daß ein 
Vertrieb in den gleichen Verkaufsſtellen die Annahme der 
Gleichartigkeit der Waren nahelegt. Kommen aber als gemein⸗ 
ſame Verkaufsſtellen nur Kolonialwarenhandlungen, Drogerien 
und ähnliche Geſchäfte in Betracht, ſo iſt es nicht rechtsirrig, 
wenn das KG. auf Grund allgemeiner Lebenserfahrung den 
von der Kl. gewünſchten Schluß ablehnt, weil in derartigen 
Geſchäften eine große Anzahl von Waren vertrieben werden, 
die nicht aus der gleichen Herkunftsſtelle ſtammen und vom 
Publikum auch nicht darauf zurückgeführt werden. 

Das würde allerdings die Ablehnung der Gleichartigkeit 
der Waren der Parteien noch nicht rechtfertigen, wenn das 
KG. nicht auch feſtgeſtellt hätte, daß weder die Kl. noch irgend⸗ 
eine andere Seifenfabrik bisher Kohlenanzunder hergeſtellt 
hätte, noch daß ein Fabrikant ſolcher Waren auch daneben 
Seifen herzuſtellen pflege. Die Kl. hatte, wie das KG. mit 
Recht betont, nicht einmal eine ſolche Behauptung aufgeſtellt, 
ſondern ſich nur darauf berufen, daß der Bekl. ſelbſt be⸗ 
hauptet hat, er habe vor 20 Jahren einmal Waſch⸗ und Putz⸗ 
mittel hergeſtellt. Mit Recht hat das KG. dieſer Behauptung 
keine Bedeutung beigelegt, weil für die Frage der Gleichartig⸗ 
keit der Waren die Zeit der Eintragung des jüngeren Zeichens, 
vielleicht auch eine ſeitdem eingetretene Wandlung der Ver⸗ 
kehrsauffaſſung, nicht aber ein lange zurückliegendes, verein⸗ 
zeltes Vorkommnis maßgeblich ſein kann. 

Die Rev. hat auch auf das „Expanſionsbedürfnis“ der 
Kl. hingewieſen, um darzulegen, daß die Waren beider Par⸗ 
teien gleichartig ſeien, und dabei auf die wirtſchaftliche Not⸗ 
wendigkeit der Umſtellung vieler Betriebe in der Nachkriegs⸗ 
zeit Bezug genommen. Was letzteres mit der Frage der 

arengleichartigkeit zu tun hat, iſt nicht recht erſichtlich; man 
könnte daraus beſtenfalls den Schluß auf Zuläſſigkeit der Ein⸗ 
tragung ſogenannter Vorratswaren ziehen. Das Expanſions⸗ 
bedürfnis des Zeicheninhabers kann aber nicht eine vollſtändige 
Verwäſſerung des Begriffs der Gleichartigkeit rechtfertigen, die 
ſchließlich zur Anerkennung der dem geltenden Recht fremden. 
Firmenmarke führen müßte (vgl. NG. 108, 36) und beim 
Zeichenſchutz nur ſoweit Anerkennung findet, als es ſich um 
Waren handelt, die nach der Verkehrsauffaſſung auch aus 
ſolchen Betrieben ſtammen können, die Waren der eingetra— 
gegen Art herſtellen oder führen. 

Unter dieſen Umſtänden brauchte das KG. nicht noch zu 
der weiteren, als richtig zu unterſtellenden Behauptung Stel⸗ 
lung nehmen, daß die Parteien ſich beide an die gleichen Ver⸗ 
braucherkreiſe mit ihren Waren wenden. Denn die Behaup⸗ 
tung ging dahin, daß die Hausfrauen die beſten Beurteiler der 
Waren der Parteien ſeien. Will man darin überhaupt die 
Behauptung erblicken, daß für die beiderſeitigen Waren in 
erſter Linie die Hausfrauen als einkaufende Verbraucher in 
Betracht kommen, ſo hat das KG. mit Recht daraus keinerlei 
Schlußfolgerungen gezogen, weil damit nichts bewieſen werden 
kann. Hausfrauen kaufen in den genannten Geſchäften die ver⸗ 
ſchiedenartigſten Waren, ſtellen aber auch ſonſt keinen für die 
Gleichartigkeit der Ware beachtlichen beſonderen Abnehmerkreis 
dar, ſondern repräſentieren hier einfach die Allgemeinheit. 

Demnach hat das KG. mit Recht die Gleichartigkeit der 
Waren der Parteien verneint, und die Rüge der Rev., daß 
dieſe Feſtſtellung auf Rechtsirrtum beruhe, kann keinen Er⸗ 
folg haben. Es iſt auch unerheblich, ob die Waren beider 
Parteien zu den chemiſchen Erzeugniſſen gehören. Wie ſich 
aus dem oben angeführten leitenden Grundſatz der Rſpr. und 
dem Zweck der Vorſchriften über Berückſichtigung der Gleich⸗ 
artigkeit von Waren ohne weiteres ergibt, ſind weder die 
chemiſchen noch die phyſikaliſchen Eigenſchaften mehrerer Waren 
für die Gleichartigkeit von entſcheidender Bedeutung, wenn das 
Publikum weiß, daß trotz gewiſſer gleicher Eigenſchaften die 
Waren aus verſchiedenen Herſtellungsſtätten zu ſtammen pfle⸗ 
gen. Ebenſo iſt es unbeachtlich, daß man die Waren der 
Parteien als chemiſche Produkte bezeichnen kann; ſonſt müßte 
man die Seifen der Kl. auch als gleichartig den im Handel 
erhältlichen waſſerhaltigen Löſungen bekannter Säuren H, S0, 
HCl uſw. bezeichnen, ein Schluß, den auch die Kl. wohl ab⸗ 
lehnen würde. 

Die Rev. kann daher nur Erfolg haben, wenn der Kl. 
auch trotz Ungleichartigkeit der Waren ein Alleinrecht an 


dem Bild eines roten Bandes für Waren aller Art zuſteht. 
Die Rev. nimmt dabei auf das Urt. v. 8. März 1927 (Gew⸗ 
NSch. 27, 480; Mu W. 26, 334) Bezug. Damals hat der Senat 
dargelegt, daß es mit den guten Sitten des geſchäftlichen Ver⸗ 
kehrs unvereinbar iſt, das Kenn- und Schlagwort eines frem⸗ 
den Betriebes, das ſich im Verkehr als ſolches durchgeſetzt 
hat, als Zeichen für andersartige Ware zu verwenden, weil 
ein großer Teil des Publikums in ſolchen Fällen auf geſchäft⸗ 
liche Beziehungen der das gleiche Schlagwort verwendenden 
Unternehmungen ſchließt. Dabei iſt es ſelbſtverſtändlich, daß 
Ausnahmen von dieſer Regel anzuerkennen ſind, wenn nach⸗ 
gewieſen wird, daß das Publikum in feiner überwiegen» 
den Mehrheit dieſen Schluß tatſächlich nicht zieht. Denn 
der vermeintliche Verſuch, von dem guten Ruf eines anderen 
durch Benutzung ſeiner Firma oder ſeiner Warenbezeichnung 
unbefugt für ſich Nutzen zu ziehen, iſt nur dann als ſitten⸗ 
widrig zu beanſtanden, wenn er dieſen Erfolg haben kann. 
Das iſt hier nicht der Fall. Denn das KG. hat tatſächlich 
feſtgeſtellt, daß die behauptete Entwicklung zugunſten der Kl 
durch umfangreiche Verwendung des roten Streifens für 
Tabakwaren und Strickwolle verhindert worden iſt. Die Rev. 
erkennt offenbar, daß gegenüber dieſen Feſtſtellungen eine 
direkte Anwendung der Grundſätze der Entſch. v. 8. März 
1927 nicht angängig iſt, meint aber, daß trotzdem wenigſtens 
die Wirkung des roten Bandes und des Wortes „Rotband“ 
bei Waren der chemiſchen Induſtrie die gleiche ſein könne. 
Dabei verkennt die Rev., daß der außerordentlich weitgehende 
Schutz eines allgemein bekannten Schlagwortes durch Verbot 
ſeiner Benutzung für ungleichartige Waren nur gerecht⸗ 
fertigt iſt, wenn man bei jeder Art von Waren Beziehungen 
des Benutzers zu dem Unternehmen vermuten muß, deſſen 
Kennwort das betr. Wort geworden iſt. Dieſe Vermutung 
wird hier durch die Feſtſtellungen des KG. beſeitigt. Wollte 
man der Rev. folgen, ſo würde man unberechtigterweiſe auf 
einem Umwege die vom KG. ohne Rechtsirrtum abgelehnte 
Gleichartigkeit der Waren der Parteien zur Anerkennung 
bringen. Denn für eine Unterſcheidung zwiſchen den verſchie⸗ 
denen Gruppen ungleichartiger Waren liegt kein Anlaß vor; 
man würde ſonſt dazu kommen, neben „gleichartigen“ noch 
„ähnliche“ Waren beſonders zu behandeln, was bei richtiger 
Abgrenzung des Begriffs der Gleichartigkeit durch praktiſche 
Bedürfniſſe nicht gerechtfertigt iſt. 

(U. v. 4. März 1930; 340/29 II. — Berlin.) 


10. 88 I Nr. 1, 12, 20 W z G. 

1. Bei der Gefahr der Verwechſelung des 
Zeichens des Verletzers mit dem des Kl. kann ſich 
der Verletzer nicht darauf berufen, daß das Zei⸗ 
chen des Kl. mit anderen älteren Zeichen Dritter 
verwechſelbar ſei. 

2. Die Praxis des Patentamts bei Eintra⸗ 
gung von Wortzeichen, die eine Verbindung mit 
Fluß⸗ oder Gebirgsnamen enthalten, iſt für die 
allein dem Gericht zuſtehende Prüfung der Ver⸗ 
wechſelungsfähigkeit ohne Bedeutung. ) 

Beide Parteien betreiben fabrikmäßig die Herſtellung von 
Seifen und verwandter Artikel, die Kl. in H., die Bekl. in C. 
Sie ſtehen im Wettbewerb miteinander. Für die Parteien ſind 
für Seifen, Seifenpulver, Waſchmittel und andere verwandte 
Waren mehrere Warenzeichen eingetragen, von denen für die 
Rev Inſt. folgende in Betracht kommen: für die Kl. das Wort 
„Saalegold“, angemeldet am 17. Febr. 1925, eingetragen am 
21. April 1926, für die Bekl. ſowohl das Wort „Saale⸗Krone“, 
angemeldet am 12. Dez. 1925, eingetragen am 9. März 1926, 
wie auch das Wort „Saale-Vlüte“, angemeldet am 6. Okt. 
1926, eingetragen am 25. Nov. 1926. Das Patentamt hatte 
von der Anmeldung dieſer beiden Zeichen durch die Bekl. der 


[u.] 


Zu 10. Die Eutſch. des NE. iſt zu billigen. An ſich beſitzt das 
Wort „Saale“ als Zeichen für Waren wie Seife u. dgl., zu denen 
es in keiner Beziehung ſteht, genügende Unterſcheidungskraft, ohne 
daß es eines Zuſatzes bedurfte. Weit geringere Unterſcheidungskeraf 
kommt Worten wie „Gold“, „Krone“, „Blüte“ zu, da ſie ſich ſehr 
häufig i. Verb. m. anderen Wortzeichen finden, wobei fie eine Waren“ 
forte von beſonders guter Qualität u. dgl. zu bezeichnen beſtimmt 
find, fo daß es, wie das NG. zutreffend annimmt, nahe liegt, 1 
geradezu als Freizeichen anzuſehen. Das Publikum wird alſo, wenn 
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Kl. keine Mitteilung gemacht, wohl aber von der im Jahre 
1927 erſolgten weiteren Anmeldung des Wortes „Saale“ für 
dieſelben Waren durch die Bekl. Auf den Widerſpruch der Kl. 
lehnte das Patentamt dieſe Eintragung wegen Verwechſelungs⸗ 
gefahr mit dem älteren Zeichen der Kl. „Saalegold“ ab. 
Andererſeits lehnte das Patentamt die Eintragung dieſes nun⸗ 
mehr von der Kl. für ihren Betrieb als Wortzeichen ange⸗ 
meldeten Wortes „Saale“ wegen Verwechſelungsgefahr mit 
dem älteren Zeichen der Bekl. „Saale-Blüte“ auf deren Wider⸗ 
ſpruch für die Waren: Seife, Waſch⸗ und Bleichmittel ab, 
trug es aber für die anderen bei der Anmeldung genannten 
Waren: Parfümerien, kosmetiſche Mittel, ätheriſche Ole, 
Stärke und Stärkepräparate ein. 

Die Kl. klagt auf Löſchung und Unterlaſſung des Ge⸗ 
brauchs der beiden Wortzeichen „Saale⸗Krone“ und „Saale⸗ 
Blüte“ durch die Bekl. Sie ſtützt ihre Klageanſprüche auf Ver⸗ 
wechſelungsgefahr dieſer beiden Zeichen und ihres eigenen 
älteren Wortzeichens „Saalegold“ (88 9 Nr. 1, 12,20 WbzG.). 
Weiter beruft ſie ſich auf Ausſtattungsbeſitz an dieſem Wort, 
das ihrer Angabe nach als ſchlagwortartiges Kennzeichen ihrer 
Ware Verkehrsgeltung erlangt habe. Dieſe Tatſache ſei der 
Bekl. bei Anmeldung ihrer beiden beanſtandeten Zeichen auch 
bekannt und für ſie beſtimmend geweſen, um auf dieſe Weiſe 

erwechſelungen im Verkehr herbeizuführen. Deshalb ſeien die 
Klageanſprüche auch aus dem Geſetz über den unlauteren Wett⸗ 
bewerb gegeben. 

Die Vorinſtanzen haben abgewieſen, das NG. hat ver⸗ 
urteilt. 

In erſter Linie iſt — abweichend von der Dispoſition des 
BU. — die Frage zu prüfen, ob eine Verletzung des Zeichen⸗ 
rechts der Kl. wegen der Gefahr der Verwechſelung der bei⸗ 
den jüngeren Wortzeichen der Bekl. „Saale⸗Krone“ und 
„Saale⸗Blüte“ mit dem älteren Wortzeichen der Kl. „Saale⸗ 
gold“ gegeben iſt. Denn das Beſtehen der Verwechſelungs⸗ 
gefahr im Verkehr, die bei dem zeitlichen Vorrecht des Klage— 
zeichens — denn maßgebend für die Priorität iſt der Zeitpunkt 
der Anmeldung, der hier vor dem der Bekl. liegt, jo daß es 
auf die Tatſache, daß die Eintragung ihres Zeichens erſt 
ſpäter als die des Zeichens der Bekl. „Saale-Krone“ erfolgt 
iſt, nicht ankommt — und bei der Gleichheit der beiderſeits 
geſchützten Waren das einzige Erfordernis für die Verletzung 
des Zeichen rechts der Kl. bildet, iſt auch für die Klagegründe 
der Verletzung des Ausſtattungsſchutzes und des Gejeyes über 
en unlauteren Wettbewerb die erſte Vorausſetzung. Das BG. 
hat die Verwechſelungsgefahr verneint. Dieſe Feſtſtellung be⸗ 
ruht auf rechtsirriger Auffaſſung über den Rechtsbegriff der 
Verwechſelungsgefahr im Verkehr. 

Geht man mit dem BG. davon aus, daß der zweite 
Wortbeſtandteil in den drei Zeichen — „Gold“ in dem der 
Kl. und „Krone“ und „Blüte“ in den beiden der Bekl. —, 
5 es als geläufige Beſchaffenheitsangaben zur Bezeichnung 
er Güte der Ware, ſei es geradezu als Freizeichen wegen 
er ſeit langer Zeit ſtändig geübten Verwendung auf allen 

ebieten des Warenverkehrs, kaum noch irgendwelche Kenn⸗ 
zeichnungskraft beſitzt, ſo bleibt als allein in Betracht kommen⸗ 
es Kennzeichnungsmittel nur der Wortbeſtandteil „Saale“ 


— 


es auf Seifen und gleichartigen Waren das Zeichen „Saale“ findet, 
annehmen, dieſe Ware ſtamme aus dem Geſchäftsbetrieb, mit dem 
es zuerſt verbunden war, gleichviel, ob ſich daneben noch das Wort 
„Gold“ oder „Krone“ oder „Blute“ findet. In dieſen Beiſatzen 
wird es vielleicht die Kennzeichnung einer beſtimmten, beſonders 
guten Sorte der Waren des urſprünglichen Zeicheninhabers erblicken. 
8 wird aber nicht auf den Gedanken kommen, daß die mit „Saale 
e oder „Saale Blüte“ bezeichnete Ware aus einem anderen 
eſchäfte herrühre, als die mit dem Zeichen „Saale Gold“ ver⸗ 
1 5 Anders würde ſich die Sache freilich dann geſtalten, wenn 
0 12 das Wort „Saale“ im Gebrauch verſchiedener Firmen befände, 
10 es zur Bezeichnung von Seife und gleichartigen Waren ver⸗ 
endeten. Dann könnten die Abnehmer des Glaubens fein, das 
Wort „Saale“ ſtehe im Gemeingebrauch der Fabrikanten oder 
. von Seifen oder doch eines Teiles dieſer, es diene alſo 
1 00 nicht dazu, auf einen beſtimmten Geſchaftsbetrieb hinzuweiſen, 
betriebe bedeute vielleicht eine beſtimmte, in mehreren Geſchafts⸗ 
1100 en worhommende Art von Seife od. dgl. In dieſem Falle 
19 en die Abnehmer natürlich der Verbindung des Wortes „Saale“ 
1915 einem anderen Worte ein größeres Gewicht beilegen, ſie würden 

Merkmal der Unterſcheidung des einen Geſchäftsbetriebes von 
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übrig, der in allen drei Zeichen identiſch iſt. Das erkennt auch 
das BG. Aber es meint, trotzdem die Verwechſelungsgefahr 
verneinen zu ſollen einmal deshalb, weil „das Zeichen der 
Kl. (Saalegold') der Schutzkraft gegenüber früher für andere 
als Zeichen eingetragenen Verbindungen mit dem Worte 
Saale entbehren würde“, ferner weil man ſich bei Annahme 
der Verwechſelungsgefahr in Widerſpruch ſetzen würde mit der 
ganz allgemeinen Übung des Patentamts, Zeichen, die aus 
einer Wortverbindung mit Flußnamen oder mit Gebirgs⸗ 
namen beſtehen, für gleiche oder gleichartige Waren einzu⸗ 
tragen. Das BG. verkennt zwar nicht, daß eine ſolche Übung 
des Patentamts für die Gerichte kein bindendes Recht ſchafft, 
es meint aber, daß dadurch ein tatſächlicher Zuſtand geſchaffen 
wird, auf Grund deſſen das Publikum wegen der größeren 
Anzahl ſolcher Zeichen ſich gewöhnt hat, ſchärfer auf die vor⸗ 
handenen Verſchiedenheiten zu achten und daß danach der 
Unterſchied groß genug iſt, um hier eine Verwechſelungs⸗ 
gefahr auszuſchließen. 

Was den erſten Grund des BG. betrifft, ſo handelt es 
ſich um einen vom BG. rechtsirrig gebilligten Einwand aus 
dem Rechte eines Dritten. Die Frage, ob „das Zeichen der 
Kl. Saalegold“ der Schutzkraft gegenüber früher als Zeichen 
eingetragenen Verbindungen mit dem Worte ‚Saale ent⸗ 
behren würde“, hat mit dem vorliegenden Rechtsſtreit, in 
dem es ſich allein um das Beſtehen oder Nichtbeſtehen einer 
Verwechſelungsgefahr in bezug auf die Zeichen der Parteien 
handelt, nichts zu tun. Die Herbeiführung der Entſcheidung 
jener Frage wäre Sache der Inhaber ſolcher angeblich älteren 
Zeichen. Für den vorliegenden Rechtsſtreit iſt davon auszu⸗ 
gehen, daß das Klagezeichen den durch die Eintragung er⸗ 
worbenen geſetzlichen Schutz genießt, der bis zur etwaigen 
Löſchung beſteht, unbeſchadet der Verpflichtung zur Nach⸗ 
prüfung ſeiner Kennzeichnungskraft, über die der Verkehr 
entſcheidet. 


Auch die zweite Begründung des BG. iſt rechtsirrig. 
Zunächſt hat der Geſichtspunkt, daß man ſich im Falle der 
Annahme einer Verwechſelungsgefahr in Widerſpruch ſetzen 
würde mit der Übung des Patentamts, Wortverbindungen 
mit Fluß⸗ oder Gebirgsnamen als Zeichen einzutragen, für 
die Prüfung der Frage, ob eine Verwechſelungsgefahr vorliege, 
ganz auszuscheiden. Die Entſcheidung dieſer Frage liegt in 
Kolliſionsprozeſſen allein den ordentlichen Gerichten ob. Aller⸗ 
dings konnte nun die Häufigkeit der Eintragung von Wort⸗ 
verbindungen mit dem Flußnamen „Saale“ der Ausgangs⸗ 
punkt ſein, der unter Umſtänden zu dem vom BG. angenom⸗ 
menen Zuſtand führen könnte, daß die Kennzeichnungskraft 
ſolcher Wortverbindungen abgeſchwächt wäre und das Publi⸗ 
kum ſich deshalb daran gewöhnt hätte, genauer auf die Ab⸗ 
weichungen zu achten. Zur Herbeiführung dieſes Zuſtandes 
reicht aber nicht, wie das BG. rechtsirrig annimmt, ſchon die 
Häufigkeit der Eintragungen aus. Entſcheidend iſt vielmehr, 
daß ſich die betreffenden zahlreichen Zeichen für das hier in 
Betracht kommende Warengebiet auch tatſächlich im Verkehr 
befinden; anderenfalls fehlt es an der Möglichkeit der vom 
BG. angenommenen Gewöhnung des Verkehrs. Dies hat ſich 
aber nicht feſtſtellen laſſen. 


dem anderen in dem beigefügten Worte erblicken und infolgedeſſen 
der Verſchiedenheit des Beiſatzes „Gold“, „Krone“, „Blute“ eine 
größere Aufmerkſamkeit zuwenden, jo daß die Gefahr der Ver⸗ 
wechſelung der Zeichen der Bell. mit dem der Kl. mindeſtens er⸗ 
heblich herabgeſezt wäre. Da aber feſtſteht, daß dieſe Verbreitung 
des Wortes „Saale“ nicht ſtattgefunden hat, beſteht kein Grund, an 
der Unterſcheidungskraft des Wortes „Saale“ zu zweifeln. Dieſe 
Unterſcheidungskraft bringt es aber mit ſich, daß die Abnehmer die 
dem Worte „Saale“ beigefügten Worte nicht weiter beachten, als 
daß fie in ihnen Beſchaffenheitsangaben oder etwa Bezeichnungen ger 
wiſſer Sorten der Waren desſelben Geſchäftsbetriebes erblicken, nicht 
aber die Worte „Krone“ und „Blüte“ als Hinweis auf einen 
anderen Geſchäftsbetrieb als den durch die Worte „Saale Gold“ 
gekennzeichneten anſehen. Damit ergibt ſich aber von ſelbſt, daß die 
Zeichen der Bekl. geeignet ſind, das Publikum irrezuführen, d.? 
den Anſchein zu erwecken, als ob die damit verſehenen, Waren ebenſo 
wie die mit „Saale Gold“ bezeichneten aus dem Geſchaftsbetriebe 
der Kl. ſtammen. Die Verwechſelungsgefahr iſt alſo trotz Der Ab⸗ 
weichung gegeben und damit die Klage auf Löſchung und Unter 
laſſung begründet. 
Geh. Rat Prof. Dr. Allfeld, Erlangen. 
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Das angefochtene Urteil war daher aufzuheben. Die 
Sache war auch bereits zur Endentſcheidung i. S. des Rev⸗ 
Antrags reif. Denn das BG. hat ſelbſt die Unmöglichkeit der 
Unterſcheidung der beiden beanſtandeten Wortzeichen der Bekl. 
von dem der Kl. feſtgeſtellt für den Fall, daß das Wort 
„Saale“ als entſcheidender Beſtandteil der drei Zeichen an⸗ 
geſehen werde, die Worte „Gold“, „Krone“ und „Blüte“ 
aber als Beſchaffenheitsangaben wegen ihrer geringen Unter⸗ 
ſcheidungskraft bei der Prüfung der Verwechſelungsgefahr aus⸗ 
zuſcheiden hätten. Die Auffaſſung des BG., daß dieſer Fall 
aber deswegen nicht gegeben ſei, weil der Wortbeſtandteil 
„Saale“ in ſeiner Kennzeichnungskraft abgeſchwächt ſei wegen 
häufigen Zeichenſchutzes von Workzuſammenſetzungen mit Fluß⸗ 
oder Gebirgsnamen und deshalb die durch das zweite Wort 
gegebenen Unterſchiede ausreichen, beruht nach den obigen 
Darlegungen auf zeichenrechtlich unzutreffenden Erwägungen. 


Die Klageanſprüche auf Löſchung der beiden beanſtan⸗ 
deten Wortzeichen der Bekl. „Saale-Krone“ und „Saale 
Blüte“ und auf Unterlaſſung ihres Gebrauchs unter Straf⸗ 
androhung waren daher gemäß 588 9 Nr. 1, 12 u. 20 WbzG. 
begründet, ohne daß es noch einer Prüfung und Entſcheidung 
bedurfte, ob gleiches auch aus dem Geſichtspunkt des Geſetzes 
über den unlauteren Wettbewerb der Fall iſt. 


(U. v. 25. Nov. 1930; 89/30 II. — Naumburg.) [Ku.] 


11. 88 9, 15 Wb z G.; 8 1 Un l WG. Der Unter⸗ 
laſſungsanſpruch kann ſelbſt dann verwirkt wer⸗ 
den, wenn der Verletzer in Verwechſlungsabſicht 
gehandelt hat. 


Für die Kl. iſt ſeit dem 8. Febr. 1908 für techniſche Ole 
und andere Waren ein Warenzeichen eingetragen, das einen 
nach rechts gerichteten Waſſerſpeier mit der Überſchrift Gar- 
goyle darſtellt. Die Bell. beſitzt ſeit 29. Aug. 1908 gleichfalls 
für Ole ein Warenzeichen in Form eines nach links gerich⸗ 
teten Krokodils mit geſenktem Schwanz, das ſeit dem 27. Juni 
1927 auch im internationalen Markenregiſter zu Bern ein⸗ 
getragen iſt. Die Kl. klagt auf Einwilligung der Bekl. in 
Löſchung ihres deutſchen Zeichens ſowie auf Entziehung des 
internationalen Zeichenſchutzes gemäß 88 9, 15 WbzG., 8 1 
UnlWG., 8 826 BGB., da die Zeichen verwechſlungsfähig 
ſeien, und die Bekl. das ihre mit der Abſicht, dadurch Ver⸗ 
wechflungen herbeizuführen, habe eintragen laſſen. Die Bekl. 
beſtreitet dies und macht geltend, daß ſie ihr Zeichen ſeit 
über 20 Jahren in großem Umfang ohne Beanſtandung, ja 
mit bewußter Duldung der Kl. und ohne, daß im Verkehr Ver⸗ 
wechſlungen vorgekommen ſeien, verwandt habe. Außerdem 
betreibe die Kl. durch ihre deutſche Tochtergeſellſchaft bereits 
die gleiche Sache in beſonderem Prozeſſe. 

Das LG. hat abgewieſen, das BG. verurteilt. Das NE. 
hat das erſte Urteil wieder hergeſtellt. 

Es wird zunächſt der gegen die Annahme der Verwechſe⸗ 
lungsfähigkeit gerichtete Einwand der Rev. zurückgewieſen. 

Trotzdem iſt der Rev. die Beachtung nicht zu verſagen, 
ſoweit ſie ſich gegen die Zurückweiſung des Verwirkungsein⸗ 
wandes der Bekl. richtet. Das BG. ſtellt hierzu feſt, daß die 
Bekl. in ihren mit ihrem Zeichen verſehenen Waren ſeit 
langer Zeit einen ſo großen Umſatz gemacht hat, daß der Kl. 
die Verwendung des genannten Zeichens durch die Vekl. nicht 
entgangen fein kann. Die vom BG. inſoweit angezogenen 
Beweiserhebungen des LG. ergeben hierüber genauere Zahlen. 
Den Schluß, den das LG. aus der ſtillſchweigenden lang⸗ 
jährigen Duldung dieſes Zeichengebrauchs der Bekl. durch die 
Kl. zieht, daß dieſe damit das Recht zur Löſchungsklage ver⸗ 
wirkt habe, will die Vorinſtanz nur deshalb nicht für zuläſſig 
anſehen, weil Anmeldung und Benutzung des beanſtandeten 
Zeichens auf die gegen die guten Sitten verſtoßende Abſicht 
der Bekl., der Kl. damit unlautere Konkurrenz zu machen, 
zurückzuführen ſeien. Es mag unerörtert bleiben, ob dieſe 
Feſtſtellung von den dafür im BU. angeführten Gründen in 
rechtlich nicht zu beanſtandender Weiſe getragen wird. Denn 
jedenfalls iſt die vom BG. aufgeſtellte Meinung, das Recht, 
ſich gegen die Wirkung eines Verſtoßes gegen 8 1 Unl Wh. 
zu wahren, könne überhaupt nicht verwirkt werden, zu weit⸗ 
gehend, ſie ſteht auch im Widerſpruch zu der neuen Rſpr. 
des erk. Sen. Dieſe geht dahin, daß trotz einer urſprünglichen 


ſittenwidrigen Wettbewerbshandlung des einen Teiles dem 
Verletzten unter Umſtänden das Einſchreiten zu verwehren 
iſt, wenn der Verletzte den ihm bekannten Verſtoß lange Zeit 
hindurch widerſpruchslos geduldet, dadurch einen für den 
Gegner wertvollen Beſitzſtand hat zur Entſtehung kommen 
laſſen, und der Gegner aus dem Verhalten des Verletzten auf 
deſſen Einverſtändnis und damit auf die Zuläſſigkeit ſeines 
eigenen Tuns zu ſchließen berechtigt geweſen iſt (vgl. NE. 
127, 321)). Damit würde das zum Tatbeſtand des 8 1 
UnlWG. erforderliche Verſchulden entfallen. So liegt aber die 
Sache im ſtreitigen Falle. Nicht allein, daß die Kl. bis zur 
Klage das ihr ſeit langen Jahren bekannte ſtreitige Zeichen 
der Bekl. nicht beanſtandet hat, ſie hat ſogar in der Klage⸗ 
ſchrift des Vorprozeſſes mit Bezug auf den 1916 zwiſchen 
den Parteien wegen des nach rechts gerichteten Krokodils der 
Bekl. anhängig geweſenen Prozeß ausdrücklich geſagt: „Da⸗ 
mals verwendete die Bekl. ein ihr in die Zeichenrolle 
eingetragenes Krokodilbild, welches an ſich mit dem 
klägeriſchen Tierzeichen nicht verwechſlungs-⸗ 
fähig iſt, in einer von der Eintragung abweichenden un⸗ 
lauteren Weiſe.“ War das auch keine Erklärung rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Inhalts, ſo war es doch der klare Ausdruck der Auf⸗ 
faſſung der Kl., daß ſie an dem ſtreitigen eingetragenen Zei⸗ 
chen der Bekl. an ſich keinen Anſtoß nehme und in ſeiner Ein⸗ 
tragung und Verwendung eine ſittenwidrige Wettbewerbs⸗ 
handlung der Bekl. nicht erblicke, und damit für die Bekl. 
eine Beſtätigung dafür, daß die ſtillſchweigende Hinnahme 
ihres Zeichens durch die Kl. in den vorausgegangenen langen 
Jahren einer bewußten Duldung entſprungen war. Hat aber 
ſonach die Kl. durch ihr eigenes Verhalten die Vorausſetzungen 
dafür mit ſchaffen helfen, daß das ſtreitige Zeichen der Bekl. 
Verkehrsgeltung erlangte, ſo würde ſie gegen Treu und 
Glauben verſtoßen, wenn ſie jetzt plötzlich im vollen Gegenſatz 
dazu der Bekl. den Gebrauch des von ihr zuvor nicht als ver⸗ 
wechſlungsfähig behandelten Zeichens verwehren und deren 
von ihr ſelbſt ſozuſagen legaliſierten Veſitzſtand angreifen und 
zerftören würde. Dies gilt nicht nur für das deutſche Zeichen, 
ſondern ebenſo für die erſt 1927 eingetragene intern. Marke, 
der gegenüber der Zeichenſchutz der Kl. verſagen muß, wenn 
ſie das identiſche deutſche Zeichen zu dulden verpflichtet iſt. 
(U. v. 23. Sept. 1930; 543/29 II. — Hamburg.) [tw] 


12. 88 9, 12, 15, 20 Wb z G. 

1. Bei mangelnder Unterſcheidungskraft 
eines Zeichens kann trotz Eintragung kein An⸗ 
ſpruch auf Löſchung felbft eines verwechſelbaren 
anderen ſpäteren Zeichens gegründet werden. 


2. Belehrende Hinweiſe find kein Unter- 
ſcheidungsmerkmal. 

3. Der Ausſtattungsſchutz geht durch Nicht- 
gebrauch verloren. f) 


Für die Rechtsvorgängerin der jetzigen Kl. und Zeichen⸗ 
inhaberin, die Firma Ph., ſind auf die Anmeldungen vom 
13. April 1899 für Rauchtabak drei Warenzeichen in die 
Zeichenrolle des RPat A. eingetragen. Dieſe drei Zeichen, die 
den Aufdruck von Tabakpackungen darſtellen, find im weſent⸗ 
lichen Wortzeichen und beſchreibender Art. Ihr Hauptbeſtand⸗ 
teil lautet in wörtlicher Übereinſtimmung beim erſten und 
dritten innerhalb eines viereckigen Rahmens in mehreren 
Zeilen untereinander in großer und etwas kleinerer Druck⸗ 
ſchrift: „Echt öſterreichiſcher grobgeſchnittener Landtabak aus 


1) JW. 1930, 169. 


Zu 12. Die Begründung dieſer — im Ergebnis wohl richtigen = 
Entſch. muß große Bedenken erwecken. Es hätte völlig genügt, den 
Löſchungsanſpruch aus den Warenzeichen der Kl. wegen mangelnder 
Verwechſlungsgefahr abzuweiſen; die Eutſch. bringt dies ſelbſt zum 
Ausdruck (vgl. Abs. 6 der Entſcheidungsgründe). Sie bemüht ſich 
jedoch, das Urteil auf Ausführungen grundſätzlicher Art zu ſtüßzen, 
die dem bei aller Auflöſung des Geſetzes bisher noch als feſtſtehend be⸗ 
trachteten Zuſtand zuwiderlaufen. Das RG. geht davon aus, daß die 
Zeichen der Kl. gem. 8 4 Ziff. 1 überhaupt nicht hätten eingetragen 
werden dürfen. Nun ſeien ſie aber eingetragen, genöſſen alſo Zeichen“ 
ſchutz „grundſätzlich in vollem Umfange“. Aber die Kennzeichnungs“ 
kraft der als Z. eingetragenen Beſchaffenheitsangabe entſcheide 
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dem K. K. Haupt⸗Verlag für den Verſchleiß öſterr. Regie⸗ 
Tabak⸗Fabrikate in Deutſchland.“ Den ſtärkſten und größten 
Druck weiſen die Worte „Echt öſterreichiſcher Landtabak“ auf. 
Weiter iſt beiden Zeichen gemeinſam außerhalb dieſes vier⸗ 
eckigen Rahmens in rundem Rahmen das Bild eines Ritters 
auf galoppierendem Pferd mit der Unterſchrift „Schutzmarke“. 

Im zweiten und dritten Zeichen (Nr. 45 776 und 
45 777) befindet ſich außerdem oberhalb der Schrift inner⸗ 
halb des viereckigen Rahmens das Bild eines gekrönten 
Doppeladlers mit ausgebreiteten Flügeln, der in ſeinen 
Fängen Reichsſchwert und Reichsapfel hält, und unter dem 
ſich ein Wappenſchild befindet, der von zwei aufwärts ge⸗ 
ogenen Lorbeerzweigen umrahmt iſt. Zu beiden Seiten des 
Schildes unter den ausgebreiteten Flügeln befinden ſich die 
Abbildungen von je zwei Medaillen. Rechts neben dem 
Ritterbilde ſteht folgende „Kundmachung“: „Um den ächten 
öſterreichiſchen Tabak von Nachahmungen unterſcheiden zu 
können, bitte genau auf die beigedruckte Schutzmarke zu ſehen. 
Der K. K. Haupt⸗Verlag öſterr. Regie-Tabak⸗Fabrikate.“ Der 
Aufdruck im zweiten und dritten Zeichen unterſcheidet ſich in⸗ 
haltlich nur dadurch, daß als erſte Zeile eine Gewichtsangabe 
(70 Gramm) im zweiten Zeichen hinzugefügt iſt und das 
Wort „Landtabak“ hier durch „Rauchtabak“ und das Wort 
„grobgeſchnittener“ durch „feingeſchnittener“ erſetzt tft. 

Für den Bekl. ſind auf Grund ſeiner Anmeldung vom 
5. Nov. 1901 am 20. Jan. 1902 ebenfalls für Rauchtabak 
zwei Warenzeichen eingetragen, ſie ſind nach ihrer Löſchung 
1912 infolge Nichtzahlung der Gebühren i. J. 1919 neu ein⸗ 
getragen. Beide Zeichen, die den Aufdruck von Tabak⸗ 
packungen darſtellen, ſind im weſentlichen Wortzeichen und 
ebenſo wie die der Kl. beſchreibender Art. Ihr Hauptbeſtand⸗ 
teil lautet bei beiden in wörtlicher Übereinſtimmung in vier⸗ 
eckigem Rahmen in mehreren Zeilen untereinander in großer 
und etwas kleinerer Druckſchrift: „Echt ungariſcher grob ge⸗ 
ſchnittener Landtabak aus der Tabakfabrik von Joſ. P. in 
P.“ Den ſtärkſten und größten Druck weiſen die Worte „Echt 
ungariſcher Landtabak“ auf. Weiter befindet ſich in beiden 
Feichen oberhalb der Schrift innerhalb des Rahmens ein 
Wappenſchild mit Verzierungen und zu deſſen beiden Seiten 
je zwei Medaillen. Nur das erſtgenannte Zeichen Nr. 232 619 
enthält außerdem neben dem Rahmen, alſo für die hintere 
Fläche der Tabakpackung beſtimmt, folgenden Hinweis mit 
der Überſchrift „Kundgebung“: „Meine verehrten Abnehmer 
meines ächt ungariſchen Landtabaks bitte ich, genau auf mein 
Geſchäftsſiegel zu ſehen. J. P., Tabakfabrik.“ Als ſog. Ge⸗ 

eſchäftsſiegel befindet ſich links neben dieſem Hinweis noch⸗ 
mals dasſelbe Wappenſchild wie oben, von einem Kreiſe um⸗ 
chloſſen. 

Die Kl. ſieht ſich in erſter Linie in ihrem Zeichenrecht 
durch die beiden jüngeren, ihrer Anſicht nach mit den ihrigen 
verwechſelbaren Warenzeichen des Bekl. verletzt. Weiter er⸗ 
lickt fie in dem Erwerb dieſes Zeichenrechts durch letzteren in 
Kenntnis ihrer älteren Zeichen, alſo in dem Bewußtſein und 
in der Abſicht, dadurch das Publikum über die Herkunft der 
820 90 täuſchen, einen Verſtoß gegen 8 1 UnlWGG. und 

GB. 


8 8 

Der auf Löſchung gerichteten Klage iſt vom BG. nur 
zum Teil ſtattgegeben. Das RG. hat abgewieſen. 

Der Kl. ſteht trotz der Priorität ihres Zeichenrechts der 
von ihr geltend gemachte und in erſter Linie auf ihre drei 
— 


aber der Verkehr. Eine Monopolifierung des Gebrauchs der An⸗ 
gabe zugunſten der Kl. (durch Relelame z. B.) ſei nicht nachgewieſen. 
Alſo doch Rein Schutz. . 
kr Nun beſteht Einigkeit darüber, daß mangelnde Unterſcheidungs⸗ 
kraft abſoluter Verſagungsgrund iſt neben 8 4 Nr. 1, daß jedoch 
die Tatbeſtande des 8 4 Nr. 1 ſich mit dem Tatbeftand der mangeln⸗ 
An Unterſcheidungskraft berühren und decken können. Weil eine 
"gabe bloße Beſchaffenheitsangabe ift, kann ihr die Unterſcheidungs⸗ 
Eil fehlen. Die Prüfung der Unterſcheidungskraft gehört aber ins 
bas kragungsverfahren. Ihr Mangel kann den Schutz eines Zeichens, 
25 bereits — im vorliegenden Falle feit 1900 bzw. 1899! — ein⸗ 
getragen iſt, an ſich 
um. 27 
ie 
Birk 
Sig 


nicht beeinträchtigen (vgl. Hagens, 81 
7, „auf mangelnde Unterſcheidungskraft kann eine gericht⸗ 
Löſchungsklage nicht gegründet werden, ebenſowenig eine die 
amkeit des Zeichens auſhebende Einrede gegenüber der Klage aus 
und entipr. 85 20 Aum. 21, 12 Anm. 35; Finger, 9 12 44). 
Die Ausführungen über die enlſcheidende Einwirkung des 


Warenzeichen geſtützte Anſpruch auf Löſchung der beiden ſeit 
dem Jahre 1919 für den Bekl. eingetragenen Warenzeichen 
nicht zu. Alle drei Zeichen der Kl. Hätten, da fie ihvem 
weſentlichen Inhalt nach — was das BG. rechtsirrig nicht 
genügend beachtet hat — nichts anderes als eine Beſtimmung 
der Ware (Tabak) nach Beſchaffenheit und Herkunft dar⸗ 
ſtellen: „Echt öſterreichiſcher grob geſchnittener Landtabak“ (im 
Zeichen 45 776 ftatt der letzten zwei Worte: „fein ge 
ſchnittener Rauchtabak“) „aus dem K. K. Haupt⸗Verlag für 
den Verſchleiß öſterr. Regie⸗Tabak⸗Fabrikate in Deutſchland“ 
nach $ 4 Nr. 1 WbzG. vom Patentamt überhaupt nicht ein⸗ 
getragen werden ſollen. Daß „Landtabak“ nur eine Be⸗ 
ſchaffenheitsangabe darſtellt, ergibt ſich aus der Feſtſtellung 
des BG., wonach es ſich bei dieſer Angabe um die Bezeich⸗ 
nung für einen „Rauchtabak billigſter Sorte“ handelt. Das 
Wort „Landtabak“ iſt auch nach ſeiner ſtarken Hervorhebung 
durch den Groß⸗ und Fettdruck das den Geſamteindruck der 
Zeichen beherrſchende Element, das beim Anblick der Packung, 
auf deſſen Oberfläche die obigen Worte aufgedruckt ſind, dem 
Beſchauer ſofort in die Augen ſpringt. Es iſt für ihn aber 
bis zum Beweiſe des Gegenteils nur die ihm geläufige Be⸗ 
zeichnung einer Tabakſorte, nicht ein Mittel zur Kennzeich⸗ 
nung der Ware nach ihrer Herkunft aus einem beſtimmten 
Betrieb. Es iſt ebenſo farblos wie das Wort „Rauchtabak“ 
im Zeichen der Kl. Von dem auf der Vorderſeite der Pak⸗ 
kung befindlichen Aufdruck ſpielt das Bild des Adlers mit 
den ausgebreiteten Schwingen und die zwei Paare Medaillen 
in den beiden Zeichen der Kl. 45776 und 45777 als rein 
dekoratives Element keine Rolle. Das iſt offenbar auch die 
Anſicht der Kl., die das Adlerbild und die zwei Paar Vie 
daillen ſelbſt nur beiläufig erwähnt. Anders wäre es natür⸗ 
lich, wenn der Tabak der Kl. vom kaufenden Publikum als 
Adlertabak bezeichnet würde. Das hat aber die Kl. ſelbſt 
niemals behauptet. Da die Zeichen nun einmal eingetragen 
ſind, ſo genießen ſie grundſätzlich in vollem Umfange trotz 
des obigen Bedenkens für die Dauer ihrer Eintragung 
Zeichenſchutz. Aber über die Frage der Kennzeichnungskraft 
der eingetragenen Beſchaffenheitsangabe als Hinweis auf 
die Herkunft der Ware (Tabak) aus dem Betriebe der Kl. 
entſcheidet unabhängig von der Tatſache der Eintragung der 
Verkehr. Die Kennzeichnungskraft iſt, wie das BG. feſt⸗ 
ſtellt, bei dem von ihm fog. erſten Teil des Zeichens 45777, 
in dem ſich die fragliche Bezeichnung „echt öſterreichiſcher 
Landtabak“ befindet, ſehr gering, richtiger: überhaupt nicht 
vorhanden. Das ergibt ſich ohne weiteres aus dem Umſtande, 
daß eine Beſchaffenheitsangabe im allgemeinen Verkehr zur 
Bezeichnung der Qualität einer Ware ohne Rückſicht auf 
deren Herkunft ſtändige Verwendung findet und daher ein 
Monopol für eine einzelne Firma als Herkunftsſtätte zur 
alleinigen Verwendung der betr. Bezeichnung ganz außer⸗ 
ordentlicher Maßnahmen, insbeſ. einer andauernden inten⸗ 
ſiven Reklame, von der die Kl. ſelbſt gar nichts behauptet 
hat, bedurft hätte, um das fragliche Wort für den ausſchließ⸗ 
lich eigenen Gebrauch gewiſſermaßen mit Beſchlag zu be⸗ 
legen (vgl. z. B. die beiden Urteile des erk. Sen. in Sachen 
Asbach w. Oldenkott betr. des Wortes „Uralt“ in JW. 
1927, 1564 und in GewgSch. 1928, 931). Die Entwicklung 
zu einem ſolchen Rechtszuſtand bedürfte in Anbetracht der 
vorſtehend erwähnten ſchwerwiegenden Umſtände des ſtrikten 
Beweiſes. An einem ſolchen fehlt es völlig. Das BG. ſagt 


Verkehrs mögen daher bei einem Gegenüber von Ausſtattung und 
Zeichen oder der Ausdehnung des Schutzes für ein Schlagwort auf 
betriebsfremde Waren (Uralt) am Platze ſein. Es iſt aber wohl nicht 
angängig, ſie, wie es hier eindeutig geſchieht, entgegen dem hervor⸗ 
ehobenen Prinzip des formalen Zeichenſchutzes, der auf eben dies 
Prinzih geftügten Löſchungsklage entgegenzuhalten, und nachträglich 
auſzurollen, was als im Einkragungsverfahren erledigt angejehen 
werden muß. 

Sollte ſelbſt bei eingetragenen Zeichen nachträglich die Er⸗ 
probung ihrer Keunzeichnungskraft im Verkehr verlangt werden, ohne 
daß es auf die Verwechſelbarkeit des Gegenzeichens überhaupt an⸗ 
käme, ſo würde dies Folgen für den ganzen bisher durch Eintragung 
geſicherten Zeichenbeſtand haben, die von dem NG. nicht beabſichtigt 
ſein können. Schwache Marken mit geringem Reklameetat könnten 
gewiſſermaßen für gute Priſe erklärt werden. . 

Was die Entſch. im übrigen enthält, entſpricht ſtänd. Rſpr. 

AA. Dr. Selmar Spier, Frankfurt a. M. 
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an anderer Stelle ſogar ſelbſt, das Wort „Landtabak“ habe 
Freizeichen⸗Eigenſchaft inſofern, als es eine allgemeine Be⸗ 
zeichnung für einheimiſchen Tabak ſei. Die Kl. nimmt ein 
ſolches Monopol u. a. an der Verwendung jener Beſchaffen⸗ 
heitsangabe für ſich in Anſpruch, indem ſie die Klage auch 
auf Ausſtattungsbeſitz ſtützt und behauptet, der Inhalt ihrer 
Zeichen habe Verkehrsgeltung für ihre Ware erlangt infolge 
des langen unveränderten Gebrauchs durch ſie ſchon, bevor 
ſie ſich i. J. 1899 und 1900 ihren Aufdruck zeichenrechtlich 
habe ſchützen laſſen. 

Das BG. lehnt das ab, und zwar mit Recht nach 
den vorſtehenden Ausführungen. Es nimmt aber die Ver⸗ 
kehrsgeltung der klägeriſchen „dreiteiligen Zeichen⸗ 
zuſammenſtellung“ ſchon zur Zeit ihrer Eintragung 
auf Grund der langen unveränderten Verwendung der drei⸗ 
teiligen Zeichenzuſammenſtellung an. Es meint alſo, daß 
die Zuſammenſetzung des Aufdrucks der Kl. auf ihren Pak⸗ 
kungen aus drei ſelbſtändigen Teilen in beteiligten Verkehrs⸗ 
kreiſen das Kennzeichen für ihre Ware, alſo den Hinweis 
auf ihren Betrieb bilde. Das hatte die Kl. ſelbſt nicht ein⸗ 
mal behauptet, ſondern die Verkehrsgeltung im weſentlichen 
auf den immer gleichbleibenden Inhalt des Aufdrucks ge⸗ 
ſtützt. Beide Begründungen müſſen aber daran ſcheitern, daß 
ſie — ganz abgeſehen vom „zweiten und dritten Teil“ des 
Aufdrucks (vgl. unten) — den oben dargelegten, vom BG. 
auch an anderen Stellen mit Recht ſelbſt feſtgeſtellten Man⸗ 
gel der Kennzeichnungskraft des nur aus Beſchaffenheits⸗ 
und Herkunftsangabe beſtehenden „erſten Teils“ des Auf⸗ 
drucks nicht berücksichtigen. Die Kl. bringt irgendwie Sach⸗ 
dienliches in dieſer Beziehung überhaupt nicht vor. 


Hiernach beſteht kein Anſpruch der Kl. auf Aus⸗ 
ſtattungsſchutz an jenem „erſten Teil“, und es erledigen ſich 
daher die Ausführungen ihrer Rev., die ſich dagegen richten, 
daß das BG. die auf Ausſtattungsbeſitz der Kl. geſtützte 
Klage auf Löſchung des Zeichens des Bekl., deſſen ganzer 
Inhalt nur jenem erſten Teil entſpricht, das alſo nur „ein⸗ 
teilig“ iſt, wegen mangelnder Verwechſelungsgefahr abge⸗ 
wieſen hat. Dazu kommt die für die Frage der Verkehrs⸗ 
geltung grundſätzlich erhebliche vom BG. als unſtreitig feſt⸗ 
geſtellte Tatſache, daß ſeit dem Zuſammenbruch Hſterreichs 
1918 und der Abtrennung ſeiner bisherigen Tabak bauen⸗ 
den Gebiete, die Worte „echt öſterreichiſch“ von der Rechts⸗ 
vorgängerin der Kl. und dieſer ſelbſt nicht mehr verwendet 
ſind und das bisherige Doppeladlerbild durch ein gänzlich 
anderes erſetzt iſt. Durch dieſe Unterlaſſung der Weiter⸗ 
benutzung, welch letztere die Vorausſetzung und Grundlage 
jeder Verkehrsgeltung iſt, würde eine ſolche, ſelbſt wenn ſie 
früher einmal beſtanden haben ſollte, wieder aufgehoben ſein. 

Aus dem dargelegten Mangel der Kennzeichnungskraft 
des „erſten Teils“ der Warenzeichen der Kl. ergibt ſich weiter, 
daß die Klage auf Löſchung desſelben einteiligen Zeichens 
des Bekl. 232618. auch ſoweit fie auf §8 9 Nr. 1 WbzG. ge⸗ 
ſtützt iſt, unbegründet iſt. Im übrigen würde es hier aber 
auch ebenſo wie bei der auf Verletzung des Ausſtattungs⸗ 
ſchutzes geſtützten Löſchungsklage an der Verwechſelungsgefahr 
fehlen. Denn im Zeichen des Bekl. heißt es wahrheitsgemäß 


„echt ungariſcher“ ſtatt „echt öſterreichiſcher“, und es iſt im. 


großem Druck ſeine eigene Firma ſtatt „K. K. Haupt⸗Verlag 
für den Verſchleiß öſterr. Regie⸗Tabak⸗FJabrikate in Deutſch⸗ 
land“ und ſtatt des Adlers ein Wappenſchild eingefegt. Das 
ſind durchaus ausreichende Unterſcheidungsmerkmale. Die 
Rev. der Kl. war daher auch inſoweit unbegründet. 


Aber auch der Löſchungsanſpruch bezüglich des drei⸗ 
teiligen Warenzeichens des Bekl. Nr. 232 619 iſt, wie im 
Gegenſatz zur Anſicht des BG. anzunehmen iſt, unbegründet. 
Das BG. irrt, wenn es meint, es handle ſich bei dem „zwei⸗ 
ten und dritten Teil“ der beiden Zeichen der Kl. und des 
Zeichens des Bekl. um „ſtarke Zeichen“. Das Gegenteil iſt 
der Fall. In belehrenden Hinweiſen auf die Ware (Hinweis 
auf Nachahmungen, Gebrauchsanweiſungen u. dgl.) erblickt 
das Publikum erfahrungsgemäß kein Unterſcheidungsmerk⸗ 
mal (Seligſohn, Anm. 10 zu 81 S. 35 Abſ. 3 und 
Hagens, Anm. 23 zu 81 S. 45 Abſ. 5), es ſei denn, daß 
derartige Vermerke auf der Verpackung der Ware infolge 
beionderer typographiſcher Anordnungen ein eigentümliches 
Vild ergeben, das deshalb geeignel iſt, kennzeichnend als 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Hinweis auf die Herkunft der Ware aus einem beſtimmten 
Betriebe zu wirken. Das iſt hier in keiner Weiſe der Fall; 
Druck und Satz zeigen gar keine Beſonderheit. Endlich iſt 
die dieſem Warnungsvermerk vor Nachahmungen beigedruckte 
Schutzmarke ebenfalls von außerordentlich geringer Kenn⸗ 
zeichnungskraft. Sie befindet ſich wenig auffällig auf der 
Rückſeite der Packungen und iſt nicht groß. Außerdem aber 
ſind die betr. Bilder in den Warenzeichen der Parteien durch⸗ 
aus verſchieden. In den drei Zeichen der Kl. 40 593, 45 776 
und 45 777 iſt es das Bild eines Ritters auf galoppierendem 
Pferde, im Zeichen der Bekl. 232 619 ift es der im Haupt⸗ 
beſtandteil des Warenzeichens bereits enthaltene Wappenſchild. 

Hiernach iſt in erſter Linie der gänzliche Mangel an 
Kennzeichnungskraft auch bei den untereinander überein⸗ 
ſtimmenden beiden Zeichen der Kl. anzunehmen und damit 
jedem Anſpruch aus dem eigentlichen Warenzeichenrecht ſowie 
aus dem Geſichtspunkt des Ausſtattungsbeſitzes ſowie endlich 
aus dem UnlWG. der Voden entzogen, ſoweit ſolche An⸗ 
ſprüche auf dieſe beiden Zeichen der Kl. geſtützt ſind. Es gilt 
alſo in bezug auf den Schutzanſpruch der Kl. aus ihren 
beiden dreiteiligen Zeichen nichts anderes, als was oben 
hinſichtlich ihres auf den erſten Teil ihrer Zeichen ge⸗ 
ſtützten Anſpruchs in erſter Linie ausgeführt iſt. Aber auch 
wenn man nicht einen gänzlichen Mangel an Kennzeichnungs⸗ 
kraft, ſondern das Beſtehen einer ſolchen, die dann aber 
nur in ganz geringem Umfange einzuſtellen wäre, annehmen 
wollte, müßten auch hier — ebenſo wie oben — die Anſprüche 
an dem Fehlen einer Verwechſelungsgefahr ſcheitern. 

Das BG. hat den Löſchungsanſpruch bezüglich des Zei⸗ 
chens des Bekl. 232 619 nur zugebilligt, ſoweit er auf den 
Ausſtattungsbeſitz der Kl., dagegen verſagt, ſoweit er auf 
8 9 Nr. 1 WG. geſtützt iſt. Es verſagte den eigentlichen 
Zeichenſchutz deshalb, weil das Zeichen objektiv unwahr ge⸗ 
worden ſei, da es infolge Abtretung der früher öſterreichi⸗ 
ſchen Gebiete mit Tabakbau nach dem Weltkriege „echt öſter⸗ 
reichiſchen“ Tabak nicht mehr gebe. 

Einer Stellungnahme hierzu bedarf es in Anbetracht 
des obigen Standpunkts an ſich nicht. Es mag nur bemerkt 
werden, daß ein Warenzeichen, ſolange es eingetragen iſt, 
grundſätzlich den geſetzlichen Schutz genießt und daß die 
Möglichkeit, ſich darauf zu berufen, daß es inhaltlich unwahr 
geworden ſei und die Gefahr der Täuſchung begründe, nur 
mittels Klage oder Widerklage (Popularklage) auf Löſchung 
gemäß 8 9 Abſ. 1 Nr. 3 WbzG. geſchehen kann (Abſ. 3 das.), 
nicht aber — wie hier — durch Einwand (RG. 53, 437; 
82, 2451); 101, 29; Mu W. 23, 182; 24, 197). 

Rechtsirrig iſt weiter der Standpunkt des BG., nach⸗ 
dem es dem Zeichen aus dieſem Grunde den geſetzlichen 
Schutz verſagt hat, den Ausſtattungsſchutz deshalb zuzu⸗ 
billigen, weil ſich die fragliche Bezeichnung vor Eintritt der 
Unrichtigkeit Verkehrsgeltung verſchafft habe. Ganz ab⸗ 
geſehen davon, daß dieſe Annahme auf Verletzung zeichen⸗ 
rechtlicher Grundſätze beruht (vgl. oben), überſieht das BG., 
daß es ſelbſt vorher (S. 31 ſeines Urteils) als unſtreitig feſt⸗ 
geſtellt hat, daß die Kl. ſich ſeit der Veränderung der poli⸗ 
tiſchen Verhältniſſe Oſterreich⸗Ungarns nach dem Kriege der 
fraglichen Bezeichnung ſelbſt nicht mehr bedient hat mit der 
oben dargelegten Rechtswirkung, daß ein Ausſtattungsbeſitz, 
wenn er an ihr jemals früher beſtanden haben ſollte, auf 
gehört hätte zu beſtehen infolge unterlaſſener Fortſetzung der 
Benutzung der fraglichen Bezeichnung. 

(U. v. 10. Okt. 1930; 563/29 II. — München.) (Ku. 


13. 88 9, 14 Woz G.; 81 Un l WG.; 8 826 BG B. 

1. Teillöſchung eines Warenzeichens erfolgt, 
wenn Vorratswaren nicht innerhalb angemeſ⸗ 
ſener Zeit in den Betrieb aufgenommen find. Die 
Zeit iſt kürzer zu bemeſſen, wenn die Vorrats⸗ 
waren dem ſonſtigen Betrieb fremd ſind. 

2. Keine Verwirkung des Löſchungsanſpruchs, 
wenn die Schaffung eines Beſitzſtandes für den 
Inhaber des ſpäteren Zeichens nicht in Betracht 
kommt. 


3. Schadenserſatz iſt auch dann zu leiſten, 
1, JW. 1918, 873. 


* 


60. Jahrg. 1931 Heſt 6/7] 
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wenn der Verletzer zwar nicht bei Annahme des 
Zeichens, aber ſpäter, die Verwechſelbarkeit er⸗ 
kannt und trotzdem bei ihm geblieben iſt. 


Unabhängig von der Frage der Verwechſelungsgefahr der 
beiderſeitigen Wortzeichen „Granitol“ (Kl.) und „Granulit“ 
(Bekl.) und unabhängig von dem Einwande der Verwirkung 
iſt die Teillöſchungsklage aus 8 9 Nr. 2 WbzGh. wegen aller 
der Bekl. geſchützten, aber unſtreitig von ihr nicht geführten 
Waren begründet, wie das BG. mit Recht angenommen hat. 
Es handelt ſich dabei um ſämtliche Waren ihres Warenver⸗ 
zeichniſſes, außer den unſtreitig allein von ihr geführten 
Wachstuchen, Ledertuchen und Rollvorhangſtoffen. Die Klage 
aus 8 9 Nr. 2 a. a. O. iſt eine Popularklage, der Nachweis 
eines beſonderen Intereſſes iſt alſo nicht erforderlich. Dem 
daſelbſt ausdrücklich geregelten Fall, daß der Zeicheninhaber 
im Warenverzeichnis eingetragene Waren, die er früher ge> 
führt, deren Führung er dann aber eingeſtellt und in ange⸗ 
meſſener Zeit nicht wieder aufgenommen hat, iſt durch die 
Rechtſprechung des erk. Sen. der Fall rechtlich gleichgeſtellt, 
wo die Führung von Waren des Geſchäftsverzeichniſſes, die 
zur Zeit der Anmeldung des Zeichens noch nicht Gegenſtand 
des Geſchäftsbetriebs waren (ſog. Vorratswaren), innerhalb 
angemeſſener Zeit nach der Anmeldung nicht aufgenommen 
worden tft (vgl. z. B. RG. 101, 374; 104, 312); 118, 
2012)). Dabei bietet auch, wie in Übereinſtimmung mit den 
Ausführungen der letztgenannten Entſcheidung anzunehmen 
iſt, der Umſtand, daß die eingetragenen, aber nicht geführten 
Waren mit den eingetragenen und geführten Waren zeichen⸗ 
rechtlich gleichartig ſind, keinen Schutz vor der Teillöſchung. 
Nur in ſolchen Fällen, wo ſich der Teillöſchungsanſpruch auf 
Waren richtet, die nach der Art des Geſchäftsbetriebs ohne 
weiteres in dieſen fallen und mit deren ſpäterer Aufnahme 
daher ſo gut wie ſicher zu rechnen iſt, erſcheint, wie in der 
zit. Entſcheidung ausgeführt wird, eine mildere Auffaſſung 
nach dem vernünftigen Sinn des WbzG. geboten. In Fällen 
ſolcher Art würden daher nicht zu ſtrenge Anforderungen zu 
ſtellen ſein an den vom Zeicheninhaber zu führenden Nach⸗ 
weis für die Ausführung der Abſicht, ſeinen Betrieb auf die 
ür ihn eingetragenen, aber bisher von ihm überhaupt nicht 
oder einige Zeit lang nicht mehr geführten Waren zu erweitern. 
Fur eine ſolche mildere Auffaſſung fehlt es aber hier an der 
erforderlichen Vorausſetzung. Denn die Bekl. betreibt eine 

achstuch⸗ und Kunſtlederfabrik, und es iſt deshalb, wie das 
BG. feſtſtellt, nicht anzunehmen, daß ſie die obigen anderen 

aren, die den von ihr bisher geführten fabrikatoriſch nicht 
naheſtehen, ſondern durchaus betriebsfremd ſind, in ihren 
Geſchäftsbetrieb aufnehmen werde. Die Bekl. hat auch ſelbſt 
nichts dafür vorgebracht, daß ſie die ernſte Abſicht habe, das 
zu tun oder gar bereits irgendwelche Anſtalten getroffen habe, 
die auf Verwirklichung eines ſolchen Willens ihrerſeits ſchließen 
zu laſſen geeignet wären. Dieſer Zuſtand ihres Geſchäfts⸗ 
betriebes beſtand Mitte Nov. 1929 (Zeitpunkt des Erlaſſes 
es Bl.), ihre Zeichenanmeldung aber war länger als 
5½ Jahre vorher geſchehen (gegen Ende März 1924). 

Was nun die übrigen Klageanſprüche betrifft, die ſich 
auf die der Bekl. geſchützten und von ihr geführten Waren 
beziehen, fo würden dieſe Anſprüche auch bei Unterſtellung 
der Verwechſelungsgefahr der beiderſeitigen Wortzeichen und 
er weiter von der Kl. behaupteten Täuſchungsabſicht der 
Bekl. abzuweiſen ſein, wenn die Kl. dem Einwande der Bekl. 
entſprechend das Recht zu ihrer Geltendmachung infolge zu 
ungen Wartens verwirkt hätte. Beide Vorinſtanzen haben 
eine Verwirkung abgelehnt. Dem iſt beizutreten. Maßgebend 
Üt, ob die Kl. infolge verfpäteter Geltendmachung ihrer An⸗ 
Prüche gegen 8 1 Unl Wh. verſtößt. Das wäre nach der 
Rechtſprechung des erk. Sen. dann der Fall, wenn fie trotz 
jahrelanger Kenntnis der Verletzungshandlungen des anderen 
weils nichts gegen dieſe unternahm, obwohl ein Vorgehen 
Srerfeitg nach Lage der Sache, insbef. wegen Steigerung der 

edeutung und daher des wirtſchaftlichen Wertes des Gegen⸗ 
zeichens infolge feiner zunehmenden Einführung in den Ver⸗ 
ehr nach den Grundſätzen von Treu und Glauben zu erwarten 
ſchwefen, wäre. Hätte die Kl. auf dieſe Weiſe durch ihre ſtill⸗ 

hweigende Duldung während geraumer Zeit einen für die 
Bekl. wertvollen Beſitzſtand entſtehen laſſen, ſo könnte deſſen 


N ) JW. 1922, 1448. ) JW. 1928, 336. 


nachträgliche Zerſtörung nicht mehr mit der Notwendigkeit 
eines Verbots unlauteren Wettbewerbs gerechtfertigt werden, 
auch wenn die Bekl. bereits bei Erwerb ihres Zeichenrechts 
oder ſpäter Kenntnis von dem älteren verwechſelungsfähigen 
Zeichen der Kl. für gleiche oder gleichartige Waren gehabt 
bzw. erhalten haben ſollte (vgl. die Urt. des erk. Sen.: 
Mu W. XXIX, 549; XXX, 302 = NG. 127, 321). In einem 
ſolchen Falle würde der für den Rechtserwerb grundſätzlich er⸗ 
forderliche gute Glaube des Verletzers in der durch das Ver⸗ 
halten des Verletzten gerechtfertigten Überzeugung von der 
Zuläſſigkeit ſeines Tuns gefunden. 

Nun iſt allerdings, wie die Rev. mit Recht rügt, zu 
unterſtellen, daß die Bekl. bei Anmeldung und Eintragung 
ihres Wortzeichens „Granulit“ keine Kenntnis vom Zeichen 
der Kl. „Granitol“ beſeſſen hat. Die Feſtſtellung des BG., 
die Bekl. habe unſtreitig Kenntnis vom Zeichen der Kl. ge⸗ 
habt, iſt jedenfalls in bezug auf den Zeitpunkt der Anmeldung 
des Zeichens durch die Bekl. tatbeſtandswidrig. Daß ſie nach⸗ 
träglich Kenntnis vom Zeichen der Kl. erlangt hat, beſtreitet 
ſie anſcheinend nicht. Dieſer nachträgliche Erwerb ihrer Kennt⸗ 
nis aber ſteht rechtlich der von Anfang an vorhandenen 
gleich. Wann die Kl. Kenntnis vom Gebrauch des Zeichens 
der Bekl. erlangt hat, iſt nicht feſtgeſtellt. Das BG. meint, 
die Bekl. ſei beweisfällig dafür geblieben, daß die Kl. dieſe 
Kenntnis bereits längere Zeit vor Klagerhebung erlagt habe. 
Mit Unrecht wendet ſich die Rev. hiergegen. Die Kl. hatte 
in der Berufungsbeantwortung auf den Einwand der Bekl., 
ſie habe das Recht zur Geltendmachung ihrer Anſprüche wegen 
zu langen Wartens verwirkt, erwidert, es laſſe ſich in ihrem 
ausgedehnten Betriebe nicht mehr feſtſtellen, wann ihr be⸗ 
kannt geworden ſei, daß die Bekl. ein Warenzeichen „Gra⸗ 
nulit“ für Kunſtleder beſitze; erſt geraume Zeit ſpäter 
habe ſie erfahren, daß die Bekl. dieſes Zeichen auch benutze. 
Darauf hat die Bekl. irgend etwas Stichhaltiges nicht zu er⸗ 
widern vermocht. Da die Eintragung des Zeichens der Bekl. 
Mitte Sept. 1924, die Verwarnung durch die Kl. am 1. März 
1928 und die Klagerhebung Mitte Sept. 1928 erfolgt iſt, ſo 
kommt überhaupt nur ein kurzer Zeitraum für die der Kl. 
bekannte Benutzung des Zeichens der Bekl. durch dieſe vor 
dem Verbot durch Schreiben v. 1. März 1928 in Betracht. 
Weiter kann aber auch von der Schaffung eines für die Vell. 
wertvollen Beſitzſtandes durch die Benutzung ihres Zeichens 
bei der Kürze des in Frage kommenden Zeitraums nicht die 
Rede ſein. Das iſt auch nach dem eigenen Verhalten der Bekl. 
und ihrer eigenen in der Ber Inſt. hierfür gegebenen Begrün⸗ 
dung ausgeſchloſſen. Denn die Bekl. hätte anderenfalls nicht 
ſo ſchnell die beanſtandete Bezeichnung aufgegeben und eine 
andere gewählt, und ſie hätte ſich ſicher gehütet, ſelbſt zu 
erklären, „die Frage, unter welcher Benennung ſie ihre Pro⸗ 
dukte verkauft, iſt ihren Käuferkreiſen höchſt gleichgültig, der 
Übergang zu einer anderen Bezeichnung an Stelle der bean⸗ 
ſtandeten hat ſich im Geſchäft nicht in irgendeiner Weiſe be⸗ 
merkbar gemacht; ihr Abſatz iſt in keiner Weiſe zurück⸗ 
gegangen dadurch, daß ſie ihre Waren jetzt einfach Kunſt⸗ 
51 oder Ledertuch“ unter Hinzufügung der Fabrikmarke 
enennt“. 


Hiernach fehlt es an ſämtlichen Vorausſetzungen für eine 
Verwirkung der fraglichen Klageanſprüche. 

Für letztere iſt die erſte Vorausſetzung die Annahme 
der Verwechſelungsgefahr der beiderſeitigen Wortzeichen „Gra⸗ 
nitol“ der Kl. und „Granulit“ der Bekl. Das erſtere iſt das 
ältere. Daß die geſchützten Waren der Parteien gleich oder 
gleichartig ſind, ſteht außer Zweifel, wird auch von der Bekl. 
und von der Rev. nicht in Zweifel gezogen. 

Das BG. bejaht die Verwechſelungsgefahr nach Klang⸗ 
und Bildwirkung unter richtiger Anwendung der zeichenrecht⸗ 
lichen Grundfäße. 

Die Verpflichtung der Bekl. zum Schadenserſatz ergibt 
ſich aus 8 14 WbzG., aber auch aus 8 1 UnlWG. ($ 826 
BGB.). Vorausſetzung der Schadenserſatzpflicht auf Grund 
der erſten Geſetzesvorſchrift iſt, daß die Rechtsverletzung 
wiſſentlich oder grob fahrläſſig erfolgt iſt. Die Eintragung 
des Zeichens, durch das die Verletzung begangen iſt, ſchließt 
den Anſpruch weder aus 8 14 a. a. O. noch aus 8 1 a. a. O. 
bzw. § 826 BGB. ans. Denn für die Frage nach der objek⸗ 
tiven Widerrechtlichkeit kommt es nur auf die beſſere Berech⸗ 
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tigung des älteren Zeicheninhabers an, wie der erk. Sen. in 
RG. 118, 81 = JW. 1928, 347 ausgeführt hat, abweichend 
von feiner früheren Rechtſprechung (RG. 64, 275; 92, 386), 
nach der angenommen wurde, daß, ſolange das Zeichen des 
auf Schadenserſatz Belangten eingetragen iſt, ſeine Benutzung 
nicht widerrechtlich ſei und auch durch die Löſchung nicht 
rückwirkend widerrechtlich werde. Auch die Frage des Ver⸗ 
ſchuldens iſt unabhängig von der Eintragung zu entſcheiden. 
Die Bekl. hat, wenn auch nicht bei der Anmeldung ihres 
Zeichens, wie hier zu unterſtellen ift, ſo doch alsbald nachher 
Kenntnis von dem älteren Zeichen der Kl. erhalten. Gerade 
deshalb hat fie ſich, wie das BG. feſtſtellt, möglichſt nahe an 
das Warenzeichen der Kl. angelehnt. Sollte das, wie hier zu 
unterſtellen iſt, nicht ſchon bei der Wahl ihres Zeichens, 
alſo noch nicht bei deſſen Anmeldung geſchehen ſein, ſo iſt ſie 
eben aus dem Grunde der bewußten Irreführung des Publi⸗ 
kums mittels ihres Zeichens „Granulit“ bei deſſen Benutzung 
verblieben, nachdem ſie Kenntnis von dem Zeichen der 
Kl. erhalten hatte, deſſen Verwechſelbarkeit als Schutzzeichen 
für ein ſo enges Warengebiet, wie es hier bei beiden Parteien 
in Frage kommt, ſchlechterdings für die Bekl. nicht zweifelhaft 
ſein konnte. Für die Verpflichtung zum Schadenserſatz genügt 
es aber, daß die mißbräuchliche Benutzung zwar ohne Kenntnis 
begonnen, aber fortgeſetzt worden iſt, nachdem die Ver⸗ 
wechſelungsgefahr ganz klar hätte erkannt werden müſſen bzw. 
erkannt war (Dolus subsequens, mala fides superveniens), 
wie der erk. Sen. wiederholt ausgeſprochen hat (3. B. in dem 
Urteil: MuW. 23, 268). Zum mindeſten wäre das Ver⸗ 
halten der Bekl., wie das LG. mit Recht annimmt, grob 
fahrläſſig und würde aus dieſem Rechtsgrunde gemäß 8 14 
WbzG. ihre Schadenserſatzpflicht begründen. 


(U. v. 24. Okt. 1930; 14/30 II. — Berlin.) [Ku.] 


14. 8 12 Wb z G. Verwechſelungsgefahr durch 
Ausſtattung von Schallplatten, auch wenn der 
Verletzer kein eigenes Warenzeichen verteidigt. 
Bedeutung der Umhüllungen der Platten. Fahr⸗ 
läſſigkeit in der Annahme, daß keine Verwechſ⸗ 
lungsgefahr beſtehe. f) 


Das BG. hat die von der Kl. in erſter Linie behauptete 
grob fahrläſſige Zeichenverletzung der Bekl. angenommen und 
ſie daher antragsgemäß zur Unterfaffung und zur Auskunft⸗ 
erteilung verurteilt und ihre Schadenserſatzpflicht feſtgeſtellt. 
Das BG. ſieht die Übereinftimmung im Geſamtaufbau der bei⸗ 
den Schallplattenetiketts, die beide durch einen waagerechten 
Balken im Halbkreiſe geteilt ſeien, deren unterer in beiden 
Etiketts der größere ſei und im Ausſehen durchaus überein⸗ 
ſtimme. Dazu komme, daß in beiden Etiketts der Querbalken 
bzw. Sockel den Namen der Herſtellerfirma trage, endlich 
daß ſich in beiden Bildern über der Mitte des Querbalkens 
bzw. über dem Sockel ein architektoniſcher Aufbau befinde, 
der ein in wenigen und ſtarken Linien ausgeführtes architek⸗ 
toniſches Gebilde darſtelle, das ſich in beiden Bildern bis 
hinauf zum Kreisbogen erhebe. Bei der ganz gleichen Anord⸗ 
nung des Namens über dem Mittelpunkt in beiden Bildern 
oberhalb der ganz gleichen unteren Halbkreiſe komme es für 
die Übereinſtimmung des Geſamteindrucks beider Bilder auf 
die Verſchiedenheit der beiden Namen nicht an. Die ſtarke 
Ubereinſtimmung des Geſamtaufbaues beider Etiketts bewirkt 
nach der Feſtſtellung des BG. eine ſo weitgehende Überein⸗ 


Zu 14. Das vorſtehende Urteil enthält im weſentlichen be⸗ 
kannte zeichenrechtliche Grundſätze. Trotzdem iſt es doch für den 
Praktiker aus mehreren Gründen beachtlich. 

1. Die Verwechſlun sfähigkeit des Geſamteindruchs kann ſchon 
in einer weitgehenden pee em ung des Geſamtauf⸗ 
baues eines Zeichens liegen. 

2. Eine die Herkunft einer Ware kennzeichnende Etikette ver⸗ 
liert ihre Bedeutung auch dann nicht, wenn auch von anderen Her⸗ 
ſtellern der gleichen Ware ſolche Etiketten an der gleichen Stelle 
der Ware angebracht werden. 

3. Den Einwand der Behl., Schallplatten ſeien als hochwertige 
Waren anzusehen, bei denen das Publikum auch auf Einzelheiten 
geſchützter Zeichen zu achten pflege, und deshalb ſei der Maßſtab des 
oberflächlichen Beſchauers bei der Feſtſtellung der Verwechſlungs⸗ 
fähigkeit nicht anzuwenden, hat ſchon das BG. nicht anerkannt. 
Die Gründe find aus dem Urteil nicht erſichtlich. Das NG. geht 
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ſtimmung des Geſamteindrucks beider, daß ſelbſt der auf⸗ 
merkſame Beſchauer nach dem Erinnerungsbild, daß er von 
beiden zurückbehalte, der Gefahr, ſie miteinander zu ver⸗ 
wechſeln, unterliege. Das gelte noch viel mehr von dem als 
Maßſtab in Betracht kommenden Durchſchnittskäufer, der er⸗ 
fahrungsgemäß dem Bildzeichen nur ſoviel Beachtung ſchenke, 
daß er es lediglich ſeinem allgemeinen Eindruck nach in der 
Erinnerung behalte. Deshalb komme es auf vorhandene Unter⸗ 
ſchiede in einzelnen Elementen des Geſamtbildes beider Eti⸗ 
ketts, insbeſ. darauf, daß das architektoniſche Gebilde in dem 
der Kl. einen kleinen Tempel mit halbbogenförmiger Kuppel, 
der Aufbau über dem Querbalken im Etikett der Bekl. aber 
eine ſehr ſtark ſtiliſierte Lyra darſtellen ſolle, nicht an. 


Das BG. geht bei der Prüfung der Frage der Ver⸗ 
wechſlungsgefahr von zutreffenden zeichenrechtlichen Grund⸗ 
ſätzen aus. 

Die Rev. wiederholt in erſter Linie den Einwand, daß 
der Maßſtab des oberflächlichen Beſchauers für die Frage der 
Verwechſlungsgefahr hier deshalb nicht der richtige ſei, weil 
es ſich bei Sprechmaſchinen und Schallplatten um hochwertige 
Waren, nicht um Maſſenartikel handle und das Publikum des⸗ 
halb auch auf Abweichungen in Einzelheiten der Etiketts 
achte, vor allem aber deshalb, weil es Schallplatten nur nach 
der Wortbezeichnung kaufen könne, nämlich nach dem hier⸗ 
durch beſtimmten Fabrikat und dem auf ihr angegebenen 
Muſikſtück. 

Das BG. ſieht dieſes Vorbringen durch das Bemühen 
der Parteien im vorliegenden Rechtsſtreit, die eigene Ware vor 
der anderen durch eine auffallende bildliche Bezeichnung zu 
ſchützen, die dem Publikum in den Schaufenſtern der betr. 
Geſchäfte und in Zeitungsanzeigen dauernd vor Augen geführt 
werde, als widerlegt an. 


Die Rev. meint, dieſer Standpunkt des BG. beruhe auf 
einſeitiger von der Bekl. beſtrittener Parteibehauptung der 
Kl.; die Bekl. verteidige in Wahrheit nicht ein Zeichen, ſie 
beſtreite nur, daß ihr Plattenetikett in die Zeichenrechte der 
Kl. eingreife. Es iſt nicht einzuſehen, was die Bell. hiermit 
erreichen will. Denn obgleich es unrichtig iſt, wenn beide 
Vorinſtanzen ſtändig von einem „Bildzeichen“ der Bekl. 
ſprechen, gleich als ob auch ihr Etikett — ebenſo wie das 
bei dem der Kl. der Fall iſt — zeichenrechtlich geſchützt wäre, 
ſo ändert ſich doch durch den Umſtand, daß das nicht der 
Fall iſt, für die Berückſichtigung ihres eigenen Verhaltens 
in dieſem Punkte nichts. Sie verwendet ein Etikett, das au 
die Herkunft ihrer Schallplatten aus ihrem Betriebe hinweist, 
an derjenigen Stelle ihrer Schallplatten, an der auch die 
Kl. das ihr geſchützte Etikett verwendet und viele andere 
Firmen dieſer Branche das gleiche tun, z. B. die Grammo⸗ 
phongeſellſchaft ihr bekanntes aus Bild und Wort zuſammen⸗ 
geſetztes Zeichen „Die Stimme ſeines Herrn“. Daß das nicht 
zur bloßen Zierde geſchieht, wofür auch kein Bedarf beſtände, 
iſt ſelbſtverſtändlich. Es bleibt deshalb gar keine andere Mög⸗ 
lichkeit übrig, als daß fie ihr Etikett als Kennzeichen für 
ihre Waren verwendet. Wenn ſie das als fachkundige Firma 
der Schallplattenbranche tut, ſo hat das nur dann Sinn, wenn 
ſie weiß oder doch mit Sicherheit damit rechnet, daß auch das 
als Käufer in Betracht kommende Publikum jedenfalls zu 
einem maßgeblichen erheblichen Teile ebenſo denkt und handelt, 
d. b. auf das Etikett achtet, danach die Herkunft der Platten 
beſtimmt und ſich beim Einkauf durch dieſes Kennzeichen mit⸗ 


darauf nicht ein, weil die Auffaſſung des BG. auf tatſächlicher Wür⸗ 
digung beruhe. Jedenfalls iſt dazu folgendes zu vermerken: 
Bisher hat man bei der Frage des Einfluſſes der Hochwerlig⸗ 
heit einer Ware auf die Verwechflungsfähigkeit zweier Zeichen lediglich 
von einem wirtichaftlichen Geſichtspunkzte ſich leiten laſſen, d. h. man 
hat lediglich berückſichtigt, ob der Artikel infolge ſeines Preiſes einen 
beſchränkten Abnehmerkreis hatte (vgl. Mu W. XXII, 250; XIV, 360; 
XV, 354; XXI, 97; XXIII, 165, 179; Bl. 1928, 133). 
Dies iſt m. E. eine zu enge Betrachtungsweiſe. 
Der warenzeichenrechtliche Begriff der „Hochwertigkeit“ einer 
Ware darf nicht allein nach dem Preis und damit au nicht nach 
der Mühe, die ihre Herſtellung erfordert, die Art und Veſchaffenheil 
des Stoffes, aus dem ſie beſteht, beurteilt werden. Ausschlaggebend 
dürfte vielmehr in Verbindung mit dieſen Geſichtspunkten die Ar 
und Weiſe des Abſatzes zu berückſichtigen fein, vor allem aber 1 
zu prüfen, ob eine breite Abnehmerſchicht vorhanden iſt, die die Ware 


P 


* 


60. Jahrg. 1931 Heft 6/7] 


Rechtſprechung 415 


beſtimmen läßt. Dann hat aber das BG. entgegen der Anſicht 
der Rev. keinen Verfahrensgrundſatz verletzt, wenn es ſich bei 
ſeiner Feſtſtellung, daß die Behauptung der Bekl., das Publi⸗ 
kum kaufe Schallplatten nur nach dem Namen der Herſteller⸗ 
firma und achte daher auf irgendetwas anderes auf den Eti⸗ 
ketten überhaupt nicht, den Tatſachen nicht entſpreche, auf 
die Verwendung des fraglichen Etiketts durch die Bekl. und 
ihren im vorliegenden Prozeß vertretenen Standpunkt ſtützt, 
ſie ſei dazu berechtigt, weil das Etikett nicht verwechſlungs⸗ 
fähig ſei mit dem der Klägerin. 

Im übrigen aber beruht die Auffaſſung des BG. auf 
datſächlicher Würdigung. 

Auch der weitere Angriff der Rev. konnte keinen Erfolg 
haben. Allerdings kommen nach der Rſpr. des erk. Sen. (über⸗ 
einſtimmend Hagens, Anm. 3 Ziff. 11 zu 8 20 und 
Seligſohn, Anm. 4 zu 8 20 S. 289) auch Umſtände, die 
außerhalb des Zeichens liegen, für die Frage der Über⸗ 
einſtimmung in Betracht, ſoweit der Geſamteindruck durch 
dieſe Umſtände mitbeeinflußt wird. Das gilt ſelbſtverſtändlich 
ebenſo für ungeſchützte Kennzeichnungsmittel. In Betracht 
kommen z. B. die Form und Farbe der Ware, die Um⸗ 
hüllung, Verzierungen, die die Bezeichnung umgeben u. dgl., 
überhaupt die Umſtände, unter denen ſich der Gebrauch des 
Kennzeichens im Geſchäftsverkehr vollzieht. Der Hinweis der 

ev. auf die bedruckten Umhüllungen, in denen ſich die 
Schallplatten im Geſchäftsverkehr befinden, iſt daher an ſich 
zutreffend. Aber auch wenn man den Aufdruck der Um⸗ 
hüllungen bei der Prüfung der Verwechſlungsgefahr mit- 
berückſichtigt, wie die Rev. fordert, ändert ſich in der Art 
der Beantwortung dieſer Frage nichts. Der runde Ausſchnitt 
der Umhüllung (Fenſter) wird durch das auf beiden Seiten 
der Schallplatten der Parteien in der Mitte aufgeklebte Eti⸗ 
kett ausgefüllt. Dies muß der Käufer betrachten, da es in 
der unteren Kreishälfte die Angabe des Muſikſtückes enthält. 
Auf dem Aufdruck der Umhüllung der Bekl. findet ſich nur 
ie Wortangabe „Orcheſtrola“ und der Hinweis auf die 
techniſche Beſonderheit, daß dieſe Schallplatte mit 20 em 
urchmeſſer die Spieldauer einer Platte mit einem 28 
großen Durchmeſſer habe. Daß dieſe Angabe für das große 

ublikum ohne weiteres, d. h. ohne Rückſicht auf das Aus⸗ 
ehen des Etiketts der Bekl., das ſichere Kennzeichnungsmittel 
für ihre Ware ſei, ſagt fie ſelbſt nicht. Sie behauptet nur, daß 
ſich ihre Platten durch dieſe techniſche Eigenſchaft objektiv 
von denen anderer Fabrikanten, auch der Kl., unterſcheiden. 
Dem allerdings in großen Druckbuchſtaben auf der Um⸗ 
hüllung der Bekl. befindlichen Wort „Orcheſtrola“ aber kann 
unter Berückſichtigung der Würdigung des eigenen Verhaltens 
der Bekl. durch das BG., wie fie oben behandelt ift, jedenfalls 
nicht die Bedeutung beigemeſſen werden, daß dadurch die 
zerwechſlungsgefahr beſeitigt ſein ſollte. Es genügt, wenn 
ein nicht unerheblicher Teil der Käufer mehr auf das im 
Fenſter des Umſchlags ſichtbare Etikett achtet, deſſen Ver⸗ 
wechſlungsfähigkeit das BG. nach den obigen Ausführungen 
bedenkenfrei feſtgeſtellt hat. 

Das BG. hat mit Recht das Verhalten der Bekl. als 
grob fahrläſſig angeſehen (wird ausgeführt). 

(U. v. 16. Sept. 1930; 541/29 II. — Berlin.) [Kr] 
m 
2 dem verlangten Preiſe aufnimmt. Iſt dies der Fall, dann kann 
me Ware, auch wenn der Preis ein hoher iſt, zeichenrechtlich nicht 
aug „hochwertig“ angeſehen werden. Schallplatten ſind danach m. E. 
dus zeichenrechtlichen Geſichtspunkten nicht als „hochwertig“ anzuſehen. 
EAN) und Nieder, Vermögende und weniger Bemittelte kommen heute 
Abnehmer für fie in Betracht. Sie werden auch — eine eben 
war zin dieſem Zusammenhang zu beachtende Erwägung — nicht 
wirtſcha Spezialgeſchäften vertrieben. Der zeichenrechtliche und der 
15 haftlich-induſtrielle Begriff „Hochwertigkeit“ ſtimmen alſo nicht 
h 5 überein. In den Kommentaren wie auch m. E. in der Rſpr. 
„Fre dieſen Geſichtspungt noch nicht hingewieſen worden. In dem 
Leser altre Urteil des NG. (JW. 1926, 1979) klingt freilich 
= Gedanke etwas durch. Heißt es doch daſelbſt: „Nach den 
ie en des Lebens kann nicht zugegeben werden, daß ſamtliche 
0 1 ereſſenten für Büromaſchinen — zweifellos doch eine 
über wertige“ Ware (Zufügung des Ref) — genaue Erkundigungen 
obſichtig Herſtellungsſtätte derjenigen Sorten, deren Ankauf ſie be⸗ 
ahr gen, perſöulich einziehen, ſo daß für ſie jede Verwechſlungs⸗ 
de zzwiſchen den Kennzeichen verſchiedener Büxomaſchinen aus⸗ 
ſchloſſen wäre.“ 


4. Wieder wird vom NG. darauf hingewieſen, daß für die Frage 


15. 88 12, 20 Wbz G. Zwiſchen den Zeichen 
Leder-Müller und Leder⸗Mayer beſteht keine 
Verwechſlungsgefahr. 

Das BG. hat eine Verwechſlungsgefahr zwiſchen der 
Marke des Kl. und dem Gegenzeichen des Bekl. verneint. 
Zeichen und Gegenzeichen ſind reine Wortzeichen, zuſammen⸗ 
geſetzt aus zwei durch Bindeſtriche verbundene Hauptwörter, 
von den das erſte — „Leder“ — beiden Zeichen gemein⸗ 
ſchaftlich iſt und die Gattung der Ware bzw. den Geſchäfts⸗ 
zweig bezeichnet, während das zweite Wort der „Eigenname“ 


„des Geſchäftsinhabers iſt. So werden nach dem Vortrag beider 


Parteien die Zeichen auch in den beteiligten Verkehrskreiſen: 
d. h. hier von dem großen Publikum, das als Käufer der 
Lederwaren in Frage kommt, aufgefaßt. Eingetragen ſind 
beide Zeichen in gewöhnlicher Antiqua, und zwar je die An⸗ 
fangsbuchſtaben der zwei Hauptwörter in großen, die übrigen 
in kleinen Buchſtaben. Die eingetragene Druckſchrift weiſt 
keinerlei charakteriſtiſche Merkmale auf; die Schrift iſt weder 
ſtiliſiert noch ſonſtwie eigenartig ausgeſtaltet. Reine Wort⸗ 
zeichen find nun nach Bild-, Klang- und Sinnwirkung ge⸗ 
ſchützt, ſo daß Verwechſlungsgefahr durch den gleichen oder 
ähnlichen Eindruck des Wortbilds auf das Auge, des Klangs 
auf das Ohr und des Wortſinns auf das Vorſtellungs⸗ 
vermögen hervorgerufen werden kann und nach feſtſtehender 
Rſpr. ſchon dann begründet iſt, wenn auch nur in der einen 
oder anderen Richtung Übereinſtimmung beſteht oder Ahn⸗ 
lichkeit herrſcht, wobei es auf den Eindruck ankommt, den 
das Zeichen in der einen oder anderen Richtung in der natur⸗ 
gemäß ungenauen Erinnerung des flüchtigen Käufers zurück⸗ 
läßt. — Erſichtlich iſt das BG. bei Prüfung der Klage⸗ 
anſprüche auf zeichen rechtlicher Grundlage auch von dieſen 
allgemein anerkannten Grundſätzen ausgegangen, hat insheſ. 
die Frage der Verwechſelungsgefahr vom Standpunkt des 
flüchtigen, hier ſich aus allen Kreiſen der Bevölkerung zu⸗ 
ſammenſetzenden Käuferpublikum aus ins Auge gefaßt und 
ſo geprüft, was ſich als charakteriſtiſches, das Erinnerungs⸗ 
bild beherrſchendes Merkmal einprägt. 


Die Rev. wendet hier ein, die Wortzuſammenſtellung 
„Leder⸗Müller“ ſei von dem Kl. gerade auch deshalb gewählt 
worden, weil ſie ſich ihres Rhythmus und des Gleichklanges 
der zweiten und vierten Silbe wegen dem Gedächtnis leicht 
einpräge, was zur Folge haben könne, daß nur Rhythmus 
und Gleichklang in Verbindung mit dem Gedanken eines 
guten Ledergeſchäftes im Gedächtnis des Publikums hafte, 
während der Inhalt der dritten und vierten Silbe nicht genau 
feſtgehalten werde. Wenn bei Ahnlichkeit der Bild⸗, Klang, 
Wortſinnwirkung oder Idee (Motivwirkung) die Verwechſe⸗ 
lungsgefahr bejaht werde, müſſe gleiches gelten, wenn das 
geſchützte Wortzeichen ſich durch ein anderes auffallendes 
Moment dem Gedächtnis einzuprägen ſuche. Entſcheidend ſei 
die Gefahr der Ablenkung der menſchlichen Erinnerung zum 
Schaden des Kl. und Vorteil des Bekl. — Der Reviſions⸗ 
angriff iſt nicht begründet. Was die Rev. hier als beſonders 
charakteriſtiſch und beiden Zeichen ähnliches beachtet wiſſen 
will, fällt alles unter die Klangwirkung. Klanglich werden 
die beiden Zeichen durch die Klanglaute e — ü und e — ay 
beherrſcht, von denen „ü“ und „ay“ ganz weſentlich von⸗ 
einander verſchieden ſind. Die Endung „er“ iſt ſodann in 
der deutſchen Sprache überaus häufig, fällt klanglich ſo gut 
wie ganz aus und prägt ſich ſchon deshalb erfahrungsgemäß 
im klanglichen Erinnerungsbild kaum ein. 

Ebenſowenig kann dem Umſtand, daß hier der Ton 
beidemal auf der erſten Silbe jedes der beiden Hauptwörter 
liegt, ſei es für ſich allein, ſei es im Zuſammenhalt mit 


der Verwechſlungsgefahr auch außerhalb des Zeichens liegende Umſtände 
herangezogen werden können, falls dieſe den Geſamteindruck mit 
beeinfluſſen. Dazu gehören auch ungeſchützte Kennzeichnungsmittel: 
Verzierungen, mit denen der Zeicheninhaber das Zeichen regelmäßig 
verſieht, die Farbe, die Form der damit von ihm gekennzeichneten 
Ware. Darauf hinzuweiſen iſt, daß das RG. in dem vorſtehenden 
Urteil beſonders hervorhebt, ein ſolches den Geſamteindruck des 
Zeichens beeinfluſſendes Moment könne auch in den „Umſtänden 
liegen, unter denen ſich der Gebrauch des Kennzeichens im Verkehr 
vollzieht“. Eine weitgehende, aber den Bedürfniſſen und der Aufrecht⸗ 
erhaltung der Lauterkeit des Verkehrs entſprechende Generalklauſel. 


IR. Prof. Dr. Ludwig Wertheimer, Frankfurt a. M. 
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den ſonſt in Betracht kommenden Umſtänden für die Frage 
der Verwechſelungsfähigkeit eine Bedeutung zukommen. Dieſe 
Betonung iſt wiederum in der deutſchen Sprache bei zwei⸗ 
ſilbigen Wörtern mit der Endung „e“, „er“, „en“ die Regel, 
weshalb ſie kein charakteriſtiſches, dem Gedächtnis des flüuͤch⸗ 
tigen Hörers und Leſers einprägſames Merkmal ſein kann. 
Das Wort „Leder“ iſt ſodann begrifflich und ſprachlich 
Gattungsbezeichnung und ſo auch in den Marken der Par⸗ 
teien zur Kennzeichnung der Art des Gewerbe⸗ und Ge⸗ 
ſchäftsbetriebs verwendet. 

Nun kann bei einem zuſammengeſetzten Zeichen, ſofern 
der Zeicheninhaber nicht den klaren Beweis führt, daß bei 
den in Betracht kommenden Verkehrskreiſen eine andere 
Auffaſſung herrſcht, das charakteriſtiſche Merkmal nicht aus⸗ 
ſchließlich aus einem Beſtandteil beſtehen, der an und für 
ſich, wie die Gattungsbezeichnung „Leder“, nicht ſchutzfähig 
iſt. Kl. hat aber ſelbſt ausgeführt, daß durch ſeine lang⸗ 
jährige, koſtſpielige und umfaſſende Reklame das Wort 
„Leder⸗Müller“ Kenn⸗ und Schlagwort ſeines Unter⸗ 
nehmens geworden ſei, nicht aber etwa der Zeichenbeſtandteil 
„Leder“. — Wenn das BG. bei dieſer Sachlage zu dem Er⸗ 
gebnis gelangt iſt, daß das charakteriſtiſche Merkmal des 
Klagezeichens das — auch nach der Verkehrsauffaſſung — 
ſich hier als Eigenname darſtellende Wort „Müller“ bilde, ſo 
kann dem vom Rechtsſtandpunkt aus nicht entgegengetreten 
werden, ebenſowenig, wenn es hiervon ausgehend eine Ver⸗ 
wechſelungsfähigkeit der Zeichen im Hinblick auf die bildliche, 
klangliche und ſonſtige Verſchiedenheit der ausſchlaggebenden 
und charakteriſtiſchen Beſtandteile „Müller“ und „Mayer“ 
verneint hat. — Daß das charakteriſtiſche, den Geſamteindruck 
weſentlich beeinfluſſende Merkmal nicht etwa in der ähnlichen 
Anordnung der beiden Zeichen beſtehen kann, hat ſchon das 
LG., deſſen Ausführungen das BG. billigt, dargelegt. Es 
hat, was übrigens auch die von beiden Teilen zu den Akten 
gebrachten Belege beweiſen, feſtgeſtellt, daß, und zwar gerade 
auch in H., die Verbindung des Firmennamens mit der 
Gattungsbezeichnung der hergeſtellten oder vertriebenen Ware, 
ſo wie hier der Fall, im Geſchäftsleben häufig ſei und eben 
deshalb der Kennzeichnungskraft entbehre. Erſichtlich liegt 
dem die weitere tatſächliche Erwägung zugrunde, daß ſich das 
Her Publikum eben wegen der Häufigkeit ſolcher Wort⸗ 
verbindungen gewöhnt habe, dabei auf den Namen⸗ oder 
Firmenbeſtandteil beſonders zu achten. — Wenn das BG. 
bei dieſer Sachlage die Verwechſelungsfähigkeit des einge⸗ 
tragenen Zeichens und Gegenzeichens verneint und die Er⸗ 
hebung der für tatſüchlich vorgekommene Fälle der Ver⸗ 
wechſelung angebotenen Beweiſe abgelehnt hat, ſo tritt dabei 
kein Verſtoß gegen zeichen rechtliche Grundſätze zutage. — 

(U. v. 3. Okt. 1930; 561/29 II. — Hamburg.) [Ru] 


16. 88 12, 20 W563 G.; 88 862, 1004 BOB. Waren⸗ 
zeichen auf Garnrollen. 

1. Bei einer durch Geſtalt und Beſchaffen⸗ 
heit der Ware gebundenen Warenbezeichnung 
genügen ſchon kleine Unterſchiede, um die Ver⸗ 
wechſelungsgefahr auszuſchließen. 

2. Hat einer der Konkurrenten bisher nur 
an Großabnehmer, der andere an Kleinabneh⸗ 
mer geliefert, ſo genügt die bloße Möglichkeit 
eines Übergangs zum Belieferungskreis des 
anderen Teils nicht, um eine drohende Gefahr 
anzunehmen. ) 

Das BG. bejaht die Verwechſelungsgefahr des vom 
Bekl. benutzten ungeſchützten Etiketts und der beiden ge 
ſchützten Etiketten der Kl. Es erblickt die Verwechſelungs⸗ 


Zu 16. Das Urteil iſt zu billigen und lehrreich, trozdem es 
keine neuen rechtlichen Geſichtspunkte enthält. 

1. Daß ſich die Verwechſlungsgefahr ganz weſeutlich 
nach der Einprägſamkeit, nach der Eigenart der zu vergleichenden 
Warenbezeichnungen richtet, iſt längſt anerkannten Rechts. Es ders 
ſteht ſich auch von ſelbſt. Wo, wie bei Bezeichnungen auf Garn 
rolleu, Form und Größe durch die Geſtalt der Rolle voll bedingt 
ſind, Inhalt und Anordnung der Bezeichnung ſehr ſtark, bleibt für 
den redlichſten Kaufmann keine große Möglichkeit, von den bereits 
eingeführten Bezeichnungen abzuweichen. Darum müſſen da kleine 
Unterſchiede genügen. Sie genügen auch, deun wo der Verkehr an 


fähigkeit mit dem (zweiten) Buntdruckzeichen der Kl. in 
der gleichen grünen Farbe des Mittelfeldes und ſeiner roten 
Umrahmung, ſowie in der identiſchen Bezeichnung „Ober⸗ 
Garn“, ihrer gleichen Farbe, ihrer gleichen kreisförmigen 
Anordnung, ihrer gleichen Buchſtabenart und der gleichen 
Stelle der Anbringung des Nummernſchildes mit der Zahl 
„40“ wie bei der Kl. Dieſe Merkmale beſtimmen nach der 
Feſtſtellung des BG. für den flüchtigen Beſchauer den in 
der Erinnerung haftenden Geſamteindruck des Etiketts des 
Bekl. und desjenigen der Kl. Daran ändert, wie das BG. 


feſtſtellt, die Verſchiedenheit der Namen A. (Kl.) und B. 


(Bekl.) nichts, da erfahrungsgemäß die Unterſchiede in der 
Firmenbezeichnung bei dem Publikum nur ganz unter⸗ 
geordnete Beachtung finden. Das gleiche gelte von der Ver⸗ 
ſchiedenheit der Ausſtattung des grünen Mittelfeldes, das 
bei der Kl. frei ſei, bei dem Bekl. aber ein Zahnrad mit 
Monogramm enthalte. Wer aber auf dieſe Dekoration achte, 
werde nach dem Erinnerungsbilde, das er vom erſten 
Zeichen der Kl., dem Schwarz druckzeichen, habe, der Ber 
wechſelungsgefahr unterliegen, weil auch dieſes Zeichen an 
der gleichen Stelle ein Zahnrad, verziert mit zwei kleinen 
Ankern, aufweiſe und das Etikett des Bekl. dem Zeichen der 
Kl. ſehr nahe komme. Der Umſtand, daß letzteres in Schwarz⸗ 
druck eingetragen ſei, das Etikett des Bekl. aber Buntdruck 
aufweiſe, begründe keinen hinreichenden Unterſchied, weil bie 
Eintragung eines Zeichens ſchwarz-⸗weiß grundſätzlich alle 
anderen Farben decke. — Danach nimmt das BG. die Gefahr 
der Verwechſelung mit beiden Zeichen der Kl. an. Die Rev. 
ſieht mit Recht ſchon dieſe Feſtſtellung als auf rechtsirrigen 
Vorausſetzungen beruhend an. Es iſt zutreffend, daß die auf⸗ 
geklebten Bezeichnungen auf den Stirnflächen von Garnrollen 
nur äußerſt ſchwache Kennzeichnungsmittel ſind. Ihre Form 
und Größe ergibt ſich ohne weiteres aus der ſtets gleichen 
runden Form der Stirnflächen der Garnrollen, die bei glei⸗ 
cher Stärke und Länge des Fadens gleich groß ſind. Weiter 
iſt ſtets ein Mittelſtück vorhanden, das die Bohrung verdeckt. 
Die konzentriſchen Kreiſe ergeben ſich ebenfalls von ſelbſt und 
find ebenſo wie die Art der Vuchſtaben und die ſich ebenfalls 
von ſelbſt ergebende Stelle der Anbringung des Nummer 
ſchildchens, das die Stärke des Garns angibt, in der Branche 
faſt gleich. Das Wort „Obergarn“ aber iſt eine feſte Be 
ſchaffenheitsangabe für die Art des Garns. Danach hätte 
das BG. prüfen müſſen, ob nicht ſchon die vorhandenen Ab⸗ 
weichungen trotz ihrer Geringfügigkeit ausreichten, um die 
Verwechſelungsgefahr auszuſchließen deshalb, weil das Pu- 
blikum bei dem regelmäßig faſt gleichen Ausſehen der auſ⸗ 
geklebten Bezeichnungen ſich daran gewöhnt hat, auch auf 
ganz geringe Unterſchiede zu achten. Auch die Verſchiedenheit 
der Firmenangaben war in ſolchem Falle nicht unberüch⸗ 
ſichtigt zu laſſen. Die Rüge war danach begründet. — Auch 
die weitere Rüge der Rev. war begründet. Der Bekl. hatte 
unter umfangreichem Beweisantritt geltend gemacht, daß er 
ſein Garn nur an Großverbraucher, nämlich ausſchließlich 
an Kleiderfabrikanten liefere, bei denen ein Irrtum über 
die Herkunft der Ware ausgeſchloſſen ſei, weil dieſe ja bei 
ihm beſtellten und unmittelbar von ihm beliefert würden, 
die auch den auf den Garnrollen angebrachten Bezeichnungen 
überhaupt keine Bedeutung beilegen, ſondern die bei dem 
Einkauf von Garn nur darauf achten, welches der Name 
des Herſtellers iſt. Das BG. hat dieſes Vorbringen in erſter 
Linie unter Hinweis auf die von ihm mißverſtandene Be⸗ 
gründung des Urt. des erk. Sen. v. 1. Okt. 1926: Mu W. 
26, 185 als bedeutungslos bezeichnet, weil dort beton 
ſei, daß „es nicht auf die Beurteilung und beſondere Ein⸗ 
ſtellung dieſes oder jenes Beſchauers .. ſondern nur dar⸗ 
auf ankommt, ob objektiv, d. h. für jeden beliebigen Durch- 


die Vergleichung ftark Übereinſtimmender Bezeichnungen gewöhnt iſt, 
achtet er notwendig auch auf kleinere Abweichungen. Es verwundert 
einigermaßen, daß ein OLG. hier eine Vergleichung vornehmen 
konnte, als ſeien derartige Bezeichnungen einem unerſchöpflichen 
Schatz der Phantaſie zu entnehmen. Und das, trotzdem offenbar Sas 92 
verſländige des Geſchäftszweigs auf den Sachverhalt hingewieſen 
halten! 

2. Wie ſchwierig die Subſumtion des Tatbeſtauds unter ulle 
gemeine Normen iſt, zeigt ſich gleich wieder, wo das OLG. eine vom 
Ni.: MuW. 1926, 185 aufgeſtellte Norm falſch auwendet. RG. halle 
zutreffend ausgeführt, es eulſcheide, ob der Durchſchnittsbeſchauer aus 
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ſchnittsbeſchauer aus den in Betracht kommenden Kreiſen bei 
der dem Verkehr eigenen flüchtigen Betrachtungsweiſe die 
Gefahr einer Verwechſelung beſteht“. Das BG. überſieht, 
daß als Maßſtab für die Frage der Verwechſelungsgefahr 
hier ausdrücklich „der Durchſchnittsbeſchauer aus den in 
Betracht kommenden Kreiſen“ bezeichnet wird. In 
zweiter Linie ſtützt das BG. die Zurückweiſung des obigen 
Vorbringens des Bekl. darauf, daß er nicht gehindert jei, 
ſeine Waren, wenn nicht ſchon jetzt, ſo doch in Zukunft nicht 
bloß an ſelbſtverbrauchende Großabnehmer, ſondern auch an 
die Menge der Kleinverbraucher abzuſetzen, für die alsdann 
ſofort die Verwechſelungsgefahr beſtehe. Hiergegen wendet 
ſich die Rev. mit dem Bemerken, dieſe bloße Möglichkeit könne 
keine ſchon jetzt beſtehende Verwechſelungsgefahr herbeiführen 
und eine Unterlaſſungsklage begründet erſcheinen laſſen. Der 
Angriff ift berechtigt. Allerdings bedarf es zur Gewährung 
des Unterlaſſungsanſpruchs aus 88 12, 20 WbzG. i. Verb. m. 
88 862, 1004 BGB. nicht der vollendeten Störung, vielmehr 
iſt das Androhen oder Vorbereiten eines rechtswidrigen Ein⸗ 
griffs in das Zeichenrecht des anderen ausreichend (RG. 101, 
340). Immer aber muß es ſich um einen drohenden Ein⸗ 
griff handeln; es muß ein Zuſtand erheblicher Gefahr vom 
Bekl. geſchaffen fein, wie der erk. Sen. z. B. in Mu W. 1929 
379 ausgeſprochen hat. Dazu genügt aber nicht, daß der 
Bekl., wie das BG. annimmt, „durch nichts gehindert iſt, 
ſeine Waren, wenn nicht ſchon jetzt, ſo doch in Zukunft nicht 
mehr bloß an ſelbſtverbrauchende Großabnehmer, ſondern an 
die große Menge der Kleinverbraucher abzuſetzen“. Wegen 
der bloßen Möglichkeit, daß der Bekl. zu einer ſolchen Ande⸗ 
rung in ſeinem bisherigen Geſchäftsbetrieb übergehen könnte, 
iſt die Unterlaſſungsklage nicht gegeben. Von irgendeiner 
Sorbereitung zu einem ſolchen Übergang oder auch nur von 
einer dahingehenden Abſicht des Bekl. hat das BG. nichts 
feſtgeſtellt. 


Das BG. hat daher den Begriff der Verwechſelungs⸗ 
gefahr im Verkehr (§ 20 Wb5G.) in mehrfacher Beziehung 
verkannt. Für ſeine Beurteilung des Bekl. zur Unterlaſſung, 
zum Schadenserſatz, zur Auskunftserteilung und zu den 
übrigen, die Schadenserſatzpflicht des Vekl zur Vorausſetzung 
habenden Handlungen fehlt es ſomit an den geſetzlichen Vor⸗ 
een Es find daher auch die betr. Geſetzesvorſchriften 

letzt. 


— 


den in Betracht kommenden Kreiſen beim üblichen, flüchtigen Ver⸗ 
1 5 der Bezeichnungen der Gefahr der Verwechſlung ausgeſeßt 
ei. Tatſächlich kommen hier ganz dieſelben Geſichtspunkte in Be⸗ 
tracht, wie bei der Auffaſſung über die Richtigkeit einer Reklame⸗ 
ankündigung (8 3 UnlWG.). Der Verkehr iſt der Autokrat des 
Wettbewerbs rechts; nicht, was iſt, entſcheidet, ſondern was der Ver⸗ 
ehr wahrnimmt, mag er ſich noch ſo ſehr täuſchen. Scheinen 
dem Verkehr aus irgendeinem Grund zwei Bezeichnungen ver⸗ 
wechſlungsfähig, und ſei dieſer Grund an den Haaren herbeigezogen, 
o find die Bezeichnungen rechtlich verwechſlungsfähig. Aber es 
Kommt, und das hat das OLG. merkwürdigerweiſe überſehen, auf 
ie Auffaſſung der maßgebenden Verkehrskreiſe an, denn nur 
ſie ſind eben „der Verkehr“, denn nur ſie kommen als Abnehmer 
er bezeichneten Ware in Frage. Wird eine Ware ausſchließlich an 
ſgachleute geliefert, ſo find die Fachleute die maßgebenden Verliehrs⸗ 
reiſe, und es kommt allein auf ihre Anſchauung an. Das bedingt 
nicht notwendig ein ſchärferes Achten auf Abweichungen. Der Bauer 
10 Fachmann der Landwirlſchaft; krotzdem achtet er ſchwerlich beſonders 
ſcharf auf Abweichungen von Zeichen auf landwirtſchaftliche Maſchinen. 
Wohl aber iſt klar, daß Großabnehmer von Garn, nämlich Kleider⸗ 
abrikanten, bei Garn entweder überhaupt nicht auf die Bezeichnungen 
1 Rollen achten, ſondern auf den Namen der liefernden Firma, oder 
1 3 fie, wenn fie auf die Bezeichnungen Wert legen, fie ſorgfältig ver⸗ 
gleichen, weil ihnen ja ihre ſtarke Übereinſtimmung vertraut iſt. 
PM 3. Ein drohender Eingriff ſoll die Abwehrklage (5 1004 
N00 5) begründen. Das iſt richtig, wenn man es richtig verſteht. Das 
A hat ſich da nicht immer mit der wünſchenswerten Beſtimmtheit 
N gedrückt; fein Begriff der „vorbeugenden Unterlaſſungsklage“ 
ee wie der vorliegende Fall zeigt, irreführend. Es iſt nicht an dem, 
100 die Abwehrklage gegeben wäre, um einer Beeinträchtigung „Vote 
boreugen Sie ſetzt vielmehr ausnahmslos eine Beeinträchtigung 
eenſtlic Es liegt aber eine geſchehene Beeinträchtigung in einer 
mat ichen und unmittelbaren Drohung, in den Beſtand eines Im⸗ 
are Agüterrechts einzugreifen; denn bereits die durch dieſe greif⸗ 
bur Drohung geſchaffene Unſicherheit gefährdet Beſtand oder Aus⸗ 
ung des Rechts. Wenn ich meinem Drucker den Auftrag gebe, 
Fi Geſchäftsbriefbogen mit einem fremden geſchützten Waren- 
deichen zu verſehen, dann ſchafft bereits dieſer Auftrag eine Ver⸗ 


Die Kl. hatte in der Rev nſt. das Vorbringen des Be⸗ 
klagten über ſeine Abſatzverhältniſſe deshalb für unerheblich 
erklärt, weil ſein Verkauf an Großabnehmer nicht aus⸗ 
ſchließe, daß dieſe wieder einen Teil der von ihm bezogenen 
Ware (Garn auf Rollen) an das Publikum oder an Wieder⸗ 
verkäufer weiterverkauften, die ihrerſeits wieder an das 
Publikum verkauften. Die Kl. überſieht hier, daß dieſe Be⸗ 
hauptungen dem unter Beweis geſtellten Vorbringen des 
Bekl. in dem oben genannten Schriftſatz widerſprechen, wo 
unter Beweisantritt ausdrücklich behauptet iſt, es könne keine 
Rede ſein davon, daß geringe Mengen des Garns des Bekl. 
in den Kleinverkauf gelangten, die Kleiderfabrikanten bezögen 
das Garn lediglich für den Bedarf ihres Betriebes und gäben 
nichts davon in den Handel. 


Verfehlt iſt weiter der Standpunkt der Kl. in der Rev⸗ 
Inſt., der Bekl. könne, wenn ihm der Beweis ſeines Vor⸗ 
bringens über ſeinen Verkauf von Garn lediglich an ſelbſt⸗ 
verbrauchende Fabrikanten gelinge und er darauf die Ab⸗ 
weiſung der Klage erziele, ſofort, geſtützt auf dieſes Urteil, 
zum Verkauf an das Publikum übergehen, ohne daß wegen 
der Rechtskraft des Urteils trotz der alsdann gegebenen 
Verwechſelungsgefahr gegen ihn vorgegangen werden konnte. 
Der Standpunkt iſt rechtlich unzutreffend. Da es ſich um 
einen ganz neuen Tatbeſtand handeln würde, ſo würde ihm 
die Rechtskraft des ihm günſtigen Urteils ſelbſtverſtändlich 
nicht zur Seite ſtehen. 

(U. v. 21. Okt. 1930; 71/30 II. — Duüͤſſeldorf.) [Ku.] 

17. 812 Wbz G. Die Verwendung der Wart⸗ 
burg in einem Warenzeichen hat zur Folge, daß 
für andere Bezeichnungen, die eine nicht völlig 
unterſchiedliche Burg auf einer bewaldeten 
Höhe aufweiſen, eine Verwechſlungsgefahr be⸗ 
ſteht. Die Behauptung, daß der in der Burg 
beſtehende Teil des Zeichens als Wahrzeichen 
für die Herkunft aus Thüringen angeſehen 
werde, muß beim Beſtreiten des Zeicheninhabers 
der Verletzer beweiſen. ) 

Das OLG. nimmt an, daß das Warenzeichen der Kl. 
von 1899 einen weſentlichen Beſtandteil ihres Warenzeichens 
von 1927 bildet, indem beide Warenzeichen die Wartburg 


wirrung im Verkehr; er kann ja durch meine Angeſtellten oder in 
anderer Weiſe bekannt werden und mag dann viele veranlaſſen, am 
rechtlichen Beſtand des bedrohten Zeichens zu zweifeln, „beeinträch⸗ 
tigt“ alſo das Zeichenrecht (vgl. auch Baumbach, Wettbgtecht, 
VII 2B). Wenn ſich das OLG. durch den Begriff einer „vor⸗ 
beugenden Unterlaſſungsklage“ dazu hat verleiten laſſen, eine ſolche 
Klage bei der bloßen Möglichkeit zu gewähren, daß der Bekl. fein 
Verhalten ändert und daß das geänderte Verhalten dann verletzen 
würde, ſo zeigt das die Gefährlichkeit dieſes völlig überflüſſigen 
Begriffs. 

4. Die Ausführungen des RG. über die Rechtskraftwirkung der 
abweiſenden Entſch. find handgreiflich richtig. Es erübrigt ſich, bei 
ihnen zu verweilen. 

5. Bedauerlich iſt die Zurückverweiſung. Jede Zurückverwei⸗ 
ſung verlängert und verteuert den Prozeß. Leider verſetzen ſich 
unſere Gerichte regelmäßig recht wenig in die Lage des Prozeß⸗ 
führenden, der den Prozeß nicht als Nervenſport oder zum Ver⸗ 
gnügen führt. Die Gerichte machen ſich nicht entfernt klar, welche 
Fülle von Zeitverluſt, Aufregungen, Koſten ein Prozeß mit ſich 
bringt und wie abträglich es dem Anſehen der Rechts⸗ 
pflege iſt, wenn die Gerichte nicht das Außerſte tun, 
um eine Verlängerung und Verteuerung des Pro⸗ 
zeſſes zu vermeiden. Natürlich iſt die Verwechflungsgefahr 
eine Tatfrage. Aber das RevG. hat zu prüfen, ob von zutreffenden 
rechtlichen Geſichtspunkten ausgegangen iſt (RG.: Mu W. 1926, 86). 
Das iſt hier geſchehen. Dem OLG. liegt nunmehr die einfache Prü⸗ 
fung der Frage ob, ob „nicht ſchon die vorhandenen Abweichungen 
trotz ihrer Geringfügigkeit ausreichten, um die Verwechſlungsgefahr 
auszuſchließen deshalb, weil das Publikum bei dem regelmäßig faſt 
gleichen Ausſehen der aufgeklebten Bezeichnungen ſich daran ge⸗ 
wohnt hat, auch auf ganz geringe Unterſchiede zu achten“. Wie 
dieſe Frage zu beantworten, daß ſie zu bejahen iſt, ergeben die Aus⸗ 
führungen des Urteils zur Genüge. Es iſt eine ganz überflüſſige 
Weiterung, die Bejahung dem BGG. zu übertragen. Hat doch das 
NG. auch ſonſt in ähnlichen Fällen über die Verwechſlungsgefahr 
von fi) aus befunden (ſ. RG.: GewRSch. 28, 62). * 

SenpPräſ. a. D. Dr. Baumbach, Berlin. 


Zu 17. Das Urt. bietet in tatſachlicher und in rechtlicher Hinſicht 
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von der Nordſeite auf baumbewachſener Anhöhe zeigen und 
das letztgenannte Zeichen ſie noch außerdem von dem Strahlen⸗ 
kranze der aufgehenden Sonne umgeben darſteüt und daß mit 
dieſen beiden Warenzeichen die Schokoladenpackung der Bell, 
infofern verwechjlungsfähig ift, als auch jie eine Darſtellung 
der Wartburg aufweiſt. Denn obgleich bei der Packung der 
Bekl. die Wartburgdarſtellung in unmittelbarer Verbindung 
mit dem blauen Mauxionſtreifen und dem Mauxion⸗Mauer⸗ 
turm mit Firmenumſchrift und der Inſchrift „Thuringia⸗ 
Halbſüß“ gebracht worden ſei, ſo beherrſche die Wartburg⸗ 
darſtellung das Geſamtbild derartig, daß ſie auch hier als 
ſelbſtändiger kennzeichnender Beſtandteil zu bewerten ſei. Möge 
auch die Darſtellung in der Art der Ausführung abweichen 
und nicht von Norden, ſondern von Südoſten aufgenommen 
ſein, ſo gebe doch das Bild auf der Packung der Bekl. für 
jeden, der die Wartburg einmal geſehen habe, deren charak⸗ 
teriſtiſche Züge ſo deutlich wieder, daß in ihm, obwohl es 
keine Unterſchrift trägt, ohne weiteres die Wartburg wieder⸗ 
zuerkennen ſei. Trotz der Fülle der in Deutſchland und 
namentlich in Thüringen vorhandenen Burgen ſei das ganz 
beſonders charakteriſtiſche Bild der Wartburg infolge der 
zahlreichen Darſtellungen und des zahlreichen alljährlichen 
Beſuchs in weiteſten Kreiſen des deutſchen Publikums außer⸗ 
ordentlich bekannt. Wer ſich das in den Warenzeichen der 
Kl. wiedergegebene Burgenbild eingeprägt habe, müſſe ohne 
weiteres in dem Bild auf der Packung der Bekl. die Dar⸗ 
ſtellung der nämlichen Burg erkennen und werde, wenn er 
ſich aus dem Warenzeichen der Kl. den Namen Wartburg 
gemerkt habe, auch auf der Packung der Bekl. die Burg als 
Wartburg anſprechen, ohne daß es dazu des Nebeneinander⸗ 
legens beider Bilder bedürfe. Das BG. tritt des Näheren der 
Auffaſſung des OLG. in Jena (Urteil v. 16. April 1928, 
Mu W. 1927, 538) entgegen, daß es ſich bei dem Wartburg⸗ 
bild um ein ſchwaches, einem Freizeichen in der Wirkung 
mindeſtens ſehr ähnliches Zeichen handele. 

In der Benutzung des Warenzeichens 370 335 ſei zugleich 
eine Benutzung des Warenzeichens 40 070 enthalten, evtl. ſoll 
letzteres als zuläſſiges Defenſivzeichen für das unbeſtrittene 
tatſächlich gebrauchte Warenzeichen 370335 fein. Unerheb⸗ 
lich ſei, ob die mit dem Warenzeichen der Kl. verſehenen 
Schokoladentafeln im Verkehr gerade als Wartburgſchokolade 
bezeichnet werden und unter dieſer Bezeichnung im Verkehr 
bekannt ſeien, denn das Warenzeichen ſei ſo, wie es tatſächlich 
eingetragen, und nicht etwa, wie es im Verkehr gebraucht 
werde, zu ſchützen. Weſentlich ſei allein, ob ein die Waren⸗ 
zeichen der Kl. kennender Käufer aus der Tatſache, daß auch 
auf der Packung der Bekl. das Bild der Wartburg enthalten 
ſei, dieſe Packung auf den Geſchäftsbetrieb des Zeichen⸗ 
inhabers zurückführen werde. 

Zu der auch vom OLG. Jena gebilligten Auffaſſung der 


Intereſſe. Es handelt ſich um einen Streit zwiſchen zwei bekannten 
Thüringer Schokoladenſabriken, den Firmen Robert Berger Gmbh. 
in Pößneck und Schokoladenfabrik Mauxion GmbH. in Saalfeld. 
Beide verwenden auf ihren Erzeugniſſen das Bild der Wartburg. 
Für Berger iſt dasſelbe in zwei Warenzeichen enthalten, nämlich in 
einem alten Zeichen Nr. 40 070 aus dem Jahre 1899 und in einem 
neueren Zeichen Nr. 370 335 aus dem Jahre 1927. Das erſtere zeigt 
neben dem Bilde die Inſchrift „Wartburg“; das letztere neben dem 
Bilde das Wort „Berger“. Mauxion dagegen benutzt eine nicht ein⸗ 
getragene Etikette, die außer dem Wartburgbilde die Inſchrift 
„Thuringia Halbſüß“, einen farbigen ſenkrechten Streifen und in 
Kreisform die Worte „Mauxion Schokolade“ mit einer wappen⸗ 
artigen Darſtellung aufweiſt. 

Berger erwirkte zunächſt bei dem zuſtändigen LG. Rudol⸗ 
ſtadt eine EinftwBerf.; dieſe wurde aber auf Berufung der Antrags- 
trägerin vom OLG. Jena durch Urt. v. 16. April 1928 auf⸗ 
gehoben. Die Entſch. des OLG. Jena iſt nebſt den in Frage kommen- 
den Bildern in Mu W. 1927/28, 537 ff. abgedruckt. Darauf erhob 
Berger bei dem LG. I Berlin, deſſen Zuständigkeit vermutlich auf 
832 3 PO. geſtützt wurde, mit Erfolg Klage auf Unterlaſſung, Aus⸗ 
Runfterteilung, Schadenserſatz und Vernichtung und erzielte eine 
Verurteilung. Das KG. beſtätigte das Unterlaſſungsurteil, wies aber 
die übrigen Anſprüche zurück. Das NG. verwarf ſowohl die Rev. 
von Mauxion wie die Anſchlußreviſion von Berger. Der Grund 
dieſer abweichenden Beurteilung des Falles durch die beiden OLG. 
war, daß Jena das Bild der Wartburg für nicht unterſcheidungs⸗ 
kräftig erklärte, während Berlin feine Unterſcheidungskraft be- 
jahte. Das Jenaer Urt. ſtand gewiſſermaßen unter dem Einfluß 
des genius loci; es jagt, die Wartburg ſei eine der bekannteſten 
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Bekl., daß Schokoladenmarken allgemein nach dem Erzeuger 
gehandelt werden, verweiſt das angegriffene Urteil auf eine 
frühere Entſch. v. 21. April 1928 (MuW. 1929, 230 ff.): 
daß Schokolade lediglich nach dem Namen, den ſie führe, 
gekauft werde, widerſpreche den tatſächlichen Verhältniſſen. 
Wenn auch ein Teil des kaufenden Publikums bei dem Ein⸗ 
kauf von Schokolade feine Auswahl lediglich nach der Be⸗ 
nennung der Schokolade ohne Rückſicht auf deren Aufmachung 
treffe, jo laſſe ſich das, wie der Senat aus eigener Kenntnis 
der Verhältniſſe feſtzuſtellen in der Lage ſei, in keinem Falle 
verallgemeinern. In den weitaus meiſten Fällen ſpiele ſich 
im Gegenteil der Einkauf von Schokolade in der Weiſe ab, 
daß der Abnehmer in Konfitüregeſchäften, die nicht ſämtliche 
Schokoladenſorten vorrätig hätten, nach Anſage der Schoko⸗ 
ladenſorte ſeine Auswahl aus dem ihm vorgewieſenen Vorrat 
treffe und ſich bei der Auswahl von dem Erinnerungsbild an 
eine Schokolade, die einmal ſeinen Beifall gefunden habe, 
leiten laſſe. Daß für dieſes Erinnerungsbild, insbeſ. mit 
Rückſicht auf die große Menge der im Verkehr befindlichen 
Schokoladenmarken, die äußere Aufmachung der Schokolade 
eine bedeutende Rolle ſpiele, laſſe ſich nicht beſtreiten. Des⸗ 
halb könne in der verſchiedenen Benennung der Schotoladen 
der Parteien eine ausreichende Gewähr für ihre Unterſcheidung 
im Verkehr nicht erblickt werden. — Daß ſich das OLG. mit 
ſeiner Auffaſſung nicht im Widerſpruch mit der Rſpr. des 
RG. befinde, ſei von der Kl. mit zutreffender Begründung, 
der ſich das OLG. in vollem Umfange anſchließe, dargelegt 
worden. Dann müſſe aber die Beſorgnis der Kl. als gerecht⸗ 
fertigt anerkannt werden, daß ſich Abnehmer der mit den 
beiden Warenzeichen der Kl. verſehenen Schokoladenpackungen 
zwar nicht die Firma der Kl., dagegen den bildlichen Beſtand⸗ 
teil, die Darſtellung der Wartburg, gemerkt hätten und des⸗ 
halb bei dem Anblick der mit der Klage angegriffenen Packung 
der Bekl. mit Rückſicht auf das Bild der Wartburg das von 
ihnen früher bezogene Fabrikat, alſo das der Kl. wiederzu⸗ 
ſinden vermeinten. Gerade weil die Kl. für ihre Packung keine 
beſondere Reklame gemacht, alſo ihre Abnehmer nicht ſtändig 
darauf hingewieſen habe, daß Packungen mit dem Wartburg⸗ 
bild ihrem Geſchäftsbetrieb entſtammten, erſcheine die Be⸗ 
ſorgnis der Kl. keinesfalls nur als Phantaſterei. Unter dieſen 
Umſtänden vermöchten die von der Bekl. zutreffend wieder⸗ 
gegebenen Abweichungen ihrer Packungen, insbeſ. die als 
Kennzeichen ihrer Firma bekannten Merkmale, der Mauxion⸗ 
ſtreifen und der Mauxion⸗Mauerturm, ſowie auch ihre Firma 
eine ausreichende Gewähr für die Unterſcheidung ihrer Packun⸗ 
gen von den Warenzeichen der. Kl. nicht zu leiſten. Auch wenn 
für zahlreiche Intereſſenten hierdurch die Möglichkeit einer 
Verwechſlung ausgeſchloſſen ſei, ſo beſtehe doch mindeſtens für 
einen nicht unerheblichen Teil der in Betracht kommenden 
Verkehrskreiſe, die ſich aus allen Schichten des Publikums 


geſchichtlichen Stätten, wenn nicht die bekannteſte von Thüringen; ſie 
ſei in ganz Deutſchlaud und weit darüber hinaus geſchätzt, wenigſtens 
bei dem gebildeteren Teil der Vevölkerung. Es liege daher nahe, daß 
ſich die in Thüringen heimiſche Induſtrie das Bild der Wart 
burg zu eigen mache, um ihre Erzeugniſſe in irgendeiner Weiſe zu 
kennzeichnen. Das Bild der Wartburg ſei einem Freizeichen ähnlich. 
Das KG. dagegen vertrat unter Billigung des RG. den Stand⸗ 
punkt, das Bild der Wartburg ſei nicht nur kein Freizeichen, ſondern 
jedenfalls für Schokoladenerzeugniſſe nicht einmal ein ſchwaches 
Zeichen; jedenfalls habe Mauxion nicht bewieſen, daß es auch von 
anderen Schokoladenfabrilen als Kennzeichen ihrer Erzeugniſſe be⸗ 
nutzt werde. 

Rechtlich bedeutungsvoll iſt die Begründung, mit der das NG. 
die Rev. der VBehl., ſoweit fie ſich auf 88 138 und 139 88D. ſtützte, 
zurückwies. Es verneint die Pflicht des B., von dem richterlichen 
Fragerecht Gebrauch zu machen, weil die Bekl., wenn fie die Schwäche 
des Zeichens behaupten wollte, die Verpflichtung gehabt hätte, „ſub⸗ 
ſtantiierte Angaben zu machen, daß andere Schokolabefabriken im 
Verkehr das Wartburgbild benuzen“; der Kl. hätte es allerdings 
obgelegen, den Gegenbeweis zu führen, daß dies bezüglich der von der 
Bekl. namhaft gemachten Fabriken nicht der Fall ſei. Da aber die 
Beklagte es an der Aufſtellung ſolcher Behauptungen fehlen ließ, 10 
habe das BG. annehmen dürfen, daß die Bell. ſolche Behaup⸗ 
tungen gar nicht aufzustellen vermöge und daß die bezügliche 
Gegenbehauptung der Kl. deshalb der Wahrheit entſpreche. Br 

Als Anwalt kann man hieraus lernen, wie wichtig es iſt, bie 
Schutzbehauptung der Schwäche eines Zeichens nicht nur aufzuſtellen, 
ſondern durch Tatſachen zu belegen. Dieſe Anſicht habe ich ſters 
vertreten; denn es wird gar oft Mißbrauch mit dieſer Ein- 
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zuſammenſetzen, die Gefahr einer Verwechſlung. Damit ſeien 
die Vorausſetzungen der 88 12 und 20 WG. gegeben und 
in analoger Anwendung des 8 1004 BGB. der Anſpruch auf 
Unterlaſſung gerechtfertigt, und zwar ganz allgemein auf 
Verwendung des Bildes der Wartburg, weil jeglicher Ver⸗ 
Kan die Eintragung des Warenzeichens der Kl. entgegen- 
ehe. 

Grobe Fahrläſſigkeit der Bekl. hat das OLG. verneint, 
da das OLG. Jena die unrichtige Auffaſſung der Bekl. geteilt 
habe und nichts dafür vorliege, daß ſich die Bell. der Rechts⸗ 
widrigkeit ihrer Handlungsweiſe bewußt geweſen ſei. 

Die Reviſion der Bekl. erhebt folgende Rügen. 
= 19 Unrecht habe das BG. die Verwechflungsfähigkeit 
ejaht. 

Da die Klagezeichen ſehr ſchwache Zeichen ſeien, müſſe die 
Klage ſchon daran ſcheitern, daß die Packung der Bekl. die 
Wartburg von einer anderen Seite zeige, als die Klagezeichen 
dies täten, ſo daß nur jemand, der die Wartburg genau kenne, 
erkennen könne, daß es ſich in beiden Fällen um dieſelbe Burg 
handele. — Es ſei auch unrichtig, daß das Bild der Wart⸗ 
burg, von Thüringen ſelbſt vielleicht abgeſehen, den breiten 
Maſſen des Volks bekannt ſei. — Bei der angegriffenen 
Packung liege der Schwerpunkt durchaus in den bekannten 
Mauxionmerkmalen, und das Wartburgzeichen der Kl. ſei in 
weiteſten Kreiſen unbekannt. — Endlich befinde ſich auch das 
BU. in offenem Widerſpruch zur Rſpr. des RG., wonach der 
Verkehr bei der ungeheuren Zahl von Herſtellungsſtätten von 
Schokolade in Deutſchland ſich erfahrungsgemäß immer mehr 
daran gewöhnt habe, als charakteriſtiſches Merkmal für die 
Herkunft der Ware ſchlagwortartig gebrauchte Namen zu be⸗ 
trachten und nach dieſen die Ware von anderer gleichartiger, 
aus anderer Herſtellungsſtätte ſtammender zu unterſcheiden 
(Mu W. 26, 9). 

Dieſe Rügen gehen fehl. 
Die Frage der Verwechſlungsgefahr iſt vom BG. bejaht, 
ſie liegt weſentlich auf tatſächlichem Gebiet. Zeichenrechtliche 
Grundſätze find dabei nicht verletzt, das BG. iſt von richtigen, 
tatſächlichen und rechtlichen Vorausſetzungen ausgegangen. Es 
hat an ſich zutreffend die vom OLG. Jena in der Sache betr. 
einſtw. Verfügung angenommene Schwäche des Bildzeichens 
der Wartburg verneint, indem es feſtgeſtellt hat, daß keine 
einzige Firma der weitverbreiteten thüringiſchen Induſtrie 
das Wartburgbild als Wahrzeichen ſür die Herkunft der Ware 
aus Thüringen benutzt hat, im Gegenſatz z. B. zu den im 
Bremer Geſchäftsverkehr viel verwendeten Bremer Schlüſſeln 
wendung getrieben, und Gerichte, die nicht über eine ſehr reiche 
Erfahrung auf dem Gebiete des Warenzeichenrechts verfügen, laſſen 
ſich dadurch leicht beſtimmen, von Amts wegen Erhebungen anzu⸗ 
ſtellen oder gar Sachverſtändige zu vernehmen; ſie belaſten ſich un⸗ 
nötigerweiſe mit einer Aufgabe, die der Partei obliegt. 

.. Von beſonderem Intereſſe find die Ausführungen des RG., die 

I mit früheren Entſch. des gleichen Sen. in Schokoladenprozeſſen 
efaſſen, in denen der Gewöhnung des Publikums Rechnung ge⸗ 
ragen wurde, beim Einkauf von Schokolade auf den Namen der 

Sabrik zu achten (Stollwerck, Sarotti, Hildebrand, Hauswaldt, 
iguet, Felſche, Reichardt, Moſt uſw.). 

Die Gründe des vorliegenden Urt. ſprechen von drei Urt., 
ihren fie aber nicht an. Mir find zwei derſelben bekannt, nämlich 
95 Entſch. v. 16. März 1926 (II 425/25: Mu. XXV, 235) und 
4. Mai 1926 (11 227/25: Mu W. XXVI, 7ff. JW. 1926, 1980). 

In der erſten heißt es: „Daß ſich der Verkehr bei der un⸗ 
geheuren Zahl von Herſtellungsſtätten von Schokolade in Deutſchland 
Ahnlich wie bei Zigaretten) erfahrungsgemäß daran gewöhnt hat, die 

orte nach dem charakteriſtiſchen Namen, ſei es Firmenname, jeien es 
zur Kennzeichnung verwendete andere Worte, zu unterſcheiden.“ 
00 085 der zweiten heißt es: „Der erk. Sen. hat auch bereits in 
Er em gleichen Gebiete angehörenden Waren eichenſache Mauxion w. 
ſich ie & Kuſch, II 425/25 v. 16. März 1926 angenommen, daß 
17 80 Verkehr bei der ungeheuren Zahl von Herſtellungsſtätten 
gewöl chokolade in Deutſchland erfahrungsgemäß immer mehr daran 
öhnt hat (ähnlich wie bei Zigaretten), als charakteriſtiſches 
1 für die Herkunft der Ware den schlagwortartig. gebrauchten 
Beben — ſei es Firmennamen, ſei es ein zur Kennzeichnung ver⸗ 
Ken 5 anderes Wort — zu betrachten und nach dieſem die Ware 
1 unt erer gleichartiger, aus anderer Herſtellungsſtätte, ſtammender 
Man erſcheiden.“ Das erſte Urt. erging in einem Rechtsstreit, in dem 
* ion geklagt hatte; das zweite in einem Rechtsſtreit, in dem 
ger Kl. war. 
55 65 der jetzigen Entſch. verwahrt ſich der Sen. dagegen, daß er 
en früheren Urt. „einen allgemeinen Grundſatz habe aufſtellen 


und zu dem im hannoverſchen, braunſchweigiſchen und weſt⸗ 
fäliſchen Geſchäftsverkehr häufig gebrauchten Sachſenroß. 

Wenn die Reviſion dieſe Feſtſtellungen des BG. wegen 
Verletzung der 88 128 und 139 ZPO. prozeſſual beanſtandet, 
indem das BG., ehe es ſeine Feſtſtellungen bezüglich der 
Warenzeichennatur des Wartburgbildes und der Nichtbenutzung 
durch andere Schokoladenfabriken treffen konnte, von dem 
richterlichen Fragerecht hätte Gebrauch machen müſſen, die 
Beweisregeln verkannt habe, indem es Sache der Kl. geweſen 
wäre, die Richtigkeit ihrer Behauptungen zu beweiſen, und 
überhaupt ſeine Feſtſtellung im Vortrage der Parteien keine 
Stütze finde, ſo geht auch dieſer Angriff fehl. Auf die Wahr⸗ 
zeichennatur des Wartburgbildes und das Fehlen der Be⸗ 
nutzung durch andere Schokoladenfabriken kommt es allerdings 
deshalb an, weil ſich danach richtet, ob das Bild der Wart⸗ 
burg ein ſchwaches Zeichen iſt. Da die Kl. ihrerſeits behauptet 
hatte, daß keine einzige Firma der weitverbreiteten thüringi⸗ 
ſchen Induſtrie aller Branchen das Wartburgbild als ein 
Wahrzeichen für die Herkunft der Ware aus Thüringen 
benutzt habe, dagegen die Bekl. dem Wartburgwarenzeichen 
dieſeibe Bedeutung wie dem Bremer Schlüſſel für die Bremer 
Induſtrie beigemeſſen wiſſen wollte, hatte die Bekl., ohne daß 
es der Ausübung des richterlichen Fragerechts gemäß 8 159 
BRD. bedurfte, die Verpflichtung, ſubſtantiierte Angaben zu 
machen, daß andere Schokoladenfabriken im Verkehr das Wart⸗ 
burgbild benutzen; die Beweislaſt, daß dies bezüglich der von 
der Bekl. namhaft gemachten Fabriken nicht der Fall ſei, lag 
dann allerdings der Kl. ob. 

Solange es aber die Bekl. an der Aufftellung folder 
Behauptungen fehlen ließ, durfte der BR. folgern, daß ſie 
derartige Behauptungen gar nicht aufzuſtellen vermöge und 
daß die bezügliche Behauptung der Kl. deshalb der Wahrheit 
entſpreche. 

Im übrigen bedarf es aber für die Prüfung der Frage 
der Verwechſlungsgefahr gar nicht der Feſtſtellung, daß es ſich 
bei dem der Kl. geſchützten Bildzeichen und bei dem von der 
Bekl. verwendeten ungeſchützten Bilde auf der Verpackung 
ihrer Schokoladentafeln gerade um die Wiedergabe derſelben 
Burg, nämlich der Wartburg, handele. Es genügt für die 
Annahme der Verwechſlungsgefahr durchaus, daß die Bekl. 
ſich an derſelben Stelle ihrer Packung ebenfalls des Bildes 
einer Burg auf einer bewaldeten Höhe bedient, deren Wieder⸗ 
gabe ſich nicht völlig unterſcheidet von dem von der Kl. ver⸗ 
wendeten Bilde. Das iſt vom erk. Sen. gerade auch für Aus⸗ 
ſtattungen von Schokoladenpackungen mit Landſchaftsbildern 
ausgeſprochen worden. Daran ändert auch der Umſtand nichts, 


wollen, der losgelöſt von der Sachlage des einzelnen Falles unbedingte 
Bedeutung beſitzen ſollte.“ Die Verwahrung erfolgt in der denkbar 
ſchärfſten Form durch die Worte „Es bedarf keiner Ausführung“. 
In dieſem Punkte erſcheint mir die Entſch. nicht glücklich. Wenn das 
NG. in mehreren Entſch. wörtlich den gleichen Satz ausſpricht, fo 
wird dies in der Regel nicht nur von Laien, ſondern auch von rechts⸗ 
kundigen Perſonen als eine grundſätliche Erklärung aufgefaßt. Die 
Achtung vor dem höchſten Gerichtshof wird daher die Parteien und 
ihre Berater veranlaſſen, bei der Prüfung eines ähnlich liegenden 
neuen Falles ſolche wiederholten Ausſprüche als Grundlage für die 
rechtliche Beurteilung zu betrachten. Dies gilt in erhöhtem Maße, 
wenn ſich die Vorentſcheidungen mit den gleichen Namen beſchäftigen, 
die den Gegenſtand des ſpäteren Prozeſſes bilden (hier Berger und 
Mauxion). 

Es iſt gewiß erfreulich, daß gerade der zweite Sen. nicht ſtarr 
an einer einmal vertretenen Anſicht feſthalt, ſich vielmehr oft mit 
anerkennenswerter Offenheit dazu bekenut, er ſei bei erneuter 
Prüfung zu einer anderen Meinung gelangt. Aber er gefährdet 
ſein eigenes Anſehen, wenn er demjenigen, der ſein Verhalten nach 
Außerungen richtet, die ſich wörtlich gleichlautend in mehreren Entſch. 
finden, daraus einen Vorwurf mächt. g 

Das heutige deutſche Warenzeichen recht, wie es die Rſpr. 
gebildet hat, hat ſich von dem Geſetzestext vollſtändig entfernt, ja 
ſteht zu ihm oft in denkbar ſchärfſtem Gegenſatz. Deshalb findet der 
Rechtſuchende Belehrung ausſchließlich im Schrifttum und in den 
Entſch. der Gerichte. Das RG, hat hier die Aufgabe des Geſetzgebers 
übernommen. Es hat deshalb auch die dieſem obliegende Verpflich 
tung, die Begründung jeder ſeiner Urt. ſo zu faſſen, daß nicht nur 
die Streitteile des Einzelfalles, ſondern die zahlreichen nicht be. 
teiligten Leſer klar erkennen, welche Sätze ſich nur auf den vorliegenden 
Rechtsſtreit beziehen, welchen dagegen eine über den Einzelfall hinaus⸗ 
ragende Bedeutung zukommt. Ein Reichsgerichtsurteil ſei wie ein 
Königswort; auch an ihm ſoll man nicht deuteln und nicht drehen! 

RU. Prof. Dr. Martin Waſſermann, Hamburg. 
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daß das der Kl. geſchützte Bild die Unterſchrift „Wartburg“ 
trägt. Dieſe iſt in verhältnismäßig kleinen Buchſtaben gehalten 
und tritt ſchon deshalb gegenüber dem Bild zurück, wie das 
faſt regelmäßig bei Bildern, die landſchaftliche ſchöne Punkte 
u. dgl. darſtellen, der Fall iſt. Deshalb iſt es auch gleichgültig, 
ob das eingetragene Bildzeichen der Kl. die Anſicht der Wart⸗ 
burg von der Nordſeite, dagegen das von der Bekl. verwendete 
Bild die Wartburg von der Südoſtſeite darſtellt. Entſcheidend 
iſt allein, daß es ſich in beiden Fällen um die ſehr ähnliche 
Darſtellung von ſchloßartigen Burgen auf bewaldeten Höhen 
handelt. Ob das in beiden Fällen die Wartburg iſt, iſt für 
dieſe Frage gleichgültig. Nicht anders läge der Fall, wenn die 
Bekl. ſich nicht des Wartburgbildes, ſondern z. B. einer 
Wiedergabe des ebenfalls auf dichtbewaldeter Höhe liegenden 
burgähnlichen Schloſſes Wernigerode bedient hätte. Das BO. 
ſtellt feſt — und das iſt rein tatſächlicher Art — daß das 
Burg⸗ bzw. Schloßbild den Geſamteindruck der Aufmachung 
der Packung beider Parteien vollſtändig beherrſcht. Daher 
ſcheiden auf beiden Packungen die übrigen Elemente der Auf⸗ 
machung als unterſcheidende Beſtandteile aus, ſo der Firmen⸗ 
name der Kl., das ſiegelartige Bild eines Mauerturms und das 
ſenkrechte, der Schmalſeite parallele blaue Band der Bekl. 
Maurion. Daß der erk. Sen. mit ſeiner Erklärung in mehr⸗ 
fachen Urteilen über die zunehmende Gewöhnung des Publi⸗ 
kums, bei der überaus großen Zahl von Schokoladenfabriken 
in Deutſchland auf den Namen des Fabrikanten zu achten 
(3. B. Stollwerk, Sarotti, Hildebrandt, Hauswaldt, Riquet, 
Felſche, Reichardt, Moſt uſw.) bei der Auswahl der gewünſch⸗ 
ten Schokolade, nicht einen allgemeinen Grundſatz hat auf⸗ 
ſtellen wollen, der, losgelöſt von der Sachlage des einzelnen 
Falles, unbedingte Bedeutung beſitzen ſollte, bedarf keiner 
Ausführung. Im vorliegenden Fall kann jener Satz ſchon 
deshalb keine Bedeutung beanſpruchen, weil die Bekl. ſich hier 
nicht oder doch jedenfalls nur in ganz auffälliger Art ihres 
ſonſt von ihr ſchlagwortartig verwendeten Firmennamens 
Mauxion bedient. Jener Erfahrungsſatz bezieht ſich auch mehr 
auf das Verhalten des erfahrenen Publikums der größeren 
Städte, das ſich zum großen Teile in ſeiner Geſchmacks⸗ 
richtung auf das Fabrikat der einzelnen Firmen eingeſtellt 
hat und danach ſeine Auswahl bei Einkäufen von Schokolade 
zu treffen pflegt. 

(U. v. 16. Mai 1930; 468/29 II. — Berlin.) [Ku.] 


18. 815 Wbz G. Kein Ausſtattungsſchutz bei 
techniſcher, dem Gebrauchszweck dienender Auf- 
machung. f) 

Die Kl. nimmt für die von ihr angewendete Art der 
Verpackung von Zigarillos in Kiſtchen oder Schachteln der⸗ 
art, daß jeder Zigarillo einzeln in ein mit bildartigen Ber» 
zierungen oder Schriftzeichen verſehenes Stück Seidenpapier 
eingewickelt iſt, abgeſehen von einigen in der oberſten Reihe 
uneingewickelt liegenden Stücken, Ausſtattungsſchutz in An⸗ 
ſpruch. Gegenſtand des letzteren ſoll nach der Feſtſtellung 
des BG. nicht die Umhüllung jedes einzelnen Zigarillo mit 
jener Art von Papier, ſondern das ſich aus dieſer Umhüllung 
mit wenigen Ausnahmen ergebende Geſamtbild der oberſten 
Lage der Packung ſein. Die Bekl. wandte ein, daß der Er⸗ 
werb eines Ausſtattungsſchutzes durch die Kl. an dieſer Auf⸗ 
machung ihrer Packung ſchon deshalb nicht in Frage kommen 


könne, weil das Einwickeln von Zigarren oder Zigarillos nur 


Zu 18. A. Geſtaltungen, die dem Gebrauchszwecke der Ware dienen, 
können keinen Ausſtattungsſchutz begründen. Wie ein Wz., ſo kann 
auch eine Ausſtattung ſich aus mehreren Elementen zuſammenſetzen. 
Entſcheidend für Schugfähigkeit und Verwechſelbarkeit iſt dann hier 
wie dort das Geſamtbild. Während aber ein ſelbſtändiges ſchutz⸗ 
fähiges Wz. auch durch die bloße Zuſammenſtellung von Freizeichen 
oder Angaben der in 8 4 Nr. 1 WbzÖ. gedachten Art entſtehen 
kann, wird durch die bloße Zuſammenſtellung von, Geſtaltungen, 
die ſamt und ſonders nur durch die Verwertung techniſcher Elemente 
bedingt ſind, ein Ausſtattungsſchutz nicht begründet. Nur ſofern die 
eine oder andere der mehreren Geſtaltungen ſich nicht in der Foͤr⸗ 
derung des Gebrauchszweckes erſchöpft, wenn vielmehr ihre charak⸗ 
teriſtiſche Beſonderheit über die Bedeutung eines techniſchen Elementes 
hinausgeht und wenn ferner dieſe an ſich des Ausſtattungsſchutzes 
fähigen Elemente die charakteriſtiſchen Merkmale der Geſamt⸗ 
ausſtattung bilden, kann für dieſe der Schutz des 815 beanſprucht 
werden. 

Dieſe ſchon früher vom NG. entwickelten und vom Schrift⸗ 


techniſchen Zwecken dienen ſolle, insbeſ. der beſſeren Er⸗ 
haltung des Aromas, dem Schutz gegen Verſtaubung in den 
Auslagen der Zigarrengeſchäfte, vor allem an Orten mit gro⸗ 
ßem Verkehr, ferner dem Schutz gegen Aufblättern und gegen 
ſouſtige Beſchädigungen beim Tragen einzelner Zigarillos 
loſe in der Taſche des Anzugs. Weiter verfolge die Kl. mit 
dem Einwickeln auch Sparſamkeitsrückſichten, denn durch das 
Einwickeln ſolle auch die Verwendung des feit einigen Jahren 
infolge der herrſchenden Mode beim Publikum nicht beliebten 
dunklen Deckblatts ermöglicht und daher die im Vergleich 
zum Einwickeln höheren Koſten für das helle Deckblatt und 
für deſſen ſorgſame Sortierung von der Kl. erſpart werden. 
Die Kl. hatte demgegenüber geltend gemacht, daß nur eine 
ſolche Geſtaltung, die lediglich techniſchen Zwecken diene, 
alſo in ihrem ganzen Umfange funktionell bedingt ſei, 
Ausſtattungsſchutz nicht genießen könne. Sei aber nur ein 
Teil der Geſtaltung techniſch bedingt, diene dieſe aber im 
übrigen äſthetiſchen Zwecken, ſo ſei der Überſchuß aus⸗ 
ſtattungsfähig. Das ſei hier bezüglich des zur Umhüllung 
verwendeten durchſichtigen Seidenpapiers der Fall. Das Boh. 
meint, der ganze Einwand ſei deshalb unbeachtlich, weil die 
Kl. den Ausſtattungsſchutz nicht für das Einwickeln der ein⸗ 
zelnen Zigarillos in Seidenpapier mit oder ohne Aufdruck, 
ſondern „lediglich“ für das ſich dem Beſchauer beim Offnen 
der Kiſte oder Schachtel bietende Geſamtbild der Verpackung 
für ſich beanſpruche. 

Dieſer Standpunkt des BG. gegenüber dem Einwande 
der Bekl. iſt, wie die Rev. mit Recht rügt, rechtsirrig. Dar 
durch, daß der Ausſtattungsſchutz von der Kl. „nur“ an dem 
Geſamtbilde der oberſten Reihe ihrer Packung beanſprucht 
wird, ändert ſich rechtlich nichts. Ein Ausſtattungsſchutz kann 
nach der begrifflichen Vorausſetzung des Ausſtattungsbeſitzes 
als einer auf die Herkunft der Ware hinweiſenden und 
daher nicht auf bie Förderung techniſcher, d. h. Ge⸗ 
brauchszwecke gerichteten Aufmachung der Ware nur dann 
in Frage kommen, wenn die Beſonderheit der Geſtaltung 
nicht durch die Förderung techniſcher Zwecke bedingt iſt, 
mag ſie an ſich auch einem ſolchen Zwecke dienen. Für den 
Begriff des Bedingtſeins durch Förderung techniſcher Zwecke 
iſt es nicht erforderlich, daß die verwendete Geſtaltung zur 
Erreichung des beabſichtigten Gebrauchszwecks abſolut not⸗ 
wendig iſt in dem Sinn, daß nur die gewählte Geſtaltung 
und keine andere den techniſchen, d. h. den Gebrauchszweck 
fördern könnte, vielmehr genügt, um die Möglichkeit des Er⸗ 
werbs eines Ausſtattungsbeſitzes auszuſchließen, daß die ge⸗ 
wählte Geſtaltung (Aufmachung) „ſich als eine praktiſch an⸗ 
gemeſſene Verwertung des techniſchen Elements, d. h. als ge⸗ 
eignetes Mittel zur Förderung der praktiſchen Brauchbarkeit 
der Ware darſtellt“ (RG. 69, 31 ); 54, 173; ferner Urteil 
des erk. Sen. v. 10. Juli 1928, II 562/272): Muß. 27/28, 
524). Auch für ein Geſamtbild, das durch die bloße Zu⸗ 
ſammenſetzung von Geſtaltungen geſchaffen wird, die der 
Förderung der praktiſchen Brauchbarkeit der Ware dienen 
ſollen, kann der Ausſtattungsſchutz nicht beanſprucht werden, 
da auch dieſe Zuſammenſetzung ſich nur als praktiſch ange⸗ 
meſſene Verwertung techniſcher Elemente darſtellen würde 
(zit. NG. 69, 31 ff.) 33) und daher an ihr nicht auf dem 
Wege des Ausſtattungsſchutzes ein Monopolrecht geſchaffen 
werden kann. 

Das VBG. hätte deshalb feſtſtellen müſſen, ob die ein⸗ 


tum allgemein gebilligten Grundſätze bringt das obige Urteil erneut 
zur Anwendung. Auch in der Bewertung der Klägerifchen Ausr 
ſtattung und ihrer einzelnen Elemente iſt dem RG. zuzuſtimmen. 
Zutreffend wird darauf hingewieſen, daß wenn man, wie es das Bo. 
getan, für die Schutzfähigkeit einer zuſammengeſetzten Ausstattung 
lediglich deren Geſamtbild maßgebend ſein laſſen wollte, gleichviel o 
ihre einzelnen Elemente des Ausſtattungsſchutzes fähig ſind oder 
nicht, daß dann „jede nur einigermaßen gefällig ausſehende Ge- 
brauchszwecken dienende Geſtaltung einer W. oder Vorrichtung an ihr 
oder ihrer Verpackung in vollem Umfange zum Gegenſtande des 
Ausſtattungsſchutzes und damit zum Monopolrecht einer einzelnen 
Firma gemacht werden“ könnte. 
Geh. RegR. Dr. Jüngel, Oranienburg. 


B. Das vorſtehende Urteil ſucht Klarheit in eine ſchwierige 
Frage zu bringen, die auch ſür das bei der Geſtaltung unjerer 
wirkſchaftlichen Verhältniſſe immer bedeutſamer werdende Problem 


1) JW. 1908, 303. ) JW. 1929, 1196. 9 JW. 1908, 503. 
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zelnen Elemente der von der Kl. als Gegenſtand des Aus⸗ 
ſtattungsſchutzes in Anſpruch genommenen Geſamtaufmachung 
der oberen Reihe ihrer Packungen — nämlich die mit bild⸗ 
lichen Verzierungen verſehenen Papierumhüllungen jedes ein⸗ 
zelnen Zigarillos in Verbindung mit einigen nicht ein⸗ 
gehüllten — der Förderung techniſcher Zwecke dienen. Im 
Falle der Bejahung hätte das BG. weiter prüfen müſſen, ob 
ſich die Geſtaltung der einzelnen Elemente in der Förderung 
dieſes Zweckes erſchöpfe oder ob die Geſtaltung darüber hin⸗ 
aus, d. h. ſoweit jener Zweck nicht mehr in Betracht kommen 
ſollte, Ausſtattungszwecken dienen ſolle. Im Falle der erſte⸗ 
ren Alternative wäre die Klage abzuweiſen geweſen. Da⸗ 
gegen wäre im Falle der Bejahung der zweiten Alternative 
weiter zu prüfen geweſen, ob die Elemente, die hiernach des 
Ausſtattungsſchutzes an ſich fähig wären, die charakteriſtiſchen 
Merkmale der Geſamtausſtattung ſeien und deren Geſamt⸗ 
bild zu einem beſonderen, ſie von anderen Ausſtattungen der 
gleichen Ware unterſcheidenden Bilde machen (ogl. zit. RG. 
09, 31 ff.) [33]), daß ein nicht unbeträchtlicher Teil des 
Publikums in dieſem Bilde einen Hinweis auf die Herkunft 
der Ware immer aus ein und demſelben Geſchäftsbetriebe 
erblickt. Der Fall läge dann ähnlich wie in dem in zit. RG. 
69, 325) gegebenen Beiſpiel, wo die Aufreihung von Knöp⸗ 
fen zu Verkaufszwecken auf einen farbigen Karton zu charak⸗ 
teriſtiſchen Figuren, alſo eine über die Verwertung des tech⸗ 
niſchen Elements der Befeſtigung der Knöpfe auf einem Kar⸗ 
ton hinausgehende ſelbſtändige Geſtaltung des Ausſtattungs⸗ 
ſchutzes für fähig erklärt wird. 

Der vom BG. vertretene Rechtsſtandpunkt, daß es auf 
die Behauptung der Bekl. von der techniſch⸗funktionellen 
Natur des Einwickelns der einzelnen Zigarillos deshalb nicht 
ankomme, weil Gegenſtand des von der Kl. geltend gemachten 
Ausſtattungsſchutzes das ſich dem Beſchauer bietende Bild 
der Aufmachung der oberen Lage ſei, iſt übrigens weder vom 
LG. noch von der Kl. ſelbſt im Rechtsſtreit geltend gemacht. 
Das LG. unterſtellt vielmehr, daß die Verpackung jedes 
einzelnen Zigarillo mit Papier praktiſchen Zwecken diene, 
nämlich der beſſeren Erhaltung des Aromas, dem Schutz 
gegen Verſtaubung in den Auslagen der Zigarrengeſchäfte, 
bdeſonders an Punkten mit großem Verkehr, ferner dem 
Schutz gegen Aufblättern und ſonſtige Beſchädigungen beim 
Tragen loſe in der Taſche des Anzugs. Das LG. meint aber, 
der Zweck der Erreichung dieſer praktiſchen Vorteile trete 
zurück gegenüber der eigentümlichen Verpackungsart der Kl., 
die es einmal darin erblickt, daß die Papierumhüllungen 
mit bildartigen Verzierungen und Schriftzeichen verſehen 
ſeien und weiter darin, daß in der oberſten Lage immer ein 
oder einige Zigarillos je nach dem Umfange der Packung un⸗ 
eingewickelt gelaſſen würden. Dieſe letztere Übung verfolgt 
aber ganz offenſichtlich nur den praktiſchen, alſo techniſch⸗ 
funktionellen Zweck, dem Beſchauer ein Bild von der in den 
Umhüllungen befindlichen Ware zu geben, die er ja ſonſt 
überhaupt nicht ſehen würde, obgleich beim Zigarreneinkauf 
außer dem Preis auch das Ausſehen der Ware erfahrungs⸗ 
gemäß eine bedeutende Rolle ſpielt. Das Hineinlegen eines 
oder zwei nicht in Papier gehüllter Zigarillos in die oberſte 
Reihe der Packung je nach deren Größe muß alſo nach den 
obigen Ausführungen als ein des Ausſtattungsſchutzes nicht 
der Kundenwerbung und Kundenſicherung ſehr aktuell iſt: Ob und 
zuwieweit die techniſche Funktion der Aufmachung einer Ware den 
Ausſtattungsſchutz ausſchließt. Erfüllt die Aufmachung nur eine 
techniſche Funktion oder fördert fie im weſentlichen techniſche 
Zwecke, dann kommt der Schutz des 8 15 Wbz GG. nicht in Betracht. 
Häufig wird es kaum möglich ſein, genau zu beſtimmen, ob die 
äußere Geſtaltung einer Ware durch das Verfolgen eines techniſchen 
dwoches bedingt wird, oder ob die eigentümliche Formung der 
Ware aus Ziergründen oder um ihr ein kennzeichnendes Außere 
zu geben erfolgt iſt. Schon in NG. 69, 33/34 JW 1908, 503 
wird auf dieſe Schwierigkeit hingewieſen, „weil ſich feſte Grenz⸗ 


Unien nicht aufitellen laſſen, vielmehr das eine in das andere (sc. 


oft) überfließt“. Das RG. macht in der vorſtehenden Entſch. den 
Verſuch, für das Ziehen der Grenzlinie eine Unterlage zu ſchaffen, 
Aa es betont, ein Ausſtattungsſchutz könne nur dann in Frage 
kommen, wenn die Beſonderheit der Geſtaltung nicht durch die 
Förderung techniſcher Zwecke bedingt iſt, wenn fie nicht geeignet 
iſt, die praktiſche Brauchbarkeit der Ware zu fördern. Die An⸗ 
nahme eines Ausſtattungsſchutzes ſoll aber dadurch nicht ausge⸗ 


) JW. 1908, 503. 5) JW. 1908, 503. 
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fähiges Element bei der Prüfung des Geſamtbildes auf ſeinen 
Ausſtattungsſchutz ganz ausſcheiden. Es bleibt daher nur die 
Einwicklung jedes einzelnen Zigarillos in Papier übrig, das 
mit bildartigen Verzierungen berſehen iſt. Auf Grund der 
gerichtsbekannten, übrigens auch durch die Auskünfte der er⸗ 
drückenden Mehrzahl der Handelskammern in der gleichen 
Sache der Kl. w. K. & Co. beſtätigten Tatſache, daß ſeit vie⸗ 
len Jahrzehnten im Zigarrenhandel Umhüllungen jeder ein⸗ 
zelnen Zigarre der Packung mit Staniol, mit bedrucktem 
Seidenpapier, mit Baſt, neuerdings auch mit Zellophan, be⸗ 
ſonders wertvolle auch mit Glasröhrchen, auch mehrere 
Zigarren gleichzeitig mit Seidenpapier, zwecks Erhaltung des 
Aromas und zum Schutz vor Staub und Beſchädigung keine 
Seltenheit bilden, ſondern vielfach verwendet und daher vom 
Verbraucher, meiſt auch vom Händler, nicht als Hinweis auf 
die Herkunft der Ware aus einem beſtimmten Betrieb be⸗ 
trachtet werden, ergibt ſich ohne weiteres, daß auch die von 
der Kl. verwendeten Einzelumhüllungen dieſen Gebrauchs⸗ 
zwecken dienen. Daß dies die Abſicht der Kl. iſt, ergibt ſich 
übrigens auch aus dem Aufdruck, den ſie auf der Innenſeite 
ihrer Umhüllung hat anbringen laſſen, welcher lautet: „Durch 
dieſe Verpackungsart wird erreicht, daß die feine Havanna⸗ 
Qualität uneingeſchränkt erhalten bleibt.“ Papierumhüllungen 
als ſolche ſtellen ſich ſomit als eine jenen Gebrauchszwecken 
„entſprechende angemeſſene Aufmachung“ dar (zit. RG. 54, 
173 ff., bei. 174 und 175; RG. 69, 31 ff., bei. 32 6)) und 
fallen daher inſoweit nach den obigen Ausführungen nicht 
unter 815. Die gegenteilige Auffaſſung des BG. iſt rechts⸗ 
irrig und beruht auf ſeiner bereits oben dargelegten irr⸗ 
tümlichen Einſtellung zur Frage der Prüfung des Aus⸗ 
ſtattungsſchutzes. Daraus erklärt ſich auch der irrige Aus⸗ 
ſpruch des BG.: „Die Wirkung, die durch die beſondere Art 
der Verpackung der Kl. in ihrem Geſamteindruck hervor⸗ 
gerufen wird, iſt die einer beſonderen Flächengeſtaltung, die 
mit techniſchen Funktionen nicht das allermindeſte zu tun 
hat, ſondern lediglich auf äſthetiſchen Momenten beruht.“ 
Auf dieſe Weiſe könnte jede nur einigermaßen gefällig aus⸗ 
ſehende Gebrauchszwecken dienende Geſtaltung einer Ware 
oder Vorrichtung an ihr oder ihrer Verpackung in vollem 
Umfange zum Gegenſtande des Ausſtattungsſchutzes und damit 
zum Monopolrecht einer einzelnen Firma gemacht werden. 
Nun ſtellt ſich naturgemäß nur das Einwickeln als ſol⸗ 
ches in Papier als „praktiſch angemeſſene Verwertung des 
techniſchen Elements“, d. h. als Geſtaltung der Ware zur 
Förderung ihres Gebrauchszwecks dar, während die Auf⸗ 
machung des zur Umhüllung verwendeten Papiers hiervon 
nicht betroffen wird. Daher würde jedenfalls jener rechtliche 
Geſichtspunkt der Möglichkeit des Erwerbs eines Aus⸗ 
ſtattungsſchutzes der Kl. an dem Ausſehen des von ihr zur 
Einwicklung verwendeten Papiers nicht entgegenſtehen, vor⸗ 
ausgeſetzt, daß deſſen Art und Ausſehen überhaupt eine 
charakteriſtiſche Beſonderheit aufweiſt, wie ſie die notwendige 
Vorausſetzung für den Erwerb jedes Ausſtattungsſchutzes 
iſt, und dieſe etwaige charakteriſtiſche Beſonderheit nicht 
durch die Verwertung des techniſchen Elements, dem 
dieſes Papier an ſich dient, bedingt iſt (zit. RG. 69, 
32 )), d. h. daß dieſes Papier zur Erreichung des oben 
feſtgeſtellten Gebrauchszwecks nicht nur das praktiſch an⸗ 


en fein, daß die Geſtaltung nebenbei eine techniſche Funktion 
erfüllt. 
Die Schwierigkeit der Grenzziehung zeigt der vorliegende 
Fall in beſonderem Maße, da hier die „Aufmachung“ keine ein⸗ 
beitliche Geſtaltung aufweiſt, ſondern ſich aus zwei ein Geſamtbild 
ſchaffenden Elementen zufammenfegt: umhüllte und nichtumhüllte 
Zigarillos in üblicher Form, aber in beſtimmter, eigentümlicher 
Lagerung der oberſten Schicht, die durch die Art der Packung 
ſichtbar iſt. Darüber, warum eine ſolche Lagerung nicht des 
Ausſtattungsſchutzes fähig fein ſoll, ſpricht ſich das RG. nicht ge⸗ 
nügend aus. Es iſt dazu folgendes zu ſagen: Hier handelte es 
fi wicht darum, daß ein Geſamtbild geſchaffen worden iſt durch 
bloßes Zuſammenſetzen von Geſtaltungen, das der Förderung der 
praktiſchen Brauchbarkeit der Ware dienen ſoll. Wäre dies der 
Fall, dann Hätte man mit Recht ſagen können, daß auch dieſe 
Zuſammenſetzung ſich nur als praktiſch angemeſſene Verwertung 
techniſcher Elemente darſtellen würde“. A . 
Der ſpringende Punkt des vorliegenden Falles ſcheint mir 
aber in der Lagerung der umhüllten und nichtumhüllten Zigarillos 
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gemeſſene Mittel darſtellt. Nun behauptet aber die Kl. ſelbſt 
nicht, daß ihr ſchon an dem Papier mit Rückſicht auf deſſen 
Ausſehen, nämlich feine arabeskenartigen Verzierungen ein 
Ausſtattungsſchutz zuſtehe. Von einem ſolchen könnte auch 
mangels einer charakteriſtiſchen, ſich dem Gedächtnis des Be⸗ 
ſchauers einprägenden Beſonderheit der Bedruckung. deren 
Rahmen anſcheinend die Blätter der Tabakpflanze in ſehr 
verkleinertem Maßſtabe wiedergeben will, keine Rede ſein. 
Dagegen behauptet die Kl., daß es zum Einwickeln der ein⸗ 
zelnen Zigarillos des von ihr benutzten Seiden papiers 
nicht bedurft hätte und daß deshalb dieſe von ihr ver⸗ 
wendete Art von Umhüllungspapier über den Gebrauchszweck 
hinausgehe und daher Gegenſtand des Ausſtattungsſchutzes 
ſei. Dieſe Auffaſſung iſt rechtsirrig. Iſt auch die Verwendung 
von dünnem Papier zur Förderung des angegebenen Ge⸗ 
brauchszwecks nicht abſolut notwendig, ſo ſtellt die Ver⸗ 
wendung einer ſolchen Art von Papier hierzu ganz un⸗ 
bedenklich doch eine angemeſſene Verwertung des techniſchen 
Elements dar, d. h. ſeine Benutzung iſt für den fraglichen 
Zweck praktiſch angemeſſen. Das genügt aber nach den 
obigen Darlegungen, um den Erwerb eines Ausſtattungs⸗ 
beſitzes an der von ihr zur Umhüllung verwendeten Art von 
Papier (dünnes Papier, um ſog. Seidenpapier, wie es die 
Bekl. verwendet, handelt es ſich gar nicht). Dazu kommt 
noch, daß die Kl. keineswegs die erſte iſt, die ſich zur Um⸗ 
hüllung dieſer Papierart bedient; ſie iſt auch die nächſt⸗ 
liegende. 

Nach alledem fehlt es entgegen der Anſicht des BG. an 
dem von der Kl. in Anſpruch genommenen Ausſtattungs⸗ 
beſitz an der Art ihrer Verpackung von Zigarren oder Ziga⸗ 
rillos derart, daß jedes einzelne Stück mit Ausnahme von 
wenigen in der oberſten Reihe der Kiſte oder Schachtel liegen⸗ 
den in ein mit bildartigen Verzierungen und Schriftzeichen 
verſehenes Seidenpapier eingewickelt iſt. Jedes einzelne Ele⸗ 
ment, aus dem ſich das als Gegenſtand des Ausſtattungs- 
ſchutzes vom BG. angeſehene Geſamtbild der oberen Reihe 
der Packung zuſammenſetzt, nämlich die Umhüllung jedes 
einzelnen Zigarillos durch dünnes Papier, dient ſomit nur 
techniſchen Zwecken. Das Geſamtbild beſitzt keinerlei be⸗ 
ſondere Merkmale, die des Ausſtattungsſchutzes fähig ſein 
könnten, es bildet lediglich die Summe der einzelnen des 
Ausſtattungsſchutzes, wie dargelegt, nicht fähigen Einzel⸗ 
elemente. 

Unter dieſen Umſtänden kam es auf die Frage der von 
der Kl. behaupteten und vom BG. ohne weiteres bejahten 
Verwechſelungsgefahr der Packungen der Parteien nicht mehr 
an. Es mag aber in dieſer Beziehung bemerkt werden, daß 
ſelbſt vom Standpunkt des BG. alſo bei Annahme des von 
der Kl. beanſpruchten Ausſtattungsbeſitzes, die Frage der 
Verwechſelungsgefahr einer eingehenden Prüfung bedurft 
hätte, die ſeitens des BG. nicht geſchehen iſt. Dieſe Prüfung 
hätte nicht nur die eigentliche Packung der Zigarillos beider 
Parteien in den Schachteln, d. h. das Bild der oberſten Lage 
betreffen müſſen, das ſchon recht erhebliche Verſchiedenheiten 
aufweiſt, ſondern ſie hätte ſich auch auf die übrigen Elemente 
der Verpackung erſtrecken müſſen, in der beide Parteien 
unſtreitig ihre Ware in den Handel bringen. Daß dieſe Ele⸗ 


zu liegen, deren Eigentümlichkeit nicht in Zweifel gezogen worden 
iſt. Daß beide Elemente der „Aufmachung“ mit Papier umhüllte 
Zigarillos und Zigarillos ohne Umhüllung an ſich des Aus- 
ſtattungsſchutzes nicht fähig find, iſt klar. Das ſchließt aber nicht 
aus, daß eine eigentümliche Verbindung, ein Zuſammenſtellen der⸗ 
ſelben als „Ausſtattung“ anzuerkennen iſt, zumal durch dieſe Lagerung 
keine „Förderung der praktiſchen Brauchbarkeit der Ware“ erzielt 
werden ſoll, ja ſogar nicht erzielt werden kann. Die eigentümliche 
Lagerung würde nur den Zweck haben können, den Käufer an⸗ 
zulocken, ihn über die Eigenart der Ware aufzuklären, die Ware 
ſelbſt durch dieſe Aufmachung zu kennzeichnen. Selbſt wenn man aber 
in dem in beſtimmter Weiſe erfolgten Gemiſchtlegen von umhüllten 
und nichtumhüllten Zigarillos aus dem Grunde, daß die letzteren 
dem Beſchauer die Qualität, das Außere der Ware erweiſen ſollen, 
eine techniſche Funktion erblicken will, ſo läge auch darin kein 
„geeignetes Mittel zur Förderung der prakktiſchen Brauchbarkeit der 
Ware“. Auf diefen Geſichtspunkt ſtellt aber das RG. in obigem Urteil 
nachdrücklich ab. Selbſt wenn man aber ſo weit gehen wollte, in der 
Lagerung „die Förderung der praktiichen Brauchbarkeit der Ware“ 
u ſehen — was m. E. unrichtig wäre —, ſo würde dadurch trotz⸗ 
dem die Annahme eines Ausſtattungsſchutzes im vorliegenden 
Falle deshalb nicht ausgeſchloſſen ſein, weil die eigentümliche 
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mente gegenüber dem Bilde der oberſten Lage derart in den 
Hintergrund träten, daß der Beſchauer auf ſie überhaupt 
nicht achte und ſie daher für ſein Erinnerungsbild überhaupt 
keine Rolle ſpielen, ſagt das BG. nicht, iſt auch nach der 
Erfahrung im Zigarrenhandel, wo die Bezeichnung der Ware 
eine recht erhebliche Rolle ſpielt, keineswegs ohne weiteres 
anzunehmen. Hier ſind die beiderſeitigen Bezeichnungen der 
Ware der Parteien „Havaneſa⸗Kleinformat“ und „Glück am 
Tage“ nicht nur völlig verſchieden, ſondern auch ſehr deutlich 
und klar auf der oberen und der inneren Seite des Deckels 
der Schachtel beider angegeben, ganz abgeſehen von den ſon⸗ 
ſtigen unterſcheidenden Verzierungen auf dem Deckel der 
Schachteln der Bekl. Dazu kommt aber noch die Verſchieden⸗ 
heit der eigentlichen Packung der Zigarillos beider Teile: 
der ſich bei der Kl. ſtark von dem Seidenpapier jeder Um⸗ 
hüllung als Untergrund abhebende Aufdruck der Sorten⸗ 
bezeichnung, z. B. „Ausleſe“, „Extra“, der bei der Bekl. 
ganz fehlt, ferner der bei den Packungen der Kl. um die 
Umhüllung gedruckte ſtarke farbige Ring mit gleichfarbigem 
runden Siegeletikett, welches das Bildzeichen der Kl., die er⸗ 
hobene Hand mit der Zigarre in zwei Fingern, zeigt; ein 
ſolcher Ring fehlt bei den eingewickelten Zigarillos der 
Bekl. ganz. 
Nach alledem war unter Aufhebung des angefochtenen 
Urteils die Klage abzuweiſen. 
(U. v. 24. Juni 1930; 469/29 II. — Berlin.) [Ku.] 
Aus⸗ 


19. 8 15 WbzG.; 8 16 Abſ. 3 Un l WG. 
legung des Begriffs „innerhalb beteiligter Ver⸗ 
kehrskreiſe“ Eine Zahl, die nur für eine von 
vielen Waren gilt, kann eine Ausſtattung (8 15 
Wbz G.), nicht aber ein Geſchäftsabzeichen ($ 16 
Abſ. 3 Un l WG.) ſein. ) 

Beide Parteien ſtellen Stahlfedern her, wie ſie im Ur⸗ 
teilsſatze beſchrieben ſind (braune, bei denen ſich, von der 
Spitze aus gerechnet, hinter der erſten ovalen Offnung zwei 
kreisrunde Löcher in der ſenkrechten Achſe der Feder be⸗ 
finden, und bei der der ganze vordere Teil Schnabel] vor 
feinem Übergang in den ſog. Federſchaft ſchulterartig ab⸗ 
geſetzt und die Spitzennummer hochgeprägt iſt). Der Kl. hat 
dieſe Form 1899 als neuen Typ herausgebracht. Er ver⸗ 
ſieht ſie auf dem Federnſchaft mit ſeiner Firmenbezeichnung, 
feit 1906 auch mit dem für ihn in die Zeichenrolle des 
Patentamts eingetragenen Warenzeichen Ly und mit der 
Nr. 695, der Katalognummer, unter der er die Feder zuerſt 
angekündigt hat. In gleicher Weiſe verwendet er dieſe Be⸗ 
zeichnungen auf den Verpackungen und in Reklameſchriften. 
Die Bekl. verwendet die Nr. 695 in gleicher Weiſe für die 
von ihr ſeit 1925 hergeſtellten Federn von gleicher Form 
und Farbe. Unter den Parteien iſt nur ſtreitig, ob die 
Verwendung der Nr. 695 durch die Bekl. zur 


Lagerung zweifellos nicht ausſchließlich eine techniſche Funktion er⸗ 
füllt. Vgl. übrigens auch RG. 40, 65, wo ausgeſprochen wird, daß 
auch eine techniſche Geſtaltung Ausſtattungsſchutz dann genießen kann, 
wenn ſie als Ausſtattung gewollt und durch ihre äußere Erſcheinung 
dazu geeignet iſt. In der Verneinung des Ausſtattungsſchutzes in dem 
vorliegenden Falle iſt alſo dem RG. m. E. nicht zuzuſtimmen. 

Ein anderes iſt es, ob eine Verwechſlungsgefahr als vom 
liegend hätte angenommen werden müſſen. Dies dürfte mit Recht 
vom NG. bejaht worden fein. 

IR. Prof. Dr. Lubwig Wertheimer, Frankfurt a. M. 


Zu 19. Nach zutreffender Beſtimmung des Begriffes „innerhalb 
beteiligter Verkehrskreiſe“ — wie er übereinſtimmend für 815 Wbz®-. 
und 816 UWG. einer ſtäudigen Rſpr. entſpricht: vgl. etwa 
Roſenthal, WettbewG. (1930), zu 8.16 Nr. 117 u. 118; RG. : 
GewoiSch. 1929, 1047; Hagens, WIR. (1927), zu 8 15 Anm. 12; 
Elſter, Grundriß (1928), 369 f.; Freund⸗Mag nus, Wbzch. 
(1909), zu 815 Anm. ALb, 22/3; R g.: JW. 1927, 15679 
Buſſe, Wis. (1925), zu 815 Aum. 5; Finger, WizG. (1926), 
zu 815 Anm. 7b; Seligſohn, WbzG. (1925), zu 8 15 Anm. 2 zu 
e; Ebermayer', Wöozch. (1928), zu 8 15 Aum. 3; derſ. zu $ 16 
UWG, Anm. 11; Pinzger-Heinemann, WR. (1926), du 
8 15 Aum. 3 S. 298 — unternimmt die Eutſch. eine Abgrenzung des 
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gründung zugebilligt werde, daß ſich die Zahl 695 doch bei 
einem ſehr beträchtlichen Teil der Verbraucher als Hinweis 
auf die Herkunft der Feder aus der Fabrik des Kl. Geltung 
verſchafft habe. Denn das Erfordernis der Geltung „inner⸗ 
halb beteiligter Verkehrskreiſe“ im § 15 WbzG. und 8 16 
Abſ. 3 UnlWG. hat für beide Geſetze die gleiche Bedeutung. 
Allerdings iſt die Bekl. nicht dadurch beſchwert, daß der 
BerR. es für die Anwendung des § 16 Abſ. 3 Unl WG. für 
ausreichend hält, wenn die Bezeichnung in einem nicht un⸗ 
erheblichen Teil der Verbraucher als Zeichen für die Her⸗ 
kunft der Ware aus einem beſtimmten Geſchäft gilt. Nach 
der ſtändigen Rſpr. des RG. genügt es nach beiden Geſetzen, 
daß eine Ausſtattung oder ein Geſchäftsabzeichen ſich in 
einem nicht unerheblichen Teil der Verbraucher als Aus⸗ 
ſtattung oder Geſchäftsabzeichen eines beſtimmten Geſchäfts 
durchgeſetzt hat. ... Wohl aber bedurfte es zur Anwendung 
des Geſetzes noch der Prüfung, ob die Zahl 695 ein „Ge⸗ 
ſchäftsabzeichen“ oder eine ſonſtige zur Unterſcheidung des 
Geſchäfts von anderen Geſchäften beſtimmte Einrichtung ge⸗ 
worden iſt. Dies iſt zu verneinen. Ein Abzeichen des Ge⸗ 
ſchäfts liegt, wie der Zuſammenhalt mit den „ſonſtigen Ein⸗ 
richtungen“ ergibt, nur vor, wenn es zu den „Einrichtungen“ 
gehört, durch die das Geſchäft als ſolches ſich von anderen 
unterſcheidet. Eine Bezeichnung, die nur für eine einzige 
von vielen Waren gilt, namentlich, wenn es ſich nur um 
eine Katalognummer handelt, die alſo für andere Waren gar 
nicht gebraucht werden kann, kann nicht als eine Einrichtung 
des Geſchäftes als ſolchen, als ein Geſchäftsabzeichen an⸗ 
geſehen werden. 

Dagegen liegt eine Ausſtattung i. S. des 8 15 Wbz G. 
vor. Ausſtattung iſt jede Zutat zur Ware, die geeignet iſt, 
ſie zu kennzeichnen. Daß die Kennzeichnung als Warenzeichen 
nach 8 4 WbzG. nicht eintragungsfähig iſt, ſchließt ihre 
Schutzfähigkeit als Ausſtattung nach $ 15 desſelben Geſetzes 
nicht aus. 

Hiernach iſt der geltend gemachte Anſpruch nach dem 

feſtgeſtellten Sachverhalt zwar nicht nach § 16 Abſ. 3 Unl⸗ 
WG., wohl aber nach 8 15 WbzG. begründet.. 
Zu Unrecht beruft ſich die Rev. auf die Entſch. des KG. 
in Sachen des Kl. w. L. Nachfolger v. 22. Okt. 1927 und des 
RG. in Sachen des Kl. w. R.⸗H. v. 17. Febr. 1928, II 469/26. 
Dort handelte es ſich nur darum, ob die Form der Feder... 
nachgeahmt werden durfte. Dort wurde die Unzuläſſigkeit 
er Nachahmung verneint, weil eben nach der Auffaſſung 
beteiligter Verkehrskreiſe dieſe Form auf die Herkunft von 
einem beſtimmten Fabrikanten nicht ſchließen läßt. Hier aber 
iſt zu entſcheiden, ob die Hinzufügung der Zahl 695 
zu der Form für die beteiligten Verkehrskreiſe ein Unter⸗ 
ſcheidungsmerkmal bedeutet. Ob dies der Fall iſt, iſt in der 
Regel Sache tatſächlicher Feſtſtellung, der Nachprüfung in 
der RevInſt. alſo entzogen. Dieſer Feſtſtellung ſteht auch 
nicht entgegen, daß der Kl. außer dem Aufdruck ſeiner 
Girma und der Zahl 695 noch ein anderes Unterſcheidungs⸗ 
merkmal verwendet, nämlich das Warenzeichen Ly. Denn 
— 


Geſchäfts abzeichens von der Waren bezeichnung. Schon — oder 
noch — Fuld, UnlWG. (1910), zu 8 16, S. 444/5 hatte den darin 
liegenden Unterſchied betont. Aber eine ſtrenge Grenzlinie iſt nicht 
vorhanden (Roſenthal [1930], zu 816 N. 121) und ein ungleicher 
Schutz von Ausſtattung und Geſchäftsabzeichen nach der Pariſer Union 
nt mehr möglich (-Roſenthal a. a. O.; Ulmer, WZullnl W. 
(1920), 16, 32). Im Eutſcheidungsfalle freilich iſt die begriffliche 
inordnung der Zahl „695“ in die „Geſchäftsabzeichen“ (Roſen⸗ 
thal N. 110) mit Recht abgelehnt. Indes war der Hinweis auf die 
rſprungsbedeutung der Zahl als bloßer Katalognummer verfehlt. 
eit ihrer Verkehrsgeltung hat die Zahl ihre urſprüngliche Beſtim⸗ 
mung abgeſtreift. Dem Verbraucher iſt die anfängliche Zweckbeſtim⸗ 
mung gleichgültig und meift unbekannt („4711“). Es iſt auch nicht 
zutreffend, daß die Firma die Zahl nicht ganz allgemein für alle 
ſchäftg ihres Betriebes verwenden könnte. Eine Einrichtung des Ge⸗ 
0 tt8 der Kl. war hier die Zahl immerhin noch nicht „geworden“, 
ſo auch nicht etwa eine bereits ſchutzfähige Anwartſchaft (Roſen⸗ 
sa N. 110 b) erreicht. Wohl aber hatte fie ſich als Ausſtattung 

chgeſetzt, freilich nicht geſondert, aber in Verbindung mit der — 
ereinſtimmenden — Form und Farbe der Federn. Der Begriff 
1927 ſtattung (vgl. Roſenthal zu 8 1 N. 74a; Hagens, WIR. 
Sb J zu 815 Aum. 2; Finger, us [1926], zu $15 Anm. 2; 
une W646. [1928], zu 8 15 Aum. 2; Binzger- Deine 
tr WIN. [1926], zu 815 Anm. 2 S. 294 ff.) jegt Eintragungs⸗ 
Ugkeit i. S. des 5 4 Wozch. nicht voraus (Roſenthal N. 74f.; 
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trotzdem konnte die Zahl allein auf die Verbraucher derart 
einwirken, daß ſie gerade in der Zahl die Herkunftsbezeich⸗ 
nung fanden. 

Die Rev. wendet ſich weiter dagegen, daß der BerR. es 
dahingeſtellt gelaffen habe, ob der Kl., wie die Bekl. 
behauptet, die Ziffer 695 gar nicht mehr zur Bezeichnung 
der Feder, ſondern an ihrer Stelle nur noch das Waren⸗ 
zeichen Ly verwendet. Die Rüge iſt inſofern von Bedeutung, 
als es für die Frage, ob noch ein Rechtsſchutzbedürfnis für 
den Kl. beſteht, auf den Zeitpunkt der letzten mündlichen 
Verhandlung der Tatſacheninſtanz ankommt, mindeſtens ſo⸗ 
weit Unterlaſſung und Schadenserſatz für die Zukunft ver⸗ 
langt wird. Das RG. hat ſchon früher ausgeſprochen (RG. 
79, 295 1)), daß, wie die Entſtehung, jo auch die Dauer des 
Ausſtattungsſchutzes durch die Fortdauer der tatſächlichen 
Geltung der Ausſtattung als eines beſonderen Kennzeichens 
der Ware bedingt iſt und daß der Beſitzer der Ausſtattung ſie 
fortgeſetzt verwenden muß, um den Zuſtand tatſächlicher Gel⸗ 
tung aufrechtzuhalten, daß er auch ſein Recht verteidigen 
muß, nötigenfalls durch rechtzeitige Klagerhebung. Es ſoll 
ein Beſitzſtand geſchützt werden. Vorausſetzung dieſes Schutzes 
iſt aber, daß der zu Schützende ſelbſt den Beſitz aufrechthält. 
Andererſeits iſt dem Bert. zuzugeben, daß die Gefahr der 
Irreführung wenigſtens für eine gewiſſe Zeit auch dann noch 
weiter beſtehen kann, wenn der Kl. die Verwendung der 
Zahl aufgegeben hat, da die Kunden ſich die Zahl eingeprägt 
haben; immerhin würde dieſe Gefahr doch nur von ver⸗ 
hältnismäßig kurzer Dauer ſein, und ein dauerndes Verbot 
der Benutzung der Zahl durch einen anderen nicht recht⸗ 
fertigen. Denn wenn die Kundſchaft, die gewohnt war, die 
Feder „695“ zu verlangen, eine mit der Nummer verſehene 
Feder aus der Fabrik des Kl. nicht mehr erhalten kann, wird 
auch die Vorſtellung des Kunden, daß die Nummer 695 auf 
die Herkunft aus dem Geſchäft des Kl. hinweiſe, bald ver⸗ 
ſchwinden, und die Kunden werden die Feder nur noch als 
Ly⸗Feder verlangen. Namentlich wird bei neuen Kunden eine 
Täuſchungsmöglichkeit nicht mehr eintreten. Die unterſchei⸗ 
dende Kraft der Bezeichnung wird um ſo ſchneller erlöſchen, 
als die Zahl allein an ſich ſchon geringe Unterſcheidungs⸗ 
kraft hat, und die Zahl 695 ſchon bisher nur von einem 
Teil der Kundſchaft als Unterſcheidungsmerkmal angeſehen 
worden iſt. Jedoch wird nicht durch jede zeitweilige Nicht- 
benutzung einer Ausſtattung der Ausſtattungsſchutz verwirkt. 
Dieſe Folge tritt nur ein, wenn der Schutzberechtigte durch 
ſein Verhalten zu erkennen gibt, daß er auf die Ausſtattung 
ſelbſt keinen Wert mehr legt, dieſe alſo preisgibt, und auf 
ſie verzichtet. Nun hat die Bekl. nur behauptet, daß der 
Kl. im Laufe des Prozeſſes die Nummer 695 nicht 
mehr verwendet habe. Daraus folgt aber ein Verzicht noch 
nicht. Solange die Bekl. die Nummer benutzte, ermangelt ſie 
für den Kl. der erforderlichen Unterſcheidungskraft. Aus der 
Nichtverwendung der Nummer während der Dauer des 
Rechtsſtreits ergibt ſich alſo noch nicht, daß der Kl. die 
Nummer dauernd aufgegeben hat. 


Hagens Anm. 10; Eber mayer, WbzG. [1928], zu 8 15 Anm. 2; 
Seligſohn, WozG. [1925], zu 8 15 Anm. 2; Pinzger⸗Heine⸗ 
mann, WER. [1926], zu 815 Aum. 2 S. 297), und die tatſächlich 
gemeinſame Benutzung mit Firma und Warenzeichen ſchließt ſelbſtän⸗ 
digen Ausſtattungsſchutz nicht aus (RG.: GewRSch. 1929, 710ff. 
[712]; meine Beſprechung zu RG.: unten S. 466 Nr. 41). Die 
Anknüpfung des Ausſtattungsſchutzes an einen fortdauernden Beſitz⸗ 
ſtand entſpricht gleichfalls ſtandiger Rſpr. (vgl. Hagens, WER. 
[1927], zu 8 15 Anm. 13; Seligſohn, W556. [1925], zu § 15 
Anm. 8; Pinzger⸗ Heinemann, WZ R. [1926], zu 815 Anm 4 
S. 299), ebenſo die zumindeſt mißverſtändliche Formel von der ge⸗ 
ringen Unterſcheidungskraft der Zahl (ogl. Endemann, Die Zahl 
als Warenzeichen in GewRSch. 1930, 719 ff.), desgl. die rechtsgrund⸗ 
ſätzlichen Ausführungen zu der Frage der Verwirkung des Aus⸗ 
ſtattungsſchutzes (vgl. RG.: JW. 1930, 1230). Auch in der Frage 
der Quasinegatoria (vgl. RG.: JW. 1928, 2082 und Beſprechung 
hierzu von Martin Waſſermann: JW. 1928, 2634; Hagens, 
WIR. [1927], zu 8 15 Anm. 18; Roſenthal [1930], 26 ff.), wie 
in der Feſtſtellung der Täuſchungsabſicht (Hagens, WR. [1927], 
zu 815 Anm. 16; Roſenthal [1980], zu 8 1 N. 28; Gelig- 
ſohn, WbzG. [1925], zu 8 15 Anm. 6; Pinzger⸗ Heinemann, 
WIR. [1926], zu 8 20 Anm. 17 S. 347) bewegt ſich die Entid). auf 
den Bahnen bewährter Praxis des 2. Sen. 
RA. Dr. Ernſt Hirſch, Wiesbaden. 
) JW. 1912, 758. 
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Die Rev. richtet ſich auch dagegen, daß der BerR. als 
voll bewieſen angeſehen hat, daß die Bekl. die Irreführung 
der Verbraucher beabſichtigt habe. Für den Anſpruch auf 
Unterlaſſung iſt es nun ohne Bedeutung, ob die Bekl. in 
Täuſchungsabſicht gehandelt hat. Hierfür genügt vielmehr, 
daß obiektiv ein widerrechtlicher Eingriff in ein Recht des 
Kl. beſteht (vgl. RG. 60, 6; 61, 366). Für die Frage der 
Schadenserſatzpflicht iſt es dagegen weſentlich, ob die Bekl. 
in Kenntnis von den Rechten des Kl. oder ob ſie doch min⸗ 
deſtens fahrläſſig gehandelt hat, weil“ fie die ihr obliegende 
Sorgfaltspflicht verletzt hat. Der BerR. konnte aber un⸗ 
bedenklich für die Feſtſtellung der Täuſchungsabſicht den Um⸗ 
ſtand verwenden, daß irgendwelche Beziehungen der Bekl. zu 
der Zahl 695 nicht beſtehen und daß die Bekl. einen anderen 
Verwendungszweck als den, die Feder der des Kl. anzu⸗ 
gleichen, nicht angegeben habe. 

(U. v. 14. Febr. 1930; 30g 47/28.) 


20. 88 15, 20 W556. Erwerb eines Ausſtat⸗ 
tungsmotivſchutzes auf Grund eines Waren⸗ 
zeichens, mit dem das verfolgte Zeichen nicht 
verwechſlungsfähig tif) 

Die Kl., die den Alleinvertrieb der Gillette⸗Raſier⸗ 
apparate und Raſierklingen für Deutſchland hat, vertreibt 
ihre Raſierklingen ſeit 1906 in Verpackungen mit dem Bild 
des King C. Gillette in einem von Verzierungen, die bei 
den einzelnen Zeichen gewiſſe Abweichungen zeigen, um⸗ 
gebenen Medaillon, für das ſie ſich verſchiedene Warenzeichen 
hat eintragen laſſen. 

Der Bekl. vertreibt ſeit dem Jahre 1923 Raſierklingen 
ausſchließlich nach dem ſpaniſch und portugieſiſch ſprechenden 
Ausland in nicht eingetragenen Umhüllungen, die ebenfalls 
in der Mitte das Porträt eines Mannes zeigen, das von 
einem ovalen farbigen Rahmen umgeben iſt, über dem ſich 
der Name ſeiner Firma und unter dem ſich in lateiniſchen 
Druckbuchſtaben ſein eigener Name „E. H., Solingen“, auf 
einigen Verpackungen mit einem Zuſatz in ſpaniſcher oder 
portugieſiſcher Sprache (La Mejor Hoja) befindet. 

Die Kl. behauptet, daß ſie auf Grund ihres Zeichen⸗ 
ſchutzes an der Verwendung des Porträts eines Mannes auf 
ihren Klingenverpackungen Motivſchutz genieße, deſſen Ver⸗ 
letzung ſie mit der Klage verfolgt. 

Der Bekl. hat um Klageabweiſung gebeten. 

Das LG. hat nach Beweiserhebung dem Unterlaſſungs⸗ 
anſpruch nur bezüglich der Verwendung derartiger Ver⸗ 
packungen in den Farben grün⸗weiß⸗ſchwarz ſtattgegeben, 
indem es nur mit dieſer Beſchränkung den Erwerb des von 


Zu 20. Die Eutſch. liefert einen wertvollen Beitrag zur Lehre 
vom Motivſchutz. Die Meinungen über Vorausſetzung und Tragweite 
des Motivſchutzes gehen ſehr auseinander (vgl. 3. B. Herzog: 
Gew Sch. 1930, 17 und Wedekind: GmRSH. 1930, 400). 
Man muß folgendes beachten: An ſich verlangt das Warenzeichen- 
geſetz als weſentliche Vorausſetzung für ein Warenzeichen nur die 
Unterſcheidungskraft des Zeichens; es iſt alſo gleichgültig, ob das 
Zeichen einen Gedanken enthält oder nicht. Daraus ergibt ſich von 
ſelbſt, daß es abwegig iſt, ein jedes Zeichen auf feinen Gedanken⸗ 
inhalt zu unterſuchen und dieſem Gedauken ein über das Zeichen 
ſelbſt hinausgehenden Schutz zu gewähren. Daher erkennt denn auch 
die Rſpr. des RG. einen warenzeichenrechtlichen Motipſchutz nur dann 
an, wenn das Motiv durch ſeine Neuheit und ſeine Eigen⸗ 
art einen ſolchen Eindruck auf den Beſchauer hinterläßt, daß dieſer, 
wenn er das gleiche Motiv auf einem anderen Zeichen wiederfindet, 
trotz der bildlichen Abweichung des Zeichens doch geneigt iſt, auf 
die gleiche Herkunft der betr. Ware zu ſchließen. An dieſer Voraus⸗ 
ſetzung fehlt es in der vorliegenden Entſch. nach den Feſtſtellungen 
des Vorderrichters, und daher lehnt das RG. mit Recht einen waren⸗ 
zeichenrechtlichen Motibſchutz hier ab. Der weſentliche Fortſchritt, den 
die Entſch. bringt, liegt darin, daß nunmehr unterjucht wird, ob 
nicht vom Geſichtspunkte des Schutzes der Ausſtattung ein Motiv⸗ 
ſchuz anzuerkennen iſt. Der Ausſtattungsſchutz ergänzt den Waren⸗ 
zeichenſchutz u. a. gerade nach der Richtung, daß dieſer gegeben ſein 
Rann, weil letzterer verſagt. Während es ſomit beim warenzeichen⸗ 
rechtlichen Motivſchutz darauf ankommt, ob das Motiv durch Neuheit 
und Eigenart ſich auszeichnet, hängt die Entſch, bei der Ausſtattung 
davon ab, in welchem Umfange das Motiv ſich im Verkehr durch- 
gefegt hat. Hier zieht nun das NO. aus den Feſtſtellungen des 
Vorderrichters den Schluß, die Durchſetzung ſei ſo ſtark, daß durch 
jede porkrätartige Abbildung auf der Umhüllung von Raſierklingen 
eine Verwechſlungsgeſahr mit der Gillette-Klinge hervorgerufen wird. 

RA. Dr. Carl Becher, Berlin. 


der Kl. beanſpruchten Ausſtattungsbeſitzes als erwieſen an⸗ 
ſieht. Den von ihr in Anſpruch genommenen weitergehenden 
Ausſtattungsbeſitz und den Motivſchutz überhaupt hat das 
LG. abgelehnt; die Koſten hat es in vollem Umfange dem 
Bekl. auferlegt. 

Gegen das Urteil des LG. hat die Kl., ſoweit zu ihrem 
Nachteil erkannt iſt, Berufung und der Bekl. wegen der 
Koſten mit dem Ziel auf angemeſſene Koſtenverteilung An⸗ 
ſchlußberufung eingelegt. 

Das BG. hat dem Bekl. verboten, auf den genannten 
Packungen und Umhüllungen von Raſierklingen für Sicher⸗ 
heitsapparate ein porträtartiges Männerbildnis gleichviel 
in welchen Farben anzubringen. Die Rev. des Bekl. iſt 
zurückgewieſen. 

1. Auf Verletzung des Warenzeichen rechts der Kl. durch 
Begründung der Verwechſelungsgefahr im gewöhnlichen 
Sinne des Wortes (8 20 WEG.) ſeitens des Bekl. läßt ſich 
der Klageanſpruch nicht ſtützen. Denn der Kopf des Herrn 
Gillette ſieht ganz anders aus als der des Bekl.; das Er⸗ 
innerungsbild vom erſteren läßt daher jede Verwechſelungs⸗ 
gefahr beim Anblick des Bildes des Bekl. ausgeſchloſſen er⸗ 
ſcheinen. Das Kopfbild iſt aber auf beiden bildlichen Bezeich⸗ 
nungen ſelbſtverſtändlich das beherrſchende Element, die Um⸗ 
rahmungen ſind, wenn man zunächſt von der Farbe abſieht, 
für den Beſchauer nur Beiwerk ohne Kennzeichnungskraft. 
Die Kl. ſteht ſelbſt auf dieſem Standpunkt, ſie behauptet 
nicht, daß die beiderſeitigen bildlichen Bezeichnungen, d. h. 
die Kopfbilder als ſolche, miteinander verwechſelbar ſeien. 
Sie ſtützt ihre Anſicht vom Vorhandenſein der Verwechſelungs⸗ 
gefahr vielmehr nur darauf, daß ſie ſowohl auf Grund ihres 
Zeichenrechts wie auch ihres Ausſtattungsbeſitzes Anſpruch 
auf Motivſchutz an einem porträtartigen Männerbildnis auf 
der Verpackung und Umhüllung von Raſierklingen für Sicher⸗ 
heitsapparate überhaupt habe. Wäre das der Fall, ſo würde 
auf Grund des hierdurch begründeten erweiterten Schutzes 
ihres Bildes gegen Verwechſelungsgefahr eine ſolche gegen⸗ 
über jedem porträtartigen Männerbildnis unabhängig von 
deſſen konkreter Geſtaltung und ſeinem etwaigen Beiwerk auf 
Verpackungen und Umhüllungen von Raſierklingen für Sicher⸗ 
heitsapparate gegeben ſein. 

Die Begründung des BG. könnte zunächſt Zweifel er⸗ 
wecken, ob es der Kl. einen ſolchen Motivſchut bereits auf 
Grund ihrer Zeicheneintragungen zubilligen will. Es führt 
aus, daß die Uunterſchrift unter dem Bildzeichen im Verkehr 
nicht beachtet werde und daß daher vom Zeichen der Kl. in 
der Erinnerung des Beſchauers als beſtimmender Eindruck 
nur die porträtartige Darſtellung eines Mannes überhaupt 
haften bleibe, und daß der Beſchauer als Grund für die 
Anbringung eines ſolchen Bildniſſes annehmen müſſe, der 
Dargeſtellte ſei der Herſteller der Ware. Andererſeits ſtellt 
das BG. aber in feinen weiteren Ausführungen feſt, daß 
„dieſes Motiv von vornherein nicht überragend einprägſam 
und unterſcheidend war“, weil es nicht neu war, ſondern ſo⸗ 
wohl auf anderen Warengebieten ſchon mehrfach zur An⸗ 
wendung gelangt war, als auch gerade in der Schneidewaren⸗ 
induſtrie nach dem Gutachten der Solinger Induſtrie⸗ und 
Handelskammer v. 21. März 1928 bereits vor dem Auf⸗ 
kommen der Photographie die Verwendung von Männer⸗ 
bildniſſen durchaus geläufig war und mit fortſchreitender 
photographiſcher Technik noch bedeutend geſteigert wurde. 

Danach gelangt das BG. mit Recht zu dem Ergebnis, 
daß der Kl. auf Grund ihrer Zeich en eintragung noch kein 
Motivſchutz zuzubilligen ſei. Daraus ergibt ſich dann von 
ſelbſt (vgl. oben), daß eine Verletzung ihres Zeichenrechts 
(erſter Klagegrund) nicht gegeben iſt. 

2. Das BG. prüft dann weiter, ob der Kl. der von 
ihr in Anſpruch genommene Motivſchutz aus dem Ge⸗ 
ſichtspunkt des Ausſtattungsbeſitzes (zweiter Klage⸗ 
grund) zuzubilligen ſei. Es bejaht dieſe Frage mit Recht. 

Daß auch bei der Ausſtattung einer Ware der Motiv⸗ 
ſchutz in gleicher Weiſe wie beim Warenzeichen in Betracht 
kommen kann mit der gleichen verſtärkten Schutzwirkung 
gegen Verwechſelungsgefahr, ergibt ſich von ſelbſt. Denn der 
gedankliche Inhalt einer zur Ausſtattung einer Ware ver⸗ 
wendeten, nicht eingetragenen bildlichen Bezeichnung kann 
bei Eignung des dargeſtellten Gegenſtandes als eigenartiges 
Kennzeichnungsmittel auch hier auf den Verkehr einwirken 


60. Jahrg. 1931 Heft 6,7] 


und ſich in ihm als Hinweis auf die ſtets gleiche Herkunfts⸗ 
ſtelle der betr. Ware durchſetzen. Wie der Ausſtattungsſchutz 
überhaupt durch ſtändige Verwendung einer geeigneten 
Warenausſtattung längere Zeit hindurch als Kennzeichen für 
die Herkunft der Ware aus dem gleichen Betriebe, vielfach 
unter Verwendung ſtarker Reklame, erworben wird, unter 
Umſtänden auch an Worten, deren Zeichenſchutz nach 8 4 
Nr. 1 WbzG. unzuläſſig wäre, fo kann ſich durch entſprechende 
Einwirkung auf den Verkehr beim Ausſtattungsbeſitz auch 
ein Motivſchutz herausbilden, für den es beim Zeichenſchutz 
an der erforderlichen Grundlage fehlen würde. Denn für 
den Erwerb des Ausſtattungsbeſitzes in allen ſeinen Rechts⸗ 
wirkungen iſt allein der Verkehr maßgebend. 


Daß die Kl. den Ausſtattungsſchutz au ihrem Bildzeichen 
für Verpackungen und Umhüllungen von Klingen für Sicher⸗ 
heitsraſierapparate erworben, hat das BG. angenommen 
auf Grund ſeiner bedenkenfrei getroffenen Feſtſtellungen über 
die beſondere Art und den gewaltigen Umfang der Ver⸗ 
wendung ihres Bildzeichens, wodurch ſie dieſem eine ſo ſtarke 
Verkehrsgeltung verſchafft habe, daß es im Laufe der Zeit 
auf dem hier in Betracht kommenden Warengebiet „zu un⸗ 
eingeſchränkter Vorherrſchaft gelangt ſei“. Mit den letzteren 
Worten hat das BG. nur die unbedingte Anerkennung des 
Bildzeichens der Kl. als Kennzeichen für ihre Ware im Ver⸗ 
kehr zum Ausdruck bringen wollen. 


Die im einzelnen vom BG. getroffenen Feſtſtellungen 
ergeben weiter das Beſtehen des von der Kl. in Anſpruch 
genommenen Ausſtattungsmotivſchutzes. Allerdings bezwecken 
dieſe Feſtſtellungen des BG. nicht eigentlich den Nachweis 
eines ſolchen als vielmehr den der Erlangung der Verkehrs⸗ 
geltung des „Zeichens“ der Kl. Auf Grund deſſen billigt 
das BG. der Kl. dann den von ihr in Anſpruch genont- 
menen Ausſtattungsmotivpſchutz zu. Bei Prüfung der Frage, 
ob dieſer gegeben iſt, iſt auszugehen von der Feſtſtellung 
des B., daß ein porträtartiges Männerbruſtbild in der 
hier in Betracht kommenden Warengattung für einen anderen 
zeichen rechtlich nicht geſchützt war, daß aber für Waren 
dieſer Gattung nach und nach 43 nicht geſchützte photo⸗ 
graphiſche Abbildungen von Männerbildniſſen ſeitens anderer 
Firmen verwendet wurden, und die Kl. gegen alle dieſe 
43 Männerporträts vorgegangen iſt mit der Wirkung, daß 
fie ſämtlich aus dem Verkehr verſchwunden ſind. Dabei ſchei⸗ 
den ſelbſtverſtändlich Phautaſieköpfe als von der Kl. mit 
Recht nicht beanſtandet aus, ebenſo — nach der eigenen Er⸗ 
klärung der Kl. — Vilduiſſe von Männern, die dem öffent⸗ 
lichen Leben angehören. Es bleiben nur übrig porträtartige 
Bildniſſe von männlichen Privatperſonen. Daß dieſe — auch 
nur zu einem größeren Teil — mit dem Bilde des Herrn 
Gillette verwechſelungsfähig im eigentlichen Sinne des Wor⸗ 
tes ſind, iſt nach Ausweis der überreichten Tafeln mit den 
Lichtbild⸗Wiedergaben der betreffenden 43 Verpackungen voll⸗ 
kommen ausgeſchloſſen. Der Erfolg des Vorgehens der Kl. 
gegen ſie kann daher nur darauf beruhen, daß es ihr ge 
lungen war, im Verkehr mehr und mehr die Auffaſſung 
durchzuſetzen, daß Gegenſtand ihres Ausſtattungsſchutzes über 
den unmittelbaren Inhalt ihres Bildes des ene en 
hinaus ganz allgemein die Führung eines porträtattigen 
Männerkopfbildes auf den Verpackungen ihrer Raſierklingen 
für Sicherheitsapparate ſei und daß daher unabhängig vom 
jeweiligen Ausſehen des Männerkopfes eine Verwechſelungs⸗ 
gefahr durch jede porträtartige Abbildung eines ſolchen auf 
Verpackungen von Raſierklingen begründet werde. Tatſach⸗ 
lich iſt die Kl. hiernach ſeit langen Jahren die einzige Firma, 
die Raſierklingen für Sicherheitsapparate in einer ſo aus⸗ 
geſtatteten Verpackung ſtets unverändert auf den Markt 
bringt. Sie hat ſich nach den Feſtſtellungen des BG. auch 
fortgeſetzt und energiſch gegen jeden Mißbrauch ihres Aus⸗ 
ſtattungsbeſitzes durch andere Firmen zur Wehr geſetzt, indem 
ſie dieſe zur Unterlaſſung gezwungen hat. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden kommt es nicht darauf an, ob es in Solingen noch 
einzelne Firmen gibt, welche Raſierklingen für Sicherheits⸗ 
apparate in einer mit dem porträtartigen Bilde eines Männer⸗ 
kopfes verſehenen Verpackung in den Verkehr bringen. Eine 
vollſtändige und endgültige Erfaſſung aller Verſtöße iſt in- 
folge der ſtetig neu auftauchenden Nachahmungen unmöglich. 

(I. v. 5. Dez. 1930; 118/30 II. — Düſſeldorf.) (Ku. 
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21. 820 WbzG. Motivſchutz und Verwechſe⸗ 
lungsgefahr. f) 

Für die Kl. iſt auf ihren Antrag für Gamaſchen aus 
beliebigem Stoff, ferner für Leder, Lederwaren und Triko⸗ 
tagen als Warenzeichen ein Bild eingetragen, das eine 
Stiefelgamaſche darſtellt, die zwei weibliche und eine männ⸗ 
liche Perſon umſchließt. Von den Perſonen ragen oben faſt 
nur die Köpfe und unten nur ein Teil der Beine und die 
Füße aus der im Vergleich zur Größe der drei Perſonen 
übermäßig großen Gamaſche hervor. 

Für die Bekl., die mit der Kl. im Wettbewerb ſteht, iſt 
für Lederwaren ein Bildzeichen geſchützt, das eine Katze dar⸗ 
ſtellt, die vor einer hohen Ledergamaſche ſitzt und ſich in 
dieſer ſpiegelt. Die Bekl. verwendet in ihren geſchäftlichen 
Ankündigungen ſeit einiger Zeit ein von dieſem Bildzeichen 
abweichendes Bild, nämlich das einer Schuhgamaſche, die eine 
Katze umſchließt, deren Kopf oben und deren Füße unten 
herausragen. Die Pfoten ruhen auf einigen Buchſtaben des 
Wortes „Onyx“, die unterhalb der Gamaſche plaſtiſch dar⸗ 
geſtellt ſind. 

Die Kl. ſieht ſich durch die Verwendung dieſes un⸗ 
geſchützten Bildes ſeitens der Bekl. in ihrem Zeichenrecht ver⸗ 
letzt, da fie für ihr Zeichen den Motivſchutz an dem von ihr 
zum erſten Male dargeſtellten Gedanken der Umhüllung eines 
lebenden Weſens mit einer Gamaſche in Anſpruch nimmt, 
alſo des gleichen Gedankens, der ſich in dem ungeſchützten 
Bilde der Bekl. finde. Nach Anſicht der Kl. find die beider⸗ 
ſeitigen Bilder daher verwechſelungsfähig. 

Die Vorinſtanzen haben der auf Unterlaſſung und 
Schadenserſatz gerichteten Klage ſtattgegeben. Das RG. hat 
aufgehoben und die Klage abgewieſen. 

Die Entſcheidung hängt allein von der Frage ab, ob 
der Kl. der von ihr für ihr Bildzeichen beanſpruchte und 
ihr von beiden Vorinſtanzen zugebilligte weitgehende Motiv⸗ 
ſchutz zuſteht für „eine Gamaſche, die ein lebendes Weſen 
derart umſchließt, daß oben und unten Teile ſeines Körpers 
herausragen“. Denn ohne den verſtärkten Zeichenſchutz, wie 
er im Falle der Annahme eines ſo weitgehenden Motiv⸗ 
ſchutzes nach der Rſpr. zuzubilligen wäre, iſt eine Ver⸗ 
wechſelungsgefahr des eingetragenen Bildzeichens der Kl. und 
der von der Bekl. in ihren geſchäftlichen Ankündigungen viel⸗ 
fach benutzten bildlichen Darſtellung ausgeſchloſſen. Die Ab⸗ 
bildung einer Gamaſche als ſolcher, d. h. ohne das Beiwerk 
auf beiden Bildern hätte ſchon als Darſtellung einer Ware 


Zu 21. Eine wenig befriedigende Entſcheidung. 

I. Feſtſteht: 

a) Beide Parteien ſtehen miteinander im Wettbewerb. 

b) Für die Kl. iſt ein äußerſt kennzeichnendes Warenzeichen 
eingetragen: Eine Stiefelgamaſche, die drei menſchliche Geſtalten 
derart umſchließt, daß hauptſächlich nur die Köpfe und ein Teil 
der Beine und Füße daraus hervorragen. Die Gamaſche iſt ver⸗ 
hältnismäßig groß dargeſtellt. 

9) Für die Bell. iſt ein Warenzeichen eingetragen, das aus 
einer „hohen Ledergamaſche“ beſteht, vor der eine Katze ſitzt. 

d) Die Bekl. benutzt dieſes Warenzeichen nicht mehr. 
e) Die Bekl. verwandte vielmehr „ſeit einiger Zeit“ vor 
Klagerhebung, ein anderes — nichtgeſchütztes () — Baren⸗ 
zeichen: Eine Schuhgamaſche, die eine Katze ſo umſchließt, daß 
deren Kopf und Füße daraus hervorragen. Die Pfoten (d. ſ. die 
Füße) der Katze ruhen auf einigen Buchſtaben des Wortes „Onyx“, 
das unterhalb der Gamaſche angebracht iſt. Gegen dieſes Zeichen 
richtet ſich die Klage. 

II. Das Kennzeichnende beider Streitzeichen liegt nach der im 
Urteil gegebenen Beſchreibung derſelben — die Abbildungen beider 
Zeichen liegen leider nicht vor — darin, daß eine Gamaſche Men⸗ 
ſchen reſp. ein Tier umſchließt, und zwar ſo, daß Kopf (Köpfe) 
und Fuße daraus hervorragen. Aus dem unter ae gegebenen 
Tatbeſtand muß der unbefangene Leſer entnehmen, daß die Bekl. 
bewußt ihr ungeſchütztes und in Gebrauch genommenes Zeichen 
dem geſchützten der Kl. ſtark angenähert hat. Der aus dem vor⸗ 
ſtehenden Urteil erſichtliche Sachverhalt ergibt jedenfalls nichts, das 
dieſen nach Lage der Verhältniſſe als faſt zwingend ſich ergebenden 
Schluß unbegründet erſcheinen ließe. 

Es taucht alſo zunächſt die Frage auf: = 

Kann eine ſolche „Annäherung“ nach dem Stand der reichs⸗ 
gerichtlichen Rſpr., des Schrifttums als eine loyale, als weit 
bewerblich zuläſſige Handlung bezeichnet werden? 

M. E. nein! 2 

Die Klage ſcheint allein auf 8 20 Wb;b. geſtützt geweſen zu 
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keine Unterſcheidungskraft für einen beſtimmten Gewerbe⸗ 
betrieb, könnte aber auch abgeſehen davon für dieſen nicht 
monopoliſiert werden, da ſie als Darſtellung beſchreiben⸗ 
den Charakters nicht dem Allgemeingebrauch vorenthalten 
werden dürfte, dieſem vielmehr unbeſchränkt zugänglich ſein 
müßte ($ 13 WbzG.). Auf die in beiden Bildern wieder⸗ 
kehrende an ſich — unvermeidbar — ähnliche Darſtellung 
einer Gamaſche als ſolcher könnte daher eine Verwechſelungs⸗ 
gefahr aus den angegebenen Gründen nicht geſtützt werden. 
Die übrigen Elemente für ſich betrachtet ergäben, ſelbſt wenn 
man ſie als das Geſamtbild beider Darſtellungen beherrſchend 
anſehen würde, was aber gegenüber der Größe der Gamaſche 
im Bildzeichen der Kl. nicht möglich wäre, eine Verwechſe⸗ 
lungsgefahr ſelbſtverſtändlich nicht (Menſchen — Katze); die 
Buchſtaben Onyx, auf denen die Katzenpfoten ruhen, kommen 
als unterſcheidend allerdings kaum in Frage, da ſie gegen⸗ 
über dem Bilde ganz zurücktreten. 

Ohne Annahme des von der Kl. für ihr Bildzeichen 
beanſpruchten Motivſchutzes iſt ſomit eine Verwechſelungs⸗ 
gefahr vollkommen ausgeſchloſſen. 

Was nun dieſen angeblichen Motivſchutz betrifft, ſo 
bietet ihr Bildzeichen für den weiten Umfang, wie ſie ihn an 
dieſem in Anſpruch nimmt, keinen Raum, wie der Rev. zu⸗ 
zugeben iſt. Für den Sinn, der durch ein Bildzeichen dar⸗ 
geſtellt wird, d. h. für den Inhalt des Bildes iſt der Ein⸗ 
druck maßgebend, den es auf den eiligen Beſchauer macht, 
nicht aber der Sinn, den — abweichend hiervon — der 
Zeicheninhaber dem Bilde etwa beilegen wollte. Der Sinn. 
den der eilige Beſchauer dem Bilde entnimmt, iſt ohne 
Zwang: die Verbindung der Gamaſche mit Menſchen, die ſie 
tragen ſollen, nicht mit „Lebeweſen“, wie die Kl. meint. Nun 
würde aber das Motiv der Darſtellung von Menſchen, welche 
Gamaſchen tragen, als Zeichen ſür Gamaſchen, weil es auf 
die Verwendungsart der Ware hinweiſt, an ſich ein ſo nahe⸗ 
liegendes ſein, daß es jeder Neuheit und Eigenart entbehren 
und geradezu ein ſchwaches Zeichen ſein würde. Das, was 


ſein, ſo daß lediglich die zeichenrechtliche Verwechflungsgefahr von 
den Gerichten, insbe), auch vom Rh., in den Kreis ihrer Vetrach⸗ 
tungen gezogen worden iſt. Aber! Allgemein iſt jetzt doch an⸗ 
erkannt, daß das Warenzeichenrecht nur ein beſonders ausgeſtalteter 
Teil des Wettbewerbsrechts iſt. Es müſſen daher die Gerichte, 
ſelbſt wenn bei einer Klage, welche die zeichenrechtliche Ver⸗ 
wechſlungsgefahr zum Gegenſtand hat, 81 UnlWG. nicht beſonders 
angezogen wird, doch den Sachverhalt auch gegebenenfalls auf 
Grund dieſer Geſetzesbeſtimmung und wohl auch unter Beachtung 
von 88 826, 823 BGB. prüfen. Denn das Unterſtellen der Klage⸗ 
tatſachen unter die in Betracht kommenden Rechtsnormen iſt 
Sache des Gerichts, das nicht auf die Angaben des Kl. und die nach 
ſeiner Anſicht heranzuziehenden Rechtsnormen beſchränkt iſt. § 20 
WG. trifft nur einen Fall rechtswidriger Zeichenbenützung, 
freilich den hauptſächlichſten: Das neue Zeichen birgt die Gefahr 
der Verwechſlung im Verkehr in ſich trotz Abweichungen, die es 
dem eingetragenen Zeichen gegenüber aufweiſt. Er geht darin in⸗ 
ſofern weit, als er nicht nur die fubjektiv, ſondern auch die ob⸗ 
jektiv rechtswidrige Zeichenverletzung umfaßt. 

Man darf nicht, wie es mit Recht vielfach geſchehen iſt, waren⸗ 
zeichenrechtliche Fragen zur Entſch. auf wettbewerblichem Unterbau 
bringen, in anderen Fällen aber ganz davon abſehen. Man wird 
wobl, wenn anders man nicht die konſequente Anwendung der fort⸗ 
führenden, tragenden Gedanken der neuen Rechtsentwichlung auf 
Grund 81 UnlWG., 8 826 BGB. ausſchließen will, ſagen können, 
daß im vorliegenden Falle auf Grund dieſer Beſtimmungen der 
Klage hätte ſtattgegeben werden müſſen. Als ſicher kann man an⸗ 
nehmen, daß die Reviſion dann keinen Erfolg gehabt hatte, wenn 
dieſe Geſetzesbeſtimmungen in der Klage beſonders angezogen und 
damit die Gerichte ohne weiteres genötigt worden wären, ſich mit 
denſelben auseinanderzuſetzen. Jedenfalls zeigt der vorſtehende 
Fall wieder, daß man — mehrfach wurde von mir an dieſer Stelle 
ſchon hierauf hingewieſen — Warenzeichenverletzungsklagen immer 
auch auf dieſe allgemeinen Geſetzesbeſtimmungen ftügen ſoll. 

III. Das reichsgerichtliche Urteil mutet ſtark formaliſtiſch an. 
Es ſtellt im weſentlichen darauf ab, daß die Abbildung einer 
Gamaſche als ſolcher, weil Darſtellung einer Ware, keine Unter⸗ 
ſcheidungskraft habe, daß die den beiden Zeichen innewohnende 
Kennzeichnungskraft vielmehr nur „durch das Beiwerk“ erzielt 
werde. Die Zeichenelemente „Gamaſche“ in dieſer Weiſe ganz aus⸗ 
zuſchalten, iſt m. E. auch nach der bisherigen Rſpr. des NO. 
nicht richtig. Man kann ſie wohl als „ſchwaches“ Element der 
beiden Kombinationszeichen bezeichnen, aber man wird ſie doch 
beachten müſſen. Sieht der Verkehr aber in einer in ein zuſammen⸗ 
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dem Bilde den Vorzug der Neuheit und Eigenart gibt, die es 
anſcheinend unſtreitig hat, kann nur in der originellen Dar⸗ 
ſtellung liegen, die durch die umgekehrten Größenverhältniſſe 
von Ware und Träger der Ware und durch die Umſchließung 
der Träger durch letztere hervorgerufen wird. 

Dieſe originelle Darſtellung prägt ſich als neuartig und 
charakteriſtiſch beim Anblick dem Beſchauer ein und bleibt da⸗ 
her in ſeiner Erinnerung haften. Dafür, daß dieſe Dar⸗ 
ſtellung ſich beim Beſchauer zu der allgemeinen Vorſtellung 
von einer „neuen Idee der Umſchließung von Geſtalten“ 
— richtiger von lebenden Weſen überhaupt — „durch eine 
Gamaſche“ umbilden ſollte, wie das BG. annimmt, fehlt es 
an jedem Anhalt. Im übrigen iſt die Darſtellung, durch die 
die geſchützte Ware je nach Art und Verwendungszweck mit 
Menſchen oder mit einem lebenden Weſen überhaupt unmittel⸗ 
bar in Verbindung gebracht wird, ein altes längſt verbrauch⸗ 
tes Motiv. Daran ändert die Verwendung einer Gamaſche 
als geſchützter Ware derart, daß ſie wegen ihrer Eigenſchaft 
als Kleidungsſtück um mehrere Menſchen herumgelegt wird, 
grundſätzlich nichts, jedenfalls nicht ſo viel, daß dadurch die 
vom BG. angenommene obige „neue Idee“ von jo überaus 
weitgehendem Inhalt zum Ausdruck gebracht würde. Um die 
Wiedergabe eines neuen allgemeineren Gedankens durch das 
Bild aber müßte es ſich für die Annahme eines Motivſchutzes 
handeln. Denn dieſer beruht nach der Rſpr. des erk. Sen. 
auf einer begrifflichen Verallgemeinerung der unmittelbar 
durch das Zeichen — ſei es Bild, ſei es Wort — gegebenen 
Vorſtellung (vgl. Hagens, Anm. 18 und 19 zu § 20 und 
die dort aufgeführte Rſpr.). Das iſt namentlich dann der 
Fall, wenn ſich mit einem Bilde der gedankliche Inhalt des 
Dargeſtellten beim Publikum zu einer Einheit verbunden hat. 
Der gedankliche Inhalt aber kann nach dem Eindruck des 
eiligen Beſchauers vom Bildzeichen der Kl. nach den obigen 
Darlegungen nur der ſein, daß gezeigt werden ſoll, und zwar 
in origineller Weiſe, eine gewiſſermaßen durch das Band der 
Gamaſche zuſammengefaßte Gruppe derjenigen, die als Trä⸗ 


geſetztes Zeichen aufgenommenen Warendarſtellung oder Beſchaffen⸗ 
heitsangebe einen charakterijtifchen Beſtandteil desſelben, ſo wird 
dadurch ſchon allein die Veppechflungsgefahr begründet! (So auch 
Roſenthal, UnlWG. [VIII, 8 1 N. 73b [S. 237.) Im vor- 
liegenden Falle iſt dies um ſo mehr der Fall, als der „Schwäche“ 
dieſes Zeichenelements deshalb keine beſondere Bedeutung beizu⸗ 
meſſen iſt, weil die Gamaſche für Zeichenzwecke für die in Betracht 
Rommende Warenklaſſe außer in den vorliegenden Zeichen m. W. 
noch nicht verwendet worden iſt. Das kann dahingeſtellt bleiben, 
weil es darauf nicht beſonders ankommt. 

Und weiter! Hat das NS. nicht ſelbſt — dankenswerter⸗ 
weiſe! — den Satz geprägt, daß ſogar ein an ſich nicht unter⸗ 
ſcheidungsfähiges Zeichen ſchutzfahig wird, wenn es Verkehrs⸗ 
geltung erlangt hat? Ja, hat es dieſen Schuß nicht ſchon gewährt, 
wenn eine Anwartſchaft auf Verkehrsgeltung beſteht? Dieſe Ge⸗ 
ſichtspunkte ſcheinen von dem klagenden Zeicheninhaber nicht be⸗ 
ſonders geltend gemacht worden zu ſein. Aber aus dem Tatbeſtand 
des reichsgerichtlichen Urteils ſelbſt kann entnommen werden, daß 
das Klagezeichen im Verkehr bekannt geworden, iſt. Damit hat der 
das Zeichen beherrſchende Beſtandteil, die Gamaſche, ſelbſt wenn ſie 
als ſolche ſchutzunfähig iſt, als Hinweis auf den Geſchaftsbetrieb 
des Kl. Verkehrsgeltung oder doch jedenfalls die Anwartſchaft 
darauf erlaugt. Es iſt alſo m. E. nicht zutreffend, daß aus den 
vom RG. angegebenen Gründen „auf die in beiden Bildern wieder⸗ 
kehrende an ſich ähnliche (1) Darſtellung einer Gamaſche als 
ſolcher ... eine Verwechſlungsgefahr“ nicht geſtützt werden kann. 

Auch darin iſt m. E. dem RG. nicht zu folgen, daß die übrigen 
Elemente (Menſch⸗Katze), für ſich betrachtet, eine Verwechſlungs⸗ 
gefahr „ſelbſtverſtändlich“ uicht ergeben. Der Unterſchied zwiſchen 
Menſch und Tier verſchwindet im Erinnerungsbild, wenn man fi 
beide von der Gamaſche umgeben vorſtellt. Die Benutzung des an⸗ 
gegriffenen Zeichens erſcheint alſo auch aus rein zeichenrechtlichen 
Gründen als rechtswidrig. Schon, nach allgemein anerkannten 
Grundſätzen iſt die Verwechſlungsgefahr anzunehmen. Unſchwer läßt 
ſich eine große Zahl von Fällen erwähnen, in denen in viel weit⸗ 
gehender Weiſe die Verwechſlungsfähigkeit angenommen worden 
iſt und bei denen vielleicht die Verwechſlungsmöglichkeit nicht jo 
naheliegend war wie in dem vorliegenden Fall. Die Grundſätze, 
nach denen im weſentlichen die Verwechſlungsgefahr zu prüfen tt, 
ſtehen jetzt feſt. Letzten Endes wird das Ergebnis der Prüfung 
aber immer nur von ſubjektiven Momenten abhängen. Das zeigt 
der vorliegende Fall. N 

IV. a) Die Begründung der Klage ſcheint nach der im reichs⸗ 
gerichtlichen Urteil gegebenen Sachdarſtellung ausſchließlich ab⸗ 
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ger der Promenadengamaſchen im weſentlichen in Betracht 
kommen. Das ſind naturgemäß nur Menſchen, nicht 
allgemein: „lebende Weſen“. Will man dem Bild⸗ 
zeichen der Kl. überhaupt einen Motivſchutz, und zwar in 
dem hier dargelegten Inhalt und Umfang einräumen oder 
hiervon abſehen, da nicht etwa in jedem unterſcheidungs⸗ 
kräftigen Zeichen die Darſtellung eines allgemeinen Gedankens 
liegt (Mu W. 1929, 542), auf keinen Fall liegt eine Ver⸗ 
wechſelungsgefahr der beiderſeitigen Bilder vor. Denn ſelbſt 
bei Annahme eines Motivſchutzes des vorſtehend dargelegten 
Inhalts und Umfangs auf ſeiten der Kl. wäre die bildliche 
Darſtellung einer in einer Gamaſche eingehüllten Katze, 
deren ſich die Bekl. bedient, keine Verwendung desſelben 
Motivs. Katze und Gamaſche haben an ſich nichts mitein⸗ 
ander zu tun; auch ſind die natürlichen Größenverhältniſſe 
beider annähernd gewahrt. Daher wäre das Bild der Bekl. 
nicht geeignet, die Verwechſelungsgefahr zu begründen. Daß 
davon bei Nichtannahme eines Motivſchutzes dieſes Inhalts 
keine Rede ſein kann, bedarf keiner Ausführung; es gilt in 
dieſer Beziehung das gleiche, was oben für den Fall der 
Nichtannahme eines Motivſchutzes des von der Kl. für ſich 
in Anſpruch genommenen, außerordentlich weit reichenden 
Motivfchuges geſagt iſt. Dort iſt auch hervorgehoben, daß 
das Wort „Onyx“, auf deſſen Buchſtaben die Pfoten der 
Katze im Bilde der Bekl. ruhen, als unterſcheidendes Merk⸗ 
mal gegenüber dem der Kl. kaum in Betracht komme, da es 
im Vergleich zu den übrigen Elementen dieſes Bildes ſtark 
zurücktrete. Nicht recht zu verſtehen iſt, daß das VBG. durch 
dieſes Wort im Bilde der Bekl. — außer der von ihm an⸗ 
genommenen Verwendung des gleichen Motivs durch die Be⸗ 


geſtellt geweſen zu ſein auf den Schutz des Motivs: „Eine 
Gamaſche, die ein lebendes Weſen derart umſchließt, daß oben und 
unten Teile ſeines Körpers herausragen.“ Da das RG. die Ver⸗ 
wechſlungsfähigkeit der Zeichen an ſich ohne Annahme des von der 
Kl. für ihr Bildzeichen beanſpruchten Motivſchutzes verneint, iſt 
zu prüfen, ob nicht doch etwa auf Grund des Motivpſchutzes der 
Klage ſtattzugeben geweſen wäre, wie es beide Vorinſtanzen getan 
haben. Das RG. kommt für den vorliegenden Fall auf Grund rein 
ſubjektiver Erwägungen dazu, auch den Mokivſchutz abzulehnen. 
Das NS. ſchildert wie nach feiner Anſicht ſich der Sinn darſtellt, 
den der eilige Beſchauer dem Klagezeichen entnimmt. Es iſt aber 
ein Leichtes, das Gegenteil darzulegen, nämlich daß von dem 
„eiligen Beſchauer“ die Umſchließung der Träger der Promenade⸗ 
gamaſche durch dieſe — auch der „eilige Beſchauer wird ſich aus 
ſeiner Jugendzeit des „geſtiefelten Katers“ entſinnen!! — als das 
Charakieriftikum des Klagezeichens angeſehen wird und daß „die 
umgekehrten Größenverhälkuiſſe von Ware und Trager der Ware“ 
dagegen zurücktraten. Es iſt lediglich Sache des ſubjektiven Emp⸗ 
findens, ob man die eine oder die andere Auffaſſung für richtig 
hält. Deshalb tut das RG. m. E. auch dem BG. Unrecht, wenn es 
ſagt, dafür, daß die Darſtellung des Klagezeichens ſich beim Be⸗ 
chauer zu der allgemeinen Vorſtellung von einer „neuen Idee der 
Umſchließung von Geſtalten — richtiger von Lebeweſen — durch 
eine Gamaſche“ umbilde, fehle jeder Anhalt. Welches iſt der Anhalt 
für die Richtigkeit der Anſicht des RG.? Spricht nicht ſchon da⸗ 
gegen, daß zwei Inſtanzen, die dem Verkehrsleben naheſtehen, ent⸗ 
gegengeſetzt ſich ausgeſprochen haben, und vor allem aber der Um⸗ 
ſtand, daß der Bekl. ſein geſchütztes, zweifellos nicht verwechſlungs⸗ 
fähiges Zeichen nicht gebraucht, ſondern dafür im Wettbewerb mit 
dem Klagezeichen ein „Umſchließungszeichen“ wählt?? 

Ich habe ganz unvoreingenommen nach dem erſten Leſen der 
vorliegenden Entſch. mir beide Zeichen vergegenwärtigt und in der 
Erinnerung verſucht, das Kennzeichnende, das in der Vorſtellung 
Bleibende zu ermitteln. Es blieb nur die umſchließende Gamaſche, 
aus der die Extremitäten von Lebeweſen herausragten! Spätere 
Verſuche zeitigten das gleiche Ergebnis. Durch letzteres wird 
natürlich nicht viel bewieſen, da bei allem Bemühen, auch bei den 
ſpäteren Versuchen objektiv zu bleiben, doch die Fehlerquelle be⸗ 
ſteht, daß das zuerſt gefundene Reſultat unbewußt nachwirkt. 

Die Vorinſtanzen haben tatſächlich feſtgeſtellt, daß gerade der 
Umhüllungsgedanle für den Geſamteindruck des Klagezeichens be⸗ 
herrſchend iſt, ſich der Erinnerung des Beſchauers einprägt. M. E. 
iſt das Rh., da nicht erſichtlich iſt, daß durch dieſe Feſtſtellung die 
von dem NG. und dem Schrifttum geſchaffenen Grundſatze über 
die Ermittlung der Verwechflungsgefahr irgendwie unbeachtet ge⸗ 
blieben ſind, gar nicht in der Lage geweſen, ſich über die tatſäch⸗ 
lichen Feſtſtellungen des BG. hinwegzuſetzen. Vgl. feine eigenen dies⸗ 
bezüglichen Ausführungen im „Schallplatten“ -Urteil oben S. 41414. 
8 Prägt das Motiv eines Warenzeichens ſich der Erinnerung des 

eſchauers ein, ſo iſt anzunehmen, „daß jede andere — ſonſt nicht 
verwechſelbare — Darſtellung desſelben Motivs ohne weiteres Ver⸗ 
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klagte — die Verwechſelungsgefahr beider Bilder ſogar noch 
für geſteigert hält, „da die im Bildzeichen der Kl. unter der 
Gamaſche herausragenden Gliedmaßen der drei Menſchen 
auf den flüchtigen Beſchauer den gleichen Eindruck machten 
wie die Buchſtaben des Wortes „Onyx“ in Verbindung mit 
der Katze im Bilde der Bekl. und daher der Eindruck hervor⸗ 
gerufen werden könne, daß die Kl. ſich das Wort „Onyx“ bei⸗ 
gelegt habe“. Eine ſolche Auffaſſung eines Beſchauers hätte 
mit einem Erinnerungsbild nichts mehr zu tun, ſondern 
würde ſich auf Phantaſie gründen und daher bei Prufung 
der Verwechſelungsgefahr nach den von der Rſpr. des RG. 
entwickelten Grundſätzen des § 20 WbzG. ausſcheiden müſſen. 
Wenn auch hiernach die Verwendung einer Katze, alſo 
„eines lebenden Weſens“, den oben dargelegten Inhalt des 
Motivſchutzes der Kl., der ſich auf die originelle Darſtellung 
der Umſchließung von Menſchen als Trägern von Gamaſchen 
durch eine ſolche beſchränkt, ſofern man überhaupt einen ſol⸗ 
chen Motivſchutz bei ihr annehmen kann, nicht verletzt, jo mag 
doch in dieſer Beziehung zum Überfluß noch darauf hin⸗ 
gewieſen werden, daß die Katze Beſtandteil des für die Bekl. 
bereits ſeit dem 28. Okt. 1926 für Sattler⸗, Riemer⸗, Täſch⸗ 
ner⸗ und Lederwaren, alſo u. a. für Gamaſchen eingetragenen 
Bildzeichens iſt. Ihre Verwendung durch die Bekl. ergibt 
daher auch in ſubjektiver Beziehung für ſie nichts, was auf 
eine von ihr bewußte oder gar gewollte Herbeiführung der 
Verwechſelungsgefahr ſchließen laſſen könnte. 
(U. v. 1. Juli 1930; 552/29 II. — Berlin.) Ku. 


wechſlung hervorruft“ (OLG. Celle: 3IndR. 1914, 17; vgl. in 
SI auch RG.: JW. 1924, 701; 1925, 1288; Mu. 
„ 54). 

Nicht unintereſſant für die Beurteilung der Stellungnahme des 
RO. in dieſem Falle iſt, daß das RE. z. B. (MuW. 23, 121) einem 
Bildzeichen, das eine Kanne perſonifiziert, Motivſchutz zugebilligt 
hat. Man ſieht, wie ſchwankend das NO. in der Grenzziehung iſt, 
wie bedenklich Entſch., wie die vorſtehende, für die Sicherheit des 
Verkehrs find. Im Zweifel ſoll man denn doch den Zeicheninhaber 
ſchützen, beſonders, wenn, wie hier, die Bekl. ſchon ein Gamaſchen⸗ 
zeichen beſitzt, dasſelbe aber nicht gebraucht. 

b) Aus der Erwägung, daß Zeichen, in denen die geſchützte 
Ware je nach Art und Verwendungszweck mit Menſchen, lebenden 
Weſen in Verbindung gebracht werden, häufig ſeien, alſo eine ſolche 
Verbindung ein altes, längſt verbrauchtes Motiv ſei, kann m. E. 
für den vorliegenden Fall nichts entnommen werden, ſelbſt wenn ſie 
zutreffend wäre. Wenn! Das RG. hat früher und ihm folgend 
Finger (III) S. 27 ausgeführt, daß ein vor einer Sprechmaſchine 
ſitzendes Tier, wobei deſſen Art (Hund) ohne Bedeutung fei, ein 
höchſt eigenartiges Motiv (1), ein beſonders ſtarkes (1) Zeichen 
ſei (Mu W. 23, 44; 24, 53) 17? Die Abbildung der Sprechmaſchine 
iſt als die einer Ware ebenſo ſchutzunfähig wie die Gamaſche! Eine 
unterſchiedliche Bewertung dieſer und des Klagezeichens iſt nicht 
gerechtfertigt. Und die Sicherheit des Verkehrs? 

Weiter! Das NG. hebt ſelbſt unter Berufung auf Hagens 
hervor, daß der Motivſchutz „auf einer begrifflichen Verallgemeine⸗ 
rung der unmittelbar durch das Zeichen — ſei es Bild, 
ſei es Wort — gegebenen Vorftellung“ beruhe. Man bewegt 
ſich aber dabei im alten Kreiſe: wie faßt der eilige Beſchauer 
das Klagezeichen auf? Iſt darin das Umſchließungsmoment das 
Weſentliche oder nicht? Übrigens: Das Klagezeichen iſt nicht nur 
für Gamaſchen, ſondern für Leder und Lederwaren überhaupt, ſo⸗ 
wie für Trikotagen eingetragen. Dieſer Geſichtspunkt und die 
Frage, ob Kl. fein eingetragenes Warenzeichen und Bell. ſein nicht⸗ 
eingetragenes Warenzeichen bisher nur für Gamaſchen verwendet 
haben, iſt in dem vorſtehenden Urteil überhaupt nicht erörtert. 

c) Das RE. iſt in dem vorſtehenden Urteil von ſeiner in 
ſtändiger Rſpr. feſtgehaltenen Anſicht über den Begriff des Motiv⸗ 
ſchutzes nicht abgewichen. Derſelbe läßt ſich dahin feſtſtellen: Schutz 
gegen die Gefahr der Verwechſlung eines Warenzeichens auf Grund 
der Ahnlichkeit des Sinnes, des gedanklichen Inhalts, des Be⸗ 
griffs, der in dem früheren Zeichen zum Ausdruck gelangt. Wenn 
Reimer (Mu W. 1930, 344 ff.) dagegen ankämpft, daß das RO. 
bei dem Motivſchutz einen verſtärkten Zeichenſchutz annimmt, To 
kann ihm m. E. darin nicht recht gegeben werden. Tatſächlich wird 
über die in § 20 WbzG. gezogene Grenze hinaus durch die An“ 
nahme, daß das in dem früheren Zeichen zum Ausdruck ger 
langende „Motiv“ mitgeſchützt ſei, der Zeichenſchutz verſtärkt, ver⸗ 
ſtärkt durch wettbewerbliche Erwägungen!! Man muß aber Rei⸗ 
mer darin zuſtimmen, daß der Ausdruck „weitgehender Motive 
ſchutz“ mindeſtens mißverſtandlich iſt. Ob das Motiv überhaupt, 
mehr oder weniger weitgehend zu ſchützen iſt, wird immer Tat⸗ 
frage, Auffaſſungsfrage ſein. Maßgebende Grenze iſt das Au 
treten der Verwechſlungsgefahr im Verkehr. 

IR. Prof. Dr. Ludwig Wertheimer, Frankfurt a. M. 
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** 22. Für das Warenzeichenrecht il der 
Grundſatz der „Nationalität“. Ein ausländi⸗ 
ſches Urteil, welches im Inland der Vollſtreck⸗ 
barkeit entbehrt, kann hier als Beweismittel 
gewertet werden. f) 

Für die klagende Norsk Vacuum Oil Compani Aktie- 
bolaget in Oslo, die die norwegiſche Vertriebsgeſellſchaft für 
die Erzeugniſſe der Vacuum Oil Company in Neußhork iſt, 
ſind zahlreiche Warenzeichen während der Zeit von 1905 bis 
1922 für Ol durch Eintragung in das norwegiſche Zeichen⸗ 
regiſter geſchützt. Es handelt ſich u. a. um folgende Waren- 
zeichen: „Vacuum“, „Arctic“, „Almo“, „Voco“, „Fuſoline“, 
„Etna“, „Gargoyle Mobil Oil“ und „Gargoyle“ (Wort und 
Bild eines Drachens oder phantaſtiſchen Waſſerſpeiers). Die 
beklagte Eagle Oil Company of New York GmbH. in Ham⸗ 
burg (hier künftig kurz Eagle Oil) hat i. J. 1925 gegen die 
Norsk Vacuum Oil beim Handelsgericht in Oslo Klage er⸗ 
hoben auf Löſchung der Warenzeichen „Vacuum“ und „Arc⸗ 
tic“ und auf Erſatz des ihr — der Eagle Oil — durch die 
Verwendung dieſer Zeichen entſtandenen Schadens. 

Die Norsk Vacuum Oil hat in jenem Verfahren Wider⸗ 
klage gegen die Eagle Oil erhoben auf Unterlaſſung der Be⸗ 
nutzung einer Reihe von mit den ihrigen verwechſelungs⸗ 
fähigen, teilweiſe ſogar genau oder faſt genau überein⸗ 
ſtimmenden Bezeichnungen, ſowie auf Erſatz des ihr durch 
die Verletzung ihres Warenzeichen⸗ und Ausſtattungsſchutzes 
und den hierdurch begangenen unlauteren Wettbewerb ſeit 
dem 1. Mai 1918 zugefügten Schadens. 

Die norwegiſchen Gerichte — das Handelsgericht in Oslo 
durch Urt. v. 11. Aug. 1925 und das Höchſte Gericht in Oslo 
in der BerInſt. durch Urt. v. 3. Febr. 1927 — haben die 
Klage der Eagle Oil abgewieſen und ſie auf die Widerklage 
zur Unterlaſſung der Benutzung der Zeichen, wie beantragt, 
und zur Zahlung einer Entſchädigung an die Norsk Vacuum 
Oil verurteilt, deren Höhe durch ein noch abzugebendes Gut⸗ 
achten feſtgeſtellt werden ſolle. In dem weiteren Verfahren 
wurde der Schaden auf 20000 Kronen abgeſchätzt und durch 
Urteil des Handelsgerichts in Oslo v. 28. Sept. 1927 die 
Eagle Oil in dieſer Höhe verurteilt; die Berufung wurde 
durch Urteil des Höchſten Gerichts in Oslo v. 22. Sept. 1928 
zurückgewieſen. 

Die Eagle Oil hat dieſen Urteilsbetrag nicht bezahlt. 
Der Norsk Vacuum Oil iſt es auch nicht gelungen, den Be⸗ 
trag zwangsweiſe in Norwegen beizutreiben. 

Mit der Klage fordert nun die Norsk Vacuum Oil 
Zu 22. Das Urteil ( RG. 129, 385) iſt für das internatio⸗ 
nale a ſowohl in prozeß⸗ wie in privatrechtlicher Hinſicht ſehr 
ergiebig. 

l 1. Unter den Parteien war der gleiche Streitfall bereits von 
einem norwegiſchen Gericht zugunſten der (norwegiſchen) Kl. eut⸗ 
ſchieden worden. Die Anerkennung des Urteils war ausgeſchloſſen, 
weil im Verhältnis zu Norwegen die Gegenſeitigkeit nicht verbürgt 
iſt (s 328 J Ziff. 5 ZPO). Das Gericht verwendet aber das nor⸗ 
wegiſche Urteil als Beweismittel dafür, daß die Bekl. gewiſſe un⸗ 
erlaubte Handlungen begangen habe. Die ausländiſche Praxis und 
Theorie erkennt, beſonders in den Niederlanden und in Belgien, 
zum Teil auch in Frankreich, ſchon ſeit langem an, daß ein aus⸗ 
ländiſches Urteil, auch wenn es der Rechtskraft und Vollſtreck⸗ 
barkeit im Inlande entbehrt, hier Beweiskraft (korce probante) 
zu genießen vermag, und es werden aus dieſem Grundſatz bis⸗ 
weilen weittragende Folgerungen hergeleitet (vgl. Henry de 
Cock, Effets et ex6&cution des jugements étrangers, Recueil des 
Cours de PAcademie de dr. int. X 437 ff.; Eugene Vroonen 
de la force extraterritoriale des jugements &trangers (Brüſſel 
1920] 25 ff.). Das RG. ſchließt ſich jetzt — wie ich glaube mit 
Recht — dieſer Lehre an, deren praktiſche Tragweite für Deutſch⸗ 
land um ſo höher eingeſchätzt werden muß, als die Gegenſeirig⸗ 
keit nur im Verhältnis zu einigen wenigen Ländern verbürgt iſt 
(Stein⸗Jonas, 3PO., VIII e zu 8 328; Mag nus, Tabellen 
zum Internationalen Recht, Heft I). Das Urteil iſt deshalb ein Fort⸗ 
ſchritt auf dem Wege internationaler Verſtändigung in dem wichtigen 
Bereich der Urteilsanerkennung. Das gilt nicht nur im Verhältnis 
zu denjenigen Ländern, die ihrerſeits deutſchen Urteilen Beweiskraft 
zubilligen, vielmehr kann das Prinzip der reichsgerichtlichen Entſch. 
dazu verwertet werden, mittelbar das Entgegenkommen ſolcher Laͤnder 
zu erwidern, die wie England (Digey- Keith, Confliet of Laws, 
Rules 103 ff.) und zum Teil die Vereinigten Staaten (dazu neuer⸗ 
dings Feller: JW. 1931, 112) deutſche Urteile zwar nicht grund⸗ 
ſätzlich, aber doch praktiſch weitgehend anerkennen. 

Daß eine ausländiſche AktG. vor deutſchen Gerichten ohne 


von der Eagle Oil Zahlung der 20 000 norw. Kronen nebſt 
60% Zinſen feit dem 28. Sept. 1927, zu deren Zahlung fie 
durch das erwähnte norwegiſche Urteil verurteilt iſt. Sie 
ſtützt ſich auf Zeichenverletzung und unlauteren Wettbewerb 
und beruft ſich zum Beweiſe ihres Anſpruchs auf die in den 
oben angegebenen norwegiſchen Urteilen nach eingehenden 
Erörterungen getroffenen Feſtſtellungen in Verbindung mit 
dem Inhalt der Klageſchrift im norwegiſchen Verfahren. 

Die Eagle Oil hält die Geltendmachung des Anſpruchs 
aus etwaiger Verletzung des Zeichenrechts der Vacuum Oil, 
begangen in Norwegen, für ausſichtslos, weil die Zeichen 
der letzteren weder im deutſchen Zeichenregiſter eingetragen 
noch in Bern regiſtriert ſeien. Etwaige Anſprüche wegen 
unlauteren Wettbewerbs aber ſeien verjährt, da die Er⸗ 
hebung der Widerklage in Norwegen durch die Norsk 
Vacuum Oil die Verjährung nicht unterbrochen habe. Maß⸗ 
gebend ſei deutſches Recht, da der Grundſatz des Art. 12 
EGBGB. entſcheidend ſei. Danach betrage die Verjährungs- 
friſt (8 852 BGB.) nur drei Jahre, dagegen nach nor— 
wegiſchem Recht zehn Jahre. 

Die Norsk Vacuum Oil hat die letztere Angabe als 
richtig zugegeben. 

Das LG. hat durch Urt. v. 26. März 1929 die Klage 
abgewieſen. Dagegen hat das HanfDLG. durch Urt. vom 
18. Okt. 1929 den Klageanſpruch dem Grunde nach für ge⸗ 
vechtfertigt erklärt und die Sache zur Entſcheidung über die 
Höhe an die Vorinſtanz zurückverwieſen, das NG. hat auf⸗ 
gehoben und zurückverwieſen. 

Der von der norwegiſchen Geſellſchaft Norsk Vacuum 
Oil erhobene Klageanſpruch iſt gerichtet auf Verurteilung der 
Eagle Oil Gmb ., die ihren Sitz in Hamburg hat, zur Zah⸗ 
lung von 20000 norw. Kronen nebſt Zinſen als Schadens⸗ 
erſatz wegen vorſätzlicher Verletzung ihres Zeichen- und Aus⸗ 
ſtattungsſchutzes in Norwegen und dadurch gleichzeitig ihr 
gegenüber daſelbſt begangenen unlauteren Wettbewerbs. Der 
Anſpruch iſt der Norsk Vacuum Oil im Vorprozeß der Par⸗ 
teien in Norwegen rechtskräftig zugeſprochen. Sie macht ihn 
aber mit Recht vor dem deutſchen Gericht von neuem ſelb⸗ 
ſtändig geltend, da die Anerkennung von Urteilen nor⸗ 
wegiſcher Gerichte mangels Verbürgung der Gegenſeitigkeit 
zwiſchen dem Deutſchen Reich und Norwegen gemäß 8 328 
Nr. 5 3PO. ausgeſchloſſen iſt. Das ſchließt natürlich nicht 


aus, daß die zwiſchen den Parteien ergangenen norwegiſchen 


Urteile, wie das BG. zutreffend annimmt, in Anbetracht 
ihrer eingehenden und ſorgfältigen Prüfung und Feſtſtellung 


weiteres als Kl. auftreten kann, entſpricht ſtändiger Praxis (NG. 
83, 367 — JW. 1914, 249; 117, 215 JW. 1927, 3045). 

II. Noch größer iſt die Bedeutung des Urteils für das inter⸗ 
nationale Privatrecht im engeren, materiellen Sinne. 

a) Der Klageanſpruch iſt darauf geſtützt, daß eine „deutſche“ 
GmbH. (die „Eagle Oil Company of New York-GmbH.“ in Ham⸗ 
burg!) in Norwegen den dortigen Zeichen⸗ und Ausſtattungs⸗ 
ſchutz der Kl. verletzt und dadurch zugleich gegen die Kl. unlauteren 
Wetlbewerb begangen habe; in die deutſche Zeichenrolle war das 
Zeichen der Kl. nicht eingetragen. Die Hauptfrage iſt alſo, ob ein 
Inländer von einem Ausländer vor dem deutſchen Gericht be⸗ 
langt werden kann, weil er in einem fremden Staat ein nur dort 
geſchütztes Zeichenrecht des Kl. verletzt hat. Die Antwort hängt 
davon ab, ob das Warenzeichenrecht ähnlich wie das Firmenrecht 
ein dem Unternehmen anhaftendes Perſönlichkeitsrecht iſt, das nach 
Art eines Namensrechts „univerſellen“ Schutz genießt, oder ob es 
nach Art des Patentrechts ausſchließlich in demjenigen Staat anerkannt 
wird, der das Recht verliehen hat. Das RG. hat ſich in den Urt. 
v. 20. Sept. 1927: RG. 118, 76 = JW. 1928, 347 und v. 20. April 
1928: JW. 1928, 1456 unter Aufgabe ſeiner gegenteiligen früheren 
Auffaſſung (NG. 51, 267; 54, 414 u. ſonſt) zu der letzteren Auf 
faſſung bekehrt und den Grundſatz von der „Nationalität“ des 
Zeichenrechts aufgeſtellt. In dieſen Urteilen handelte es ſich un⸗ 
mittelbar darum, daß der Zeichenberechtigte nicht gegen Ver⸗ 
letzungen geſchützt wurde, die außerhalb des Verleihungs⸗ 
ſtaates begangen waren. Zuvor aber hatte das NG. für das 
Patentrecht wiederholt ausgeſprochen, daß ausländiſchen Patenten 
im Inlande überhaupt der gerichtliche Schutz verſagt 
ſei, ohne Rückſicht auf Verletzungshandlungen, die im auslän- 
diſchen Verleihungsſtaat begangen ſeien; jo die Urt. v. 18. Juni 
1890: JW. 1890, 280; v. 30. April 1894: JW. 1894, 369 (kein 
Schutz eines ausländiſchen Patentes durch Feſtſtellung ſeines Be⸗ 
ſtehens) und v. 30. Mai 1899: JW. 1899, 444. Man ſollte meinen, 
daß für das Zeicheurecht dieſelben Satze gelten müßten, denn die 
internationalprivatrechtliche Gleichſtellung des Zeichenrechts mit dem 
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des Sachverhalts als wichtiges Beweismittel dafür zu ver⸗ 
wenden find, daß die Eagle Oil unerlaubte Handlungen be⸗ 
gangen hat, die ſie nach norwegiſchem Recht zum Schadens⸗ 
erſatz gegenüber der Norsk Vacuum Oil verpflichten. Das 
BG. ſieht dieſen Beweis als geführt an. Die Rev. be- 
anſtandet das nicht. 

Da bewußte Verletzungen von Zeichen- und Ausſtattungs⸗ 
ſchutz ſowie unlautere Wettbewerbshandlungen nicht nur nach 
norwegiſchem, ſondern auch nach deutſchem Recht unerlaubte 
Handlungen darſtellen i. S. der 88 823 ff. BGB., jo kön⸗ 
nen aus dieſen im Auslande begangenen unerlaubten Hand- 
lungen nach dem Grundſatz des Art. 12 EGBGB. gegen die 
Eagle Oil als eine in Deutſchland anſäſſige Geſellſchaft nicht 
weitergehende Anſprüche geltend gemacht werden, als wenn 
der in Norwegen verwirklichte Tatbeſtand dem deutſchen 
Recht unterſtellt würde. Sie beruft ſich in doppelter Be⸗ 
ziehung auf den Schutz dieſer Geſetzesvorſchrift. Einmal ge⸗ 
nießt ihrer Anſicht nach ein ausländiſches Warenzeichen, das 
nicht in die deutſche Zeichenrolle eingetragen. iſt, in Deutſch⸗ 
land keinen Schutz, wie ſich aus 8 23 WbzG. i. Verb. m. 8 12 
daf. ergebe. Der Klageanſpruch, der ſich in vollem Umfange 
auf Verletzung von in Deutſchland nicht eingetragenen Waren⸗ 
zeichen aufbaue, ſei daher auf Grund des Art. 12 a. a. O. 
abzuweiſen. Mit Recht hat das BG. dieſe auch von Selig⸗ 
ſohn, Anm. 5 zu § 12 WbzöG. vertretene Anſicht, auf die 
übrigens auch die Rev. nicht mehr zurückkommt, in Über⸗ 
einſtimmung mit Hagens, Anm. 6 zu § 12 a. a. O. zurück⸗ 
gewieſen. Aus der Nichteintragung eines ausländiſchen 
Warenzeichens in der deutſchen Zeichenrolle folgt nur, daß 
dieſem Zeichen nicht der Schutz des deutſchen Warenzeichen⸗ 
rochts zugute kommt. Das iſt für Verletzungen innerhalb 
des Deutſchen Reichs von Bedeutung. Dagegen beſteht kein 
Grund gegen die Zuläſſigkeit der Inanſpruchnahme eines 
Inländers, der die Verletzungshandlung gegen ein nur in 
einem ausländiſchen Staate geſchütztes Warenzeichen dort 
begangen hat, vor einem deutſchen Gericht aus dem aus⸗ 
ländiſchen Warenzeichengeſetz. 

Weiter wendet die Eagle Oil unter Berufung auf den 
Grundſatz des Art. 12 EGBGB. Verjährung des mit der 
vorliegenden Klage geltend gemachten Schadenserſatzanſpruchs 
ein. Das BG. iſt zur Zurückweiſung der Verjährungseinrede 
gelangt. Es ſtellt aus dem Urteil des Handelsgerichts in 
Oslo v. 11. Aug. 1925 feſt, daß die Norsk Vacuum Oil in 
dem Vorprozeß der Parteien in Norwegen das Verhalten 
der Eagle Oil aus der Zeit vom Mai 1918 bis zum Anfang 


Patentrecht wird in dem grundlegenden Urteil RG. 118, 81, wenn 
auch Kurz, ausgeſprochen; ausführlich wird ſie begründet von den⸗ 
jenigen Schriftſtellern, auf welche RG. 118, 81 Bezug nimmt, nämlich 
von Hagens, Warenzeichenrecht (1927), 188 ff., Anm. 6 zu 8 12 
und von M. Seligſohn in den von Iſay herausgegebenen 
„Abhandlungen zum Arbeitsgebiet des Reichspatentamts“, S. 193 f. 
Namentlich betont Hagens, daß das Warenzeichenrecht „ebenſo 
wie das Patentrecht ein ſtaatlich verliehenes Monopol ſei“. Danach 
hätte man in dem vorliegenden Streitfall eine andere Entſch, oder 
zum mindeſten eine andere Begründung erwarten müſſen. Es liegt 
am nächſten, den Widerſpruch zu der früheren Rſpr. dadurch zu 
löſen, daß man das neue Urteil lediglich auf den Fall der „be⸗ 
wußten“ („wiſſentlichen“?, vgl. 8 14 WbzGh., „vorſatzlichen“ 7, 
vgl. 8 826 BGB.) Verletzung eines ausländiſchen Zeichen. und 
Ausſtattungsſchutzes bezieht. Aber das NG. verwirft ausdrück⸗ 
lich die Meinung von A. Seligſohn, Wb56., Anm. 5 zu $ 12, 
der (übrigens mit unzutreffender Berufung auf RG.: JW. 1908, 
437) ein Einſchreiten deutſcher Gerichte wegen Verletzung aus⸗ 
ändiſcher Warenzeichen allgemein für unzuläſſig erklärt hatte, und 
es billigt ebenſo ausdrücklich die in dieſem Punkte gegenteilige An⸗ 
ſicht von Hagens. Das iſt ein Umſchwung, der ſich im Patentrecht 
praktiſch noch ſtärker auswirken dürfte als im Warenzeichenrecht. 
Immerhin beruht die getroffene Entſch. nicht auf einer 
allgemeinen Gewährung gerichtlichen Schutzes für ausländiſche 
Zeichenrechte. Das Ergebnis wird vielmehr in erſter Linie aus dem 
Deliktrecht begründet; dieſe Erwägungen ſollen die Entſch. 
offenbar tragen. Klarheit beſteht indeſſen auch hier nicht. Das 
RG. ſagt nicht konkret, welches Deliltt nach norwegiſchem Recht 
vorlag. Es betont nur die „Bewußtheit“ der Verletzung. Man hat 
gi an eine Norm nach Art. des 8 826 BGB. oder der 88 14, 
15 366. zu denken. Daher dürfen aus dem Urteil Folgerungen 
1 den Fall der grobfahrläſſigen Verletzung eines aus⸗ 
le Zeichens (die leichte Fahrläſſigkeit ſcheidet hier aus, 814 
; 89.) nicht ohne weiteres hergeleitet werden. Jusbeſ. läßt ſich 
u ſolchem Falle 8 823 1 Baß B. nicht anwenden, da ein au 
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des Jahres 1924 zur Grundlage der gegen letztere im Wege 
der Widerklage erhobenen Anſprüche hat machen wollen, mit⸗ 
hin ſpäteſtens Anfang 1924 von den Handlungen der Eagle 
Oil Kenntnis gehabt hat. Bis zu der Anfang Januar 1929 
erfolgten Erhebung der vorliegenden Klage wäre daher bei 
Zugrundelegung der zehnjährigen Verjährungsfriſt, die nach 
dem für die materielle Beurteilung des eingeklagten An⸗ 
ſpruchs maßgebenden norwegiſchen Recht für Anſprüche aus 
unerlaubten Handlungen gilt, der Klageanſpruch nicht ver⸗ 
jährt. Da nach deutſchem Recht (S 852 BGB.) für dieſe An⸗ 
ſprüche die Verjährungsfriſt aber nur drei Jahre dauert, ſo 
iſt nach dem Grundſatz des Art. 12 Ech BGH B. dieſe kürzere 
Verjährungsfriſt maßgebend mit der Wirkung, daß der gel⸗ 
tend gemachte Schadenserſatzanſpruch zur Zeit der Klage⸗ 
erhebung (Anfang Januar 1929) bereits verjährt war, ſo⸗ 
fern die Verjährung nicht durch die im Vorprozeß der Par⸗ 
teien in Norwegen von der Norsk Vacuum Oil erhobene 
Widerklage unterbrochen ſein ſollte. Dabei iſt, wie das ſei⸗ 
tens des BG. nach der obigen Hervorhebung geſchehen iſt, 
davon ausgegangen, daß dem vorliegenden Klageanſpruch 
Verletzungshandlungen der Eagle Oil zugrunde gelegt ſind, 
die mit dem Mai 1918 beginnen und mit dem Anfange des 
Jahres 1924 beendet find. 

Das BG. hat nun angenommen, daß die von der Norsk 
Vacuum Oil im Vorprozeß in Norwegen erhobene Widerklage 
die Verjährung unterbrochen hat. 

Gegen dieſe Auffaſſung wendet ſich die Rev. unter Hin⸗ 
weis auf die Entſch. des erk. Sen. v. 18. Sept. 1925, 
II 505/24: JW. 1926, 3746. Mit Recht. Allerdings waren 
im vorliegenden Fall im Gegenſatz zu dem früher entſchie⸗ 
denen „die Gerichte des Staates, dem das ausländiſche Ge⸗ 
richt angehört, nach den deutſchen Geſetzen zuftändig” (8 328 
Abſ. 1 Nr. 1 ZPO.). Es kann ganz dahingeſtellt bleiben, 
ob die Eagle Oil, wie das BG. meint, in Norwegen einen 
Gewerbebetrieb ausgeübt hat. Jedenfalls war gegen ſie der 
auch dem deutſchen Recht (§ 33 ZPO.) bekannte Gerichtsſtand 
der Widerklage begründet. Hatte ſie die Norsk Vacuum Oil 
in Oslo verklagt, fo mußte fie ſich wegen eines konnexen 
Gegenanſpruchs in demſelben Rechtsſtreit auch als Bekl. be⸗ 
langen laſſen. 

Allein die Zuſtändigkeitsfrage hat der Senat in der 
damaligen Entſcheidung nur deshalb beſonders erörtert, weil 
der Fall dazu Anlaß bot. Damit eine im Ausland erhobene 
Klage die nach deutſchem Recht zu beurteilende Verjährung 
unterbreche, hat er allgemein gefordert, daß das ausländiſche 


ländiſches Warenzeichenrecht kraft des zeichenrechtlichen „Natio⸗ 
nalitätsprinzips“ keinesfalls als Recht i. S. des § 823 J an⸗ 
erkannt werden könnte. Es fällt ferner auf, daß die inländiſche 
Staatsangehörigkeit der Bekl. hervorgehoben wird, obſchon die 
Geltendmachung eines Schadenserſatzanſpruchs wegen eines im Aus⸗ 
lande begangenen Delikts von dieſer Vorausſetzung in keiner Weile 
abhängt. Abgeſehen ſelbſt von allen theoretiſchen Bedenken kann 
man es unmöglich zulaſſen, daß der Deutſche, der ein ausländiſches 
Verbot verletzt, im Inlande haftbar gemacht wird, während der 
Ausländer, der ſich gegen die Verbote ſeines eigenen Hei⸗ 
mats rechts vergeht, zivilrechtlich hier nicht zur Verantwortung 
gezogen werden könnte. Hagens weiſt an der vom RG. zitierten 
Stelle auf 8 4 Ziff. 3 Stöh B. hin, der allerdings deutſche Staats⸗ 
angehörigkeit vorausſetzt, aber Hagens ſpricht dort nur von 
ſtrafrechtlicher Verfolgung. Wenn das RG. gelegentlich bei der Be⸗ 
urteilung von Wettbewerbshandlungen und Markenſchutzverletzungen, 
die im Ausland begangen find, die inländische Staatsangehörigkeit 
des Täters erwähnt hat (RG. 18, 28; Seuff Arch. 45, 444; JW. 1901, 
851; 1903, 297; vgl. auch KG.: OSG Rſpr. 30, 256), fo handelte es 
ſich damals um den Schutz inlandiſcher Berechtigter; die den 
Markenſchutz betreffende Entſch. (RG. 18, 28) beruht überdies noch 
auf dem Univerſalitätsprinzip. 

b) Während das NG. die wichtigen Fragen des internationalen 
gewerblichen Rechtsſchutzes, die der Fall aufwirft, äußerſt kurz 
und unbefriedigend behandelt, geht es ſehr ausführlich auf die 
Verjährungsfrage ein. Hier bietet das Urteil klare Gedankengange- 
Da für die in Betracht kommenden unerlaubten Handlungen das 
norwegiſche Recht Schuldſtatut war, ſo unterſtand auch die Verjahrung 
nach der bekannten feſten Praxis (Lewald, Deutſches Intern. Privat⸗ 
recht Nr. 97) dem gleichen Recht. Die Bell. als Deutſche konnte ſich 
jedoch gem. Art. 12 Ech BGB. auf eine etwaige kürzere deutſche Ver⸗ 
jährungsfriſt berufen (NG. v. 27. Sept. 1927: RG. 118, IT 
JW. 1927, 2687). Darüber beſtand kein Zweiſel mehr ‚u 
fragte ſich nur, ob die dreijährige Friſt des § 853 BGB., die hier- 
nach vor der zehnjährigen norwegiſchen Friſt den Vorrang hatte, 
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Verfahren von der inländifchen Rechtsordnung anerkannt 
wird. An dieſer Forderung iſt trotz der abweichenden An⸗ 
ſicht Neumeyers in der Anmerkung zu der damaligen Ent⸗ 
ſcheidung des erk. Sen. a. a. O. feſtzuhalten. Das ausſchlag⸗ 
gebende Moment bei der Klagerhebung liegt keineswegs in 
der Intenſität des Gläubigerwillens, die auch bei einer außer⸗ 
gerichtlichen Mahnung in gleichem Maße vorhanden ſein kann. 
Entſcheidend iſt die prozeſſuale Rechtsſchutzhandlung der An⸗ 
rufung des Gerichts. Kann aber ſelbſt das ausländiſche Ur⸗ 
teil auf das deutſche Rechtsverhältnis keine materielle Wir⸗ 
kung ausüben, ſo muß eine ſolche auch ſeiner Vorbereitung, 
der Klagerhebung, verſagt werden. Es iſt auch nicht erſicht⸗ 
lich, wie den Mißſtänden, die aus einer ſchrankenloſen Mög⸗ 
lichkeit der Klagerhebung vor ausländiſchen Gerichten drohen, 
auf andere Weiſe begegnet werden könnte. Eine entſprechende 
Anwendung des Art. 30 EG BGB., auf welche Neumeyer 
verweiſt, würde der Willkür Tür und Tor öffnen und eine 
höchſt bedenkliche Rechtsunſicherheit in die Materie hinein⸗ 
tragen. Die hier vertretene Anſicht wird namentlich von 
Frankenſtein, Intern. Privatrecht Bd. 1 S. 371 f., 598f. 
geteilt; vgl. auch Joſef: BlIntpPr. 1926, 241 ff. 

Somit hätten für eine unterbrechende Wirkung der 
Widerklage der Norsk Vacuum Oil vor dem Gericht in Oslo 
ſämtliche Vorausſetzungen des $ 328 ZPO. erfüllt fein müſ⸗ 
ſen. Das war jedoch nicht der Fall. An der Vorausſetzung 
des Abſ. 1 Nr. 5 hat es gefehlt: Die Gegenſeitigkeit iſt zwi⸗ 
ſchen Norwegen und dem Deutſchen Reich nicht verbürgt 
(Stein⸗Jonas, 8 328 VIII E. 17). 

Fehlt es hiernach auch an einer Unterbrechung der Ver⸗ 
jährung, ſo daß das angefochtene Urteil aufzuheben war, ſo 
war doch eine Klageabweiſung zur Zeit noch nicht möglich. 
Sie hätte erfolgen müſſen, wenn die Verletzungshandlungen 
der Eagle Oil in Norwegen i. J. 1924 aufgehört hätten, wie 
das BG. auf Grund des nur den Zeitabſchnitt vom Mai 
1918 bis Anfang des Jahres 1924 behandelnden Urteils 
des Osloer Handelsgerichts v. 11. Aug. 1925 angenommen 
und ſeinen Ausführungen zugrunde gelegt hat. Aber in der 
BerBegr. (S. 4) iſt, worauf die Norsk Vacuum Oil in der 
RevInſt. hingewieſen hat, unter Beweisantritt geltend ge- 
macht worden, die Verletzungsverhandlungen der Eagle Oil 
ſeien noch bis kurz vor Erhebung der jetzigen Klage, alſo bis 
gegen Ende 1928 fortgeſetzt worden. Das gleiche iſt im Be⸗ 
rufungsſchriftſaz der Norsk Vacuum Oil v. 1. Okt. 1929 
Ziff. 6 (S. 15) unter näherer Angabe der Art und Zeit die⸗ 
ſer ſpäteren Verletzungshandlungen der Eagle Oil nach Erlaß 
des Urteils des Höchſten Gerichts in Oslo v. 3. Febr. 1927 
behauptet worden. Dieſes Vorbringen ſtellt keine Klage⸗ 
änderung, ſondern nur eine nach § 268 Nr. 1 3PO. zw 
läſſige Ergänzung der tatſächlichen Anführungen dar. Sind 
die Verletzungshandlungen auch als fortgeſetzte Handlungen 
anzuſehen, ſo iſt hier doch rechtlich keine Möglichkeit gegeben, 
eine zeitliche Zäſur zu machen dahin, daß alle bis zum Jahre 


dadurch unterbrochen worden war, daß die Kl. in Norwegen Klage 
erhoben hatte. Das RG. verneint dies, weil die norwegiſche 
Klage ebenſowenig wie das norwegiſche Urteil in Deutſchlaud ma⸗ 
terielle Wirkungen hervorzurufen geeignet iſt. Hierin iſt dem RO. 
m. E. mit Frankenſtein und Joſef ſowie mit Lewald 
a. a. O. Nr. 99 gegen Neumeyer zu folgen. Die Stellung⸗ 
nahme des höchſten Gerichts ſteht im Einklang damit, daß eine 
ſolche Klage im Inlande die Einrede der Rechtshängigkeit nicht 
begründet (NG. v. 13. April 1901: RG. 49, 344; v. 26. Jan. 
1892: SW. 1892, 124 Anm. 1 und zahlreiche andere bei Stein⸗ 
Jonas, Anm. 39 zu 8 263 angeführte Entſch.). Denn wenn es 
ſich hier auch um Prozeßrecht handelt, ſo ſind die Fälle doch ver⸗ 
gleichbar, weil auf den deutſchen Prozeß gleichfalls deutſches Recht An⸗ 
wendung findet und überdies durch die Rechtshängigkeit auch materiell⸗ 
rechtliche Wirkungen hervorgerufen werden. Zu beachten iſt jedoch, daß 
das RG. feinen Satz zutreffend auf die Ermittlung der deutſchen 
Verjährungsfriſt als der durch Art. 12 EGBGB. vorgeſchriebenen 
Höchſtgrenze beſchränkt. Würde es ſich um die Berechnung der aus- 
ländiſchen Verjährungsfriſt handeln, ſo müßte der Klage vor 
dem fremden Gericht diejenige Bedeutung beigelegt werden, die 
das ausländiſche Recht mit ihr verbindet. Ebenſo wie 3. B. das 
Hanſeatiſche OS. in dem Urt. v. 18. April 1920: Hanſſchg. 1920, 
182 im Falle eines öſterr. Schuldſtatuts ein Beweisſicherungs⸗ 
verfahren entgegen dem 8 477 II BGB., aber im Einklang mit 
dem öſterr. Recht für ungeeignet erklärt hat, die Verjährung zu 
unterbrechen, müſſen bei ausläandiſchem Schuldſtatut die Unter⸗ 
brechungsgründe des ausländiſchen Rechts anerkannt werden, auch 
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1924 begangenen Verletzungsverhandlungen als durch das 
Urteil des Gerichts in Oslo erfaßt und entſchieden nur Gegen⸗ 
ſtand des vorliegenden Schadenserſatzanſpruchs ſeien, dagegen 
die etwaigen ſpäteren hier auszuſcheiden hätten und einem 
künftigen neuen Rechtsſtreit vorzubehalten wären. Eine ſolche 
Trennung iſt deshalb ausgeſchloſſen, weil das norwegiſche 
Urteil nach den obigen Darlegungen auf das deutſche Rechts⸗ 
verhältnis keine materielle Wirkung auszuüben, Rechtskraft 
nicht zu begründen vermag (8 723 Abſ. 2 ZPO.). Das 
Urteil des norwegiſchen Gerichts iſt deshalb in dem ganz 
ſelbſtändigen vorliegenden Schadenserſatzprozeß wegen der 
von der Eagle Oil in Norwegen ſeit dem Mai 1918 be⸗ 
gangenen Verletzungshandlungen nur als Beweismittel zu 
werten und kommt als ſolches naturgemäß nur für die von 
ihm behandelten, bis zum Beginn des Jahres 1924 liegen⸗ 
den Verletzungshandlungen in Betracht. Die Frage, ob ſolche 
von der Bagle Oil auch ſpäter noch begangen ſind, wie die 
Norsk Vacuum Oil in der BerInſt. behauptet hat, das BG. 
aber nicht berückſichtigt hat, bedurfte daher noch der Auf⸗ 
klärung durch das BG. 
(U. v. 8. Juli 1930; 542/29 II. — Hamburg.) 


3. Literatururhebergeſetz. 


* 23. 88 12, 13 Litürh G. Ein nach allge⸗ 
meinen Grundſätzen an ſich ſchutzfähiges 
Schriftwerk iſt, wenn es unter freier oder 
unfreier Benutzung eines anderen Werkes 
hervorgebracht wurde und keine eigentüm⸗ 
liche Schöpfung iſt, gegen den Urheber des 
benutzten Werkes nicht geſchützt. — Für die in⸗ 
ſoweit zu entſcheidenden Fragen kommen Art 
und Maß der aufgewendeten Geiſtesarbeit und 
das daraus erwachſene Leiſtungsergebnis in Be⸗ 
tracht. Langjähriges Dulden eines in die ur⸗ 
heberrechtlichen Befugniſſe eingreifenden Zu⸗ 
ſtandes kann, aber braucht nicht den Verzicht zu 
enthalten, gegen ſolche Eingriffe vorzugehen.) 

Kl. bezweckt Schutz ihrer Mitglieder gegen Eingriffe in 
deren Urheberrechte. Zu den Mitgliedern gehören C. und D. 
C. beſitzt die Urheberrechte an Muſik und Text der Operetten 
„Die Fledermaus“ und „Der Zigeunerbaron“. D. an Muſik 
und Text der Operetten „Die luſtige Witwe“ und „Ein 
Walzertraum“. Die Bekl. W. verlegt unter der Sammel 
bezeichnung „Woſſidlos Operettenbibliothek, Fortſetzung von 
Woſſidlos Opern-Bibliothek“ Führer durch einzelne Operetten. 
Die Hefte enthalten eine Schilderung des Handlungsganges 
der Werke mit eingeſtreuten Notenbeiſpielen, denen Stücke der 
Liedertexte beigedruckt ſind. Verfaſſer dieſer Führer iſt der 
Bekl. W. In dieſer Sammlung ſind auch Führer durch die 
vorhin genannten vier Operetten erſchienen. C. und D. ſehen 


wenn fie ſich mit denen des deutſchen Rechtes nicht decken. So⸗ 
fern alſo Art. 12 Els BoB. keine Anwendung findet, wie bei 
Klagen gegen Nichtdeutſche, würde die Klagerhebung vor dem 
ausländiſchen Gericht ſehr wohl imſtande fein, die Verjährungs⸗ 
einrede zu beſeitigen. 

die „Eagle Oil Company of New York-GmbH.“ als 
deutſche Geſellſchaft behandelt wurde, iſt nicht zu beanſtanden, da 
ſie ihre Rechtsfähigkeit vom deutſchen Recht ableitet und in Deutſch⸗ 
land ihren Sitz hat. Sonderbar iſt freilich, daß eine deutſche, in 
Hamburg anſäſſige Geſellſchaft ſich als „Company of New York“ 
bezeichnet. M. E. verſtößt dies gegen $ 18 II 968. Aber dieſe 
Frage war in dem Prozeß nicht zu entſcheiden, ſie liegt auch außer⸗ 
halb des internationalen Privatrechts. 

Prof. Dr. A. Nußbaum, Verlin. 


Zu 23. Die Entſch. iſt grundſätzlich intereſſant und im Er⸗ 
gebnis zweifellos zu begrüßen. Und doch ſtößt man an ein im Kern 
der Auffaffung liegendes Bedenken. Iſt es wirklich richtig, die 
einführenden und den Inhalt mit Beiſpielen referierenden Opern⸗ 
oder Operettenführer vorwiegend aus dem Geſichtspunkt des 8 13 
(Benutzung eines fremden Werkes zu eigentümlicher Schöpfung) zu 
beurteilen? Iſt der Zitatmißbrauch beim Referieren nicht beſſer 
rein aus dem Geſichtspunkt der unerlaubten Vervielfältigung lauch 
der teilweiſen), die unter Überſchreitung der Erlaubniſſe des Bitat- 
rechts geſchieht, anzuſehen? Das Werk, gegen das hier konkurriert 
wird, iſt weniger die Operette ſelbſt als vielmehr das Textbuch der 
Operette, das als Werle keineswegs identiſch iſt mit der Operette 
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darin Verletzungen ihrer Urheberrechte; ſie haben ihre Rechte 
an die Kl. abgetreten und dieſe mit der Verfolgung betraut. 

Der Antrag der Kl. geht auf Unterſagung und Ver⸗ 
nichtung. Das OLG. hat die Klage abgewieſen, das RG. 
hat nach Klageantrag erkannt. 

1. Eine Durchſicht der vier Operettenführer, um die es 
ſich hier handelt, ergibt alsbald, daß ihr Inhalt dreierlei 
Beſtandteile aufweiſt: Erſtens eine Anzahl Notenbeiſpiele, 
durch die der Verfaſſer gewiſſe Lieder, Sing- und Tanzweiſen 
oder fonftige Melodien aus dem Muſikwerke heraushebt. 
Zweitens wird, ſofern dieſe Weiſen einen Geſangstext be⸗ 
gleiten, auch der Text — im Umfange des mitgeteilten Noten⸗ 
beiſpiels, dem er zugehört — wiedergegeben und ſo aus der 
Wortdichtung ebenfalls — wie aus der Muſik — eine Aus⸗ 
wahl kennzeichnender Proben dargeboten. Drittens ſchildert 
der Führer in großen Zügen den Gang der Handlung; dieſe 
Schilderung dient zugleich als Bindemittel zwiſchen den vor⸗ 
gelegten, in einzelnen Ausdrücken andeutungsweiſe gekenn⸗ 
zeichneten Proben aus Tönen und Worten. Der Führer zur 
Fledermaus hat 19, der zum Zigeunerbaron 16, der zur 
Luſtigen Witwe 21, der zum Walzertraum 20 bedruckte Seiten 
(ohne Titel und Perſonenverzeichnis gezählt). Bei den Füh⸗ 
rern zu Fledermaus und Zigeunerbaron kommt auf die 
Notenbeiſpiele ſamt Text und auf die verbindende Schilde⸗ 
rung je etwa die Hälfte der bedruckten Fläche; in denen zur 
Luſtigen Witwe und zum Walzertraum iſt der räumliche An⸗ 
teil der Handlungsſchilderung im Vergleich zu Noten und 
Text noch geringer. 

a) Das BG. kennzeichnet die vier Führer als Berichte 
darüber, wie ſich die Operetten vor dem Auge und Ohr des 
Zuschauers und Zuhörers abſpielen. „Sie beſchreiben in ge⸗ 
drängter Kürze den geſchichtlichen Hergang der Bühnenwerke 
unter Entkleidung ihrer dichteriſchen Form, ſchildern die 
Szenerien, deuten Muſik und Text und weiſen auf beſonders 
beachtenswerte Stellen hin.“ Nachdem es an etlichen Bei⸗ 
ſpielen erläutert hat, in welcher Weiſe das geſchieht, faßt es 
nochmals zuſammen: Die Führer ſeien berichtende Wieder⸗ 
gaben der geſamten Bühnenvorgänge jener Operetten in ge⸗ 
drängter Form, ergänzt und verdeutlicht durch zahlreich ein— 
geſtreute Notenbeiſpiele mit untergelegtem Texte. Somit ſeien 
in den Führern die Bühnenwerke nicht in Erzählungsgeſtalt 
wiedergegeben. Die Führer ſeien ihrer Beſtimmung gemäß 
etwas völlig anderes als die von ihnen behandelten muſik⸗ 
dramatiſchen Werke ſelbſt. 

Um dieſer Unterſchiede willen zwiſchen den Operetten 
ſelber und den ihnen gewidmeten Führern kommt das BG. 
zu dem Schluſſe, daß die Führer keine Bearbeitung der 
Operetten ſeien. Aus den im $ 12 Abſ. 1 LitUrhch. ausdrück⸗ 
lich erwähnten Beiſpielen entnimmt es, daß eine Bearbeitung 
(§ 12 Abſ. 2) nur dann vorliege, wenn der Verfaſſer des 


als Werk. Der Führer beſchränkt ſich dabei aber nicht auf die 
„Benutzung des Textbuches“, ſondern „benutzt“ auch die Muſik der 
Oper oder Operette für ſeine darſtellende Einführung. Richtigerweiſe 
liegt ſeine Schutzſphäre nicht in der gleichen Ebene mit der der 
Operette (die er „benutzt“), ſondern nur mit der des Textbuches, 
über deſſen Umkreis der Führer — wegen ſeiner Einbeziehung des 
muſikaliſchen Inhalts in feine referierende Arbeit — hinausgeht! Ich 
glaube, das NG. hat ſich hier auf die vom OLG. geſtellte Frage 
des 8 13 (Bearbeitung oder freie Benutzung?) hindrängen laſſen, ob⸗ 
wohl der urheberrechtliche Kern der Frage wo anders liegt. Der 
Hinweis auf 8 19 (Zitatrecht), den das NG. nicht überſehen hat, 
ſcheint mir hier wichtiger als die nicht ganz ſchlüſſige Betonung, 
daß die Frage der „ſelbſtändigen literariſchen Arbeit“ (vgl. 8 19) 
gleichbedeutend (1) fein ſolle mit der Frage der „Benutzung zu 
eigentümlicher Schöpfung“ (vgl. 8 13). Das OLG. hätte ſeiner Auf⸗ 
faſſung im Ergebnis beſſer genützt, wenn es nicht fo ſehr auf 88 12 
und 13 als auf 819 Abſ. 1 den Blick gerichtet hätte. Gewiß iſt 
jede eigentümliche Schöpfung auch eine ſelbſtändige (Titerariiche) 
Arbeit, aber nicht jede ſelbſtändige literariſche Arbeit iſt zugleich eine 
eigentümliche Schöpfung; und wenn das Geſetz in 819 im Hinblick 
auf das Zitatrecht einen ganz anderen Ausdruck gebraucht als in 
§ 13, fo hat das doch vermutlich feinen guten Grund. Die Frage 
des Zitatmißbrauchs kann man wohl doch nicht ſo einfach löſen, wie 
es hier vom RG. mit dem Terminus des $ 13, der mit der Zitat⸗ 
erlaubnis in keinem engen Zuſammenhange ſteht, verſucht wird. Mit 
„Bearbeitung“ der Operette hat die Abfaſſung eines Führers mit 
Zitaten gar nichts zu tun, und das OLG. hat feiner Auffaſſung 
das Beſte weggenommen, indem es überhaupt von der Frage der Be⸗ 
arbeitung ausging. Ich will damit nicht den gewiß allzu ber 
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neuen Werkes (hier des Führers) der Darſtellung oder doch 
dem Gedankengange des älteren Urhebers (hier der be⸗ 
ſprochenen Operette) gefolgt ſei, alſo ein Werk hergeſtellt 
habe, welches fremde Darſtellung oder fremde Gedanken in 
der Form der Aneignung als eigne Darſtellung oder eigne 
Gedanken benutze. So aber verfahre, wie an der Art ſeiner 
Zutaten gezeigt, W. in den ſtreitigen Führern nicht. 

Damit legt das BG. der Schilderung des Handlungs⸗ 
ganges aus der Feder eines Zuſchauers und Hörers, der der 
bühnenmäßigen Aufführung mit Auge und Ohr gefolgt iſt, 
eine für die Würdigung des ganzen Operettenführers aus⸗ 
ſchlaggebende Bedeutung bei. Die Ausführungen aber, in 
denen dies näher begründet wird, unterliegen rechtlichen Be⸗ 
denken. Das BG. knüpft in ihnen an das von ihm eingeholte 
Gutachten der Leipziger Sachverſtändigenkammer für Werke 
der Literatur an, ſetzt ſich mit deſſen Auffaſſung auseinander 
und gibt kund, warum es im Ergebnis von ihm abweicht. Es 
bemerkt zunächſt: Eine ſcharfe begriffliche Scheidung der Be⸗ 
arbeitungen eines Werkes (die nach 8 12 LitUrhGG. in den 
Befugniskreis des Urhebers fallen) von den unter freier 
Benutzung des Werkes gewonnenen eigentümlichen 
Schöpfungen (die nach § 13 Abſ. 1 LitUrhcd. außerhalb 
jenes Kreiſes liegen) laſſe ſich ſchwerlich durchführen. In 
jedem einzelnen Falle müſſe geprüft werden, ob ſich der Ver⸗ 
faſſer des neuen Werkes von Darſtellung und Gedanken des 
älteren ſoweit losgelöſt habe, daß es billig erſcheine, ſeine 
Tätigkeit als eine ſelbſtändige literariſche Leiſtung aufzufaſſen 
(Begr. z. Entw. d. Lit UrhG. 88 12, 13 [RT Druckſ. 10. Leg⸗ 
Per. II. Seſſ. 1900/01 Nr. 97 S. 23— 25]; RG. 82, 17); 
121, 358 ff.2)). Mit dieſem Hinweis auf anerkannte Grund⸗ 
ſätze ſtändiger Rechtsanwendung wird zutreffend angedeutet, 
daß es weſentlich iſt, ob die ſtreitigen Operettenführer — ein 
jeder einzeln betrachtet im Verhältnis zu dem Werke, welches 
er erläutert — ſelbſtändige literariſche Arbeiten ſind. Auf 
dieſes Erfordernis hin müſſen ſie ſchon deshalb geprüft wer⸗ 
den, weil ſie zu erheblichen Teilen ihres geſamten Umfangs 
aus Velegſtellen — Tert- und Muſikzitaten — beſtehen, die 
jenen Werken entnommen ſind. Vervielfältigung einzelner 
Stellen eines erſchienenen Schriftwerkes oder Tonkunſtwerkes 
aber iſt zuläſſig, wenn ſie in einer ſelbſtändigen literariſchen 
Arbeit angeführt werden (88 19 Nr. 1, 21 Nr. 1 LitUrhG.). 
Alſo fragt ſich, ob die Führer, ein jeder für ſich betrachtet, 
als Geſamtwerk — durch die knappe Schilderung des Hand⸗ 
lungsverlaufes nebſt der mit ihr verbundenen Ausleſe an 
Melodien und Textproben zu den ſelbſtändigen lite⸗ 
rariſchen Arbeiten gehören. Wenn, wie hier, das neue 
Werk nach ſeinem ausgeſprochenen Zwecke dazu dient, in das 
ältere, die Operette, einzuführen, es dem Verſtändnis zu er⸗ 
ſchließen und, wenngleich nur oberflächlich, zu erläutern, dann 
erweiſt ſich dieſe Frage als gleichbedeutend mit der anderen: 


ſcheidenen Machwerken kommerziellen Charakters das Wort reden 
und glaube, daß die Entſch. im Ergebnis richtig iſt; aber es iſt 
theoreliſch m. E. hier etwas überſehen: Opern- und Operettenführer 
ſind etwas anderes als Textbücher und ſollen auch andere Aufgaben 
erfüllen. Und wenn in 8 19 Ziff. 1 die ſehr wichtige Zitaterlaubnis 
der Anführung von Stellen im Rahmen einer „ſelbſtändigen Arbeit“ 
gegeben iſt, fo genügt es nicht, wie hier geſchehen, auf den mageren 
eigenen „Gedankeninhalt“ der Führer gegenüber der Operette hin⸗ 
zuweiſen — denn darauf kommt es nicht an, da der Wert eines 
Werkes ja bekanntlich auch ſonſt nicht ausſchlaggebend iſt für ſeinen 
urheberrechtlichen Schutz —, ſondern es hätte geprüft werden müſſen, 
ob ſolche Führer nicht eine berechtigte ſelbſtändige Funktion gegen⸗ 
über Textbüchern haben, insbeſ. weiter: ob nicht neben der Inhalts⸗ 
angabe des Stückes gerade auch die Auswahl der Text- und Muffk- 
proben eine Geiſtestätigkeit, d. h. eine „ſelbſtändige Arbeit“ i. S. 
der Zitaterlaubnis enthalten, und endlich: ob denn nicht mithin der 
Begriff „ſelbſtändige Arbeit“ (8 19 Ziff. 1) beſcheidener gemeint iſt 
als der in 8 13 enthaltene der eigentümlichen Schöpfung! Denn es 
iſt doch etwas anderes, ob ich ein fremdes Werk benutze zu einem 
auf gleicher Linie wirkenden neuen (das meint 8 130 
oder ob ich ihm durch einen mit Zitaten verſehenen Führer diene! 

Aber wo im Einzelfall die Grenze zu ziehen iſt, das wird mie 
mals ohne Berückſichtigung des Wettbewerbsmoments möglich jet, 
und es iſt ſehr bezeichnend (und beſtätigt die in meinen Arbeiten ent⸗ 
haltenen Lehren in einer mir erfreulichen Weiſe), daß biejer Ge⸗ 
ſichtspunkt auch im vorl. Fall der beherrſchende geweſen iſt. Denn es 
wurde feſtgeſtellt: dieſe Operettenführer ſeien feit mehr als zwanzig 
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ob die vier Führer aus freier Benutzung der Operetten Operetten erſchließt ſich durch Kenntnis der Liedertexte und 


erwachſene eigentümliche Schöpfungen find ($ 13 
Abſ. 1 LitUrhG.). 

Das BG. bejaht dies. Um es zu begründen, führt es 
aus: Die Führer ſeien Berichte über Bühnenwerke in der 
Form zuſammenfaſſender Darſtellung der Handlung mit bei⸗ 
gegebener gelegentlicher Beſchreibung der Muſik unter kriti⸗ 
ſcher Würdigung von Text und Tönen. Für die Antwort auf 
die Frage, ob die Veröffentlichung eines ſolchen Werkes in 
die ausſchließlichen Befugniſſe des Verfaſſers des Bühnen⸗ 
werkes ſelbſt eingreift oder nicht, könne es keinen Unterſchied 
machen, ob die Beſprechung ausführlich und gut oder dürftig 
und minderwertig ſei. Denn von beiden Beſprechungsarten 
werde das beſprochene Werk in gleicher Weiſe benutzt. Auch 
der Verfaſſer eines Führers mit knapper, ſich an der Ober⸗ 
fläche bewegender kritiſcher Würdigung bediene ſich des be⸗ 
ſprochenen Werkes in freier Weiſe (813 LitUrhG.) und bringe 
in dem Führer eine eigentümliche Schöpfung hervor. 

b) Dieſe Schlußfolgerung kann nicht gebilligt werden, 
weil dabei die Annahme gleichartiger freier Benutzung und 
eigentümlicher Schöpfung von Rechtsirrtum beeinflußt iſt. 

aa) Nach ſtändiger Lehre und Rſpr. genügt allerdings 
zum ſchutzfähigen Schriftwerke (81 Abſ. 1 Nr. 1 LitUrhG.) 
der durch Zeichen äußerlich erkennbar gemachte ſprachliche 
Gedankenausdruck, der ſich als Erzeugnis geiſtiger Tätigkeit 
des Urhebers kundgibt (RG. 108, 65; 116, 2943); 121, 
358 4)). Bloß mechanische Wiedergabe von Bekanntem, zu der 
ſich keine ſelbſtändig ſchaffende Geiſtesarbeit geſellt, reicht nicht 
hin; doch braucht die aufgewandte geiſtige Tätigkeit nur ge- 
ringen Grades zu ſein; auch kommt es auf Umfang und Wert 
der Leiſtung nicht an; unter Umſtänden genügt Sammlung, 
Sichtung und Anordnung vorhandenen Stoffes (RG. 121, 
3585) und dort angef. Urt.). Aber ein auf ſolche Weiſe 
grundſätzlich des Schutzes gegen jedermann teilhaftiges Schrift⸗ 
werk braucht, wenn es unter Benutzung eines ande⸗ 
ren Werkes hervorgebracht worden iſt, nicht gegen deſſen 
Urheber geſchützt zu ſein. Im Verhältnis zu ihm bleibt es 
vielmehr abhängig, ſofern die Benutzung keine freie war 
und — mag ſie auch eine freie geweſen ſein — das aus ihr 
hervorgegangene neue Werk keine eigentümliche Schöpfung iſt 
($ 13 Abſ. 1 Liturhch.). Sonach kommen, wenn es zu prüfen 
gilt, ob das ältere Werk unfrei oder frei benutzt worden und 
ob das neue eine eigentümliche Schöpfung ſei, die Art und 
das Maß aufgewendeter Geiſtesarbeit und das aus ihr er- 
wachſene Leiſtungsergebnis in Betracht. Es geht nicht an, 
einen Operettenführer ſchon darum zu den Früchten freier 
Benutzung und zu den eigentümlichen Schöpfungen zu zählen, 
weil er die Mufil- und Textzitate im Geleit einer kurzen 
Handlungsſchilderung mit etlichen Ausdrücken urteilenden 
Sinnes über die Melodien darbietet und ſo vielleicht dem 
Bedürfnis weiter Kreiſe nach einiger Belehrung genügt. 
Damit würde ſowohl das Erfordernis freier Benutzung wie 
das der eigentümlichen Schöpfung allzuſehr verringert und 
veräußerlicht. Beide gehören zum Bereiche der vom Rev. 
zu prüfenden Rechtsfragen (RG. 123, 124 60). 

bb) Die Führer, welche hier in Betracht kommen, lehnen 
ſich eng an die Operetten ſelbſt an. Sie beſtehen großenteils, 
einige ſogar ſtark überwiegend, aus bloßen Notenbeiſpielen 
nebſt zugehörigen Textſtellen, alſo aus Zitaten. Den Faden, 
an dem dieſe aufgereiht ſind, bildet ein reiner Handlungs⸗ 
bericht ohne eigenen irgendwie beträchtlichen Gedanken. Aller⸗ 
dings iſt der verbindende Bericht für das Verſtändnis des 
erläuterten Stückes von Wert. Denn bei keiner der vier 


Jahren ungehindert hergeſtellt und vertrieben worden; gerade die 
Mitglieder der klagenden Geſellſchaft, von denen der vorl. Rechtsſtreit 
ausgehe, hätten bei der Bekl. eine große Anzahl (100 Stück) des 
Führers zur „Fledermaus“ bezogen. Solches Verhalten bedeute Dul⸗ 
dung und Einverſtändnis, und die genannten Geſchäftshäuſer hätten 
ſich ſagen müſſen, daß die Gegner es nur ſo verſtehen könnten. 


Daß das NG. die immanente Wirkung des Wettbewerbs- 
moments in der vorl. Frage erkennt, ja berechtigtermaßen geradezu 
zum ausſchlaggebenden Geſichtspunkt werden läßt, ergibt ſich aus 
ſeiner Darlegung, daß der Rundfunk hier „grundweſentliche Ver⸗ 
änderungen im Verkehr“ mit ſich gebracht hat, „die auch Urheber⸗ 


3) JW. 1927, 1577. 4) JW. 1928, 1876, ) JW. 1928, 1376. 
6) JW. 1929, 1232. 


der Muſik allein der völlige Zuſammenhang des Ganzen. 
Ihn zeigen die vollſtändigen Textbücher (Regie⸗ und 
Soufflierbücher), in denen die geſamten Bühnen⸗ 
anweiſungen und der geſprochene wie der geſungene Worttext 
enthalten ſind. Wie das Gutachten der Sachverſtändigen⸗ 
kammer erwähnt, werden dieſe Spielleit- und Einhelfbücher 
von den Verlagen lediglich als gedruckte Handſchriften den 
Bühnen überlaſſen; in den Buchhandel kommen ſie nicht. 
Darüber, ob etwa der Bekl. W. Einblick in ſie genommen 
hat, liegt keine Feſtſtellung vor. Es erhellt alſo nicht, daß 
er dieſe genauen Textbücher unmittelbar benutzt habe. Des⸗ 
halb kann nur davon ausgegangen werden, er habe ſie mittel⸗ 
bar verwertet durch die dem Zuſchauer und Hörer allgemein 
zugängliche ſinnliche Wahrnehmung des Niederſchlags, den die 
bühnenmäßige Aufführung ihnen verleiht. Seine Lei⸗ 
ſtung beſtand alsdann darin, daß er dies ihm vermittelte Er⸗ 
gebnis in Geſtalt eines das Wichtigſte heraushebenden Be⸗ 
richtes auszugsweiſe wiedergab und ihm zur beſſeren Ein⸗ 
prägung und Anſchaulichkeit Muſik- und Textzitate einfügte; 
ähnlich wie etwa der Hörer eines Vortrags verfährt, der deſ— 
ſen Gedankengang in knapper Inhaltsangabe aufzeichnet und 
einzelne beſonders kennzeichnende Sätze wörtlich einflicht. 
Bei allen vier Operettenführern beſchränkte ſich W. auf eine 
ſehr kurze Einführung in wenigen andeutenden Sätzen, ohne 
eigenen, beſonderen Gedankeninhalt. Die hie und da bei⸗ 
gefügten Ausdrücke, die zur Kennzeichnung der Muſik dienen, 
verleihen den ſpärlichen Zutaten des Verfaſſers weder be⸗ 
merkenswerten Gehalt noch perſönliche Farbe. Solche Be⸗ 
handlung der Aufgabe bewegt ſich in den Grenzen unfreier 
Benutzung, hebt jedenfalls das Ergebnis nicht bis zu 
einer eigentümlichen Schöpfung empor. Denn knapper 
Handlungsbericht mit gelegentlicher Kennzeichnung der Muſik 
erheiſcht zwar eine gewiſſe geiſtige Tätigkeit. Wenn ſich aber, 
wie hier bei allen vier Führern, die Darſtellung der Geſcheh⸗ 
niſſe ganz nüchtern berichtend auf ein paar Hauptzüge der 
Bühnenvorgänge, die Beurteilung der Muſik auf einige hie 
und da eingeſtreute allgemein gebräuchliche Ausdrücke be⸗ 
ſchränkt, ſo zeigt ſich darin nichts Schöpferiſches. Im Ver⸗ 
gleich zur Operette ſelbſt weiſt der Führer ebenſowenig Eigen- 
art des Gehaltes und der Form auf, wie ihn etwa ein bloßer 
Auszug (§ 12 Abſ. 2 Nr. 4 Lit UrhG.) beſäße (Kohler, 
Urn. 1907] S. 212/13; Riezler, Dtſch. Urh.⸗ und Er⸗ 
finderR. I [1909], S. 232, 291/92; de Boor, UrhR. und 
VerlagsR. [1917| ©. 112, 160). Das BG. verweiſt für ſeine 
abweichende Beurteilung auf einige Schriftſteller und Rechts⸗ 
ſprüche (Beſchl. des OLG. München v. 24. Sept. 1889 — 
nach dem Lit UrhG. v. 11. Juni 1870, nicht dem v. 19. Juni 
1901 — [OG. 5, 484 Nr. 59]; Allfeld, UrhR. 2. Aufl. 
1928], Anm. 3b ce zu § 13; Mothes, Recht an Schrift⸗ 
und Kunſtwerken S. 52, 68). Allein hierbei iſt zu bedenken, 
daß auch das Schrifttum nicht darauf ausgeht, für ſämtliche 
untereinander nach Anlage, Gedankengehalt und Form ſehr 
ungleiche „Führer“ wie für eine gleich zu behandelnde Gat⸗ 
tung gleiche Grundſätze aufzuſtellen. Immer kommt es nach 
anerkannter Lehre auf die geſetzliche Regel an, daß eine aus 
freier Benutzung hervorgegangene eigentümliche Schöpfung er⸗ 
fordert wird (Marwitz-Möhring, UrhR. [1929], Anm. 1 
zu § 12, Anm. 1, 2, 7 und 13 zu § 13; Wenzel⸗Gold⸗ 
baum, UHR. [2. Aufl. 1927], Anm. VI zu § 13; Elſter, 
Gewerbl. Rechtsſchutz [2. Aufl. 1928] S. 98 ff.). An einer 
ſolchen fehlt es hier. 

c) Sind die vier Führer alſo keine aus freier Benutzung 


recht und Buchhandel berühren“. Was früher für das Schutzrecht 
unweſentlich ſchien, wird heute weſentlich. 

Hieraus wird der tiefere Sinn des ganzen Rechtsſtreites klär! 
Der Rundfunk hat das Wettbewerbsmoment zwiſchen Führer und 
Textbuch verſchoben. Das NG. wie das OLG. hätten dieſen Kern 
des Streitfalles freilich noch mehr, als es geſchehen iſt, beachten 
müſſen und von dort her die Frage, ob das Zitatrecht des § 19 
Ziff. 1 dadurch eine Veränderung erfahre und ob bei dieſer Neu⸗ 
einſtellung des Wettbewerbsmomentes der Begriff der „ſelbſtändigen 
lilerariſchen Arbeit“ ſchärfer i. S. der „eigentümlichen Schöpfung“ 
aufgefaßt werden mie, ganz eingehend prüfen ſollen. Vermutlich 
wäre es daum ebenfalls zu ſeinem der Klage ſtattgebenden Spruch 
gekommen, aber, wie ich glaube, mit ftärkever Überzeugungskraft, 
als es jetzt der Fall iſt. 

Dr. Alexander Elſter, Berlin. 
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der Operetten hervorgegangenen eigentümlichen Schöpfungen, 
ſo greift wider ſie die ausſchließliche Befugnis der Urheber 
jener Operetten oder ihrer Rechtsnachfolger durch. Die An⸗ 
träge auf Unterlaſſung und Vernichtung ſind demnach 
aus den vom LG. dargelegten Gründen gerechtfertigt (88 11, 
36, 42 LitUrhG.). Dabei muß es bewenden. 

2. Die Bekl. machen geltend: Die Operettenführer ſeien 
ſeit mehr als zwanzig Jahren ungehindert hergeſtellt und 
vertrieben worden. Gerade die Mitglieder der klagenden Ge⸗ 
ſellſchaft, von denen der vorliegende Rechtsſtreit ausgehe, 
hätten bei der Bekl. eine große Anzahl des Führers zur 
Fledermaus bezogen. Solches Verhalten bedeute Duldung 
und Einverſtändnis, und die genannten Geſchäftshäuſer hätten 
ſich ſagen müſſen, daß die Gegner es nur ſo verſtehen könn⸗ 
ten. Ihren gegenwärtigen Klageanſprüchen ſtehe daher die 
Einrede der Argliſt entgegen. 

Allerdings kann langjährige Duldung eines Zuſtandes, 
der in die urheberrechtlichen Befugniſſe eingreift, nach Treu 
und Glauben den Verzicht enthalten, gegen ſolche Eingriffe 
vorzugehen. Untätiges Abwarten läßt ſich, wenn keine be⸗ 
ſondern Gründe es rechtfertigen, als Einverſtändnis mit dem 
Verhalten des Gegners deuten. Denn durch Rechts- 
verletzungen, gegen die nicht eingeſchritten wird, erwächſt auf 
dieſe Weiſe für den Verletzer ein im Wettbewerb und Verkehr 
wertvoller Beſitzſtand. Ihn nachträglich zu verbieten, kann 
namentlich dann als Verſtoß gegen Treu und Glauben emp⸗ 
funden werden, wenn die beteiligten Kreiſe die Rechts⸗ 
verletzung nicht einhellig als ſolche beurteilen, das Bewußt⸗ 
ſein des Verletzers, unlauter zu handeln, nicht erwieſen iſt 
RER. 127, 321%). Dieſe Auslegung aber kommt nicht in 
Betracht, wenn, wie hier, der Berechtigte jene Eingriffe in 
ſeinen Befugniskreis für unbedeutend, den daraus erwachſen⸗ 
den Schaden für geringfügig, gerichtliches Vorgehen dawider 
für unlohnend hält. Unter ſolchen Umſtänden vergibt er ſich 
durch ſtillſchweigende Duldung nichts, beſonders wenn er 
vorausſetzen darf, der Gegner kenne und verſtehe die Beweg⸗ 
gründe derartigen Verhaltens. Erlangen aber ſpäter durch 
Verwandlungen in Technik, Wirtſchaft und Verkehrsleben die 
Eingriffe in ſein Urheberrecht größere Bedeutung, ſo daß ihm 
nunmehr nötig oder doch ratſam erſcheint, ſie abzuwehren, 
dann kann ihm nicht entgegengehalten werden, die Rechts⸗ 
verfolgung verſtoße, weil er vorher untätig abgewartet habe, 
gegen Treu und Glauben. Auf grundweſentliche Verände⸗ 
rungen im Verkehr, die auch Urheberrecht und Buchhandel 
berühren, weiſt hier die Kl. ausdrücklich hin. Dabei bezieht 
ſie ſich auf die Werbedrucke der Bekl. W., die zur Empfehlung 
eigens hervorheben, dieſe „populären Führer durch Poeſie und 
Muſik“ ſeien „unentbehrlich auch bei Opernaufführungen 
durch Rundfunk“. Dieſes letzte Wort ſpringt auf dem 
Titelblatte des Schriftenverzeichniſſes durch ſtarken Druck am 
deutlichſten ins Auge. Der Kl. iſt, ohne daß es dazu be- 
ſonderer Tatſachenſeſtſtellung bedarf, zuzugeben: Aus der 
Bedeutung des Rundfunks für den heutigen Verkehr läßt 
ſich die Erwartung künftigen ſtärkeren Abſatzes der ſtreitigen 
Führer herleiten. Eingriffe in das Urheberrecht an den ent⸗ 
ſprechenden Operetten gewinnen dadurch eine weſentlich andere 
Bedeutung als in den Zeiten, die noch nicht durch den Rund⸗ 
funk ſtark beeinflußt werden. Die der Klage entgegengeſtellte 
Einrede der Argliſt erweiſt ſich demnach als unbegründet. Das 
LG. hat den Klageanträgen mit Recht ſtattgegeben. 

(U. v. 25. Juni 1980; 21/30 J. — Dresden.) [Ka.] 


24. § 36 Liturh G. Verletzung des Urheber⸗ 
rechtes durch Teilnachdruck. Die Widerrechtlich⸗ 
eit kann, trotz Geſtattung, in einer zu weit⸗ 
gehenden Benutzung liegen, der gute Glaube 
ſchließt dabei Fahrläſſigkeit nicht aus. “) 
Der Nervenarzt und Forſcher Albert Freiherr v. Sch. 
in M. veranſtaltete im Winter 1925/26 eine Reihe von 


— 


W. 1930, 1694. 


Zu 24. Dem Urteil iſt m. E. vollinhaltlich zuzuſtimmen. 
Für die Klage auf Unterlaſſung und Vernichtung kommt es 
lediglich darauf an, ob obiekliv ein widerrechtliche Eingriff in das 
Urheberrecht vorliegt. Die Frage des Verſchuldeus intereſſiert nicht 
weiter. Dieſen Eingriff ſtellt das NG. unter Benutzung ſeiner Formel 
für Teilnachdruck feſt, nach welcher Teilnachdruck dann vorliegen 
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Sitzungen mit dem Medium Willi Schn. Hierbei zog er den 
außerordentlichen Profeſſor an der Mer Techniſchen Hoch⸗ 
ſchule Karl G. als Mitbeobachter zu. Die Sitzungen ſollten 
hauptſächlich dazu dienen, Fernbewegung und Materialiſation 
zu beobachten und zu erforſchen. G. machte über ihren Ver⸗ 
lauf eingehende Aufzeichnungen in den zwei Handſchriften: 
I. Erfahrungen an der Kontrolle und im Rapport mit dem 
Spalt⸗Ich „Otto“ in den Sitzungen mit Willi Schn., — die 
Zeit vom 10. Okt. bis zum 1. Dez. 1925 umfaſſend, und 
II. Erfahrungen in den Verſuchsſerien mit Willi Schn., Fort⸗ 
ſetzung, — die Zeit vom 3. Dez. 1925 bis zum 26. Febr. 
1926 umfaſſend. 

Die Handſchrift 1 beſteht aus 28 Seiten (wovon 21 
Bericht, der Reſt Zuſammenfaſſung), die Handſchrift II aus 
33 Seiten Maſchinenſchrift (wovon 27 Bericht, der Reſt Zur 
ſammenfaſſung). N 

Auch der Bekl. Dr. Max K. hatte fich ſeit geraumer 
Zeit mit Fragen des Gebiets beſchäftigt, das man als Para⸗ 
pſychologie zu bezeichnen pflegt. Für öffentliche Vorträge, 
die er zu halten gedachte, und für die zweite Auflage ſeines 
i. J. 1921 erſchienenen Buchs „Geſpenſter und Spuk“ lag 
ihm daran, ſich über die neueſte Entwicklung, zumal über 
Verſuchsergebniſſe, zu unterrichten. Im Anſchluß an ein 
darauf bezügliches Ferngeſpräch ſandte ihm G. am 20. Juli 
1926 die Handſchriften I und II; ferner den deutſchen Text 
eines Aufſatzes über „Das Problem der Materialiſation und 
ſeine Bedeutung“, den er in engliſcher Sprache im Mai⸗ und 
im Junihefte der amerikaniſchen Zeitſchrift The Journal of 
the American Society for Psychical Research 1926 ver⸗ 
öffentlicht du (im Rechtsſtreit als Handſchrift IV und V be- 
zeichnet). In ſeinem Begleitſchreiben bat er, K. möge die 
Handſchriften 1 und II als unvollendet und unfertig be⸗ 
trachten. Gerade weil manche bei ſeinen Forſchungen ge⸗ 
machten Erfahrungen recht wichtig ſeien, wage er ſich noch 
nicht daran, eine Erklärung für die Materialiſation auszu⸗ 
ſprechen; er ſei jetzt dabei, zu verſuchen, die geſamten Er⸗ 
fahrungen in eine feſte Form zu gießen. 

Während des Winters 1926/27 benutzte K. die G.ſchen 
Handſchriften für eine Reihe öffentlicher Vorträge, die er 
in München, Köln und anderen Städten hielt. 

Er verwertete ſie ferner für die zweite Auflage ſeines 
Werkes „Geſpenſter und Spuk“, die er als Neubearbeitung 
unter dem Titel „Die Brücke zum Jenſeits“ im Mai 1927 
bei A. L., dem zweiten Bekl., erſcheinen ließ. Auf den 
Seiten 304—314 dieſes im ganzen 695 bedruckte Textſeiten 
enthaltenden Buches iſt ungefähr der ſiebente Teil der in 
den Handſchriften I und II niedergelegten Berichte — großen⸗ 
teils wörtlich oder mit geringen Anderungen des Wortlautes 
— wiedergegeben. 

Am 31. Mai 1927 erhielt G. in dem Münchener Kranken⸗ 
hauſe, das er wegen eines ſchweren Leidens hatte aufſuchen 
müſſen, das auf K.s Veranlaſſung ihm zugeſandte Buch. 
Unter dem 1. Juni 1927 dankte er, bemerkte jedoch, daß ihn 
die Art, wie die Handſchriften J und II darin benutzt ſeien, 
befremde: 

Am 8. Juni 1927 erteilte G. vom Krankenbett aus dem 
Freiherrn v. Sch. die ausführlich begründete Vollmacht, dem 
Vertriebe des K.ſchen Buches „Die Brücke zum Jenſeits“ 
gerichtlich Einhalt zu tun. 

Auf Grund der Giſchen Vollmacht erwirkte Sch. eine 
EinſtwVerf. gegen die Herſtellung und Verbreitung des K.⸗ 
ſchen Buches „Die Brücke zum Jenſeits“. — Nachdem G. am 
18. Juni 1927 geſtorben war, ſetzte ſeine Witwe und Allein⸗ 
erbin den auf Widerſpruch der Gegner wider die EinſtwVerf. 
betriebenen Rechtsſtreit fort. Die EinſtwVerf. wurde durch 
Urteil des LG. München 1 und des OLG. München zum 
größeren Teil beſtätigt. 

Mit der vorliegenden Anfang Dezember 1928 erhobenen 
Klage verlangte die Kl., daß den Bekl. Herſtellung, Ver⸗ 


ſoll, wenn ein nach Umfang und inhaltlicher Bedeutung des Ent⸗ 
nommenen erheblicher Teil (gemeſſen am ganzen Schriftwerk) aus 
dem fremden Schriftwerk entnommen iſt. Mag auch dieſe Formel 
nicht über alle Zweifel erhaben ſein, ſo iſt doch aus dem vorliegenden 
Fall für den Begriff des Teilnachdruckes nichts weiter zu lernen, 
denn ein ſolcher würde auch nach den ſonſtigen, ernſtlich in Betracht 
kommenden Formulierungen feſtzuſtellen ſein. Da die Zitierfreibelt 
einem unveröffentlichten Schriftwerk gegenüber nicht in Betracht 
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vielfältigung, Ankündigung und Verbreitung der K.ſchen 
„Brücke zum Jenſeits“ verboten werde und daß die vor⸗ 
handenen Stücke nebſt den zu ihrer Herſtellung dienenden 
Vorrichtungen in Beſchlag zu nehmen und zur Vernichtung 
herauszugeben ſeien; alles dies mit Beſchränkung auf die 
Seiten 304—314 des Werkes, wo Stellen der Handſchriften I 
und II wörtlich wiedergegeben ſeien. Die Bekl. behaupteten, 
K. habe die Handſchriften von G. zu beliebiger Verwertung 
erhalten. 

OLG. und RG. erkannten nach Klageantrag. 

I. Mit fehlerfreier Begründung nimmt das BG. an, 
daß die Bekl. das — jetzt der Kl. als Alleinerbin zuſtehende 
— Urheberrecht des Prof. Dr. Karl G. verletzt haben. 

A. Es findet eine ſolche Verletzung zutreffend in der 
Benutzungsweiſe, in der Art, wie die Geſchen Hand⸗ 
ſchriften Lund II für K.s Werk „Die Brücke zum Jenſeits“ 
verwendet worden ſind. 

1. Genaue Feſtſtellungen darüber enthält das land⸗ 
gerichtliche Urteil im Streit um die EiuſtwVerf. Das BG. 
verweiſt unter Nr. XII ſeiner Gründe ausdrücklich darauf 
und eignet ſich ſo jene Feſtſtellungen an. Ihr Ergebnis 
lautet dahin: Von den 48 Schreibmaſchinenſeiten der in 
G.s Handſchriften I und II niedergelegten Berichte, zu⸗ 
ſammen rund 1400 Zeilen, ſind rund 200 Zeilen, alſo ein 
Siebentel in „Die Brücke zum Jenſeits“ übernommen wor⸗ 
den, und zwar großenteils wörtlich. 

Auf ſolche Weiſe iſt ein ſchon dem Umfange nach ver⸗ 
hältnismäßig großer Teil aus den G.ſchen Handſchriften ent⸗ 
nommen und in dem Buche Kis inhaltlich, zumeiſt wörtlich, 
vervielfältigt worden, um in buchhandelsüblichem Vertrieb 
an die Offentlichkeit gebracht, alſo verbreitet zu werden. 

Auch im Vergleich zum Geſamtumfange des Buches von 
ungefähr 700 Seiten (695 Seiten Text, 10 Seiten Verzeichniſſe), 
dem das Entlehnte auf 11 Druckſeiten einverleibt iſt, erachtet 
das BU. das Übernommene für keineswegs geringfügig. 

2. Dazu kommt, daß die übernommenen Berichte durch 
ihren fachlichen Gehalt, namentlich durch die Neuheit und 
Eigenart der in ihnen niedergelegten Verſuchsbeobachtungen, 
beachtlich und wertvoll ſind. Es handelt ſich ſowohl für die 
Aufzeichnungen, aus denen entnommen, wie für das Buch, 
in welches das Entnommene eingefügt worden iſt, um be⸗ 
trächtlichen Inhalt, dem innerhalb des Ganzen großes Ge— 
wicht zukommt. 

Die vom BG. angewandte Würdigung entſpricht ſomit 
anerkannten Grundſätzen ſtändiger Geſetzesauslegung, wonach 
Teilnachdruck dann vorliegt (§ 41 LitUrhG.), wenn ein 
nach Umfang und inhaltlicher Bedeutung des Entnommenen 
erheblicher Teil (gemeſſen am ganzen Schriftwerk) aus dem 
fremden Schriftwerk übernommen worden iſt (RGSt. 8, 430; 
16, 353; 39, 153; RG. 12, 117; 116, 303; Daude, Gut⸗ 
achten 1907 S. 43, 105, 133, 267). 

B. Auch die Folgerung, daß jene Stücke der Hand⸗ 
ſchriften I und II widerrechtlich in „Die Brücke zum 
Jenſeits“ übernommen worden ſeien, enthält keine Ver⸗ 
letzung rechtlicher Grundſätze (88 133, 157 BGB.). 


kommt, ſo hängt die Entſch, allein davon ab, ob die Behl. durch 
die von G. erteilte Benutzungserlaubnis gedeckt waren. Das wird 
vom RG. zutreffend verneint. 

Genau genommen haben die Behl. durch einheitliche Handlung 
die ausdrückliche Befugnis des Urhebers in doppelter Hinſicht teil⸗ 
weiſe verletzt: Sie haben eine Teilvervielfältigung vorgenommen 
und ſie haben den weſentlichen Inhalt eines noch unveröffentlichten 
Werkes teilweiſe mitgeteilt. Dieſe Unterſcheidung klingt in dem 
Urteil gelegentlich an, z. B.: wenn von Sicherung „gegen etwaigen 
wiſſenſchaftlichen oder urheberrechtlichen Mißbrauch“ geſprochen wird. 
Nun würde es den Bell. angeſichts des faſt wörtlichen Nachdruckes 
freilich nichts nützen, wenn ſie auch die inhaltliche Mitteilungs⸗ 
befugnis gehabt hätten. Aber es iſt doch von Wert, für künftige 
Fälle feſtzuſtellen, daß eine Benutzungserlaubnis weder in dem einen 
noch in dem anderen Sinne vorlag. Das Tatſächliche kann für dieſe 
Anmerkung außer Betracht bleiben. Von allgemeinem Intereſſe iſt 
nur, ob die immerhin auslegungsbedürftigen Außerungen G.s nach 
richtigen Auslegungsgrundſätzen behandelt worden ſind. Das iſt zu 
bejahen. 

Mit Recht iſt dabei auf den verkehrsüblichen Sinn abgeſtellt 
worden, oder wie das RG. formuliert: Es iſt ausgelegt worden 
„mit Rückſicht auf die in Kreiſen der Forſcher und wiſſenſchaftlichen 
Schriftſteller herrſchenden Anſchauungen und Gebräuche“. Da iſt es 
denn nicht ſelten, daß ein Gelehrter den anderen um Mitteilung von 
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1. Allerdings hatte K. von G. die Erlaubnis er⸗ 
halten, die ihm zugeſandten Handſchriften I und II zu be⸗ 
nutzen. Aber die Art, wie er ſie tatſächlich verwendete, 
entſprach dieſer Geſtattung nicht. 

2. G. hatte bloß eine ſehr beſchränkte Verwertung der 
Handſchriften I und II erlaubt. 

a) Gewiß durfte K. auf die Erlaubnis hin die Aufzeich⸗ 
nungen „in irgendeiner Weiſe verwerten“. Aber die von ihm 
tatſächlich angewandte weitgehende Verwertung widerſprach 
der Abrede und den ihm von G. mitgeteilten für die Be⸗ 
nutzungsart weſentlichen Umſtänden. Die Rev. will an⸗ 
ſcheinend eine Trennung verſuchen zwiſchen dem rein tatſäch⸗ 
lichen Beobachtungsſtoff und den aus ihm gezogenen wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Folgerungen. Sie neigt zu der Auffaſſung, daß 
der Bekl. K. nur die noch unſicheren oder nicht völlig ge— 
klärten Ergebniſſe (im weſentlichen alſo den Inhalt der „Zu⸗ 
ſammenfaſfungen“) aus den Handſchriften nicht habe über⸗ 
nehmen dürfen, daß ihm dagegen freigeſtanden habe, die Be⸗ 
obachtungen, alſo den Tatſachenſtoff (die eigentlichen Berichte 
der Handſchriften) mehr oder weniger ausführlich mitzuteilen. 
Dem iſt nicht beizuſtimmen. Damit würde zu wenig be⸗ 
achtet, welchem zweifelhaften, für die menſchliche Sinneswahr⸗ 
nehmung außerordentlich ſchwierigen, vom planmäßigen 
Wiſſenſchaftsbetrieb einſtweilen wenig gepflegten Forſchungs⸗ 
gebiete der geſamte Inhalt der Giſchen Aufzeichnungen zu⸗ 
gehört. Hier zwiſchen Tatſachenfeſtſtellung und wiſſenſchaft⸗ 
lichen Folgerungen ſcharfe Grenzen zu ziehen, wird ſchon 
deshalb nicht angehen, weil nur beſonders Geſchulten, viel⸗ 
leicht nur ganz beſonders Begabten, die erforderliche Sicher⸗ 
heit im Beobachten eigen iſt. Selbſt wenn aber jene Tren⸗ 
nungslinie möglich wäre, ſo rechtfertigte ſich doch die von 
den Bekl. verfochtene Auslegung nicht. Maßgeblich ent⸗ 
ſcheiden muß vielmehr über die Benutzung des noch „un⸗ 
fertigen“ und darum in der vorliegenden Geſtalt nicht ver⸗ 
öffentlichungsreifen Schriftwerks der Wille des Ver⸗ 
faſſers (Kohler, Urheberrecht [1907] S. 439 ff., 455 bei 
Anm. 28). G. hatte durch Betonung der Unfertigkeit und 
durch den Hinweis auf Rückſichten, welche er dem Freiherrn 
v. Sch. ſchulde, deutlich kundgetan: Der Inhalt dieſer ſeiner 
Aufzeichnungen ſolle als „Werk“ noch nicht (weder ganz 
noch teilweiſe) aus dem Geheimbereich hinaustreten, über 
den der Verfaſſer zu beſtimmen hat. K. mochte vermöge 
feiner Sachkunde als Forſcher Züge eines Geſamtbildes 
darin erſchauen, welche dem Blicke des Kenners an der Ent⸗ 
wicklung der Parapſychologie vielleicht offenbar werden. Auch 
die oder jene Einzelheit daraus anzuführen — vornehmlich 
wohl, wenn er ſie als völlig ſicher beobachtet und zugleich 
als beſonders bemerkenswert anſah —, verwehrte G. (wie 
aus feinem Briefe v. 1. Juni 1927 erhellt) ihm nicht. Alles 
dies befand ſich im Einklange mit Kis von vornherein an⸗ 
gekündigter Abſicht, in Vorträgen und Buch das Gebiet nur 
kurz zu ſtreifen. Aber unfängliche Stücke in großenteils 
wörtlicher Übernahme zu entlehnen, war ihm verſagt. 

Wenn die Rev. möglichſte Anlehnung an die Handſchrift 
als geboten bezeichnet, ſetzt ſie ſich gerade über die Schran⸗ 


Forſchungsergebniſſen bittet, und daß dieſe Bitte gewährt wird. 
Solche Mitteilung dient zunächſt nur dem perſönlichen Gebrauch des 
Frageſtellers und hat auch in dieſer Beſchränkung ihren guten Sinn. 
Denn ſie ſchafft die Möglichkeit, eigene Anſichten zu prüfen, zu 
klären und zu berichtigen, eigene Formulierungen klarer und vor⸗ 
ſichtiger zu faſſen. Urheberrechtliche Erlaubniſſe pflegen damit nicht 
verbunden zu ſein, und zwar weder Nachdruckserlaubniſſe noch Ge⸗ 
ſtattungen der Mitteilung des weſentlichen Inhaltes. Es iſt vielmehr 
durchaus üblich, daß jeder von uns ſeine Ergebniſſe ſelbſtändig und 
unter eigener Verantwortung der wiſſenſchaftlichen Offentlichkeit 
unterbreitet, und dieſes Geſchäft ſich von niemandem abnehmen 
läßt. Um in einzelnen Fällen zu einem abweichenden Ergebnis zu 
kommen, müßte man ſchon ſehr beſtimmte Anhaltspunkte haben. 
Was der vorliegende Fall in dieſer Richtung bietet, genügt jeden⸗ 
falls nicht. Umgekehrt mußten die wiederholten vorſichtigen Re⸗ 
ſerven G.s die Vell. zu beſonderer Zurückhaltung mahnen. 

Schon daraus folgt, daß den Bekl. die von ihnen verſuchte 
Unterſcheidung zwiſchen Beobachtungsergebniſſen und wiſſenſchaft⸗ 
lichen Folgerungen nichts helfen kann. Wenn das NG. dazu meint, 
in dem eigenartigen Forſchungsgebiet der Parapſychologie ſei eine 
ſolche Unterſcheidung nicht durchführbar, ſo wird das ja, ſoweit ich 
ſehe, vollkommen richtig fein. Aber der Satz verträgt eine Verall⸗ 
gemeinerung. Denn in aller Regel findet der Forſcher ja nur das, 
was er geſucht hat. Schon vor der Beobachtung ſteht alſo die rich⸗ 
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ken hinweg, welche der Verfaſſer aufrichtete, indem er den 
Inhalt der Aufzeichnungen, weil „unfertig“, einſtweilen noch 
nicht für die Veröffentlichung beſtimmte. Auch gerät der 
Bekl. K. ſo in einen gewiſſen Widerſpruch zu ſeiner eigenen 
vormals geäußerten Anſicht, wonach er die Handſchriften 
nicht wörtlich, ſondern erſt nach einiger Umgeſtaltung (er 
ſprach von Umredigieren), hätte aufnehmen dürfen. 

b) Ohne Verſtoß gegen Rechtsregeln beurteilt hiernach 
das BG. die vom Bekl. K. in ſeiner „Brücke zum Jenſeits“ 
angewandte Benutzung der Giſchen Handſchriften I und II 
als widerrechtlich, als Verletzung der ausſchließ⸗ 
lichen Befugnis des Urhebers ($ 36 Litürh G.). 

Die Rev. vertritt die Meinung, daß G. an K.s Hand⸗ 
lungsweiſe nicht ernſtlich Anſtoß genommen, erſt 
der Einfluß Sch.s der Sache eine andere Wendung gegeben 
und rechtliche Maßnahmen gegen die Vekl. gezeitigt habe. 
Die hieraus gezogene Folgerung, daß bei ſolcher Willens⸗ 
richtung ©.3 keine Verlegung feines Urheberrechts gegeben ſei, 
iſt jedoch unbegründet. 

Als freie Benutzung, durch die eine eigentümliche 
Schöpfung hervorgebracht worden ſei (8 13 LitlrhG.), kann 
die von K. vorgenommene Entlehnung aus G.s Hand⸗ 
ſchriften I und II nicht beurteilt werden. Dazu iſt in förm⸗ 
licher Hinſicht die Wortgleichheit oder nach geringfügigen 
Faſſungsänderungen verbliebene Ausdrucksähnlichkeit, inhalt⸗ 
lich die Übereinſtimmung der mitgeteilten Tatſachen und Ge⸗ 
danken zu groß. — Auf die Geſetzesvorſchriften über Zitier⸗ 
freiheit (8 19 Nr. 1 und 2 Liturhc..) können ſich die Be⸗ 
klagten nicht berufen, weil die Handſchriften I und II, als 
K. ſie für ſein Buch verwertete, noch un veröffentlichte 
Schriftwerke waren. \ 

C. Das BG. legt eingehend dar, daß ſich beide Be⸗ 
klagte bei der ſonach erwieſenen Urheberrechtsverletzung in 
gutem Glauben befunden haben. Gleichwohl ſtellt es 
feſt, beide hätten die ihnen obliegende Sorgfalt außer acht 
gelaſſen, alſo fahrläſſig gehandelt (§ 276 BGB., 8 36 
LitUrhG.). Dieſe Feſtſtellung eines Verſchuldens kann un⸗ 
erörtert bleiben, weil es ihrer zur Grundlage der hier 
allein erhobenen Anſprüche auf Unkerlaſſung des Herſtellens, 
Verbreitens uſw. und auf Vernichtung hergeſtellter Ver⸗ 
vielfältigungsſtücke (Buchexemplare) nicht bedurft hätte (RO. 
60, 6 [7]; RG. V311/03 v. 23. Jan. 1904: Recht 1904, 167 
Nr. 764; Kohler, Urheberrecht [1907] S. 355, 8 67 VI; 
Allfeld, Urheberrecht [2. Aufl., 1928] S. 292 Anm. 4 vor 
8 36 LitürhG.). 

II. Die Folgen aus der ohne rechtlichen Irrtum feſt⸗ 
geſtellten Urheberrechtsverletzung hat das OLG. zutreffend 
beſtimmt. Wie bereits erwähnt, genügt die Rechtsverletzung 
allein in Verbindung mit der hier offenſichtlich gegebenen 
Gefahr künftig wiederholter dauernder Beeinträchtigung ſo⸗ 
wohl für das Gebot der Unterlaſſung ($ 1004 BGB. 
i. Verb. m. 88 11 und 36 LitUrhch.) wie für die anzuordnende 
Vernichtung (8 42 LitürhG.). 

I. Daß die Bekl. unterlaſſen, „Die Brücke zum Jen⸗ 
ſeits“ herzuſtellen, zu vervielfältigen, anzukündigen und zu 
verbreiten, kann nur verlangt und durch Urteil geboten 
werden, ſoweit die feſtgeſtellte Verletzung die urheberrecht⸗ 
lichen Befugniſſe der Kl. beeinträchtigt (38 36, 41 LitUrhG.); 
alſo nur, ſoweit in dem Werk auf den Seiten 304—314 der 
Inhalt der G.ſchen Handſchriften 1 und II öffentlich mit⸗ 
geteilt wird, und nur, ſoweit dort einzelne Stellen dieſer 
beiden Handſchriften wörtlich wiederkehren. Wo und wieweit 
das der Fall iſt, findet ſich im LGurt. des Streites um die 


tige Frageſtellung, in welcher oft genng das eigentliche wiſſenſchaft⸗ 
liche Verdienſt ſteckt, und dieſe Frageſtellung gibt ihrerſeits erſt der 
eobachtung Form und Gehalt. Sodaun wird es wohl meiſt ſo ſein, 
daß ſich für die urheberrechtliche Behandlung Beobachtung und wiſſen⸗ 
ſchaftliche Folgerung nicht ſcheiden laſſen. N j 
Daß endlich die Folgerungen aus dem widerrechtlichen Teilnach⸗ 
druck richtig gezogen ſind, bedarf keiner naheren Darlegung. 
Alles in allem können wir uns der verſtändnisvollen Gründ⸗ 
lichkeit freuen, mit welchem das Urteil auf die Intereſſen der 
Wiſſenſchaft eingeht — ſelbſt wenn mancher von uns der Anſicht 
ſein ſollte, daß es ſich bei dem vorliegenden Tatbeſtand eigentlich 
a: um Wiſſenſchaft gehandelt habe. Denn für die urheberrechtliche 
galt dlung iſt ja die wiſſenſchaftliche Qualität des Werkes gleich⸗ 


Prof. Dr. de Boor, Frankfurt a. M. 
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EinſtwVerf. auf S. 15—31 nachgewieſen. Der übrige Inhalt 
des Buches bleibt von der in dieſem Umfange ausgeſprochenen 
Unterſagung unberührt. 
2. In entſprechendem Umfang iſt Vernichtung an⸗ 
geordnet. 
(U. v. 14. Mai 1930; 12/30 J. — München.) [Ka.] 


25. 88 54, 55 Litürh G. Überſetzungen Zola⸗ 
ſcher Werke. Wenn Werke jahrelang ſüberſetzt 
ohne Beanſtandung erſchienen ſind, ſo ſpricht 
die Wahrſcheinlichkeit dafür, daß ſie erlaubter⸗ 
weiſe erſchienen ſind. In Deutſchland er⸗ 
ſchienen find Überfegungen, die von einer deut⸗ 
Shen Ausfolgeſtelle an den Buchhandel und 
Leſer herausgegeben worden ſind. — Zu rück⸗ 
weiſung der nicht näher belegten und nach⸗ 
geſchleppten Behauptung, ältere Überſetzungen 
dürften als Verſtümmelungen nicht heran⸗ 
gezogen werden, aus verfahrensrechtlichen und 
ſachlichen Gründen. f) 

Die Kl. ſind die Erben des Romanſchriftſtellers Emile 
Zola geworden, der am 29. Sept. 1902 in Paris geſtorben 
iſt. Zola hatte von 1871 bis 1886 u. a. folgende Werke in 
Frankreich in franzöſiſcher Sprache veröffentlicht (deren jedem 
hier in Klammern der Titel beigefügt wird, den die im vor⸗ 
liegenden Prozeß umſtrittene deutſche Überſetzung führt): 
1. La conguete de Plassans (Die Eroberung von Plaſſans), 
2. Germinal (Germinal), 3. Au bonheur des dames (Zum 
Paradies der Damen), 4. La faute de l’abb&e Mouret (Die 
Sünde des Abbs Mouret), 5. La fortune des Rougon (Das 
Glück der Familie Rougon), 6. L’oeuvre (Das Kunſtwerk), 
7. La terre (Mutter Erde), 8. La curée (Treibjagd), 9. Le 
ventre de Paris (Der Bauch von Paris), 10. Joie de vivre 
(Lebensfreude), 11. Nana (Nana), 12. Son Excellence 
Eugene Rougon (Se. Exzellenz Eugen Rougon), 13. L’as- 
sommoir (Der Totſchläger), 14. Page d'amour (Ein Blätt⸗ 
chen Liebe), 15. Pot-bouille (Der häusliche Herd). 

Bis 1910 ſind vom Urheber oder ſeinem Verleger in 
Deutſchland keine deutſchen Überſetzungen dieſer Werke er⸗ 
ſchienen. Dagegen hatte der Verlagsbuchhändler Guſtav G. 
in Ofenpeſt Überfegungen der fünfzehn Werke ſowohl in Oſter⸗ 
reich⸗Ungarn als im Deutſchen Reich in den Handel gebracht; 
die genaue Zeit, zu der es geſchehen, iſt ſtreitig. 

Durch Vertrag v. 12. Nov. 1916 und 1. Febr. 1917 
hat G. die geſamten Vorräte der deutſchen Überſetzungen aller 
jener fünfzehn Werke Zolas nebſt anderen Werken an den 
Bekl. verkauft und ihm dabei alle ihm an den Werken zu⸗ 
ſtehenden Rechte abgetreten. Der Bekl. hat ſeitdem die Über⸗ 
ſetzungen im Deutſchen Reiche weitervertrieben, beſonders 
auch in München abgeſetzt. 

Durch Vertrag v. 30. Jan. 1921 haben Zolas Erben 
an den Verlag Kurt W. AktG. in M. das Recht der Über⸗ 
ſetzung und der Veröffentlichung der meiſten vorhin ge⸗ 
nannten Werke, ſo, wie es an ihnen beſtand, übertragen. 
Im Fall eines gerechtfertigten Anſpruchs eines anderen 
gegen das Recht, Werke Zolas in deutſcher Sprache heraus⸗ 
zugeben, verpflichtete ſich die Kurt W.-Akt®., die Vertrags⸗ 
gegner von allen Anſprüchen zu befreien, die jener andere 
wider ſie erhebe. 

Die Kl. behaupten, der Vertrieb der Überſetzungen durch 
den Bekl. ſei unerlaubt und verletze ihr durch die Rev Bernll. 
gewährleiſtetes Urheber⸗ und Überſetzungsrecht. Sie ver⸗ 
langen mit der gegenwärtigen Klage: 1. Unterlaſſung des 


Zu 25. Das vorzüglich begründete Urteil gibt zu folgenden Be⸗ 
merkungen Veranlaſſung: 

1. RG. 111, 19 JW. 1925, 2458 hatte ausgeführt, es reiche 
zum „Erſcheinen“ eines Werkes aus, wenn es beim Verleger auch nur 
in einigen Vervielfältigungsexemplaren derart fertig vorlag, wie es 
zum alsbaldigen Vertrieb an Käufer und damit zum beſtimmungs⸗ 
gemäßen Hervortreten nötig war. Dieſes Urt. legte alſo das Haupt⸗ 
gewicht auf die Verbreitungsmöglichkeit vom Inlande her, mochte 
auch tatſächlich die Verbreitung zum Stichtage noch nicht erfolgt ſein. 
Von dieſer Auslegung rückt das Zola⸗Urteil ab, inſofern jegt_ für 
den Begriff des Erſcheinens (i. S. des 8 55 LitUrhch.) als weſent⸗ 
lich erklärt wird, daß im Inlande ein geſchäftlicher Mittelpunkt der 
Verbreitung geſchaffen und zu dieſem Zwecke auch bemupt worden 
jei. Die Vorausſetzung der Verbreitungsmöglichkeit wird fallen ge⸗ 
laſſen, es wird mit Recht die tatſächliche Verbreitung gefordert, 
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Vervielfältigens und Verbreitens, 2. Herausgabe hergeſtellter 
Exemplare und der zur Herſtellung dienenden Vorrichtungen 
zu Beſchlagnahme und Vernichtung, 3. Feſtſtellung der 
Schadenserſatzpflicht und 4. Rechnungslegung. Die Klage 
wurde in allen Inſtanzen abgewieſen. 

I. Der Urheberſchutz, den die Kl. beanſpruchen, regelt 
ſich, weil ihn Franzoſen im Deutſchen Reiche begehren und 
beide Länder dem Berner Schutzverband angehören, nach der 
Rev Bern U. v. 13. Nov. 1908 (RGBl. 1910, 965), die ſeit 
dem 9. Sept. 1910 in Kraft ſteht, nebſt dem Berner Zuſatz⸗ 
protokoll v. 20. März 1914 (Roh Bl. 1920, 137). 

1. Frankreich iſt, da Zolas Werke dort zum erſtenmal in 
franz. Sprache veröffentlicht worden ſind, ihr Urſprungs⸗ 
land (Art 4 Abſ. 3 Rev Vernll.). Die Erben und Rechts⸗ 
nachfolger des Urhebers genießen grundſätzlich im Deutſchen 
Reiche während der ganzen Dauer des Urheberrechts am 
Originale das ausſchließliche Recht, die Werke zu überſetzen 
oder die Überſetzung zu geſtatten (Art. 8 Rev Bernll.). Dieſer 
Grundſatz aber gilt nur für ſolche Überſetzungen unbeſchränkt, 
die nach ſeinem Inkrafttreten veröffentlicht werden. Für ſchon 
vorhandene Überſetzungen blieb, ſoweit keine Sonder⸗ 
abkommen darüber beſtanden, jedem Verbandsſtaat über⸗ 
laſſen, die Anwendung zu regeln (Art. 18 Abſ. 3 Rev Bernll.). 
Im Deutſchen Reich iſt das durch die Verordnung vom 
12. Juli 1910 (RGBl. 989) geſchehen, deren 8 1 Nr. 3 
beſtimmt: „War vor dem Inkrafttreten der Übereinkunft eine 
Überſetzung erlaubterweiſe ganz oder zum Teil erſchienen, ſo 
bleibt die Befugnis des Überſetzers zur Vervielfältigung, 
Verbreitung und Aufführung dieſer Überſetzung unberührt.“ 

2. Die Überſetzungen, wider die ſich die gegenwärtige 
Klage richtet, find nach den — von den Kl. allerdings be⸗ 
ſtrittenen — Angaben des Bekl. ſchon lange vor dem In⸗ 
krafttreten der RevBernü., zum Teil bereits vor 1881, alle 
jedenfalls vor 1900, erſchienen. G., der Verleger, der ſie 
vervielfältigt und verbreitete, hatte ſeinen Sitz in O. und 
war ungariſcher Staatsangehöriger; Ungarn aber gehört 
zum Berner Verband erſt ſeit dem 26. Febr. 1922. Dieſer 
Umſtände wegen unterſucht das BG. die Rechtslage vor 
der Geltungszeit der Rev Bernll. und vermerkt, 
ſtufenweiſe die Entwicklung rückwärts verfolgend, als maß⸗ 
gebliche Vorſchriften folgende: 

a) Für die Zeit vom 31. Aug. 1907 bis zum 9. Sept. 
1910 galt die Übereinkunft des Deutſchen Reichs mit 
Frankreich vom 8. April 1907 (RGBl. 419). Sie gab 
zwar den Urhebern der Vertragsländer grundſätzlich für die 
ganze Dauer des Urheberrechts auch das ausſchließliche Über⸗ 
ſetzungsrecht (Art. 2 § 1). Für Überſetzungen jedoch aus der 
Zeit vor dem Inkrafttreten der Übereinkunft wurde die Regel 
von einer mit 8 1 Nr. 3 VO. v. 12. Juli 1910 gleichlauten⸗ 
den Vorſchrift durchbrochen (Art. 3 Abſ. 2). 

b) Für die Zeit vom 9. Dez. 1897 bis zum 31. Aug. 
1907 galt die durch die Pariſer Zuſatzakte v. 4. Mai 1896 
geänderte Bernü. v. 9. Sept. 1886 (RGBl. 1897, 759). 
In ihrer urſprünglichen Faſſung hatte die Berni. (RGBl. 
1887, 493) vom 5. Dez. 1887 bis zum 9. Dez. 1897 in Kraft 
geſtanden. 

c) Vom 6. Nov. 1883 bis zum 5. Dez. 1887 galt die 
Literar⸗Kon vention mit Frankreich v. 19. April 
1883 (RG Bl. 269). 

Zutreffend legt das BU. dar, daß die zu b und c er- 
wähnken Zeitabſchnitte unter einem beſchränkten Über⸗ 
ſetzungsſchutze ſtanden und bis zum 31. Aug. 1907 (bis 
zum Inkrafttreten der Übereinkunft v. 8. April 1907) keine 
deutſchen Überſetzungen vom Urheber oder Verleger der hier 
ſtreitigen Werke erſchienen waren. Die bis dahin nach den 
damaligen Vorſchriften gewährte Möglichkeit, vom Über⸗ 
ſetzungsſchutze Gebrauch zu machen, war alſo vom Urheber 
und ſeinen Rechtsnachfolgern nicht ausgenutzt worden. 


damit alſo in Übereinſtimmung mit meinen (im Urt. angeführten) 
Ausführungen einer Erſchleichung des Schutzes aus § 55 LitlUrhch. 
vorgebeugt. 

2. Das NG. hat mit Recht den Einwand, die in Frage ſtehenden 
Uberſetzungen feiert verſtümmelt und daher nicht als erlaubt anzu⸗ 
ſehen, als aus grober Nachläſſigkeit verſpätet vorgebracht zurück 
gewieſen und brauchte deshalb materiell hierzu nicht Stellung zu 
nehmen. Der Einwand wäre aber auch nicht durchſchlagend geweſen. 


m 


Zwar iſt als „erlaubterweiſe erſchienen“ i. S. des 8 1 Ziff. 3 


II. Somit war zu prüfen, ob auf die überſetzung 
des Bekl. und feiner Rechtsvorgänger die Vorausſetzungen 
des § 1 Nr. 3 VO. v. 12. Juli 1910 (oder, was inhaltlich 
das gleiche iſt, des Art. 3 Abi. 2 der Übereinkunft v. 8. April 
1907) zutreffen, d. h. ob ſie „erlaubterweiſe er⸗ 
ſchienen“ waren. Das BG. bejaht dies ohne Rechtsirrtum. 

1. Der Bekl. beruft ſich den Klageanſprüchen gegenüber 
auf den Vertrag v. 12. Nov. 1916 und 1. Febr. 1917, durch 
den er vom Verleger G. in O. deſſen noch vorhandene Be⸗ 
ſtände an Überſetzungen der ſtreitigen fünfzehn Zolaſchen 
Werke ſamt allen Rechten daran erworben habe. Die Kl. 
beſtreiten, daß G. die vollen Überſetzungsrechte er⸗ 
langt habe und alſo imſtande geweſen ſei, ſie auf den Bekl. 
zu übertragen. 

Hierzu bemerkt das BG.: „Abgeſehen von der Be⸗ 
ſtimmung des Art. V des Übereinkommens zwiſchen dem 
Deutſchen Reich und Sſterreich-Ungarn v. 30. Dez. 1899 
(RG Bl. 1901, 131) iſt ſchon angeſichts der Tatſache, daß 
keinerlei Beanſtandung durch die Überſetzer behauptet werden 
kaun, wie nach den Erfahrungen des täglichen Lebens als 
feſtſtehend anzunehmen, daß G. die Überſetzungsrechte ord⸗ 
nungsgemäß und vollſtändig erworben hat. Einen Beweis 
für das Gegenteil haben die Kl. weder augetreten noch er⸗ 
bracht. „Es hat deshalb, von 9.3 vollem Rechtserwerb ohne— 
hin überzeugt, den Beweis des Bekl., der ſich auf das Zeug⸗ 
nis Ges berief, nicht erhoben. 

Die Rev. beanſtandet dieſe Würdigung mit Unrecht. 

a) Im vorliegenden Rechtsſtreite kommt es darauf au, 
ob die Überſetzungen vor dem Inkrafttreten des Rev Bernli. 
(1910) und bereits vor dem Inkrafttreten des Übereinkom⸗ 
mens mit Frankreich von 1907 „erlaubterweiſe erſchienen“ 
waren. Daß G. Überſetzungen aus den (bei ihm oder 
anderswo zu ſeiner Verfügung) lagernden Beſtänden in den 
Handel gebracht hat, bevor er den Vertrag von 1916/17 
mit dem Bekl. abſchloß, iſt nicht beſtritten. Wie das BU. 
feſtſtellt, liegt der Anfang ſolcher Verbreitung weit zurück. 
Im erſten Rechtszuge waren die Parteien darüber einig, die 
ſtreitigen Überſetzungen ſeien vor 1907 ſowohl in Deutſchland 
wie in Oſterreich-Ungarn in einer größeren Anzahl von Ver⸗ 
vielfältigungsſtücken verbreitet worden. Schon längſt vor 
1907 ſtanden ſie, was im Zuſammenhange mit den übrigen 
Tatſachen ins Gewicht fällt, in den bekannten Verzeichniſſen 
der H.ſchen Buchhandlung, die der Buchhändler als zuver- 
läſſige Auskunftsmittel über Neuerſcheinungen benutzt. Noch 
das landgerichtliche Urteil erwähnt ausdrücklich als unbe⸗ 
ſtritten, die Überſe ungen ſeien in den Jahren 1880 bis 1897 
in Ungarn, Öfterreich und Deutſchland erſchienen, d. h. vom 
Buchhandel durch öffentliches Angebot einer größeren Anzahl 
von Vervielfältigungsexemplaren an die Allgemeinheit her⸗ 
ausgegeben worden. Im zweiten Rechtszuge haben die Kl. 
zwar (30. Dez. 1929) „überhaupt beſtritten, daß vor 1907 
die ſtreitigen Überſetzungen, ſei es in Oſterreich oder Deutſch⸗ 
land, erſchienen ſeien“. Dies hatte jedoch nach ihrer eigenen 
Erläuterung nur den Sinn: Die jetzt ſtreitigen überſetzungen 
ſeien inhaltlich von den früher vertriebenen ſehr verſchieden, 
und zwar in ſolchem Maße, daß die ſpäteren als völlig andere 
Werke zu betrachten ſeien. Trotz dieſes Beſtreitens erhellt, 
daß die Verbreitung von Überſetzungen der fünfzehn Zola⸗ 
ſchen Romane, um die es ſich hier handelt, durch G. — wenig⸗ 
ſtens für einen Teil jener Werke — jahrzehnteweit in die 
Vergangenheit reicht; daß auch zur Zeit des Vertrages von 
1916/17 ſchon eine beträchtliche Anzahl von Jahren jeit dem 
Anfange ſolcher Verbreitung verfloſſen war. Unter ſolchen 
Umſtänden verletzte das BGG. weder den Grundſatz der freien 
Beweiswürdigung (8 286 ZRD.) noch die Rechtsregeln der 
Behauptungs- und Beweispflicht, wenn es ſo, wie geſchehen, 
ohne Erhebung des vom Bekl. angetretenen Zeugenbeweiſes, 
zu der Überzeugung gelangte: Es beſteht kein Anhalt dafür, 


VO. vom 12. Juli 1910 ein Werk dann anzuſehen, wenn der Inhaber 
des Urheberrechts das Erſcheinen des Werkes ſelbſt beſorgt oder ge⸗ 
ſtattet hat, alſo ſein Urheberrecht nicht verletzt worden iſt, und wenn 
die erſchienene Ausgabe unverändert i. S. des 8 0 LitllrhGG. iſt, alfo 
das Urheberperſönlichkeitsrecht nicht verletzt worden iſt. Denn da 
das Urheberperſönlichlkeitsrecht dem Urheber einen Schutz gegen Ver⸗ 
änderungen des Werkes in einer die Perſönlichkeit verletzenden Weiſe 
(Smoſchewer: Ufita 1930, 355) gibt, würde, wenn latſächlich die 
in Frage ſtehende Überſezung des Zolaſchen Werkes verſtümmelt war, 
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daß G. die Überſetzungen verbreitet habe, ohne durch Verein⸗ 
barung mit den Überſetzern dazu befugt zu ſein. Wenn — 
wie aus den Parteivorträgen zu folgern — die Überſetzer 
dergleichen Verbreitung geduldet, wenn ſie ſich jahre⸗ und 
jahrzehntelang ohne Widerſpruch, durch ſchlüſſiges Verhalten 
damit einverſtanden gezeigt haben, dann iſt erfahrungsmäßig 
zu ſchließen, G. habe die Überſetzungen berechtigterweiſe ver⸗ 
breitet, alſo „die Überſetzungsrechte ordnungs⸗ 
gemäß und vollftändig erworben“. Ohne Verſtoß 
gegen die anerkannten Beweislaſtregeln konnte das BG. bei 
derartiger Streitlage den Kl. zumuten, ſich nicht mit bloßem 
Leugnen zu begnügen, ſondern auf die vorerſt durch hohe 
Wahrſcheinlichkeit unterſtützte Sachdarſtellung des Bekl. mit 
genaueren Einzelheiten zu erwidern, auch dafür gegebenen⸗ 
falls Gegenbeweis anzubieten. — Im gleichen Umfange, wie 
G. ſelbſt Befugniſſe beſaß, übertrug er dann durch Vertrag 
von 1916/17 „alle Rechte, die er an den Werken hatte“, auf 
den jetzigen Bekl. Das BU. weiſt dafür unterſtützend auf 
Art. V (Abſ. 1) des Übereinkommens mit Ofterreich-Ungarn 
v. 30. Dez. 1899 hin, der den Übergang der Rechte vom 
Urheber auf deſſen Rechtsnachfolger einſchließlich der Ver⸗ 
leger erwähnt. 

2. Sowohl der 8 1 Nr. 3 VO. v. 12. Juli 1910 wie der 
Art. 3 Abſ. 2 der Übereinkunft v. 8. April 1907 verlangt, 
daß eine Überſetzung (vor dem Inkrafttreten der Überein- 
kunft) „erlaubterweiſe ganz oder zum Teil erſchie⸗ 
nen“ ſei; und zwar bedarf es (wie aus Art. 18 Rev Bernll. 
folgt) des Erſcheinens im Deutſchen Reiche. 

Das Erſcheinen der Überfegungen im Deutſchen 
Reiche wird vom BG. ausdrücklich feſtgeſtellt: „Hiernach iſt 
davon auszugehen, daß die ... berſetzungen in einer grö⸗ 


ßeren Anzahl von Vervielfältigungsſtücken vom G.ſchen Ver⸗ 


lag in O. aus in Ungarn und Öfterreich, und von einer 
Ausfolgeſtelle, nämlich dem K.ſchen Verlag in L., alſo nicht 
bloß von Sortimentern, auch in Deutſchland der Allgemein⸗ 
heit zur Verfügung geſtellt und an ſie abgegeben worden 
ſind. Daraus folgt, daß die Überſetzungen vor 1907 in 
Ungarn, Oſterreich und Deutſchland erſchienen find. Daß fie 
auch in Deutſchland erſchienen waren, ergibt ſich aus der 
Tatſache, daß ſie nicht bloß vom Verlag in O. aus durch 
deutſche Sortimenter in den Handel kamen und an deutſche 
Leſer verkanft wurden .., ſondern von einer Ausfolge⸗ 
ſtelle in L. (jeher Verlag) an den deutſchen Buchhandel 
und Leſer herausgegeben wurden ...] und zwar handelte 
es ſich nicht nur um eine rein förmliche Ausfolgung einiger 
weniger Stücke.“ 

Dieſe Feſtſtellung, daß die Überſetzungen „im Deutſchen 
Reich erſchienen ſind, beruht nicht auf Rechtsirrtum. Die 
Grundlagen, aus denen ſie gewonnen iſt, entſprechen dem 
Geſetz und ſeiner zutreffenden, ſtändigen Auslegung. Was 
die Rev. dawider vorbringt, iſt in keinem weſentlichen Punkte 
ſtichhaltig. Die Bezeichnung der Kiſchen Kommiſſionsbuch⸗ 
handlung in L. als „Verlag“ trifft allerdings nicht zu. Dieſe 
kleine Ungenauigkeit aber bleibt ohne Einfluß auf die recht⸗ 
liche Würdigung der erheblichen Tatſachen. Denn das OLG. 
geht nicht davon aus, daß K. beim Vertriebe der ſtreitigen 
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händleriſchen Sinne tätig geworden ſei, ſondern erwähnt 
ausdrücklich und wiederholt die Rolle als „Ausfolgeſtelle“ 
für den deutſchen Buchhandel; der Zuſammenhang zeigt deut⸗ 
lich die Kommiſſionstätigkeit für den D.er Verleger G. Auch 
ſonſt vermag die Rev. keinen Verſtoß gegen Rechtsgrundſätze 
nachzuweiſen. 

a) Sie bemängelt, daß das BG. an den Begriff des 
„Erſcheinens im Deutſchen Reiche“ zu geringe Anforde 
rungen ſtelle. Weder nach dem üblichen Sprachgebrauche noch 
nach dem Zwecke des Geſetzes könne es zum „Erſcheinen“ 
1 — 
ein Eingriff in dieſe Urheberperſönlichleitsrechte vorliegen. Dieſe 
Ausgabe wäre alſo ebenſowenig als erlaubterweiſe erſchienen anzu⸗ 
ſehen wie eine unautoriſierte Ausgabe. So wird mit Recht in dem 
Literaturübereinkommen zwiſchen dem Deutſchen Reich und Ofterreich- 
Ungarn v. 30. Dez. 1899 Art. IV für den Schutz des Überſetzungsrechts 


gefordert, daß eine rechtmäßige und vollſtändige, alſo eine vom 


urheberrechtlichen wie urheberperſönlichkeitsrechtlichen Standpunkt aus 
zuläſſige Überſetzung herausgegeben worden iſt. 
Nun iſt aber dabei zu beachten, daß ein Einſchreiten des Ur⸗ 


ausreichen, daß der ausländiſche Verleger durch Vermittlung 
eines deutſchen Kommiſſionärs die Sortimentsbuch händler 
des Deutſchen Reichs beliefere. Auf ſolche Weiſe würde dem 
Ausländer, der im übrigen weder die Vorteile des deutſchen 
Geſetzes noch der Rev Bernli. genieße, eine Vergünſtigung 
zugewendet, die mit Sinn und ausdrücklichem Inhalte des 
Geſetzes (insbeſ. § 55 LitUrhG.) nicht in Einklang ſtehe. 
Hieran iſt zwar richtig, daß der Schriftwerkſchutz grund⸗ 
ſätzlich nur dem Reichsangehörigen vollkommen zuteil 
wird (8 54 Liturhcg.). Wer nicht Reichsangehöriger 
iſt, genießt ihn jedoch ebenfalls für jedes ſeiner Werke, das 
im Inland erſcheint, ſofern er nicht das Werk ſelbſt oder 
eine Überſetzung an einem früheren Tag im Auslande hat 
erſcheinen laſſen (855 Abſ. 1 Satz 1). Unter der gleichen 
Vorausſetzung genießt er den Schutz für jedes ſeiner Werke, 
das er im Inland in einer überſetzung erſcheinen läßt; die 
Überſetzung gilt in dieſem Falle als das Originalwerk ($ 55 
Abſ. 2). Ausnahmen von dieſer regelmäßigen Begrenzung 
des Schriftwerkſchutzes (88 54, 55 LitUrh®.) ergeben ſich aus 
zwiſchenſtaatlichen Verträgen. Solche Verträge des Deutſchen 
Reiches beſtanden in den Zeiträumen, auf die es hier an⸗ 
kommt, nicht bloß mit Frankreich (Bernü. ſpäter Rev Bernll., 
daneben Übereinkunft von 1883, ſpäter von 1907), ſondern 
auch mit Öfterreich-Ungarn (1899), das dem Berner Schutz⸗ 
verbande nicht angehörte. Die VO. v. 12. Juli 1910 wiederum 
war dazu beſtimmt, die Anwendung der RevBernü. er⸗ 
gänzend zu befördern. Deshalb iſt unbedenklich der Be⸗ 
griff des „Erſcheinens“ (im Inlande) in der VO. von 
1910 und in der Übereinkunft von 1907 ebenſo auszulegen 
wie im 855 Litürhch. Den Ausdruck „Erſcheinen“ ver⸗ 
wendet auch der Buchverkehr in verſchiedenem Sinne. Wenn 
z. B. gefragt wird, wo ein Buch erſchienen iſt, mag das oft 
auf den Ort bezogen werden, an welchem ſich der Verlag 
befindet. Wer dagegen nachforſcht, ob ein angekündigtes Werk 
erſchienen ſei, der verlangt in der Regel zu wiſſen, ob es 
für die Kreiſe, in denen Nachfrage herrſcht, auf dem üblichen 
Buchhandelswege zu erlangen iſt. Der Sprachgebrauch der 
erwähnten Geſetzesvorſchriften beſtimmt ſich durch deren er⸗ 
fichtlichen Zweck, den redlichen verkehrsmäßigen Beſitzſtand 
auf dem Büchermarkte zu ſichern. Das Erſcheinen eines 
Schriftwerks im Inlande ſetzt danach voraus, daß im Deut⸗ 
ſchen Reich ein geſchäftlicher Mittelpunkt der Verbreitung ge⸗ 
ſchaffen und zu dieſem Zweck auch benutzt worden ſei. Dieſer 
Mittelpunkt braucht kein inländiſcher Verlag, es kann auch 
ein Kommiſſionär fein (Kohler, Urhg. [1907] S. 397 
Nr. VI; Allfeld, LitUrhgi. (2. Aufl. 1928] S. 379 Anm. 4 
zu 855; Riezler: Ehrenbergs Handb. d. geſ. HR. V, 2 
[1915] S. 107ff.). Bloße Scheinmaßnahmen, die ſich nur 
als Verbreitung in das Inland hinein und nicht als Ver⸗ 
trieb vom Inland aus erweiſen, genügen freilich nicht. 
Nötig und ausreichend iſt, daß von dem Vertriebsmittel⸗ 
punkt aus eine Mehrzahl von Vervielfältigungsſtücken des 
Schriftwerks tatſächlich an die Allgemeinheit öffentlich an⸗ 
geboten wird; und zwar eine Mehrzahl ſolcher Stücke, die 
auch wirklich zur Veräußerung an die Leſerwelt beſtimmt ſind 
(Willy Hoffmann, Verlagsrecht [1925] S. 41 Anm. 6d 
zu § 2 VerlG. und in ZW. 1925, 2460/61). Dieſen An⸗ 
forderungen genügt der vom OLG. feſtgeſtellte Tatbeſtand. 
Aus ihm erhellt, daß die Überſetzungen, die G. verbreitete, 
aus dem Perſönlichkeitskreiſe ihrer Urheber herausgetreten 
waren und daß in L. für ſie ein Vertriebsmittelpunkt ge⸗ 
ſchaffen war. Deutſche Sortimenter beſtellten alſo nicht (wie 
die Rev. meint) beim D.er Verlag, der den Auftrag dann 
erſt nach L. geleitet hätte, ſondern in der (wie gerichts⸗ 
bekannt) üblichen Weiſe unmittelbar beim L.er Kommiſſionär, 
der das Beſtellte dann aus ſeinem Lagervorrate lieferte. 
Der von der Rev. erhobene Vorwurf, das OLG. habe 
den Begriff des Erſcheinens (im Inlande) verkannt, gegen 


hebers oder ſeiner Rechtsnachfolger im Deutſchen Reich jederzeit mög⸗ 
lich war (obwohl der Überſetzungsſchutz bis zum 31. Aug. 1907, wie 
das Urt. darlegt, nicht beſtand), nämlich im Hinblick auf die Ver⸗ 
ſtümmelung des Werkes, alſo auf Grund des Urheberperſönlichkeits⸗ 
rechtes, fo die Urt. des RG. v. 7. Nov. 1908 (Niepfehe-Briefe NE. 69, 
401 — JW. 1908, 26) und v. 8. Juni 1912 (Sirenen⸗Urteil RO. 7, 
397 — JW. 1912, 867). Wenn alſo der Inhaber des Rechts deſſen⸗ 
ungeachtet ein prozeſſuales Vorgehen bis zum Jahre 1926 unterließ, 
ſo konnte der vertreibende Verleger gutgläubig annehmen, daß die 
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§ 55 LitUrhcb. und gegen Sätze der Rev Berni. verſtoßen, 
trifft nicht zu (vgl. RG. 111, 14—221)). 

) Eine weitere Reviſionsrüge geht dahin: Das BG. 
habe rechtsirrig angenommen, die von G. nach 1907 ver⸗ 
triebenen Überſetzungen Zolaſcher Werke ſeien mit den vor 
1907 vertriebenen weſensgleich. In Wahrheit handle es ſich 
(nach der Behauptung der Kl.) um zwei ſehr verſchiedene 
Werke (genauer: Gruppen von Werken), von denen — im 
Vergleich zum Original — das frühere ſehr eingreifend, daß 
ſpätere weniger verſtümmelt ſei. Bei ſo großer Verſchieden⸗ 
heit könne man nicht von „Überſetzungen“ wie von einem 
einheitlichen, gleichartigen Werke ſprechen; man könne nicht 
ſagen, die in neuerer Zeit (nach 1907) in Verkehr ge⸗ 
brachten Überſetzungen ſeien weſensgleich mit denen aus 
älterer Zeit (vor 1907). Hieraus folge, daß die nach 1907 
erſchienenen Werke, weil völlig verſchieden von den älteren, 
nicht bereits vor 1907 erſchienen ſein könnten. Das 
OLG. hätte dieſe Behauptung prüfen, allenfalls durch Fra⸗ 
gen Klarheit ſchaffen und über die Verſchiedenheit der jün⸗ 
geren Überſetzungen von den älteren Beweis erheben müſſen. 

Auch dieſe Rüge iſt unbegründet. Doch hängt ſie enger 
mit der Frage zuſammen, ob die umſtrittenen Überſetzungen 
vor dem Inkrafttreten der RevBernü. — und der Überein- 
kunft von 1907 — „erlaubterweiſe“ erſchienen ſind (unten 3). 

3. Die Kl. entgegnen dem Bekl., die ſtreitigen Über⸗ 
ſetzungen gehörten ſchon darum nicht unter die erlaub- 
ten, weil ſie verſtümmelt ſeien und ſomit das perſönliche 
Urheberrecht des Verfaſſers verletzten; und zwar ſei in den 
älteren Überſetzungen das Original ärger verſtümmelt als in 
den jüngeren. 

a) Das BG. erklärt dieſes Vorbringen aus förmlichen 
und ſachlichen Gründen für unbeachtlich. 

aa) Es erwägt: „An ſich würde allerdings die Tatſache, 
daß die Werke Zolas 1907 zur Überfegung freiſtanden, den 
Anſpruch des Verfaſſers auf unverſtümmelte Wiedergabe 
nicht ausſchließen; denn das Recht auf unverſtümmelte Wieder⸗ 
gabe iſt ein Teil des Urheberrechts, der mit dem Verluſte 
des Überſetzungsrechtes nicht zugrunde ging, ſondern fort⸗ 
beſtand“ (RG. 102, 141/42). Allein im vorliegenden Falle, 
fährt es fort, könne dieſes Recht als weiterer Klagegrund 
zur Unterſtützung des Unterlaſſungsbegehrens im Gerichts⸗ 
ſtande der unerlaubten Handlung (5 32 ZRO.) nicht geltend 
gemacht werden. Denn dieſer Klagegrund werde vom Tat⸗ 
beſtande der in der Klage geltend gemachten unerlaubten 
Handlung nicht mitumfaßt; alſo wäre die örtliche Zu⸗ 
ſtändigkeit — fo wie im erſten Rechtszuge feſtgeſtellk — 
nicht gegeben. 

Dieſe Ausführung iſt deshalb nicht frei von rechtlichen 
Bedenken, weil die Behauptungen, in denen das OLG. einen 
neuen Klagegrund ſieht, im zweiten Rechtszuge (von der 
Nebenintervenientin) erſt erwiderungsweiſe auf die Ver⸗ 
teidigung des Bekl. vorgebracht worden ſind; um darzulegen, 
der von ihm beanſpruchte Überſetzungsſchutz beſtehe nicht. 
Dieſes ſelben Bedenkens wegen braucht auf den vom Bekl. 
vorgeſchügten Einwand unzuläſſiger Klageänderung (88 529 
Abſ. 4, 268 ZPO.) ebenfalls nicht eingegangen zu werden. 

bb) Das BG. nimmt überdies an, daß die Klagepartei 
jene Behauptung — verſtümmelter Wiedergabe der Zolaſchen 
Originale in den Gichen Überſetzungen — aus grober 
Nachläſſigkeit verſpätet vorgebracht habe, und weiſt 
ſie, weil die Zulaſſung den Rechtsſtreit verzögern würde, 
zurück (8 529 Abſ. 2 ZPO). Ein gleiches geſchieht mit den 
Behauptungen über unterſchiedliche Verſtümmelung älterer 
und neuerer Überſetzungen, die wegen dieſes Unterſchiedes 
weſensungleich ſeien (oben 2b). Hierzu bemerkt das Bl.: 
„Dieſe neuerlichen Aufſtellungen ſind nicht, wie die Kl. be⸗ 
haupten, nur eine Nachholung einer im erſten Rechtszug 
unterbliebenen Erklärung (8 531 ZPO.). Es handelt ſich ... 
vielmehr um den Verſuch, ein in der mündlichen Verhand⸗ 
lung — teilweiſe ausdrücklich, im ganzen zum mindeſten 


Zolaſchen Erben gegen die Verbreitung dieſer Überſetzung nichts ein⸗ 
zuwenden hatten, da ja vorauszuſetzen iſt, daß dieſe dieſe Überſetzung 
gekannt haben. Es find alſo die Folgen einer Verwirkung (RG. 123, 
323 — JW. 1929, 2046) eingetreten. 

RA. Dr. Willy Hoffmann, Leipzig. 
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ſchlüſſig — gemachtes Zugeſtändnis (wenigſtens ſoweit die 
erſten Auflagen der Überſetzungen in Frage kommen) zu 
fiderrufen. Dazu fehlen die Vorausſetzungen (88 532, 288, 
289, 290 ZPO.). Die zur Erläuterung geltend gemachte 
Tatſache, daß die erſten Ausgaben ſtark verſtümmelt geweſen 
und erſt ſpäter weniger verſtümmelte Auflagen erſchienen 
ſeien, iſt erſt in der Schlußverhandlung zum erſtenmal vor⸗ 
getragen worden. Damit ſoll wohl geſagt werden, daß Gegen⸗ 
ſtand des Streites nur die neueren Ausgaben ſeien, deren 
Herausgabe vor 1907 beſtritten werde. Sohin handelt es ſich 
um eine neue, aus grober Nachläſſigkeit verſpätet vorgebrachte 
Behauptung; ihre Zulaſſung würde die Erledigung des 
Rechtsstreits verzögern. Sie iſt daher dem Antrage der Be⸗ 
klagten entſprechend zurückzuweiſen (88 519, 529 3PO.).“ 

Die auf ſolche Weiſe begründete Zurückweiſung ver⸗ 
ſpäteten Vorbringens wird von der Rev. mit Unrecht be⸗ 
anſtandet. 

Auf die Klage hin machte der Bekl. alsbald in ſeinem 
Schriftſatze v. 18. März 1926 (2) genaue Angaben über die 
in G.s Verlag veröffentlichten Überſetzungen Zolaſcher Romane. 
Dort wurde u. a. geſagt: Die Überſetzungen, welche der Be⸗ 
klagte vertreibe, ſeien lange vor 1910 erſchienen, z. B. die 
erſte Auflage von „Nana“ ſchon 1881, „Treibjagd“, „Die 
Sünde des Abbs Mouret“, „Der Totſchläger“, „Der häus⸗ 
liche Herd“, „Zum Paradies der Damen“, „Lebensfreude“ 
und „Mutter Erde“ ſogar noch früher, die übrigen Bände 
jedenfalls noch vor Schluß des Jahrhunderts. Alle dieſe 
Überſetzungen ſeien nicht bloß in ihrem Urſprungslande 
Ungarn und in Ofterreich, ſondern auch gleichzeitig in Deutſch⸗ 
land in großem Umfange vertrieben worden; ſomit ſeien ſie 
zu den angegebenen Zeiten im Deutſchen Reich ebenfalls 
erſchienen. 

Die Kl. entgegneten — mehr denn ein Jahr danach — 
in dem Schriftſatze v. 9. Mai 1927 u. a.: „Die ſämtlichen 
Werke ſind, wie zugegeben wird, zuerſt in Ungarn er⸗ 
ſchienen.“ Daran ſchloſſen ſie rechtliche Ausführungen, um 
darzutun, ein „Erſcheinen“ im Rechtsſinne komme zugunſten 
des Bekl. erſt für die Zeit nach dem Erwerbsvertrage vom 
12. Nov. 1916 in Betracht. Wenn das OLG. die Erwiderung 
der Kl. nach Wortlaut und Zuſammenhang als Geſtänd⸗ 
nis (8 288 3 O.) anſah, fo läßt ſich das nicht als fehler⸗ 
haft bemängeln. Ebenſowenig, wenn es ſpätere Gegenäuße⸗ 
rungen der Kl. dahin verſtand, daß ſie dies Geſtändnis er⸗ 
gänzt hätten. Verzeichnet doch ſchon das landgerichtliche 
Urteil (allerdings ohne ausdrücklich von „Geſtändnis“ zu 
ſprechen) als „in tatſächlicher Beziehung unbeſtritten ge⸗ 
bliebenen Tatbeſtand“: die angegriffenen Überſetzungen ſeien 
in den Jahren 1880 bis 1897 in Ungarn, Oſterreich und 
Deutſchland erſchienen, d. h. vom Buchhandel durch öffent⸗ 
liches Angebot einer größeren Anzahl von Vervielfältigungs⸗ 
exemplaren an die Allgemeinheit herausgegeben worden. Das 
BG. verſtößt nicht gegen Verfahrensregeln, indem es die 
ſpäterhin abweichenden Erklärungen der Kl. (über unterſchied⸗ 
liche Verſtümmelung älterer und jüngerer Überſetzungs⸗ 
ausgaben und infolgedeſſen Weſensungleichheit beider) als 
Geſtändnis⸗Widerruf würdigt, aber die geſetzlichen 
Vorausſetzungen eines ſolchen vermißt (88 288, 289, 290, 
532 ZPO.) 

Judeſſen iſt, auch abgeſehen von dieſer Frage des Ge⸗ 
ſtändniſſes, die Zurückweiſung verſpäteten Vorbringens aus⸗ 
reichend begründet; der Angriff der Rev. kann nicht durchdringen. 

Zwar hat, wie die Rev. betont, im zweiten Rechtsgange 
nur eine einzige ſtreitige mündliche Verhandlung ſtatt⸗ 
gefunden: die v. 30. Dez. 1929, auf die am 20. Jan. 1930 
das Urteil verkündet wurde. Und im erſten Rechtsgang iſt 
das Urt. v. 30. April 1928 nach 87 Entl VO. ohne münd⸗ 
liche Verhandlung gefällt worden. Dieſe von der Reviſions⸗ 
begründung einzeln herausgegriffenen Umſtände geben aber 
von dem Hergang im ganzen kein richtiges Bild. Im erſten 
Rechtszuge war viermal zur Sache verhandelt worden: am 
22. März 1926, am 24. Jan. und 3. Okt. 1927 und am 
14. Jan. 1928. Ausreichende Gelegenheit, das abgegebene 
Geſtändnis zu widerrufen oder zu berichtigen, auch ſonſt das 
Vorgebrachte zu ergänzen und neue Behauptungen vor⸗ 
zutragen, war ſomit in zweijährigem Zeitraum geboten. Allein 
es verging auch im zweiten Rechtszuge noch beträchtliche Zeit, 
bis die vom OLG. als verſpätet zurückgewieſenen Angaben 
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auftauchten. Am 27. März 1929 (31), elf Monate nach dem 
Spruche des LG., erging zunächſt ein Verſäumnisurteil 
gegen die Kl.; ſie legten Einſpruch ein (34). Verſtümmelung 
der Zolaſchen Originale durch die von G. verlegten Über⸗ 
ſetzungen wurde erſt in dem Schriftſatze der Nebeninter⸗ 
venientin v. 8. Juni 1929 (zu 37 S. 8), und zwar „höchſt 
vorſorglich“ in folgenden Sätzen behauptet: „Selbſt wenn an 
ſich die beklagte Partei, wie dies nach den vorſtehenden Dar⸗ 
legungen nicht der Fall iſt, Überſetzungsrechte geltend machen 
könnte, ſo würde denſelben der Umſtand entgegenſtehen, daß 
die ſämtlichen Überſetzungen, obgleich ſie ſich als unverkürzt 
bezeichnen, in Wirklichkeit Verſtümmelungen der Originale 
ſind. Einem derartigen Verfahren gegenüber greift unter 
allen Umſtänden der Perſönlichkeitsſchutz des Urhebers durch. 
— Ich biete vorſorglich Beweis an dafür, daß die vom Be- 
klagten verbreiteten Überſetzungen der in der Klage bezeich⸗ 
neten Werke Zolas weſentliche Veränderungen gegenüber den 
Originalwerken enthalten, durch Dr. A. E. R., Schriftſteller 
in M., K. Straße 71II, als ſachverſtändigen Zeugen.“ Der 
Bekl. beſtritt dieſe Behauptung in dem Schriftſatze v. 3. Aug. 
1929. Die Kl. ſchloſſen ſich (18. Sept. 1929) bezugnehmend 
den Angaben und Ausführungen der Streithelferin an. 
Dieſe beharrte bei der behaupteten Verſtümmelung (10. Sept. 
1929 und 20. Dez. 1929), ohne Neues oder Genaueres hin⸗ 
zuzufügen. 

Die Erzählung der Prozeßgeſchichte im BU. genügte bei 
dieſer aus dem vorgetragenen Akteninhalt erſichtlichen Lage, 
um zu begründen, daß die erwähnte Behauptung nach der 
freien Überzeugung des Gerichts aus grober Nachläſſigkeit 
nicht früher vorgebracht worden ſei; auch leuchtet ein, daß 
die Erledigung des Rechtsſtreites ſich verzögert hätte, wenn 
die verſpätete Behauptung noch zugelaſſen worden wäre 
(8 529 Abſ. 2 ZPO). Die Tatſachen, aus denen das BG. 
ſeine Überzeugung gewonnen hat, ſind — teils unmittelbar, 
teils durch Bezugnahme auf die Akten — ſo genau kenntlich 
gemacht, daß dem Nev&. die nach ſtändiger Rſpr. erforder⸗ 
liche rechtliche Nachprüfung ermöglicht wurde (RG. V 72/26 
v. 6. Nov. 1926: Seuff Arch. 81, 79°); VI 118/28 v. 8. Okt. 
19285): RGWarn. 1929 Nr. 123; II 177/29 v. 29. Okt. 1929: 
RGWarn. 1930 Nr. 19). Sie ergibt, daß dabei kein Rechts- 
irrtum des BG. vorliegt. (Wegen der Stellung der Gtreit- 
helferin ſiehe auch 8 67 ZPO.) 

b) In der Reviſionsbegründung (S. 7) wird als Sinn 
der zurückgewieſenen Behauptung angegeben: Die ſämtlichen 
fünfzehn Romane ſeien durch die Überſetzung in der erſten 
Ausgabe überall (die Rev. ſagt „passim“) derart gekürzt 
worden, daß der Umfang jedes einzelnen gegenüber dem 
Original ganz weſentlich verringert worden ſei. Daraus, 
meint ſie, müſſe ſchon allgemein (Beweis der Wahrheit vor⸗ 
ausgeſetzt) gefolgert werden, das Erſcheinen ſolcher Über⸗ 
ſetzungen ſei unerlaubt geweſen. Genauere Angabe der Ab⸗ 
weichungen vom Original — aus fünfzehn zum Teil um⸗ 
fangreichen Romanbänden — könne man billigerweiſe nicht 
verlangen; ſie ſpricht von „ungenügender Vorſtellung des 
Gerichts über die vor Aufſtellung der einſchlägigen Be⸗ 
hauptung erforderlich geweſene Tätigkeit“ (S. 9) und rügt, 
daß die allenfalls nötige richterliche Frage unter 
blieben ſei (S. 7). — Auch dieſe Rüge iſt ungerechtfertigt. 
aa) Das BG. hat die Behauptung, daß durch die 
Überſetzungen das Original verſtümmelt werde (trotz der Zu⸗ 
rückweiſung nach 8 529 Ubf. 2 ZPO), auch ſach lich ge⸗ 
prüft, aber fo wie fie aufgeſtellt ift, mit Recht als un 
zulänglich angeſehen. Es hat auch keineswegs verſäumt, 
zu fragen. Denn feine Gründe ſagen. ausdrücklich: „Die Kl. 
können gar nicht angeben, welche Verſtümmelungen über⸗ 
haupt in Frage ſtehen. Sie ſtellen nur ganz allgemein dieſe 
Behauptung auf und vermochten auf Befragen nur anzu⸗ 
geben, daß die erſten Auflagen ſtärker verſtümmelt geweſen 
ſeien, während dies bei den neueren Ausgaben in weniger 
hohem Grade der Fall ſei. Sie bemerkten noch, daß die 
Bücher der erſten Auflagen viel dünner waren, wollen alſo 
anſcheinend angeben, daß Weglaſſungen erfolgt ſeien. Ein 
ſolcher Schluß kann aber aus dem geringeren Umfang ein⸗ 
zelner Druckſtücke nicht ohne weiteres gezogen werden; auch 
die Art des Satzes wie auch die Dicke des verwendeten Pa⸗ 


) JW. 1913, 268. ) JW. 1929, 103. 
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piers kann den Umfang eines Buches weſentlich verändern. 
Die Kl. vermögen ebenſowenig anzugeben, auf welche ein⸗ 
zelnen Werke ſich die Vermängelung beziehen ſoll.“ 


Die grundſätzliche Behandlung, welche das BG. den 
Angaben der Kl. angedeihen läßt, iſt zutreffend. Mit Recht 
geht es davon aus, daß in Streitpunkten wie den vorliegen⸗ 
den ganz allgemein gehaltene formelhafte Behauptungen, die 
zur Not auch ein Leſensunkundiger aufſtellen könnte, nicht 
ausreichen. Für die Verſtümmelung des Originals durch die 
Überſetzungen, und zwar unterſchiedlich in älteren und jün⸗ 
geren Ausgaben, hätte es der Beiſpiele bedurft, die dem 
Gerichte genauere fachliche Prüfung ermöglichten. Wie dem 
Gericht aus derartiger Prüfung unter Umſtänden mühſame 
Einzelarbeit erwächſt, ſo liegt es der Partei und ihren Sach⸗ 
waltern ob, die entſprechende Mühe auf die Vorbereitung 
des Stoffes zu verwenden, der dem Gerichte die Unterlagen 
verſchaffen ſoll. Verwahrung gegen „ungenügende Vor⸗ 
ſtellung des Gerichts über .. . erforderlich geweſene Tätig⸗ 
keit“ wäre fehl am Orte. Die des anſchaulichen Inhalts ent⸗ 
behrende Allgemeinheit der von den Kl. und ihrer Streit⸗ 
helferin aufgeſtellten Behauptungen läßt auch außer acht, 
daß jedes Schriftwerk ein Gebilde für ſich iſt, alſo hier 
jedes Zolaſche Werk im Verhältnis zu feiner Überjegung ge⸗ 
ſondert betrachtet und gewürdigt werden müßte. Das vor⸗ 
gelegte H.ſche Verzeichnis ergibt überdies bei den fünfzehn 
ſtreitigen Werken nicht ausnahmslos denſelben Überſetzer: 
beim Totſchläger iſt W. K. als ſolcher aufgeführt, bei den 
übrigen Werken allerdings überall A. Sch. Jedenfalls geht 
es nicht an, in Pauſch und Bogen von einer Überſetzungs⸗ 
reihe wie von einer Gattungsware zu ſprechen und mit Be⸗ 
zug auf ſie allgemeine Behauptungen vorzubringen, die not⸗ 
wendig nur nach der Beſchaffenheit des einzelnen Stückes 
und ſeiner Beſonderheit aufgeſtellt werden können, dieſe 
Sonderart aber auch kenntlich machen müßten. Was den 
Behauptungen an Genauigkeit fehlt, wird dadurch, daß für 
ſie ein Beweis (ſachverſtändiger Zeuge) angeboten wird, nicht 
ausgeglichen. Denn zuvor muß geprüft werden, ob die An⸗ 
gaben ſelbſt ſchlüſſig ſind. Das OLG. hat dies ohne Ver⸗ 
ſtoß gegen Rechtsregeln verneint. Es iſt auf Grund des 
Sachvortrags, und zwar nach Ausübung des Fragerechts, zu 
der Überzeugung gekommen: Die Kl. behaupten „Verſtüm⸗ 
melung“ der Romane Zolas durch die umſtrittenen Über⸗ 
ſetzungen lediglich nach äußerlichen Anzeichen, die den Schluß 
auf Verſchlechterung von Gedankengehalt und Ausdrucksform 
nicht rechtfertigen; ſachlich beweiſende Merkmale, aus denen 
ſolche Beeinträchtigung zu folgern wäre, vermögen ſie nicht 
anzugeben. Dafür, daß etwa zwiſchen älteren und jüngeren 
Überſetzungen oder Überſetzungsausgaben ein durchgreifender 
Unterſchied obwalte, der eine Weſensungleichheit begründen 
könnte (vor 1907 eingreifendere Veränderungen als ſpäter), 
fehlt deshalb vollends jeder Anhalt. — Das BG. hat bei 
allem dem weder die Pflicht zur aufklärenden Frage (8 139 
BRD.) verletzt noch gegen die Regeln der Behauptungs⸗ und 
Beweislaſt oder gegen andere Grundſätze ſachlichen Rechts 
verſtoßen. 


bb) Nimmt alſo das BG. begründeterweiſe an, für die 
Verſtümmelung Zolaſcher Werke durch die umſtrittenen Über⸗ 
ſetzungen ſei nichts Ausreichendes vorgebracht, ſo braucht 
nicht darauf eingegangen zu werden, ob Verſtümmelung, wenn 
erwieſen, die Überjegung notwendig zu einer unerlaubten 
gemacht hätte. Namentlich iſt es entbehrlich, die Gegen⸗ 
ausführungen des Bekl. zu erörtern, wonach etwa geſchehene 
Verſtümmelung der Originale durch kürzende oder mangel⸗ 
hafte Überſetzung nur das Perſönlichkeitsrecht des Verfaſſers 
berührt hätte, ohne jedoch urheberrechtlichen Anſprüchen 
Grundlage oder Handhabe zu bieten. — Das BG. ſieht dem⸗ 
nach mit Recht als dargetan an, die Überſetzungen ſeien vor 
dem Inkrafttreten der Rev Bernll. in Deutſch⸗ 
land erlaubterweiſe erſchienen. 


(u. v. 20. Sept. 1930; 91/30 I. — München.) [Ka.] 


— — 


4. Kunſturhebergeſetz. 


„26. 88 15, 17, 19 Kunſt UrhG. Aus dem Begriff 
der „Erläuterung“ des Inhaltes folgt, daß das 
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Schriftwerk ſich für die Leſerwelt als Haupt⸗ 
zweck, das Bild als Nebenzweck darſtellt. f) 

Zu den wertvollen Handſchriften der Bayeriſchen Staats⸗ 
bibliothek in München gehört das „Goldene Buch“, ein 
Pergamentband aus dem Kloſter St. Emmeran in Regens⸗ 
bung. Dieſer „Codex aureus“ enthält den auf Kaiſer Karls 
des Kahlen Geheiß i. J. 870 verfertigten lateiniſchen Text 
der vier Evangelien mit reicher farbiger Ziermalerei und 
einer Anzahl Bildertafeln. — Im Verlage der Kl. erſchien 
in den Jahren 1920—1925 eine ſchrift⸗ und bildgetreue 
Wiedergabe des Kodex in Lichtätzung mit 253 farbigen Tafeln 
(Größe 52 42 cm) und einem Tertbande von Geh. R. Prof. 
Dr. Georg Leidinger, dem Direktor der Münchener Staats⸗ 
bibliothek. Das Werk verurſachte viel Mühe, Zeitaufwand 
und Koſten; fein Preis im Buchhandel beträgt 1800 AM. 


Die Bekl. läßt in ihrem Verlage lieferungsweiſe das 
von Prof. Dr. Oskar Walzel in Bonn unter Mitwirkung 
einer Reihe Gelehrter herausgegebene Handbuch der Literatur⸗ 
wiſſenſchaft erſcheinen. Die i. J. 1928 herausgebrachte Liefe⸗ 
rung 106, mit der eine geſchloſſene Sonderabhandlung des 
Heidelberger Univerſitätsprofeſſors Dr. Leonardo Olſchki über 
die romaniſchen Literaturen des Mittelalters beginnt, enthält 
vor dem Text als ganzſeitige farbige Abbildung („Tafel !“) 
eine Wiedergabe des Blattes V des Codex aureus. Dieſes 
Blatt ſtellt Kaiſer Karl den Kahlen auf dem Throne ſitzend 
dar. Die Abbildung im Verlagswerke der Bekl. iſt eine auf 
photographiſchem Wege mittels Lichtätzung hergeſtellte Nach⸗ 
bildung desſelben Blattes in der Kodexausgabe der Kl. Die 
Quelle iſt auf der Nachbildung nicht angegeben. 


Die Kl. bezeichnet die Nachbildung der Bekl. als wider⸗ 
rechtlich, die Herſtellung als ſchuldhaft und den guten Sitten 
widerſtreitend. 

Das Gef. v. 19. Juni 1901 (Lit UrhG.) kommt auf den 
vorliegenden Fall nicht unmittelbar zur Anwendung. Zwar 
läßt es Vervielfältigung zu, wenn einem Schriftwerk aus⸗ 
ſchließlich zur Erläuterung des Inhalts einzelne Abbildungen 
aus einem erſchienenen Werke beigefügt werden ($ 23). Dieſe 
Vorſchrift bezieht ſich indes nur auf ſolche Abbildungen 
(einſchließlich plaſtiſcher Darſtellungen) wiſſenſchaftlicher oder 
techniſcher Art, die nicht ihrem Hauptzwecke nach als Kunſt⸗ 
werke zu betrachten ſind (8 1 Abſ. 1 Nr. 3 LitUrh ch.). Die 
im Verlage der Kl. erſchienene ſchrift- und bildgetreue Wieder⸗ 
gabe („Fakſimile-Ausgabe“) des Codex aureus aber iſt ein 
Werk der Lichtbildkunſt. Die Regeln, nach denen der 
Urheber eines ſolchen Werkes geſchützt wird, ſind dem Geſetze 
betr. das Urheberrecht an Werken der bildenden Künſte und 
der Photographie v. 9. Jan. 1907 (Kunſt UrhG.) zu ent⸗ 
nehmen. 


1. Mit Recht geht das OLG. (wie bereits das LG.) 
davon aus, daß die Kl. nach dem leitenden Grundſatze des 
Geſetzes (8 15 KunſtUrhcg.) als Urheber die ausſchließliche 
Befugnis hat, das Werk zu vervielfältigen (alſo auch nach⸗ 
zubilden) und zu verbreiten. Nach dieſer Regel iſt die Ver⸗ 
vielfältigung ohne Einwilligung des Berechtigten im all⸗ 
gemeinen unzuläſſig (817 Kunſt UrhG.). 

2. Das Geſetz macht von dem Grundſatze verſchiedentlich 
Ausnahmen und ſchränkt ihn ein (88 16, 18—21). Zu den 
Einſchränkungen gehört es, daß einzelne Werke in eine ſelb⸗ 
ſtändige wiſſenſchaftliche Arbeit ausſchließlich zur Erläuterung 
des Inhalts aufgenommen werden dürfen; Vervielfältigung 
und Verbreitung find in ſolchem Falle zuläſſig (8 19 Abſ. 1 
Kunſt UrhG.). Die Bekl. nimmt für ſich in Anſpruch, daß 


Zu 26. Die Entſch. des vorliegenden Falles iſt m. E. zu⸗ 
treffend. Sie gibt mir jedoch Anlaß zu folgenden Bemerkungen: 

1. Das Urteil weiſt ſelbſt darauf hin, daß in der jüngſten Zeit 
die Verwendung von Bildern in wiſſenſchaftlichen Werken weſentlich 
umfangreicher geworden iſt als früher (wie überhaupt die Beigabe 
von Bildern zu Schriftwerken erheblich zugenommen hat). Bei dieſem 
modernen Brauch taucht immer wieder die Frage auf, inwieweit die 
Entlehnungen von Bildern zuläſſig ſind. Das RG. legt, wie das 
vorliegende Urteil zeigt, die Beſtimmungen, die Ausnahmen von dem 
Recht des Urhebers bilden, eng aus. De lege lata mit Recht. Fraglich 
iſt mir jedoch, ob nicht die Entwicklung dahin führen wird, daß eine 
geſetzliche Anderung der Photographieſchutzgeſetzgebung geboten erſcheint. 
Das ſcheint mir durchaus möglich zu ſein. 

2. Bei Beantwortung der Frage, ob ein Bild in einer felb- 
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die Vorausſetzungen dieſer die Urheberbefugniſſe einſchrän⸗ 
kenden Vorſchrift im gegenwärtigen Falle gegeben ſeien. 

a) Allerdings unterliegt keinem Zweifel, daß Olſchkis 
Abhandlung über die romaniſchen Literaturen des Mittel⸗ 
alters eine ſelbſtändige wiſſenſchaftliche Arbeit iſt. 
Denn ſie bezweckt nach Rahmen, Form und Gehalt, durch 
eigene in ihr dargelegte planmäßige Geiſtestätigkeit des 
Verfaſſers die Literaturwiſſenſchaft zu fördern und das Er⸗ 
arbeitete an die Leſer mitzuteilen. Die Bekl. hat aus dem 
Lichtbilderwerke der Kl., das den Codex aureus wiedergibt, 
bloß ein einzelnes Bild, die Darſtellung des thronenden 
Kaiſers Karls des Kahlen auf Blatt 5 des Goldenen Buches, 
übernommen. Es fragt ſich alſo nur, ob das Bild ausſchließ⸗ 
lich zur Erläuterung des Inhalts in das Schriftwerk auf- 
genommen worden iſt. 

b) LG. und OLG. verneinen die Frage aus im weſent⸗ 
lichen übereinſtimmenden Gründen. Das BU. enthält in 
den Ausführungen, die ſich darauf beziehen, keinen Verſtoß 
gegen Rechtsgrundſätze. 

„Erläutern“ heißt urſprünglich: mit Licht durchdringen; 
alſo erhellen, klar und auſchaulich machen, jo daß man das 
Beleuchtete begreift und verſteht. Erläuterung bezeichnet 
ſonach die Tätigkeit und die Mittel, durch die etwas auf⸗ 
gehellt, erklärt, verſtändlich gemacht wird. (So der in den 
Wörterbüchern von Adelung, Gebr. Grimm, Sanders, Moriz 
Heyne nachgewieſene Sprachgebrauch.) Daß Abbildungen dazu 
dienen können, einen Worttext verſtändlich zu machen oder ihn 
in gewiſſer Hinſicht heller zu beleuchten, lehrt die Erfahrung 
des Lebens. 

Das Geſetz (§ 19 Kunſt UrhG.) verlangt, daß das Bild 
zur Erläuterung des Inhalts der wiſſenſchaftlichen Arbeit 
in ſie aufgenommen worden ſei. Damit iſt geſagt, die Ab⸗ 
bildung ſolle dazu beſtimmt ſein, den im Worttexte der 
Arbeit offenbarten Gedankengehalt aufzuhellen, zu ver⸗ 
anſchaulichen, dem Verſtändnis zu erſchließen. Dies kann je 
nach Art, Umfang und Ausdrucksform des Schriftwerks wie 
des Bildes und nach der Wechſelbeziehung zwiſchen beiden 
auf ſo mannigfaltige Weiſe geſchehen, daß ſich dafür nur 
wenige Richtlinien und Grenzen gewinnen laſſen. Die Ver⸗ 
bindung zwiſchen Schriftwerk und Bild muß eine innerliche, 
den Darſtellungs- und Lehrzweck des Worttextes unterſtützende 
ſein; die Abbildung muß das folgerecht entwickelte Gedanken⸗ 
werk verdeutlichen. Doch braucht ſich das Bild nicht als 
wiſſenſchaftliche Ausgeſtaltung der Schriftwerksgedanken dem 
Ganzen einzufügen. Es genügt, wenn es als Kunſtwerk bei⸗ 
ſpielmäßig wirkt, etwa um die eigenperſönliche Kunſtweiſe 
eines beſtimmten Meiſters, oder um die Auffaſſungsweiſe 
einer Kunſt⸗ oder Geſittungsſtufe zu kennzeichnen (Kohler, 
Kunſtwerkrecht [1908] S. 63 § 13 J, S. 64 $ 13 IV). Schon 
als ſolches, auch ohne die Abbildungen, muß das Schriftwerk 
ſeinen Zweck erfüllen; die Bilder dürfen nur zum beſſeren 
Verſtändnis des ſprachlichen Ausdrucks beigegeben ſein. Es 
darf nicht etwa das umgekehrte Verhältnis beſtehen, daß die 
Worte bloß zur Erläuterung nachgebildeter fremder Werke 
dienen ſollen (Allfeld, Kommentar zum Kunſtſchutzgeſetz 
1908] S. 121 Anm. 6 zu § 19). Deshalbnehmen — über⸗ 
einſtimmend mit der Ausdrucksweiſe des früheren Kunſt⸗ 
ſchutzgeſetzes (86 Nr. 4 des Gef. v. 9. Jan. 1876) — Recht⸗ 
ſprechung und Schrifttum auch für das jetzige Recht an: Das 
Schriftwerk muß die Hauptſache, das beigefügte Bild nur 
eine dem Schriftwerkzwecke behilfliche Nebenſache ſein (RG. 
18, 150155 [154 1112/87 v. 23. Mai 1887]; Riezler, 
Deutſches Urheber- und Erfinderrecht I [1909] S. 488; 


ſtändigen wiſſenſchaftlichen Arbeit ausſchließlich zur Erläuterung des 
Inhalts dient, iſt m. E. im weſentlichen von der Abſicht des Autors 
auszugehen. M. E. iſt es gefährlich, zu ſagen, es ſei auch die Auf- 
gabe zu beachten, welche das Bild beim Gebrauch in der Leſerwelt 
tatſächlich erfüllt. Denn vielfach wird der Kreis der Leſer und ihre 
Vorbildung für den Autor bei Abfaſſung des Werkes nicht feſtſtehen 
und vom Gericht auch nur ſchwer feſtzuſtellen ſein. Auf die Be⸗ 
deutung des Bildes für „die überwiegende Mehrheit der Benutzer“ 
wird man nur inſoweit Wert legen können, als der Autor bei Ab⸗ 
faſſung des Werkes von dem Leſerkreis ſich eine Vorſtellung gemacht 
hat. Für die von ihm bei Aufnahme des Bildes erfolgte Abſicht 
werden ſich hieraus Rückſchlüſſe ergeben können. 
RA. Prof. Dr. Hallermann, Münſter i. W. 


60. Jahrg. 1931 Heft 6/7] 


Oſterrieth⸗ Marwitz, Kunſtſchutzgeſetz [2. Aufl. 1929] 
S. 148 Anm. V zu 8 19; Ernſt Müller, Deutſches Ur⸗ 
heber⸗ und Verlagsrecht II [1907] S. 108 Anm. 3 zu 8 19; 
Crome, Suſtem d. Dtſch. BürgR. IV [1908] S. 74 Nr. 3b; 
Dern burg, BürgR. VI [1907/10] S. 198 8 7111; Fuld, 
Kunſtſchutzgeſetz [2. Aufl. 1925] S. 90 Bem. 5 zu 8 19; 
Ebermaher: Stengleins Strafrechtl. Nebengeſetze 1 (5. Aufl. 
1928] ©. 174 Anm. 4 zu $ 19 KunſtlUrhG.; Hillig, 
385 Gutachten [1928] Nr. 105 — 110). 

Das BG. prüft, ob die Bildtafel J, die mit der 
Lieferung 106 ausgegeben, jetzt hinter dem Titelblatte von 
Olſchkis inzwiſchen vollendetem Schriftwerke folgt und ſeinem 
ganzen Schriftinhalte voranſteht, im Verhältnis zu dieſem 
Werk erläuternde Zutat ſei. Bei der Beantwortung 
dieſer zugleich tatſächlichen und rechtlichen Frage (die alſo 
vom Rev. nachzuprüfen iſt) lehnt es den (namentlich in 
einem Privatgutachten Dr. Alexander Elſters verfoch⸗ 
tenen) Gedanken ab, daß etwa das Bild im Vergleich zu dem 
ganzen Werke betrachtet werden könne. Nur zu den einzelnen 
Stellen des Textes, die auf das Bild Bezug nehmen, könne 
es in Beziehung geſetzt werden; mit ihnen nur ſei der er⸗ 
forderliche innere Zuſammenhang vorhanden, der dem Er⸗ 
läuterungszweck eigne. Dem iſt beizuſtimmen. Bei anderen 
Werken mag unter Umſtänden nach Umfang, Inhalt und Be⸗ 
handlungsweiſe, auch nach dem Gegenſtande des beigefügten 
Bildes, die Frage anders zu ſtellen ſein und die Antwort 
anders ausfallen müſſen. Das vorliegende Buch Olſchkis 
über die romaniſchen Literaturen des Mittelalters iſt, voll⸗ 
endet, ein Quartband von 260 Seiten. Es behandelt in ſei⸗ 
nen zwölf Abſchnitten: 1. Die älteſten Denkmäler (S. 7—15); 
2. geiſtliche und fromme Literatur (S. 16—30); 3. das 
Heldenepos (S. 30—76); 4. das literariſche Epos (S. 76 
bis 93); 5. das höfiſche Epos (S. 92.—118); 6. Unter⸗ 
haltungsliteratur und Novelliſtik (S. 118-139); 7. Tier⸗ 
epos und Fabel (S. 139— 146); 8. die lehrhafte und hiſto⸗ 
riſche Literatur (S. 146—179); 9. die allegoriſche Dichtung 
(S. 179—188); 10. das Schauspiel (S. 188 —193); 11. die 
lyriſche Dichtung (S. 193246); 12. Dante (S. 246 —255). 
Schon ein Überblick dieſes Inhalts lehrt ſogleich, daß das 
Bild Karls des Kahlen auf dem Throne zeitlich, räumlich 
und gegenſtändlich nicht zum Ganzen des wiſſenſchaftlichen 
Schriftwerks, ſondern nur zu gewiſſen Stücken oder Stellen 
in erläuternder Beziehung ſtehen kann. Daher verſtößt das 
BG. nicht gegen Rechtsgrundſätze, wenn es die Stellen auf⸗ 
ſucht und behandelt, an denen der Worttext auf das Bild 
Bezug nimmt. Die Bekl. ſelbſt nennt deren vier: 1. In 
dem Abſchnitt über die älteſten Denkmäler bei dem Straße 
burger Eidſchwur als Zeugnis der Sprachenzweiung (S. 7) 
(Lieferung 106). 2. Im Abſchnitt über das Heldenepos 
(S. 73), wo nur berichtigend geſagt wird, in dem Epos 
Girards de Rouſſilon ſei als Kämpfer wider ſeinen Vaſallen 
eigentlich Karl der Kahle ſtatt Karl Martells zu denken 
(Lieferung 151). 3. In dem Abſchnitt über das höſiſche Epos 
heißt es (S. 99, in Lieferung 117 enthalten): 

Im Verhältnis von Literatur und Geſellſchaft voll⸗ 
zog ſich während des 12. Jahrhunderts eine Wandlung, 
deren Wirkung ſowohl in den unmittelbaren literariſchen 
Ergebniſſen, als in dauernden Erſcheinungen der romani⸗ 
ſchen Kultur bis zur franzöſiſchen Revolution erkennbar 
iſt. Karl der Große betrachtete den Schutz und die Pflege 
der Poeſie und Gelehrſamkeit als eine der vornehmſten 
Herrſchertugenden. Aber ſein Intereſſe an Heldengeſang 
und vulgärer Dichtung blieb vereinzelt. Am Hofe ſeiner 
Nachfolger blühte eine armſelige lateiniſche Dichtung, über 
deren Wert die bibliophile Prachtentfaltung karolingiſcher 
Handschriften nicht hinwegtäuſchen kann. Die Bücher, die 
mit ſoviel Aufwand an Prunk und Farben für Karl den 
Kahlen hergeſtellt wurden, wie z. B. der berühmte Codex 
Aureus der Evangelien (ſ. Tafelbeilage 1), ſind mit ihren 
Widmungsgedichten Außerungen kaiſerlicher Würde und 
höfiſchen Glanzes, aber kein Ausdruck tieferer Beziehungen 
des Herrſchers zu Literatur und Kunſt. Die ſpäten Karo⸗ 
linger und die erſten Kapetinger trugen entweder eine be⸗ 
wußte Abneigung oder eine hochmütige Gleichgültigkeit den 
Dingen der Bildung gegenüber zur Schau, wenn ſie auch 
ſtets eine Schar von Gelehrten, Amanuenſen, Lehrern und 
Geiſtlichen zu praktiſchen und dekorativen Zwecken in ihrem 
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Dienſte hielten. Es iſt kein Mäzenatentum, das ſich in 
dieſer Sitte äußert. Während des ganzen Mittelalters 
hatten die Leute dem Fürſten, nicht den Muſen zu dienen, 
und ſie ſtanden in direkter Abhängigkeit von den Ab⸗ 
ſichten und Intereſſen ihrer Herren. Sie gehorchten eher 
dem Auftrage, als der eigenen Inſpiration und glänzten 
deshalb eher durch Gewandtheit, als durch perſönliche 
Originalität der Erfindung und des Charakters. 
4. Eine Stelle des Abſchnitts über lehrhafte und hiſtoriſche 
Literatur weiſt (S. 151, in der Lieferung 125) auf die Vor⸗ 
liebe vieler Herrſcher und Edelleute für die Erörterung theo⸗ 
logiſcher Streitfragen hin und nennt als Beiſpiele: „Der 
Münchener Codex Aureus rühmt die Weisheit Karls des 
Kahlen, eine engliſche Handſchrift des 13. Jahrhunderts ſtellt 
Heinrich II. mit Thomas Becket diskutierend dar (. o. 
Abb. 51), Alfons X. von Spanien lebt als Gelehrter in der 
Erinnerung ſeines Volkes fort, Ludwig IX. von Frankreich 
als Heiliger und Robert von Neapel nach Dantes Urteil 
(Par. VIII, 147) als „re da sermone“. Der Eifer theologi⸗ 
ſcher Geſpräche ſetzte fi) an Frankreichs Höfen bis in die 
vorgerückte Neuzeit ununterbrochen fort.“ 

Das BG. nimmt an, die Stellen auf S. 7, 73 und 151 
ſeien aus dem Bereiche der Erläuterung auszuſcheiden, weil 
dort lediglich die Perſon Karls des Kahlen erwähnt, aber 
nichts Näheres über ihn geſagt werde. Für die Erwähnungen 
auf S. 7 und 73 trifft das ſicherlich zu. Zweifelhaft mag 
es bei der Bemerkung auf S. 151 ſein. Denn gerade das 
auf der Bildtafel J wiedergegebene Blatt des Kodex verkündet 
— in der lateiniſchen Widmung über und unter dem Thron⸗ 
bilde — den Ruhm des Kaiſers. Darum könnte das Bild 
inſofern als erläuternde Beſtätigung der Textworte (daß 
1015 Codex aureus die Weisheit Karls des Kahlen rühme) 
gelten. 

Zu der Stelle auf S. 99 führt das Bu. aus: „Sie 
kann zur Nachbildung (d. h. zur Bildtafel I) nur inſoweit 
in Beziehung gebracht werden, als die Pracht der Hand⸗ 
ſchriften der Minderwertigkeit der lateiniſchen Widmungs⸗ 
gedichte gegenübergeſtellt iſt. Weitere Ausführungen, zu deren 
Erläuterung das Bild herangezogen werden könnte, enthält 
der Text nicht. Vom Beſchauer wird alſo verlangt, daß er 
ſelbſt in dieſem nur beiſpielsweiſe erwähnten Falle die 
Farbenpracht des Bildes und die Bedeutung der einzelnen 
Figuren darauf erkennt, daß er den Text des auf dem Bild 
angebrachten lateiniſchen Widmungsgedichts enträtſelt; daß 
er einen Vergleich zieht zwiſchen der Schönheit des Bildes 
und dem Werte des Gedichts. Was damit von dem Be⸗ 
ſchauer verlangt wird, iſt ſelbſtändige Gedankenarbeit zur 
Ergänzung des Textes. Dieſer (d. h. das Urteil des Ver⸗ 
faſſers über den Wert der Widmungsgedichte im allgemeinen) 
wird durch das bloße Beſchauen des Bildes nicht verſtänd⸗ 
licher. Abgeſehen davon kann bei einem Vergleiche der nur 
beiläufigen Erwähnung des Bildes im Text und der Ge⸗ 
danken, die der Beſchauer aus dem Bild entnehmen ſoll, keine 
Rede davon ſein, daß dieſes zum Text im Verhältnis einer 
Nebenſache zur Hauptſache ſtehe.“ Das BG. nimmt alſo an, 
das Bild könne im Vergleich zu den wenigen Sätzen des 
Schriftwerktextes, mit denen es ſachlich durch Stoff und ge⸗ 
meinſame Gedanken zuſammengehört, nicht als Nebenſache 
betrachtet werden. Überdies mute es den meiſten Leſern nach 
ihrer Vorbildung wahrſcheinlich Denkarbeit und Mühe zu, 
ſtatt ihnen den Text leichtfaßlich zu erklären oder zu ver⸗ 
anſchaulichen. In dieſer Beurteilung liegt von ſelbſt ein⸗ 
geſchloſſen, daß einem beſonders kundigen, geübten Teile 
der Leſer (freilich nur einer Minderheit) immerhin Erläute⸗ 
rung des Textes geboten werden möge. Für ſie bliebe damit 
die Möglichkeit offen, daß ihnen das Bild als ergänzende 
Zutat der Textſätze und demnach als Nebenſache erſchiene. 
Dieſe Würdigung — die übrigens auch für die Stelle S. 151 
zuträfe — läßt keinen rechtlichen Irrtum erkennen; auch 
keinen Irrtum in Tatſachen, der die Rechtsanwendung be 
einfluſſen müßte. 

c) Selbſt wenn — wie für alle Fälle das BG. unter 
ſtellt — die Bildtafel als bloße Nebenſache des Worttextes 
anzuſehen wäre und zu deſſen Erläuterung diente, ſo müßte 
hinzukommen, daß fie ausſchließlich zur Erläuterung des 
Schriftwerksinhaltes (oder einzelner Stellen oder gewiſſer 
gedanklich zuſammengehörender Teile) aufgenommen worden 


56 


442 


ſei. Das ift nach der Feſtſtellung des BU. nicht der Fall. 
Das OLG. führt aus: „Gegen eine ſolche Annahme ſpricht 
die Art, wie die Bekl. die Reproduktion in dem von ihr aus⸗ 
gegebenen Werke wiedergegeben hat, und die Stellung, die 
fie der Nachbildung darin gegeben hat. Die Nachbildung gibt 
die Farben der Reproduktion der Kl. wieder, iſt auf ein 
Blatt Pappe aufgezogen und als Tafel J an die Spitze der 
ganzen Sonderabhandlung über die romaniſchen Literaturen 
des Mittelalters geſtellt. Die in dieſer Abhandlung ſonſt 
gebrachten Abbildungen ſind in Schwarzdruck wiedergegeben 
und in den Text eingeſchoben. Erſt das 5. Heft der Abhand⸗ 
lung (Lieferung 125) enthält wieder eine Tafel (die Tafel II, 
Alexanders Tauchfahrt) mit Farbdruck in derſelben Auf⸗ 
machung wie die Tafel J. Daraus ergibt ſich deutlich, daß 
die Bekl. mit der Aufnahme der Nachbildung in das Werk 
dekorative Zwecke verfolgt hat; daß es ihr darum zu tun 
war, durch Anbringung der vorzüglich gelungenen Nach⸗ 
bildung an hervorragender Stelle das Werk zu ſchmücken 
und Liebhaber anzuziehen.“ 

Dieſe Ausführung des Bu. verſtößt weder gegen Rechts⸗ 
grundſätze noch enthält ſie einen Irrtum über Tatſachen, der 
die rechtliche Beurteilung ändern könnte. Die Reviſions⸗ 
angriffe dawider ſind ungerechtfertigt. 

Wohl haben ſich, wie gerichtsbekannt, in bezug auf die 
Beigabe von Bildern zu wiſſenſchaftlichen Werken Geſchmacks⸗ 
richtung, Zweckſtreben und tatſächliche Übung im Laufe der 
letzten Jahrzehnte geändert. Während man früher in Kreiſen 
der Forſcher und gelehrten Schriftſteller (abgeſehen von Ge⸗ 
bieten, die des Bildes als unentbehrlichen Anſchauungs⸗ 
mittels immer bedurften) der Bilderzutat nicht geneigt war 
und allein durchs Wort zu wirken gedachte, ging man ſpäter 
in zunehmendem Maße dazu über, den Text von mannig⸗ 
faltigen Geſichtspunkten aus durch Bilderbeiſpiele zu be⸗ 
leben, ja bisweilen fortlaufend zu begleiten. Das von Oskar 
Walzel herausgegebene Sammelwerk, dem Olſchkis Abhand- 
lung zugehört, bedient ſich durchweg in großem Umfange der 
Abbildung als Beigabe des Textes. Der Rev. mag zu⸗ 
gegeben werden: Dieſes Handbuch wolle (auch in dem Teile, 
den Olſchki verfaßt hat) die Literaturgeſchichte in die geſamte 
Kulturgeſchichte, in die geiſtigen Strömungen und Bewegungen 
der jeweils beſchriebenen Zeitſpanne einbeziehen. Die Ab⸗ 
handlung Olſchkis über die romaniſchen Literaturen wolle dem 
Leſer das Mittelalter, die Umwelt des Schrifttums, anſchau⸗ 
lich und lebendig machen, und zwar nicht bloß durch Text- 
ſchilderung, ſondern auch durch die zu Hilfe genommenen 
Bilder. Aus dieſer planmäßigen Anlage und Behandlung 
folgt aber nicht, wie die Rev. will, daß alle in das Werk 
aufgenommenen Abbildungen ausſchließlich zur Erläuterung 
des Inhalts beſtimmt ſeien. Vielmehr bedarf die Frage, ob 
das zutreffe, gerade der Prüfung im einzelnen Fall unter 
Berückſichtigung der Umſtände und beweiſenden Anzeichen. 
Für die Antwort ift nicht entſcheidend, daß etwa der Ver⸗ 
faſſer die Aufnahme des Bildes ausdrücklich angeordnet 
hat. Seine und des Verlegers Beweggründe geben nicht (wie 
z. B. Dr. Elſter in ſeinem Privatgutachten es vertritt) der⸗ 
maßen den Ausſchlag, daß das Gericht ſich ihnen unter⸗ 
zuordnen und daraufhin ohne weiteres eine Ausübung des 
die Urheberbefugniſſe am Bilde einſchränkenden Zitierrechts 
anzuerkennen hätte. Neben jenen Beweggründen und Ab⸗ 
ſichten der an der Werkgeſtaltung und Ausſtattung maß⸗ 
gebend Beteiligten iſt auch die Aufgabe zu beachten, welche 
das Bild in dem Werke, dem es einverleibt wurde, beim 
Gebrauch in der Leſerwelt tatſächlich erfüllt. Auf ſie legt 
das BG. begründeterweiſe beſonderen Wert; und mit Recht 
berückſichtigt es die Rolle des ſtreitigen Bildes im Verhältnis 
Et entſprechenden Texte für die überwiegende Mehrheit der 

enutzer 

Zu der hier umſtrittenen Bildtafel I bemerkt übrigens 
Prof. Dr. Arthur Franz, Würzburg, in ſeinem für die 
Bekl. erſtatteten Privatgutachten: Das Bild habe, weil es 
prächtig ſei, natürlich auch dekorative Bedeutung; nur diene 
es nicht bloß zum Schmucke des Buches. Die Vorinſtanzen 
ſetzen ſich demnach nicht einmal in Widerſpruch zu dem fach⸗ 
mäßigen Urteil dieſes als Parteigutachter zu Worte ge⸗ 
langten Literaturkundigen. R 

Die Entwicklungsgeſchichte der Geſetzesvorſchrift 
fordert ebenfalls Beachtung. Im Geſ. v. 9. Jan. 1876 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


(REDE. 4) beſtimmte der 8 Nr. 4, daß als verbotene Nach⸗ 
bildung nicht anzuſehen ſei „die Aufnahme von Nachbildungen 
einzelner Werke der bildenden Künſte in ein Schriftwerk, 
vorausgeſetzt, daß das letztere als die Hauptſache erſcheint, 
und die Abbildungen nur zur Erläuterung des Textes die⸗ 
nen“. Das Gef. v. 9. Jan. 1907 (§ 19) hebt in den Worten 
„ausſchließlich zur Erläuterung des Inhalts“ das Einſchrän⸗ 
kende der Beſtimmung ſchärfer hervor. Dadurch, daß ſtatt 
„Text“ jetzt „Inhalt“ ſteht, wird es nicht gemildert. Und 
die der Verwendung von Bildern auch in wiſſenſchaftlichen 
Werken günſtigere Geſchmacksrichtung genügt nicht, einen 
grundſätzlichen Wandel der Geſetzesauslegung herbeizuführen. 
Nach wie vor muß auch der Hinweis beachtet werden, der ſich 
ſchon in der Begründung des Geſetzentwurfs zum 8 19 findet: 
Die in ihm vorgeſehene Einſchränkung ſei nötig, um zu ver⸗ 
hüten, daß unter dem Vorwand einer ſelbſtändigen Arbeit 
(und der Einverleibung in ſie) eine den Urheber ſchädigende 
Ausbeutung künſtleriſcher oder photographiſcher Abbildungen 
ſtattfinde (Reichstag, 11. LegpPer. II. Seſſ. 1905/06 Nr. 30 
Seite 26). 

Die Vorinſtanzen wenden darum zutreffend eine ein⸗ 
ſchränkende Auslegung an. Sie entſpricht ſchon dem Weſen 
des § 19 Kunſt UrhG. als Ausnahmevorſchrift im Vergleich 
zu der Regel (8 15), in der die ausſchließliche Befugnis des 
Urhebers geſichert wird (vgl. für entſprechende Sätze des 
Litürhh. RG. 128, 102104), 111, 1132)). Gegen dieſe 
Folgerung aus dem Aufbau des Geſetzes greift nicht durch, 
daß das photographiſche Urheberrecht (wie die Bekl. und ihr 
Privatgutachter Dr. Elſter ausführen) im Vergleich zum Ur⸗ 
heberrechte des bildenden Künſtlers nur ein ſchwächeres, da⸗ 
her für kürzere Dauer geſchütztes Recht ſei (§ 26 vgl. m. 8 25 
KunſtUrhG.). Denn hier handelt es ſich nicht um Abwägung 
dieſer beiden Urheberrechte gegeneinander, ſondern einfach 
um den Schutz des photographiſchen Urhebers gegen (jeßt 
unbeſtrittene) Nachbildung. Für die Auslegung der Bekl. 
fiele auch nicht in die Waagſchale, daß die ſchrift- und bild» 
getreue Wiedergabe eines Werkes wie des Codex aureus für 
Bildvervielfältigung, Druck- und Buchweſen eine Entlaſtung 
des Originals bedeuten mag; daß eine Fakſimile⸗Ausgabe tat⸗ 
ſächlich ermöglicht, die koſtbare Ur⸗Handſchrift zu ſchonen und 
Gefahren, die mit unmittelbarer Nachbildung verbunden 
wären, von ihr abzuwenden. Solche Verkehrserſcheinungen 
können in anderer Hinſicht wichtig ſein. Sie ändern aber 
nichts daran, daß Bildentnahme aus einem urheberrechtlich 
geſchützten Werke nur unter den geſetzlich beſtimmten Voraus⸗ 
ſetzungen freiſteht, auch wenn dieſes Werk ſelbſt die Nach⸗ 
bildung einer urheberrechtlich ungeſchützten alten Hand⸗ 
ſchrift iſt. 

Mit Recht ſieht das BG. es als beachtenswert an, daß 
zunächſt die Bekl., um das Blatt 5 des Codex aureus in 
Walzels Handbuch aufnehmen zu können, eine Nachbildung 
unmittelbar aus der Handſchrift anbahnte und die Erlaubnis 
dazu einholte. Sie ging alſo ſelbſt davon aus, dieſen Weg 
einſchlagen zu müſſen. Die Gründe, aus denen er dann ver⸗ 
laſſen und die Vervielfältigung aus der Fakſimileausgabe 
der Kl. vorgezogen wurde, blieben während des ganzen Rechts⸗ 
ſtreits unaufgeklärt. Ja, die Bekl. ſtellte in Abrede, eine 
Nachbildung aus der Fakſimileausgabe verwendet zu haben 
und geſtand es erſt ein, als es ihr bewieſen worden war. 

Das BG. gelangt ſonach mit Recht zu dem Ergebnis, 
daß ſich die Bekl. für ihre Entnahme des Bildes aus der 
Kodexrnachbildung (Fakſimileausgabe) der Kl. nicht auf 819 
KunſtUrhcg. berufen könne. Denn das Bild ſei nicht aus⸗ 
ſchließlich zur Erläuterung des Schriftwerkinhaltes, 
ſondern vorzugsweiſe zum Schmucke des Buches auf⸗ 
genommen worden. Dem ſteht nicht entgegen, daß auch er⸗ 
läuterungshalber beigefügte Abbildungen oftmals eine an⸗ 
ziehende Zutat, ja eine Zierde des Buches ausmachen. Ent⸗ 
ſcheidend iſt, daß hier, wie ohne Verſtoß gegen Rechtsregeln 
feſtgeſtellt worden iſt, der Schmuckzweck den Erläuterungs⸗ 
zweck weit überwiegt. — Iſt alſo die Vervielfältigung der 
Bekl. unzuläſſig, ſo rechtfertigt ſich der Klageanſpruch auf 
Unterſagung des Herſtellens, Vervielfältigens und Ver⸗ 
breitens jener Nachbildung (8 15 Kunftlch®. i. Verb. m. 
8 1004 BGB., 8 890 ZPO.) aus den im BU. näher an⸗ 


9 JW. 1930, 1716. ) JW. 1925, 2464. 
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gegebenen Gründen (zu I der Formel). Auch Vernichtung 
iſt — ohne Rückſicht auf Verſchulden — in dem vom BG. 
bezeichneten Umfange (zu II der Formel) geſetzlich begründet 
(88 37 Abſ. 1 Satz 1 und Abſ. 2, 42 KunſtUrhG.). 

3. überdies ſtellt das BG. feſt, daß die Bekl. abſichtlich 
unterlaffen habe, auf der Nachbildung oder in dem 
Hefte, dem ſie beigefügt war, die Quelle deutlich an⸗ 
zugeben (8 19 Abſ. 2). Die Rev. beanſtandet dies mit 
dem Hinweiſe, daß die Quellenangabe am Schluſſe des (mit 
der Lieferung 144 vollſtändig gewordenen) Bandes unter⸗ 
deſſen nachgeholt worden ſei; ſie führt aus, eine andere und 
frühere Quellenangabe ſei nicht geboten geweſen. — Auch 
dieſer Reviſionsangriff bleibt erfolglos. Denn der Vermerk 
auf der zur Lieferung 106 beigefügten Bildtafel I lautete: 
„Kaiſer Karl der Kahle auf dem Throne. Aus dem ſog. 
Codex aureus von St. Emmeran zu Regensburg, um 870 (?) 
zu Corbie (Somme) angefertigt. Bayr. Staatsbibliothek, 
München, Cod. lat. 14000, Bl. 5 v.“ Dieſe Faſſung erweckte 
den Anſchein, daß die Nachbildung unmittelbar nach dem Ori⸗ 
ginale des Kodex gemacht worden ſei und verſchwieg die Ent⸗ 
nahme aus dem Fakſimilekodex der Kl. Demnach handelt es 
ſich um keine bloße Unterlaſſung der richtigen Angabe bis 
zum Schluſſe des Werkes, ſondern um eine irreführende Be⸗ 
zeichnung, die zu der geſetzlich gebotenen „deutlichen“ Angabe 
geradezu in Widerſpruch ſtand. Mei lieferungsweiſe er⸗ 
ſcheinenden Werken darf eine vorläuſige Quellenangabe nicht 
ſo beſchaffen ſein, daß ſie — bis zum ungewiſſen Erſcheinen 
berichtigter Angaben am Schluſſe des Werkes — Irrtum 
hervorruft. 

(U. v. 5. Nov. 1930; 150/30 I. — Münden.) [Ka.] 


5. Gebrauchs muſterſchutz. 


* 27. Eine Warenpackung kann Gegenſtand 
eines Gebrauchsmuſterſchutzes nur fein, ſoweit 
ſich der Schutzgedanke in der Raumform zeigt; 
die Verpackungsart allein iſt ſchutzfähig, der 
Inhalt der Verpackung nicht. f) 


Der Bekl. iſt mit Wirkung v. 18. April 1928 durch das 
Gebrauchsmuſter Nr. 1031778 „eine Käſe⸗Ausleſe ent⸗ 
haltende Käſepackung“ geſchützt. Der Schutzanſpruch lautet 
ebenſo wie die Bezeichnung. 

„Die Beſchreibung ſagt hierüber: Es fein Käſepackungen 
„mit in ſogenannte Teilchen oder Eckchen unterteiltem Käſe“ 
bekannt, wobei die einzelnen in Zinnfolie oder dgl. ein⸗ 
gewickelten Stücke in einer halbrunden oder runden Schachtel 
untergebracht ſeien. Eine ſolche Käſepackung ſei auch Gegen⸗ 


Zu 271), Die vorliegenden Entſch. find von grundſätzlicher Be⸗ 
deutung. Die Gebrauchs muſterſchutzfähigkeit von Waren- 
packungen wird darin grundſätzlich anerkannt. Es 
muß aber vor einer mißverſtändlichen Anwendung dieſes Satzes, die 
auf Grund der reichsgerichtlichen Ausführungen leicht möglich iſt, 
gewarnt werden. Das OLG. Köln ſteht auf dem Standpunkt: 

„Es iſt nicht einzuſehen, weshalb eine neuartige Zuſammen⸗ 
ſtellung von Käſeſorten nicht ſchutzfähig (seil. gebrauchsmuſterſchutz⸗ 
fähig) ſein ſoll.“ 

Es begründet dieſe Anſicht damit, daß eine Käſepackung, die ab⸗ 
weichend von früher — es muß wohl heigen, „von früheren“? — 
in beſtimmter Anordnung mehrere Käſeſorten enthält, möglicherweiſe 
urchaus geeignet ſein kann, dem Gebrauchszweck durch eine neue 
Geſtaltung und Anordnung zu dienen. Grundſätzlich eine neuartige 
Zuſammenſtellung von Käſeſorten für gebrauchsmuſterſchutzfähig zu 
erklären, iſt m. E. falſch. Man kann auch nicht umhin, als die dieſe 
Meinung begründenden Ausführungen des OLG. Köln als nicht klar 
und nicht ohne Gegenſätlichkeit zu bezeichnen. Denn: eine Waren⸗ 
ſe in kann des Gebrauchsmuſterſchutzes nur dann fähig ſein, wenn 
te ihren Gebrauchszweck, d. h. den Zweck, die vorgeſehene Ware 
gegen die Einwirkung der Außenwelt zu ſchüzen oder den Verkehr 
mit der Ware zu erleichtern, in neuer Weiſe fördert. Die neuartige 
Zuſammenſtellung der von der Verpackung umfaßten Ware hat da⸗ 
mit auch nicht das mindeſte zu tun. Wieſo der Umſtand, daß eine 
Packung „in beſtimmter Anordnung mehrere Käſe⸗ 
ſorten enthält“, den Gebrauchszweck der Packung fol 
lördern können, iſt nicht einzusehen. Der in den vorſtehenden Urteilen 
d Inhalt kann den Gebrauchszweck der Packung als ſolcher 
fat er fördern noch ausmachen. Ein anderes wäre es, wenn die Ge⸗ 
ung ber Packung fo gewählt wäre, daß 3. B. dadurch gegenüber 


) Vgl. OLG. Köln unten S. 476 Nr. 3. 


ſtand der vorliegenden Anmeldung. Die Neuerung beſtehe 
darin, daß verſchiedene Käſeſorken, alſo eine Käſe⸗Aus⸗ 
leſe, zu einer Packung vereinigt ſeien, ſo daß die Hausfrau, 
auch wenn ſie nur eine Käſepackung erwerbe, eine Käſe⸗ 
Ausleſe auf den Tiſch bringen könne. Das Modell ſtelle eine 
halbrunde Käſepackung dar mit drei verſchiedenen Sorten. 
Die Käſepackung könne aber auch rund oder eckig ſein und 
beliebig viele Sorten Käſe enthalten. 

Die Kl. behauptet, daß die durch das Gebrauchsmuſter 
geſchützte Käſepackung nicht neu und ſchutzfähig ſei. Sie hat 
deshalb beantragt, die Bekl. zur Löſchung des Gebrauchs- 
muſters zu verurteilen. Die Klage hatte Erfolg. 

Bekannt waren nach der Feſtſtellung des BG. Packungen, 
die mehrere beſonders eingewickelte Käſeſtücke von verſchie⸗ 
denen Sorten enthielt; nur waren dieſe Packungen für 
den Händler beſtimmt. Die einzelnen Käſeſtücke waren 
dementſprechend größer als die nach dem Gebrauchsmuſter. 
Der Vorteil der Händlerpackung beſtand darin, daß der 
Händler in die Lage gebracht wurde, eine Anzahl Käſeſorten 
in einer einzigen Packung zu beziehen, und daß derartige 
Packungen als gefällige Auslagen im Laden verwendbar 
waren. Das Gebrauchsmuſter dagegen betrifft kleine Pak⸗ 
kungen foiher Art für den Verbraucher; die Hausfrau 
kann in einer einzigen kleinen Packung mehrere kleine Käſe⸗ 
ſtücke von verſchiedener Sorte erwerben. 

Bekannt waren, wie ferner feſtgeſtellt wird, kleine Käſe⸗ 
packungen für den Verbraucher in kleinen runden Schachteln, 
in denen die Käſeſtücke in der Form von Tortenftiiden, jedes 
für ſich eingewickelt, eingelegt waren; die Käſeſtückchen waren 
hier ſämtlich von derſelben Sorte. 

Das BG. hält grundſätzlich eine neuartige Zuſammen⸗ 
ſtellung von Käſeſorten für ſchutzfähig, verſagt aber dem 
ſtreiligen Gebrauchsmuſter die Schutzfähigkeit aus folgenden 
Gründen. Gegenüber der Händlerpackung, bei der die Zu⸗ 
ſammenſtellung verſchiedener Käſeſtücke bereits bekannt ge⸗ 
weſen ſei, weiſe das Gebrauchsmuſter nur den Unterſchied auf, 
daß ſeine Abmeſſungen kleiner gehalten ſeien. Die bloße 
Anderung des Größenverhältniſſes ſei aber keine neue Ge⸗ 
ſtaltung, Anordnung oder Vorrichtung. Gegenüber der be⸗ 
kannten Verbraucherpackung ferner mit Käſeſtücken Neicher 
Sorte liege ebenfalls keine neue Raumform vor. Die Schach⸗ 
teln der Bekl. ſeien dieſelben wie früher; fie würden nach dem 
Gebrauchsmuſter genau wie früher mit mehreren Käſeſtücken 
gefüllt. Der einzige Unterſchied gegen früher liege darin, daß 
die Bekl. für die Füllung einer Packung Käſeteilchen von 
mehreren Sorten verwende. Das möge ein neuer Gedanke 
fein, aber er habe ſonn ze gelegen, daß ſelbſt den geringen 
Anforderungen an Erfindungshöhe für Gebrauchsmuſter nicht 


früher bekannten Packungen das Herausnehmen des Inhalts er⸗ 
leichtert oder in beſtimmter Weiſe gewährleiſtet würde, z. B. ſo, daß 
die verſchiedenen „Käſeteilchen“ dagegen geſchützt würden, daß bei 
dem Herausnehmen eines Stückes oder mehrerer derſelben die rel» 
lichen in der Verpackung loſe herumliegen würden. 

Der Umſtand, daß der Inhalt der Packung aus verſchiedenen 
Käſeſorten beſteht, iſt für die Frage der Gebrauchsmuſterſchutzfähig⸗ 
keit oder die Raumform der „Verpackung“ an ſich ohne Bedeutung. 

Der Einſender des Urteils — oder die Redaktion der JW. — 
hat in dem dem Urteil vorangeſtellten Leitſatz auch dies richtig er⸗ 
kannt. Nur entſpricht der Leitſatz nicht dem Inhalt des Urteils, 
wie ſich u. a. auch darin zeigt, daß das OL. im weiteren Verlauf 
ſeiner Ausführungen nicht von der Raumform der Packung als 
ſolcher ausgeht, ſondern im vorletzten Abſatz ſagt: 

„Mag auch der Gedanke neu geweſen fein, für die Füllung 
einer Packung Käſeteilchen von mehreren Sorten 5 verwenden, ſo 
hat er doch keine Erfindungsqualität, und er wirkt ſich vor allem 
nicht auf dem Gebiete der Raumgeſtaltung aus.“ 

Auch das RG. erkennt anſcheinend an, daß eine Packung dann 
als gebrauchsmuſterſchutzfähig angeſprochen werden kann, wenn durch 
eine neue Geſtaltung die Wiederverkäufer in die Lage verſetzt werden, 
mehrere Sorten einer Ware in einer Packung zu beziehen und die⸗ 
ſelbe als gefällige Auslage zu verwenden. Mit dem erſten Geſichts⸗ 
punkt wäre das erreicht, was oben als ein Poſtulat für die Schutz⸗ 
fähigkeit von Warenpackungen aufgeſtellt worden iſt: Erleichterung 
des Verkehrs mit der Ware. Das weitere Moment, das das Nich. 
heranzieht, die Händlerpackung habe eine „gefällige Auslage im 
Laden“ ermöglicht, zeigt, daß eine derartige Packung ſchon ſehr an 
der Grenze der Gebrauchsmuſterſchutzfähigkeit ſtehen würde, weil ſie 
ſchon ſtark in das Gebiet der „Ausſtattung“ tendiert (vgl. das Urt. 
des RG. v. 18. Aug. 1930 und meine Anm. dazu). 

IR. Prof. Dr. Ludwig Wertheimer, Frankfurt a. M. 
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genügt ſei, und vor allem liege er nicht auf dem Gebiete der 
Raumgeſtaltung. Endlich ſei es auch allgemein bekannt ge⸗ 
weſen, gemiſchte Kleinpackungen für den Verbraucher bei der 
Zuſammenſtellung von anderen Waren, z. B. für Seife, 
Schokolade, Bonbons und Zigarren, herzuſtellen. 

Das Rev. tritt dieſen Ausführungen in folgenden 
Punkten bei. Mit dem Vorderrichter iſt anzunehmen, daß 
eine Käſepackung wie jede andere Warenpackung ſehr wohl 
Gegenſtand eines Gebrauchsmuſters fein kann. Allein das 
ſtreitige Gebrauchsmuſter beanſprucht nicht den Schutz für die 
Raumform der Packung an ſich, alſo nicht für die beiſpiels⸗ 
weiſe im Modell gewählte halbrunde Form mit kleinen Käſe⸗ 
ſtücken in Form von Tortenſtücken, ſondern es will den Ge⸗ 
danken geſchützt haben, daß dieſe tortenſtückartig zugeſpitzten 
(oder beliebig anders geſtalteten) kleinen Käſeſtücke aus ver⸗ 
ſchiedenen Käſearten beſtehen. Dieſer Gedanke tritt aber, 
wie das BG. mit Recht angenommen hat, nicht als Raum⸗ 
form in die Erſcheinung. Als Raumform, die an ſich, d. h. 
abgeſehen von Neuheit und Erfindungshöhe, ſchutzfähig ſein 
könnte, iſt nur die Verpackungsart ſelbſt anzuſehen, nicht da⸗ 
gegen das, was in die Verpackung hineinkommt. Man kann 
auch nicht an eine etwa ſchutzfähige Stoffvertauſchung denken, 
in der Weiſe, daß bisher bekannt war ein Nebeneinander⸗ 
geordnetſein kleiner Käſeſtücke derſelben Sorte, und ſtatt deſſen 
jetzt ein Nebeneinandergeordnetſein kleiner Käſeſtücke ver⸗ 
ſchiedener Sorten vorgeſchlagen wird. Denn als Raumform 
tritt immer nur hervor die Anordnung von kleinen Käſe⸗ 
ſtücken in einer allgemeinen Packung (Schachtel), wobei jedoch 
jedes einzelne Käſeteilchen außerdem eine beſondere Ver⸗ 
packung erhalten hat. Der Unterſchied von den bekannten 
Fällen der Stoffvertauſchung, z. B. in RG. 41, 37, liegt 
zutage. Dort nimmt die Stoffvertauſchung an der Raum⸗ 
form ſelbſt teil, iſt der neue Stoff Teil der Raumform. Hier 
A, Neue die Füllung der Raumform, aber” nicht fie 
elbſt. 

So betrachtet erweiſt ſich die gemiſchte Verbraucherpackung 
des Gebrauchsmuſters, ſoweit die Raumform in Frage kommt, 
als formgleich mit der bekannten Verbraucherpackung von 
Käſeſtückchen gleicher Sorte und entbehrt daher der Neuheit. 
Schon deshalb iſt das Bu. begründet, ohne daß es eines 
Eingehens auf die weiter darin angeführten Gründe bedarf. 
Der Aufdruck auf den Packungen iſt nicht Gegenſtand des 
Gebrauchsmuſters. 

(U. v. 17. Sept. 1930; 75/30 J. — Köln.) [Ra.] - 


28. Auch beim Gebrauchs muſterſchutz gelten 
— wenigſtens innerhalb der gleichen Raumform 
— die Grundſätze der Aquivalenzlehre. f) 

Die Bekl. beſitzt das am 30. Dez. 1925 angemeldete, am 
12. Sept. 1927 in die Gebrauchsmuſterrolle eingetragene und 
am 22. September 1927 bekanntgemachte Gebrauchsmuſter 
Nr. 1004664, betreffend eine Auslöſe⸗ und Antriebsvor⸗ 
richtung für von Hand bewegte Selbſtverkäufer. Von den 
Schutzanſprüchen der Anmeldung lautet der erſte: 

Auslöſe⸗ und Antriebsvorrichtung für Selbſtverkäufer, 

deren Bewegung von Hand geſchieht, und bei welchen die 

Übertragung der Antriebsbewegung von dem treibenden 

Teil auf den angetriebenen Teil nur durch eine mecha⸗ 

niſche, aus Mitnehmer und Mitnehmerklinke beſtehende 

Kuppelung erfolgt, dadurch gekennzeichnet, daß die die 


Zu 28. Die Entſch. (die ſich übrigens durch beſonders an⸗ 
ſchauliche Schilderung der techniſchen Sachlage auszeichnet) beruht 
weſentlich auf dem Gedanken, daß auch im Gebiete des Gebrauchs⸗ 
muſterſchutzes der Geſichtspunkt der Aquivalenz eine Rolle ſpielt. Die 
Rechtsverletzung wird alſo auch hier nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß 
eine beſtimmte Anordnung oder Vorrichtung ſich von der geſchützten 
in gewiſſen Beziehungen unterſcheidet, ſofern nur trotz dieſer Ab⸗ 
weichung der weſentliche techniſche Gehalt des geſchützten Modells ver⸗ 
wirklicht erſcheint. Freilich iſt das Anwendungsgebiet der Aquivalenz 
hier ſtark eingeſchränkt. Während nämlich beim Patent der Er⸗ 
findungsgedanke, der einer beſtimmten techniſchen Maßnahme 
zugrunde liegt, nicht nur in der patentierten beſonderen Ausführungs⸗ 
form, ſondern allgemein geſchützt wird, handelt es ſich beim Gebrauchs- 
muſter immer nur um den Schutz einer beſtimmten techniſch ver⸗ 
wertbaren Raumform; den Schutz genießt mithin nur gerade die⸗ 
jenige Raumform, in welcher ſich der techniſche Gedanke darſtellt, 
während eine andere räumliche Anordnung oder Vorrichtung von 
dem Schutzbereich des Gebrauchsmuſters nicht ergriffen wird, ſelbſt 
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Verbindung zwiſchen beiden Teilen herſtellende Klinke 
(6/7) unmittelbar von einem durch die Münze zum Aus⸗ 
ſchwingen gebrachten Hebel (9/10) geſteuert wird. 
Die Kl., die wie die Bekl. Sparautomaten herſtellt, iſt In⸗ 
haber des am 29. Juli 1927 angemeldeten Gebrauchsmuſters 
Nr. 1001613, betr. eine Quittungskarte für Sparautomaten. 

Ende Auguſt 1927 hat die Kl. auf der Kieler Meſſe 
Sparautomaten als „Modell 1927“ ausgeſtellt, bei denen 
ſie ihr Gebrauchsmuſter Nr. 1001613 verwandte. Die Ein⸗ 
rück⸗ und Entkupplungsvorrichtung dieſer Automaten „Mo⸗ 
dell 1927“ entſprach dem Gebrauchsmuſter 1004664. Die 
Bekl. beanſtandete dieſes Modell und warnte die Meſſe⸗ 
beſucher vor dem Ankauf. 

Später — und zwar, wie die Kl. behauptet, nach der 
Bekanntmachung des Gebrauchsmuſters 1004664 — änderte 
die Kl. ihr „Modell 1927“ in der Weiſe ab, daß ſie ſtatt 
des allein vorhandenen, als Winkelhebel ausgebildeten Münz⸗ 
hebels zwei Hebel in der Weiſe anordnete, wie es aus einer 
Skizze erſichtlich iſt. 

Die Kl. erblickt in der Warnung der Bekl. einen un⸗ 
berechtigten Eingriff in ihren Gewerbebetrieb und hat Klage 
erhoben. Die Bekl. hat beantragt, die Klage abzuweiſen. 
Widerklagend hat ſie beantragt, 

die Kl. zu verurteilen, es zu unterlaſſen, eine Auslöſe⸗ 

und Antriebsvorrichtung für Selbſtverkäufer, beſonders 

Sparautomaten, gewerblich herzuſtellen, in den Verkehr 

zu bringen, feilzuhalten oder zu gebrauchen, deren Be⸗ 

wegung von Hand geſchieht, und bei welchen die Über⸗ 
tragung der Antriebsbewegung von dem treibenden Teil 
auf den angetriebenen Teil nur durch eine mechaniſche, 
aus Mitnehmer und Mitnehmerklinke beſtehende Kupp⸗ 
lung erfolgt, dadurch gekennzeichnet, daß die die Ver⸗ 
bindung zwiſchen beiden Teilen herſtellende durch Schwung 
oder Gewicht der Münze ausgelöſte Klinke bei beliebiger 

Lage des treibenden Teils einrückt, alsdann die Rück⸗ 

kehrbewegung des ſie einrückenden Teils verhindert, 

bis die Arbeitsbewegung des Apparates eingeleitet iſt, 
worauf dieſe Klinke bei Beendigung des Arbeitsvorgangs 
durch ihr inzwiſchen ſelbſttätig kraftſchlüſſig in die Ur⸗ 
ſprungslage zurückgekehrtes Auslöſeorgan ohne Vermitt⸗ 
lung weiterer Hilfsſteuerungen ausgerückt wird, insbeſ. 
ſoweit die ganze hierfür erforderliche Einrichtung aus 
einem einzigen Hebel beſteht, 

insbeſondere es zu unterlaſſen, Sparautomaten der 

in den Proſpekten der Widerbeklagten als „Modell 1927“ 

gekennzeichneten Art gewerbsmäßig herzuſtellen, in den 

Verkehr zu bringen, feilzuhalten oder zu gebrauchen. 
Ferner hat ſie Verurteilung der Kl. zur Rechnungslegung 
und Feſtſtellung der Schadenspflicht beantragt. Das LG. er⸗ 
kannte auf Abweiſung der Klage und entſprach der Wider⸗ 
klage. Das KG. wies die Berufung zurück. Das RG. wies 
hinſichtlich der Widerklage die Rev. zurück, aus den folgen⸗ 
den Gründen: 

Vergleichsgegenſtände ſind das GebrMuſt. Nr. 1004 664 
und das „Modell 1927“ in ſeiner neuen Ausgeſtaltung mit 
zwei Hebeln zum Ein⸗ und Ausrücken. Das KG. legt hier 
ſeiner Entſcheidung das Gutachten von Prof. Dr. K. zu⸗ 
grunde, der den Stand der Technik bei Anmeldung des Ge⸗ 
brauchsmuſters 1004 664 wie folgt kennzeichnet: 

Es war bekannt: 


wenn fie auf dem gleichen allgemeinen Erfindungsgedanken beruht. 
Aber innerhalb dieſer durch den Geſichtspunkt der Raumform ge⸗ 
zogenen Grenze kommen auch hier die Regeln der Aquivalenz zur 
Geltung, ſofern es ſich trotz gewiſſer Abweichungen im einzelnen 
letztlich um die weſentlich gleiche Raumform handelt, wenn alſo Ge⸗ 
ſtalt und Funktion der Verletzungsform mit derjenigen der geſchützten 
Form in der techniſch entſcheidenden Beziehung übereinſtimmt. Mithin 
beſteht zwiſchen Patent und Gebrauchsmuſter, was die Behandlung 
von Aquivalenten betrifft, kein grundſätzlicher, ſondern nur ein 
quantitativer Unterſchied inſofern, als der Schutzbereich (inner⸗ 
halb deſſen Äquivalente zu berückſichtigen ſind) beim Gebrauchsmuſter 
ein engerer, nämlich an die Art der Raumgeſtaltung gebundener iſt. 
ubrigens können auch beim Gebrauchsmuſter hinſichtlich der Würdi⸗ 
gung der Aquivalenz Gradunterſchiede beſtehen. Wenn eine neue Raum⸗ 
form für eine beſtimmte Gattung von Gegenſtänden zum erſten⸗ 
mal geſchützt wird, ſo wird man bei Gegenſtänden der gleichen 
Gattung, welche eine Ahnlichkeit der räumlichen Geſtaltung auſweiſen, 
die Aquivalenz leichter bejahen können als im Verhältnis zwiſchen 
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1. die Geldmünze nicht unmittelbar zur Kupplung der 
treibenden und zu treibenden Teile eines Automaten zu 
verwenden, 

2. die Kupplung zweier ſolcher Teile durch Schaltklinke 
und Schaltrad vorzunehmen, wobei die Schaltklinke durch 
Federkraft oder Gewicht in die Zähne des Schaltrades 
eingerückt wird, oder ſtändig eingerückt bleibt, 

3. die Form dieſer Teile, 

4. durch das eigene erloſchene Patent der Bekl. (DRP. 
234 762), daß die Kupplung von Schaltrad und Schalt⸗ 
klinke durch das Abziehen eines Hebels von der Klinke 
erfolgt, die dann durch Federkraft in die Zähne ein⸗ 
gerückt wird, 

5. durch das gleiche Patent, die Entkupplung der beiden 
Teile durch das Anſtoßen desſelben Hebels an dieſelbe 
Schaltklinke, wie vorher, zu bewirken. 

Als neu bezeichnet das BG. mit dem Sachverſtändigen den 
Gedanken des Gebrauchsmuſters 1004 664, ein einziges Or⸗ 
gan zur Ausübung der beiden Tätigkeiten, des Einrückens 
und Ausrückens, zu benutzen, nämlich den Münzhebel 9, 10, 
einen Gedanken, den der Vorderrichter wegen ſeiner Verein⸗ 
fachung der ganzen Vauweiſe als erfinderiſch anſieht. 
Hiergegen beſtehen keine rechtlichen Bedenken. Das KG. 
fährt allerdings fort: „Sämtliche entgegengehaltenen Kon⸗ 
ſtruktionen benötigen neben den zwei Hebeln zur Einrückung 
noch ein weiteres Hebelwerk, durch Nocken oder anderweitig 
geſteuert, um den Kreislauf der beabſichtigten Funktionen, 
Einlöſen, Drucken und Wiederauslöſen auszuführen; erſt die 
Bekl. hat es erreicht, dieſen Kreislauf mit zwei Elementen, 
einziger Hebel und Sperre, zu vollenden.“ Und es muß der 
Rev. zugegeben werden, daß dies dem zugrunde gelegten 
K.ſchen Gutachten widerſpricht. Durch die zweite Ausführungs⸗ 
form des erloſchenen Patents 234762 (Fig. 4 der Patent⸗ 
ſchrift) iſt es bekannt geworden, zur Betätigung des Ein⸗ 
und Ausrückens nur zwei Hebel zu verwenden, ohne alle 
ſonſtigen Zutaten von Nocken u. dgl., nämlich den als doppel⸗ 
armigen Hebel ausgebildeten Münzhebel c und den zum Ein⸗ 
und Ausrücken dienenden Winkelhebel e, der mit dem Münz⸗ 
hebel kraftſchlüſſig verbunden iſt. Dies hatte zuerſt der 
Privatgutachter Dr. L. auf S. 5, 6 ſeines Nachtragsgut⸗ 
achtens v. 30. Juni 1928 hervorgehoben, und er hatte dar⸗ 
gelegt, daß alles andere Beiwerk nur wegen des in der 
Patentſchrift vorgeſehenen elektriſchen Antriebs notwendig 
ſei. Der gerichtliche Sachverſtändige war ihm hierin voll⸗ 
ſtändig beigetreten (S. 8 des Kiſchen Gutachtens). Daher 
hatte Prof. K. auf S. 13 ſeines Gutachtens bei der zu⸗ 
ſammenfaſſenden Erwähnung des Standes der Technik ge⸗ 
rade die Figur 4 des Patents 234 762 ausgenommen. Allein 
im Ergebnis wird hierdurch nichts geändert. Die Rechtslage 
iſt die: Der Gedanke, mit zwei Hebeln (ohne Nocken, Schub⸗ 
geſtänge u. dgl.) auszukommen, war an ſich durch jene Figur 4 
bekannt. Das Neue des Gebrauchsmuſters iſt die Verwendung 
eines einzigen Hebels. Es fragt ſich alſo: Kommt die Kl. 
dadurch aus dem Schutzbereich des Gebrauchsmuſters 1004664, 
daß ſie ſich zwar völlig der Form des Gebrauchsmuſters an⸗ 
ſchließt, aber ſtatt eines Hebels deren zwei verwendet? 
Dieſe Frage muß hier verneint werden. Selbſt wenn, wie 
hiernach anzunehmen, ſchon der Figur 4 des Patents 234762 
er erfinderiſche Gedanke zugrunde liegt, mit zwei Hebeln, 
em Münzhebel und einem Hilfshebel, auszukommen, ſo war 
damit noch nicht ohne weiteres die Raumform 
gegeben, die der Verletzungsform zugrunde 
liegt. Man erkennt dies ſofort, wenn man die Hebel c und 
e nach Figur 4 des Patents mit den beiden Hebeln der Ver⸗ 


ſpateren gleichartigen Gegenſtänden einer ſchon bekannten Gattung. 
So war es z. B. im Urteil RG. 40, 7, in welchem das Gebrauchs- 
muſter für eine Bürſte verliehen war, bei welcher ſtatt der Haare 
oder Borften zum erſtenmal Lederſtücke verwendet wurden, und in 
welchem als Hquivalent eine mit der gleichen Vorrichtung verſehene 
Hylinderbürſte angeſehen wurde. Es handelt ſich hier — bei aller 
Verſchiedenheit im übrigen — um eine ähnliche Erſcheinung wie bei 
er Patentierung einer Pioniererfindung, bei welcher man ebenfalls 
geneigt ſein wird, den Schutzbereich weiter auszudehnen als bei Er⸗ 
Prburigen von geringerer Tragweite. In allen dieſen Beziehungen 
e vorliegende Entſch. in den Bahnen der bisherigen Rſpr. 
Hirn an: des gewerblichen Rechtsſchutzes, indem ſie anerkannte 
BA che auf einen intereſſanten Spezialfall zur Anwendung 
g. Geh. IR. Prof. Dr. W. Piſch, München, 


letzungsform vergleicht. Sie zeigen völlig verſchiedene Raum⸗ 
formen. In Figur 4 des Patents 234 762 iſt der Münze 
hebel o ein faſt gerade verlaufender Doppelhebel; der Hilfs⸗ 
hebel e iſt dagegen ein Winkelhebel. Umgekehrt iſt es bei 
der Verletzungsform; hier iſt der Münzhebel a ein Winkel⸗ 
hebel und der Hilfshebel e gradlinig. Es handelt ſich auch 
bei beiden Hebeln keineswegs um eine einfache Form⸗ 
vertauſchung, ſondern gleichzeitig um eine Formänderung und 
Funktionsänderung. Der Winkelhebel e in Figur 4 des Pa⸗ 
tents hat eine ganz andere Form als der Winkelhebel a der 
Verletzungsform. Letzterer entſpricht dagegen durchaus der 
beſonders zweckmäßigen Ausgeſtaltung des Münzhebels 9/10 
im Gebrauchsmuſter der Bekl. Ebenfalls verſchieden iſt das 
Zuſammenwirken der beiden Hebel nach Figur 4 des Patents 
im Vergleich zu der Art, wie dies bei der Verletzungsform 
geſchieht. Man ſieht alſo mit aller Deutlichkeit: Die Kl. 
hat ſich die Raumform des Gebrauchsmuſters 1004 664 zu 
eigen gemacht und, wie das KG. ausdrücklich auf Grund des 
Kiſchen Gutachtens feſtſtellt, die Verwendung von zwei Hebeln 
nur zu dem einzigen Zwecke gewählt, um aus dem Schutz⸗ 
bereich des Gebrauchsmuſters herauszukommen. Techniſch hat 
dieſe Verwendung von zwei Hebeln ſtatt eines einzigen bei 
Verwendung der Raumform des Gebrauchsmuſters keinen 
Zweck. Sie bewirkt nur eine gewiſſe Verſchlechterung in der 
Wirkung, bringt aber den gleichen Raumformgedanken wie 
das Gebrauchsmuſter, iſt alſo deſſen Vorrichtung äquivalent. 
Die Kl. hat gewiſſermaßen den Winkelhebel der Bekl. in ſei⸗ 
nem Scheitelpunkt zerſchnitten und beiden Schenkeln eigene 
Drehpunkte gegeben; oder umgekehrt ausgedrückt, wie Pro⸗ 
feſſor K. es tut: es ergibt ſich ohne weiteres der geſchützte 
Hebel, wenn man die beiden untereinanderliegenden Hebel 
auf die eine obere Achſe ſetzt und an den außenliegenden 
Enden zuſammenbindet. Dies führt zu dem Schluß: Die Kl. 
benutzt unter Verwendung äquivalenter Mittel die Raum⸗ 
form des Gebrauchsmuſters 1004664; der Umſtand, daß ſie, 
wie nach Figur 4 des Patents 234 762, zwei Hebel ſtatt eines 
einzigen verwendet, ändert daran nichts, weil dadurch allein 
noch keineswegs die von der Kl. benutzte Raumform ge⸗ 
geben war, dieſe vielmehr vollſtändig der Raumform des 
Gebrauchsmuſters 1004664 entlehnt worden iſt. 

Die Kl. hat ſchließlich noch eingewendet, das Gebrauchs⸗ 
muſter ſchütze grundſätzlich nur das Modell, nicht aber Ab⸗ 
weichungen vom Modell, auch nicht im Sinne äquivalenter 
Mittel wie beim Patent; nur dann gehe der Schutz über das 
Modell hinaus, wenn ſich das eingetragene Modell als neue 
Grundform einer Gattung von Gegenſtänden darſtelle. 
Das trifft inſofern zu, als beim Gebrauchsmuſter nicht der 
Erfindungsgedanke in ſeiner Allgemeinheit, ſondern nur in 
derjenigen Ausprägung geſchützt iſt, die er durch die Raum⸗ 
form erhalten hat. Inſofern hat die Verwendung des Gat⸗ 
tungsbegriffes ihre Berechtigung und iſt auch in RG. 40, 7 
(10) nicht anders gemeint (vgl. ferner RchUrt. v. 30. Okt. 
1929: Mu W. 30, 25 nebſt weiteren Belegen). Innerhalb der 
ſo gegebenen Begrenzung müſſen jedoch — ſoll anders das 
Gebrauchsmuſterrecht überhaupt praktiſche Bedeutung haben 
— die Grundſätze der Aquivalenzlehre in gleichem Maße Gel⸗ 
tung haben wie ſonſt. Die Gattung aber, um die es ſich hier 
handelt, ſind, wie ſich ohne weiteres aus dem auf Grund 
des Gutachtens feſtgeſtellten Sachverhalt ergibt, Verkaufs⸗ 
automaten jeder Art mit Handbetrieb, bei denen antreibender 
und angetriebener Teil im Ruhezuſtand entkuppelt ſind und 
die Kupplung durch die Münze nur mittelbar herbei⸗ 
geführt wird. 

Die Rev. der Kl. zur Widerklage erweiſt ſich hiernach 
im vollen Umfang als unbegründet. 


(U. v. 1. März 1930; 270/29 I. — Berlin.) Ka. 
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6. Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb. 


29. 5 1 Un [W G.; 8 826 BG B. Angeblich une 
lauterer Wettbewerb durch Herausgabe don 
Einzeldarſtellungen in Heftform. Verſtoßgegen 
die guten Sitten durch Benutzung gemeinfreier 
Gedanken nur dann, wenn Verwechſlungsgefahr 
beabſichtigt. Auch bei konkreter Verwechſlungs⸗ 


— 
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fähigkeit kein Sittenverſtoß, wenn der Inhalt 
als ſelbſtändige Leiſtung anzuſehen iſt. 

Beide Parteien betreiben Verlagsgeſchäfte und haben 
ſich in deren Betrieb u. a. auf die Herausgabe hauswirt⸗ 
ſchaftlicher Hefte gelegt. Die Bekl. ließ als erſte ſchon vor 
dem Kriege unter dem Sammeltitel „B.s Handarbeitsbücher“ 
Einzeldarſtellungen aus dem Gebiet der weiblichen Hand⸗ 
arbeiten erſcheinen. Nach dem Kriege folgte die Kl. mit „U.s 
Handarbeitsbüchern“. Später brachte die Kl. unter dem Namen 
„U.s Sonderhefte“ Darſtellungen anderer Gebiete der Haus⸗ 
wirtſchaft oder des geſelligen Lebens heraus. Dieſe Hefte 
tragen auf dem äußeren Titelblatt ein meiſt buntes, den 
Inhalt betreffendes Bild. Die Bekl. veröffentlicht ihrerſeits 
ebenfalls derartige Hefte mit dem Inhalt entnommenen Titel⸗ 
bildern. 

Die Kl. behauptet, daß die Hefte der Bekl. in Titel und 
äußerer Ausſtattung bewußte Nachahmungen ihrer eigenen 
entſprechenden Hefte darſtellten und ſich die Bekl. die Reklame 
und Propaganda der Kl. durch Herbeiführung von Verwechſ⸗ 
lungen der beiderſeitigen Erzeugniſſe beim Publikum zunutze 
machen wolle. 

Mit der Klage hat die Kl. demgemäß verlangt, daß der 
Bekl. verboten werde, die Sonderhefte der Kl. durch Behand⸗ 
lung gleicher Themen mit ähnlicher Titelgebung oder in 
ähnlicher äußerer Form oder unter Verwendung beſtimmt 
ausgeſtalteter Umſchlagblätter nachzuahmen und die erſchie⸗ 
nenen Hefte weiterzuverbreiten. 

Das BG. hat die Klage abgewieſen, das RG. die Rev. 
des Kl. zurückgewieſen. Das BG. verneint unter Vergleichung 
der im Tatbeſtande aufgeführten beiderſeitigen Hefte in bezug 
auf ihre Umſchlagsausſtattung deren Verwechflungsfähigkeit 
und kommt fo zur Abweiſung der auf 8 1 UnlWG., 8 826 
BGB. geſtützten Klage, für die auch das Erfordernis ſitten⸗ 
widrigen Verhaltens der Bekl. nicht gegeben ſei. 

Zweierlei begehrt die Kl. mit ihrer Klage: einmal ein 
Verbot der Verbreitung der von ihr angeführten 14 Hefte 
durch die Bekl., ferner aber ein allgemeines Verbot an ſie, 
gerichtet auf Herausgabe und Verbreitung Gebiete des täg⸗ 
lichen Lebens wie der Kochkunſt, der Bekleidung und derglei⸗ 
chen behandelnder, mit bunten, auf den Inhalt bezüglichen 
Titelbildern nach Art der klägeriſchen verſehenen Sonderhefte 
überhaupt. Von dieſen Anträgen iſt nun der zweite ohne 
weiteres unbegründet. Die Kl. beſcheidet ſich ſelbſt, daß ſie 
für ihre Hefte weder irgendwelchen Urheberrechts⸗, noch Aus⸗ 
ſtattungsſchutz nach 8 15 Wb5G. in Anſpruch nehmen könne. 
Der Gedanke der Herausgabe populärer Hefte, die in die 
Hauswirtſchaft oder ſonſtige Gegenſtände des bürgerlichen 
Lebens einſchlagen und die Anleitungen des Textes bildlich 
anſchaulich machen, iſt gemeinfrei, und ihre Ausſtattung mit 
farbigen, dem Inhalt entnommenen Titelbildern entſpricht 
einer auch ſonſt im Buchgewerbe vielfach geübten Gepflogen⸗ 
heit. Es geht daher nicht an, der Bekl., wie die Kl. mit dem 
zweiten Teil ihres Klageantrages erſtrebt, ſchlechthin zu ver⸗ 
bieten, derartige mit bunten Titelbildern nach Art der klä⸗ 
geriſchen verſehene Hefte herauszugeben. Die Bekl. würde 
durch ein ſolches Verbot gehindert werden können, Neuſchöp⸗ 
fungen zu veröffentlichen, die — wenn auch vielleicht auf 
freier Benutzung klägeriſcher Gedanken beruhend — in ihrer 
Art ſelbſtändigen und eigentümlichen Wert beſäßen und da⸗ 
her entſprechend den auch für Unterlaſſungsklagen aus an⸗ 
deren Rechtsgründen jedenfalls einzuhaltenden Grundſätzen 
des Urheberrechts nicht verboten werden dürften (vgl. RG.: 
GewRSch. 1929, 238). Nur wo die Veröffentlichung ſitten⸗ 
widrige Merkmale an ſich trägt, wäre die Möglichkeit der 
Unterſagung auch unter ſolchen Umſtänden gegeben. Die Feſt⸗ 
ſtellung ihres Vorhandenſeins aber wäre jeweils durch die 
Prüfung des Einzelfalles bedingt, ſo daß ein im voraus er⸗ 
laſſenes Verbot auf eine Wiederholung geſetzlicher Vorſchriften 
hinauslaufen und des für eine Verurteilung weſentlichen kon⸗ 
kreten Inhalts ermangeln würde. Die Klageabweiſung iſt 
mithin inſoweit zu Recht erfolgt. 

Aber auch in bezug auf das weiter beantragte Verbot der 
Verbreitung beſtimmter Hefte iſt der Entſch. des BG. beizu⸗ 
treten. Wenn das angefochtene Urt. inſoweit die Gefahr der 
Verwechflung mit Heften der Kl. verneint, ſo beruht dieſe 
Beurteilung im weſentlichen auf tatſächlichen, von Rechtsver⸗ 
letzungen freien, der Nachprüfung des Rev. daher eut⸗ 
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zogenen Erwägungen. Immerhin iſt für dieſe Auffaſſung des 
BG. nur maßgebend die ins einzelne gehende Vergleichung 
der Eigentümlichkeiten in der Geſtaltung des Titelblattes 
der ſich ihrem Inhalt nach entſprechenden beiderſeitigen 
Hefte, womit aber nicht ausgeſchloſſen wäre, daß ſelbſt bei 
einem der Bekl. günſtigen Ergebnis dieſer Vergleichung doch 
der Geſamteindruck der Ausſtattung derartig ſein könnte, daß 
ſich darüber beim flüchtigen, die beiderſeitigen Hefte in der 
Regel nicht nebeneinander ſehenden Beſchauer die Unterſchei⸗ 
dungsmerkmale verwiſchen, das Erinnerungsbild nur die 
Grundzüge der Ausſtattung umfaßte, und ſo die Möglich⸗ 
keit von Verwechſlungen in der Käuferſchaft entſtände. Das iſt 
der Standpunkt der Rev., der jedoch den Klageanſpruch gleich⸗ 
falls nicht zu ftügen vermag. Daß in dem von der Reb. ge 
meinten Sinne eine gewiſſe Verwechſlungsfähigkeit der im 
Tatbeſtand aufgeführten Hefte beſteht, nimmt ſchon das erſte 
Urteil an und könnte für die Entſch. unbedenklich unterſtellt 
werden. Sie wäre aber allein nach den Umſtänden des Streit⸗ 
falles nicht ausreichend, das erbetene Verbot zu rechtfertigen. 
Dieſes würde, wenn einmal, wie oben erwähnt, die Hefte der 
Bekl. keinen Eingriff in Urheber- oder Ausſtattungsſchutz⸗ 
rechte der Kl. darſtellen, immer wieder nur mit einem i. S. 
von 8 1 UnlWG., § 826 BGB. ſittenwidrigen Verhalten 
der Bekl. begründet werden können. Das Vorliegen einer Ver⸗ 
wechſlungsgefahr kann und wird vielfach als Anzeichen einer 
ſolchen Sittenwidrigkeit zu deuten ſein, inſofern es auf ab⸗ 
ſichtliche Verwertung fremder Gedanken durch den Nachahmer 
ſchließen läßt, muß es aber nicht. Iſt einmal, wie im Streit⸗ 
fall, der Gegenſtand der fraglichen Hefte in an ſich nicht zu 
beanſtandender Weiſe den verſchiedenen Gebieten des täglichen 
Lebens entnommen, fo iſt feine Behandlung im Rahmen volks- 
tümlicher Einzeldarſtellungen ſchon an ſich vom Stoffe weit⸗ 
gehend gegeben, und ſind Anklänge ebenſowenig zu vermeiden, 
wie z. B. in dem Ausſehen heutiger illuſtrierter Familien- 
zeitſchriften (Daheim, Gartenlaube u. dgl.) fehlen. Wie die 
Vorinſtanzen feſtſtellen, geht die Herausgabe ſolcher Einzel⸗ 
darſtellungen, wenn auch zunächſt im weſentlichen auf dem 
Gebiete der weiblichen Handarbeiten, durch die Bekl. in die 
Vorkriegszeit zurück, erſt ſpäter iſt die Kl. mit ihrer Heftſerie 
nachgefolgt. Das Format der Hefte enthält auf keiner Seite 
eine beſondere Eigentümlichkeit. Die farbige Ausſtattung des 
Umſchlags in einer auf Fernwirkung berechneten Darſtellung 
dem Inhalt entnommener Motive iſt, wie das BG. feſtſtellt, 
bei zahlreichen heftförmigen Veröffentlichungen anderer Fir⸗ 
men anzutreffen und keineswegs notwendigerweiſe auf von der 
Kl. gegebene Vorbilder zurückzuführen, kann vielmehr durch 
Nachahmung engliſcher Muſter erklärt werden. Bei dieſer 
Sachlage müßte die Kl. beſondere Umſtände dartun, aus denen 
ein den guten Sitten widerſtreitendes Verhalten der Bekl. 
bei Herausgabe der fraglichen Hefte zu folgern wäre. Solche 
Umſtände ſind aber nicht beigebracht. Es handelt ſich bei 
den Heften der Bekl., wie auch die Kl. nicht in Abrede ſtellen 
kann, um nach Inhalt und Ausſtattung jedenfalls in hohem 
Maße ſelbſtändige Leiſtungen. Auf Ahnlichkeiten von Einzel⸗ 
heiten in der Ausſtattung legt die Rev. ſelbſt keinen Wert, 
fie iſt auch vom Bü., wie erwähnt, weitgehend verneint, und 
es würde überdies angeſichts der in den Heften der Bekl. zu 
erblickenden ſelbſtändigen Neubehandlung der Stoffe nicht als 
ſittenwidrig angeſehen werden können, wenn die Bekl. wirk⸗ 
lich für die Geſamterſcheinung ihrer Hefte bedeutungsloſe 
Einzelheiten in freier Weiſe nach von der Kl. übernommenen 
Anregungen geſtaltet hätte (RG. 79 4151). Mit Recht weiſt 
auch das BG. die Annahme zurück, daß ſich die Bekl. mit 
ihren beanſtandeten Veröffentlichungen ſyſtematiſch das mit 
Mühe und Koſten errungene Arbeitsergebnis der Kl. in un⸗ 
lauterer Weiſe zu deren Nachteil zu eigen gemacht habe (vgl. 
RG. 115, 180°); 11, 254). Schon angeſichts der von der 
Vekl. an ihre Hefte gewendeten ſelbſtändigen geiftigen Arbeit 
ſcheidet dieſer Gedanke aus, und, wenn die Rev. beſonderen 
Nachdruck darauf legt, daß die Bekl. die Propaganda und 
Reklame der Kl. zur Förderung ihres eigenen Abſatzes aus⸗ 
genutzt habe, ſo ſetzt ſie dabei voraus, daß die Bekl. an der 
Herbeiführung von Verwechſlungen ihrer Hefte mit denen 
der Kl. Überhaupt intereſſiert geweſen ſei. Das darf aber um 
deswillen bezweifelt werden, weil die Bekl. als durch ihre 
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Veröffentlichungen beim Publikum ſeit langen Jahren ein⸗ 
geſührte und bekannte Verlagsfirma im Gegenteil ein ſtarkes 
Intereſſe daran haben mochte, ihre Erzeugniſſe mit denen 
anderer Firmen gerade nicht verwechſelt zu ſehen, mindeſtens 
jeder Anhalt daſür fehlt, warum ſie bei der großen Zahl nicht 
beanſtandeter Hefte gerade mit den ſtreitigen eine Verwechſ⸗ 
lungsabſicht verfolgt haben ſollte. 


(U. v. 18. Nov. 1930; 16/30 II. — Dresden.) [Ku.] 


30. 88 1, 3 Unl WG. Unlauterer Wettbewerb 
durch Gebrauch ironiſcher und deshalb vieldeu⸗ 
tiger Bezeichnung fremder Ware. f) 


Der Kl. vertritt die gewerblichen Intereſſen ſeiner Mit⸗ 
glieder. Die beklagte Weinhandlung verſandte im Auguſt 1928 
ein Rundſchreiben, in deſſen Schluſſe es heißt: „.. ebenſo 
lehnen wir ab die mit Kartoffelſprit in deutſchen Freihafen 
‚getvachfenen‘ Tarragonaweine. Wir importieren nur ſpaniſche 
bzw. portugieſiſche Erzeugniſſe.“ 

Der Kl. macht geltend, der erſte dieſer beiden Sätze ver⸗ 
ſtoße gegen 88 824, 826 BGB. und 88 1, 14 UnlWG., 
der zweite ſei inhaltlich nicht richtig und verletze 88 1, 3 
UnlWG. und begehrt mit der Klage Unterlaſſung, Feſtſtel⸗ 
lung der Schadenserſatzpflicht, Widerruf und Auskunftertei⸗ 
lung. Die Bekl. macht geltend, daß die beiden beanſtandeten 
Sätze den tatſächlichen Verhältniſſen entſprächen. . 

Das LG. hat die Klage abgewieſen, das KG. durch 
Teilurteil auf die Berufung des Kl. abändernd der Bekl. ver⸗ 
boten, Rundſchreiben zu verbreiten, die die Bemerkung ent⸗ 
halten: „... ebenſo lehnen wir ab die mit Kartoffelſprit 
in deutſchen Freihäfen „gewachſenen“ Tarragonaweine“, da⸗ 
gegen und ſoweit wegen dieſer Außerung die Feſtſtellung der 
Schadenserſatzpflicht der Bekl. und der Widerruf begehrt wird, 
die Rev. zurückgewieſen. Die Rev. der Bekl. iſt zurückgewieſen. 

Das Teilurteil behandelt nur den erſten vom Kl. be⸗ 
anſtandeten Satz des Rundſchreibens der Bekl. vom Auguſt 
1928, „. ebenſo lehnen wir ab die mit Kartoffelſprit in 
deutſchen Freihäfen „gewachſenen“ Tarragonaweine“ und er⸗ 
blickt darin einen Verſtoß gegen 8 1 Unl WG. mit folgender 
Begründung: 

Infolge der ironiſchen Verwendung des im übertragenen 
Sinne gebrauchten Ausdrucks „gewachſen“ ſei der Satz für 
viele Leſer, auch wenn als ſolche nur Wiederverkäufer in 
Frage kämen, in hohem Grade vieldeutig; denn wenn ſie 
auch erfaßt haben ſollten, daß ſich der ſtreitige Satz gegen be 
ſtimmte Gruppen von Weinhändlern richte, ſo ſeien doch nicht 
wenige von ihnen darüber nicht genau unterrichtet geweſen, 
was in den Freihäfen mit dem „Tarragonawein“ geſchehe 
und inwieweit dasjenige, was geſchieht, geſetzlich zuläſſig und 


Zu 30. Das Urteil iſt zu billigen; es führt die bisherige 
Rechtſprechung in gradliniger Entwicklung fort. 
I. Das Flugblatt der Bekl. hat nach mehreren Richtungen 
die Grenzen des lauteren Wettbewerbs überſchritten. Was die Bell. 
ſagen wollte, hat ſie in ihrer im nichtveröffentlichten Teil dieſes 
Urteils wiedergegebenen Reviſion ſehr eindeutig zum Ausdruck ge⸗ 
racht: daß es im deutſchen Freihafen unter den Importeuren auch 
ſolche gäbe, die Tarragonawein einführen und ihn noch im Frei⸗ 
hafen, d. h. alſo im zollrechtlichen Ausland mit aus Kartoffeln 
hergeſtelltem Spiritus verſchneiden, d. h. vermengen. Dies hat die 
Bekl. in dem beanſtandeten Satz ihres Flugblattes nicht zum Aus⸗ 
druck gebracht. Dieſer Satz fagt nicht weniger, als daß ganz all- 
gemein im Freihafen Tarragonawein in übelſter Weiſe verpanſcht 
werde. Damit macht ſich die Bekl. einer verallgemeinernden Herab⸗ 
ſetzung fremder Waren ſchuldig und bewirkt damit eine Abneigung 
der Verbraucherſchaft auch gegen die im Freihafen in zuläſſiger 
Weiſe verarbeiteten Tarrogonaweine. Ironie, Witz und Satire 
ſollen auch aus der Reklame nicht verbannt werden. Auch in dieſem 
Gebiet hat der Humor ſeine Berechtigung, aber die Bekl hat, ab- 
geieden von der ironiſchen Wendung des wahren Sachverhalts, 
ewas ganz anderes geſagt, als ſie nach ihrer Einlaſſung angeblich 
ſagen walite 
8 Wichtiger jedoch als dieſe zutreffende Auslegung des kon⸗ 
kreten Tatbeſtandes durch das 0 if. die grundsätzliche Bedeutung 
100 85 Ausführungen über die Unſittlichkeit derjenigen Reklame, die 
dle totwendigkeit die fremde Ware oder gewerbliche Leiſtung in 
tel erbung hineinzieht. Vergleicht man mit dieſer Entſch. jene 
aud 110 Roh, in denen noch die Prüfung im Vordergrunde 
tunge er die über den Gegner unnötigerweiſe aufgeſtellten Behaup⸗ 
12 er Wahrheit entſprachen oder nicht, die Tatſache aber, daß 

ugriff gegen den Konkurrenten ſachlich in keiner Weiſe ge- 
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kaufmänniſch einwandfrei fei. Es müſſe angenommen werden, 
daß das ſtreitige Flugblatt von vielen Leſern auch auf ſolche 
Firmen bezogen werde, die mit dem von der Bekl. beanſtan⸗ 
deten Verhalten nichts zu tun hätten; deshalb ſtelle das 
Flugblatt mit Rückſicht auf ſeine ganz allgemein gehaltene, 
unbeſtimmte Faſſung auch eine Gefährdung des Anſehens ganz 
unbeteiligter Firmen dar. Da es für den auf 8 1 Unl WG. 
geſtützten Unterlaſſungsanſpruch auf die ſubjektiven Umſtände 
des Täters nicht ankomme, ſei es bedeutungslos, ob das Flug⸗ 
blatt aus einer vielleicht ſehr berechtigten Empörung heraus 
entſtanden ſei und ob die Bekl. ſich nicht klargemacht habe, 
wie das Flugblatt auf ſolche Leſer wirken werde, die mit 
den Verhältniſſen nicht genau vertraut ſeien. 

Der Reviſionsangriff iſt unbegründet. 

Man muß zweierlei unterſcheiden, nämlich einmal das 
Zuſetzen von Alkohol zu Deſſertweinen, zu denen auch der 
Tarragonawein gehört, im Freihafengebiet und das Zurecht⸗ 
machen der Weine im Freihafengebiet durch Verſchneiden mit 
verſchiedenen Weinſorten, wobei das Bringen auf hohen 
Alkoholgehalt durch Zuſatz von Alkohol nur einen Teil des 
beim Verſchnitt geübten Verfahrens darſtellt. Unter Deſſert⸗ 
weinen werden nach den Erläuterungen zum Entwurf des 
WeinG. von 1892 S. 38 im allgemeinen ſolche Weine ver⸗ 
ſtanden, die an Alkohol bzw. an Alkohol und Zucker reich 
ſind und ſich dabei durch eine eigenartige Feinheit des Ge⸗ 
ſchmacks auszeichnen, wobei in zweifelhaften Fällen die Zunge 
des erfahrenen Weinkenners, nicht aber die Analyſe des 
Chemikers den Ausſchlag geben muß. Hiermit ſtimmt auch 
die bei der Beratung des WeinG. v. 7. April 1909 regie⸗ 
rungsſeitig in der Reichstagskommiſſion (Komm.⸗Ber. S. 30 
abgegebene, von der Kommiſſion geprüfte und gebilligte Er⸗ 
klärung überein, aus der beſonders hervorzuheben iſt, daß 
durch die Gärung des Saftes friſcher Trauben allein nicht 
der hohe Gehalt an Alkohol oder Alkohol und Zucker erreicht 
werden kann, ſondern in einem beſonderen Verfahren (Ein⸗ 
dicken des Moſtes u. dgl.) in der Regel unter Verwendung 
gewiſſer Zuſätze Alkohol, Trockenbeeren u. a.) erzielt wird. 
Alle Deſſertweine bedürfen unter allen Umſtänden, und zwar 
nicht etwa zum Zwecke der Haltbarmachung, ſondern zu dem 
Zwecke, um ihnen die von dem Käufer oder Verbraucher 
geforderte Beſchaffenheit zu verleihen, eines Zuſatzes von 
Alkohol. Dieſes Zuſetzen iſt ein Teil der Kellerbehandlung 
und iſt nach der Bekanntmachung betr. Beſtimmungen zur 
Ausführung des Wein®. v. 9. Juli 1909 (RGBl. 549) zu 
884, 11, 12 . von aus Wein gewonnenem Alkohol oder 
reinem mindeſtens 90 Raumprozent Alkohol enthaltenden 
Sprit bis zu der im Urſprungslande geſtatteten Alkoholmenge 
erlaubt. Ob der Alkoholzuſatz vor der Verſendung des Weines, 


rechtfertigt und nur aus dem Streben nach Herabſetzung zu er⸗ 
klären war (. Callmann, 8 1 Anm. 67ff.), fo kann man mit 
Befriedigung feſtſtellen, daß ſeit der grundlegenden Entſch. RG. 
116, 277 die Rſpr. immer eindeutiger den Standpunkt vertritt, 
daß die Perſon und Ware des Mitbewerbers in der Regel nicht in 
die eigene Reklame hineingezogen werden darf. In Anlehnung an 
814 UnlWGl. glaubte man jedoch in erſter Zeit in der Frage 
Schwierigkeiten finden zu müſſen, ob der Konkurrent durch 
Namensnennung oder in anderer Weiſe ſo eindeutig beſtimmt war, 
daß die Reklame des Bekl. ohne weiteres als Angriff gegen ben 
Konkurrenten erkennbar war. Dies führte dazu, daß man den 
offenen Angriff durch den verſteckten Hieb zu erſetzen und ſich dann 
in der Regel hinter dem Vorwand zu verbergen ſuchte, man be⸗ 
Kämpfe nicht einen einzelnen, ſondern ein Syitem. Mit dieſem Vor⸗ 
wand hat dann R®.: JW. 1930, 1711 gründlich aufgeräumt. In 
der obigen Entſch. wird eine Erörterung dieſer Frage offenſichtlich 
als unerheblich mit Recht unteriaſſen. Dies entſpricht auch der 
Rſpr. zu 83 bei denjenigen Tatbeſtänden, bei denen 88 3, 14 
Unl WG. zufammenfallen, was der Fall iſt, wenn die Anpreiſung 
der eigenen Ware erfolgt durch Herabſetzung der Konkurrenzware 
(ſ. RG.: MuW. XXX, 304, 368). 

3. Auch dieſe Entſch. nimmt wiederum Stellung zu der ſo 
heiß umſtrittenen Frage, ob der 8 1 Und. ein Verſchulden vor 
ausſetzt oder nicht. Auch in dieſem Urteil bedient ſich das RG. der 
Wendung, die ich von jeher für die einzig richtige gehalten habe, 
wonach das Verſchulden in 8 1 darin liegen kann, daß der Täter 
trotz Kenntnis der tatſächlichen Umſtände entweder infolge Er⸗ 
regung (hier wird ſie Empörung genannt) oder Geſinnungsmangel 
feine Handlungsweiſe nicht richtig zu würdigen weiß. Ein e 
teres“ Verſchulden (im Gegenſatz zu 8 826 BGB.: „vorſäglich“) 
wird in 8 1 nicht verlangt (jo Callmann, 8 1 Anm. 8). Grund⸗ 
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alſo noch in Spanien, oder erſt nach ſeiner Ankunft im Frei⸗ 
hafengebiet geſchieht, kann für die Güte und den Wohl⸗ 
geſchmack des Weines ſelbſt nur dann von Bedeutung ſein, 
wenn der dort und hier verwendete Alkohol von verſchiedener 
Qualität iſt. Allein abgeſehen davon, daß auch in Spanien 
nicht nur auf Wein hergeſtellter, ſondern auch Induſtrie⸗ 
alkohol zugeſetzt werden darf, liegt es im ſelbſteigenſten 
Intereſſe der Importeure, feine, erſtklaſſige Sprite zur Ver⸗ 
wendung zu bringen. e 

Während die Bekl. es jetzt in der RevInſt. ſo hinſtellt, 
als habe ſie ſich nur gegen dieſes Zuſetzen des Sprit im 
Freihafengebiet in ihrer Druckſchrift wenden wollen, hat ſie 
bereits in der Klagebeantwortung und in einem ſpäteren 
Schriftſatz ausgeführt, daß in deutſchen Freihäfen billigſte 
Weine ſpaniſchen Urſprungs mit ganz billigen griechiſchen 
Weinen verſchnitten und mit Kartoffelſprit auf den gewünſch⸗ 
ten Alkoholgehalt gebracht würden und ſo als Tarragona⸗ 
weine in den Handel kämen; dieſe Weine ſeien gegenüber 
den aus Spanien nach Deutſchland eingeführten Weinen 
minderwertig. In Spanien ſei ein Verſchnitt mit Auslands⸗ 
weinen unter der Bezeichnung „Tarragona“, „Sherry“, „Ma⸗ 
laga“ uſw. ſtreng verboten. Inſofern enthalte die Werbeſchrift 
alſo keine unrichtige Bezeichnung. 

Berückſichtigt man dies und die von der Bekl. in der 
BerInſt. in der mündlichen Verhandlung ausdrücklich ab⸗ 
gegebene Erklärung, daß die ſtreitige Stelle des Flugblattes 
ſich nur gegen einen Teil der für das Gebiet der Freihäfen 
in Betracht kommenden Firmen richte, und daß die übrigen 
dortigen Firmen nicht das beanſtandete Verhalten zur An⸗ 
wendung brächten, ſo iſt nicht daran zu zweifeln, daß die 
Bekl. mit dem hier fraglichen Satze ihres Flugblattes gerade 
auf das Verſchneiden billigſter Weine ſpaniſchen Urſprungs 
mit ganz billigen Weinen griechiſchen Urſprungs unter gleich⸗ 
zeitigem Zuſatz von Kartoffelſprit gezielt hat. Trifft das 
aber zu, ſo iſt allerdings die von der Bekl. gebrauchte Aus⸗ 
drucksweiſe vieldeutig; denn der Leſer erfährt nichts dar⸗ 
über, was dann außer dem an ſich geſetzlich zuläſſigen Zuſatz 
von Alkohol im Freihafengebiet mit dem Wein geſchieht, ob 
etwa Wein, der gar kein Deſſertwein iſt, beim Verſchnitt 
Verwendung findet. 

Im übrigen muß aber auch die hier beanſtandete Auße⸗ 
rung der Bekl. in ihrer Bedeutung aus dem geſamten Zu⸗ 
ſammenhange ausgelegt und gewürdigt werden, wobei als 
Leſer Groſſiſten und Weiterverkäufer, nicht dagegen Private 
in Frage kommen. 

Nachdem der Leſer im erſten Teil des Flugblattes in 
eindringlicher Weiſe aufgefordert wird, Wein von Ber⸗ 
liner Groſſiſten und nicht von der auswärtigen Konkurrenz 
zu beziehen, wobei auf die mit dem Bezug von auswärts 
verknüpften Mißſtände, die erheblichen Unkoſten und die 
zahlreichen Beſchwerden der Bezieher hingewieſen, die Ber⸗ 
liner Betriebe dagegen herausgeſtrichen, auch lokalpolitiſche 
Geſichtspunkte ſür die Unterſtützung des Berliner Handels, 
ſeiner Angeſtellten und Arbeiter ins Feld geführt werden, 


ſätzlich gilt auch in § 1 die Regel, daß die Verſchuldensfrage nur 
für den Schadenserſatzanſpruch von Bedeutung iſt, während der 
Unterlaſſungsanſpruch ſchon bei ſchuldloſer, alſo lediglich objektiver 
Rechtswidrigkeit gegeben iſt. Dies aber nur grundſätzlich, denn 
gegenüber denen, die ſo gern den lapidaren Satz hinſtellen, daß 
der § 1 UnlWG. kein Verſchulden vorausſetze, muß im Gegenteil 
feſtgeſtellt werden, daß nach § 1 ſogar unter Umſtänden die Unter⸗ 
laſſungsklage nur bei Verſchulden erhoben werden kann, da in ge⸗ 
willen Fällen des $ 1 die Rechtswidrigkeit lediglich eine ſubjektive 
fein kann: Man muß in § 1 UnlWG. unterſcheiden zwiſchen Hand⸗ 
lungen, bei denen eine Rechtsverletzung ohne Verſchulden ſchlechter⸗ 
dings nicht möglich iſt und ſolchen, bei denen dies wohl der Fall 
iſt. Ein Fall der erſtgenannten Art iſt z. B. der des Nach⸗ 
baues ungeſchützter Maſchinen. Dies hat NG. in der „Electrolux⸗ 
Entſch. v. 16. Sept. 1930: MuW. XXX, 529 unter Bezugnahme 
auf Callmann, 8 1 Anm. 53 ff. und MuW. XXX, 291 ſehr 
klar zum Ausdruck gebracht und damit in einem Teilgebiet des 8 1 
einen jahrelangen Meinungsſtreit des Schrifttums und der Nipr. 
zum hoffentlich endgültigen Abſchluß gebracht. Danach kann eine 
Verfolgung ſklaviſchen Nachbaus auf Grund des 8 1 UnlWG. nicht 
deshalb eintreten, weil eine Verwechſelbarkeit zweier Waren die 
Folge des ſklaviſchen Nachbaues ift, ſondern nur dann, wenn der 
unlautere Wille des Nachahmers den Eintritt der Verwechſelbarkeit 
gewollt oder gebilligt hat. Daß ſich gegenüber einem ſolchen Tat⸗ 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


gipfelnd in der Mahnung in Sperrdruck: „Alſo Berliner 
Herren, kauft bei Berliner Firmen! Stärkt den eignen Herd, 
den eignen Steuerſäckel“, folgt folgender Schlußſatz: 

Alles fragt heute nach billigſtem Angebot, nicht aber 
nach der Güte der Ware. Beim Wein, dem edelſten Genuß⸗ 
mittel, iſt minderwertiges Zeug ſchnellſter Erfolg, um den 
Verbraucher vom Weingenuß abzuſchrecken. Der Händler 
ſollte klugerweiſe alles tun, nichts unverſucht laſſen, um 
durch bekömmliche, ſaubere, gute Weine ſich eine neue Gene⸗ 
ration von Kennern heranzuziehen. Verſchnitte mit Birnen⸗ 
oder Apfelwein oder Apfelwein oder weißgekelterte oder ent⸗ 
färbte, kleinſte, rote Landweine, die als Moſel⸗, Pfälzer⸗, 
Heſſenwein billig verkauft werden können, führen wir grund⸗ 
ſätzlich nicht, ebenſo lehnen wir ab, die mit Kartoffelſprit 
in deutſchen Freihäfen „gewachſenen“ Tarragonaweine. Wir 
importieren nur ſpaniſche bzw. portugieſiſche Erzeugniſſe. 

Der unbefangene Leſer gewinnt alſo den Eindruck, daß 
es ſich gleichermaßen ſowohl bei den als Moſel⸗, Pfälzer⸗, 
Heſſenwein billig verkauften Verſchnitten mit Birnen⸗ oder 
Apfelwein, wie bei den in deutſchen Freihäfen mit Kartoffel⸗ 
ſprit gewachſenen Tarragonaweinen um „minderwertiges 
Zeug“, nicht etwa nur um minderwertigere Weine, als die 
von der Bekl. geführten ſpaniſchen und portugieſiſchen Weine, 
ſondern um überhaupt minderwertiges Zeug handle, das vom 
Weingenuß nur abſchrecken könne. Dabei deutet das Wort 
„ebenſo“ darauf hin, daß die Behandlung des Weines mit 
Alkohol im Freihafengebiet mit den geſetzlich verbotenen 
Verſchnitten mit Birnen⸗ und Apfelwein, die dann als 
Moſel uſw. verkauft werden, auf eine Stufe geſtellt werden. 
Der unkundige Leſer muß durch den ironiſch gebrauchten 
Ausdruck „gewachſen“ zu der Auffaſſung kommen, daß die 
von den Weinimporteuren im Freihafengebiet vorgenommene 
Spritung eine nicht einwandfreie Maßnahme ſei, weshalb 
man dieſem Wein eigentlich nicht die Bezeichnung „Tarra⸗ 
gonawein“ zuteil werden laſſen könne. Dabei kommt nicht 
etwa in Frage und wird weder im Flugblatt noch auch 
im Prozeß von der Bekl. behauptet, daß Importeure im 
Freihafengebiet den dort geſpriteten Tarragonawein als 
Original» Tarragona oder echtſpaniſche Tarragona⸗ 
weine verkaufen, letzteres wäre natürlich unzuläſſig. Wenn 
jedoch dem an ſich mit geringerem Alkoholgehalt aus Spanien 
eingeführten Tarragonawein erſt im Freihafengebiet der nach 
dem Urſprungsland zugelaſſene höhere Alkoholgehalt zugeſetzt 
wird, ſo bleibt dieſer Wein ſelbſtverſtändlich Tarragona⸗ 
wein, wobei übrigens zu bemerken iſt, daß auch die in 
Spanien hergeſtellten Deſſertweine, Tarragona-, Malaga⸗, 
Sherry⸗ uſw. Weine, nicht eine Herkunftsbezeichnung bilden, 
ſondern die Geſchmacksrichtung bezeichnen; ſeit alten Zeiten 
werden ſie in der gleichen Weiſe hergeſtellt durch Zuſammen⸗ 
ſetzung von roten und weißen, goldgelben trockenen und 
ſüßen Weinen (darunter auch Miſtellen) verſchiedenen Alko⸗ 
holgehalts und wachſen nicht in dem Zuſtand, in dem der 
Verkehr ſie als Tarragona, Malaga uſw. kennt. 

Dazu kommt, daß die Bekl. den Ausdruck Kartoffel⸗ 


beſtand, in dem zu dem objektiven Moment der Verwechſelbarkeit 
Täuſchungsabſicht (Dolus) oder Täuſchungsbewußtſein (Eventual- 
dolus) hinzutreten müſſen, der Satz, 8 1 UnlWG. ſetze kein Ver⸗ 
ſchulden voraus, nicht halten läßt, muß doch einleuchten. 

Wo allerdings ein Tatbeſtand des § 1 durch den objektiven 
Verſtoß gegen die guten Sitten alſo auch ohne Verſchulden erfüllt 
werden kann, muß der Grundſatz, daß der Unterlafſungsanſpruch 
kein Verſchulden vorausſetzt, aufrechterhalten bleiben. Solche Fälle 
ſind z. B. gerade bei mißbräuchlicher Verwendung geſchäftlicher 
Kennzeichen denkbar (ſ. auch Pinzger: MuW. XXX, 281, der 
meinen Ausführungen über den guten Glauben [8 1 Anm. 12] eine 
durchaus richtige Auslegung gibt). Zuſammenfaſſend iſt alſo die Ver⸗ 
ſchuldensfrage im $ 1, wie folgt, zu behandeln: In denjenigen 
Fällen, in denen eine Handlung objektiv rechts⸗ 
widrig ſein kann (dies iſt die Mehrzahl), iſt der Unter⸗ 
laſſungsanſpruch ohne Verſchulden gegeben; der 
Schadenserſatzauſpruch ſetzt Verſchulden voraus. In 
denjenigen Fällen, in denen die Rechtswidrigkeit 
ausſchließlich begründet wird durch die Abſicht des 
Täters, in fremde Rechte einzugreifen, iſt ohne 
Verſchulden weder ein Unterlaſſungs⸗ noch ein 
Schadenserſaßanſpruch gegeben, da in dieſen Fällen 
eine objektive Rechtswidrigkeit nicht möglich iſt, 

RA. Dr. Rudolf Callmann, Köln. 
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ſprit für den von der Monopolverwaltung gelieferten Indu⸗ 
ſtriealkohol, obwohl derſelbe bekanntermaßen von erſtklaſſiger 
Qualität iſt, im wegwerfenden Sinne gebraucht hat, als ob 
der Zuſatz des Alkohols im Freihafengebiet minderwertiger 
ſei und damit der Wein als folder von ſchlechterer Qualität, 
als der von Spanien aus in bereits geſpritetem Zuſtand ab⸗ 
geſandte Wein. 

Wäre es wirklich der Bekl., wie der erſte Richter meint, 
darauf angekommen, in dem Rundſchreiben zu motivieren, 
warum die von ihr in den Handel gebrachten Tarragona⸗ 
weine teurer ſeien, als die von den Importeuren im Frei⸗ 
hafengebiet geſpriteten Weine, ſo hätte dies durchaus zweck⸗ 
mäßig etwa in folgender Faſſung geſchehen können: 

„Wir führen nur portugieſiſche und ſpaniſche Weine, 
die aus dem Urſprungsland direkt importiert ſind. In deut⸗ 
ſchen Freihäfen fertiggeſtellte Weine führen wir nicht, denn 
nach unſerer Meinung ſtehen die dort mit Alkoholzuſatz ver⸗ 
ſehenen Weine, obwohl dies Verfahren geſetzlich zugelaſſen 
iſt, an Qualität hinter den importierten Weinen zurüc . 

Statt deſſen aber iſt eine ganz andere, die im Frei⸗ 
hafengebiet mit dem Alkoholzuſatz verſehenen Deſſertweine 
herabſetzende und ihrem Inhalte nach mehrdeutige Faſſung 
gewählt, die in dem Leſer die Meinung aufkommen läßt, 
als ob es ſich bei dem Alkoholzuſatz und dem Verfahren 
hierbei um eine Weinpanſcherei übelſter Art handle, als ob 
der Tarragonawein aus Sprit beſtehe und nur ſo viel Tarra⸗ 
gonawein enthalte, daß er allenfalls nach Tarragona ſchmecke. 

Das von der Bekl. zu Zwecken des Wettbewerbs ein⸗ 
geſchlagene Verhalten iſt mit den Anſchauungen eines red⸗ 
lichen und anſtändigen Geſchäftsverkehrs nicht in Einklang 
zu bringen. Wer ein ſo wegwerfendes Urteil über die Ware 
eines Konkurrenten abgibt und noch dazu in einem Flug⸗ 
blatt, muß ſo deutlich ſprechen, daß der Leſer in der Lage 
iſt, ſich ſelbſt ein Urteil zu bilden; und da die Bekl. ſelbſt 
zugibt, daß das von ihr beanſtandete Verfahren nicht von 
allen für das Gebiet der Freihäfen in Betracht kommenden 
Firmen angewandt wird, das Flugblatt aber von vielen 
Leſern auch auf ſolche Firmen bezogen wird, die nichts mit 
dem beanſtandeten Verfahren zu tun haben, wird durch das 
Flugblatt bei ſeiner ganz unbeſtimmten Faſſung das Anſehen 
ganz unbeteiligter Firmen gefährdet. Die hiergegen von der 
Bekl. aus § 286 ZPO. erhobene Prozeßrüge iſt unbegründet, 
denn der Berg. bewegt ſich im Rahmen des $ 286, wenn 
er annimmt, daß bei der ganz allgemein gehaltenen War⸗ 
nung vor dem Weinbezug von auswärts die Leſer des 
Flugblattes ganz allgemein mißtrauiſch gegen den Bezug 
von Tarragona aus dem Freihafen, werden, weil ſie nicht 
wiſſen, ob der einzelne Weinimporteur im Freihafengebiet 
auch an der von der Bekl. angedeuteten Manipulation teil⸗ 
nimmt. 

Die Reviſionsrüge, 8 1 UnlWG. liege nicht vor, da der 
BerR. unterſtelle, daß die Bekl. in berechtigter Empörung 
gehandelt und ſich die Wirkung ihrer Außerungen auf die 
mit den Verhältniſſen nicht vertrauten Leſer nicht klar⸗ 
gemacht habe, geht fehl. Sie überſieht, daß das Verſchulden 
bei 81 in dem Umſtand gefunden wird, daß jemand zur 
Förderung des Wettbewerbs ſich mit den guten Sitten ob⸗ 
jektiv in Widerſpruch ſetzt; das Bewußtſein des Handelnden 
von der Sittenwidrigkeit ſeines Tuns wird nicht gefordert; 
es genügt, daß er nach den tatſächlichen Verhältniſſen, wie 
fie ſich ihn darſtellten, die Sittenwidrigkeit zu erkennen in 
er Lage war. Dies aber wird durch die vom Berg. zu⸗ 
gunſten der Bekl. angenommenen Umſtände nicht aus- 
geſchloſſen. 

Da für den Regelfall die Tatſache, daß eine Rechts⸗ 
verletzung begangen iſt, als ausreichender Grund für die 

nnahme der Wiederholungsgefahr betrachtet werden muß, 
Bekl. auch keinerlei triftige Gründe angeführt hat, die eine 
ſolche Gefahr ausſchließen, liegt in der Stattgabe des Unter⸗ 
laſſungsantrages implizite eine Bejahung der Wiederholungs⸗ 
gefahr; deshalb iſt 8 551 Ziff. 5 350. nicht verletzt. 

(U. v. 25. Nov. 1930; 26/30 II. — Berlin.) [Ku.] 


31. 81 unt. Keine Sittenwidrigkeit eines 
Preisausſchreibens zu Reklamezwecken. 

b Der Bekl. hat im Frühjahr 1928 einen „Kinder⸗Wett⸗ 
ewerb“ für 25000 Kinder im Alter bis zu 14 Jahren ver⸗ 


anſtaltet. Dieſer beſtand darin, daß die Kinder einen Model⸗ 
lierbogen, der das Geſchäftshaus des Bekl. darſtellt und den 
ſich die Kinder dort oder in einer der zahlreichen Berliner 
Filialen des Bekl. koſtenlos abzuholen hatten, ausſchneiden 
und zuſammenkleben ſollten. Die fertigen Modelle waren dort 
mit genauer Anſchrift und Geburtsdatum des betr. Kindes 
abzugeben und Preiſe und Prämien abzuholen. Außer den 
Preiſen, die für die 1000 ſauberſten und ſorgfältigſten und 
das Geſchäftshaus auch in Nebenſächlichkeiten am genaueſten 
wiedergebenden Arbeiten beſtimmt waren und über deren Zu⸗ 
erkennung ein Preisrichterkollegium zu entſcheiden hatte, waren 
Prämien ausgeſetzt, und zwar gur jede Arbeit eine. Unter den 
Preiſen befanden ſich ein Paddelboot, ein Faltboot, zahlreiche 
Fahrräder, photographiſche Apparate, Muſikinſtrumente, Ra⸗ 
dioapparate, Baukaſten, Ruckſäcke, andere Gegenſtände zum 
Wandern, Puppen, Puppenwagen und Spielſachen aller Art. 
Die Beteiligung an dem Wettbewerb war koſtenlos. Hundert 
Preisträger wurden bei der Preisverteilung im Hauptgeſchäfts⸗ 
haus des Bekl. mit Kaffee und Kuchen bei Drehorgelſpiel un⸗ 
entgeltlich bewirtet. 

Der klagende Detailliſtenverband erblickt in dem Preis⸗ 
ausſchreiben ſelbſt und in der Art feiner Durchführung, z. B. 
darin, daß die Kinder das Geſchäftslokal des Bekl. betreten 
mußten, um ſich den Modellierbogen abzuholen, das fertige 
Modell abzugeben und ſich ſpäter den Preis oder die Prämie 
aushändigen zu laſſen, ein gegen die Grundſätze des lauteren 
Wettbewerbs verſtoßendes Mittel der Kundenwerbung durch 
den Bekl. 

Der Kl. verlangt von ihm aber ganz allgemein Unter⸗ 
laſſung: „Zum Zwecke des Wettbewerbs Preisausſchreiben zu 
veranſtalten.“ 5 

Das BG. hat die Klage abgewieſen; die Rev. des Kl. iſt 
zurückgewieſen. 

Das BG iſt der Auffaſſung, daß weder das vorliegende 
Preisausſchreiben an ſich, noch unter Berückſichtigung der 
Art ſeiner Durchführung — wonach die Preisbewerber zum 
Abholen des Modellierbogens und zur Abgabe des fertigen 
Modells zum Betreten des Geſchäftslokals des Bekl genötigt 
waren und 100 Preisträger (von insgeſamt 1000) bei der 
Preisverteilung im Geſchäftslokal des letzteren unentgeltlich 
mit Kaffee und Kuchen bewirtet wurden — gegen das lautere 
Geſchäftsgebaren auf dem Gebiete des Reklameweſens ver⸗ 
ſtoße. Das BG. ſtützt ſich hierbei in erſter Linie auf die Be⸗ 
urteilung, die das Verhalten des Bekl. in der Auskunft des 
Reklameſchutzverbandes Berlin⸗Lichterfelde und in den Aus⸗ 
künften einer großen Zahl der befragten 49 deutſchen Handels⸗ 
kammern gefunden hat. Es ſtellt feſt, daß der Reklameſchutz⸗ 
verband und 13 Handelskammern Preisausſchreiben ſelbſt 
dann für zuläſſig, d. h. nicht für unlauter erklärt hätten, 
wenn der Teilnehmer das Geſchäftslokal betreten müſſe und 
bei der Preisverteilung dort koſtenlos bewirtet werde, während 
weitere 13 Handelskammern das Preisausſchreiben zwar nicht 
an ſich, ſondern nur mit Rückſicht auf dieſe Art der Durch⸗ 
führung beanſtandet hätten. Andere 8 Handelskammern hätten 
über geteilte Stellungnahme zu der Frage innerhalb ihres 
Bezirks berichtet, wobei einige Handelskammern derartige 
Preisausſchreiben als einen zu bekämpfenden Auswuchs, je⸗ 
doch nicht als unlautere Maßnahme bezeichneten. Endlich 
hätten 14 Handelskammern Preisausſchreiben ſchlechthin für 
unzuläſſig erklärt. Das BG. ſtützt ſich für feine Auffaſſung, 
daß auch die Art der Durchführung das vorliegende Preis⸗ 
ausſchreiben nicht zu einem unlauteren Mittel der Kunden⸗ 
werbung mache, auch auf die gerichtsbekannte Tatſache, daß 
die angeſehenſten Einzelfirmen in Berlin dem Publikum zeit⸗ 
weiſe unentgeltlich Erfriſchungen angeboten oder Modeſchauen 
mit Muſik und Erfriſchungen unentgeltlich veranſtaltet hätten. 

Die Rev., die Verletzung des 8 1 Unl WG. und des 8 286 
StGB. durch Nichtanwendung rügt, konnte keinen Erfolg 
haben. 

Grundſätzlich iſt zu bemerken, daß ein zu Wettbewerbs⸗ 
zweden von einer Firma veranſtaltetes Preisausſchreiben 
keineswegs ohne weiteres ein unlauteres Mittel der Kunden⸗ 
werbung iſt, wie der klagende Verband in der Klageſchrift 
offenbar annimmt. Es bedarf vielmehr des Hinzutretens be 
ſonderer Merkmale, um einem geſchäftlichen Preisausſchreiben 
einen ſolchen Makel aufzudrücken. Jedes Reklamemittel iſt, 
wie der erk. Sen. wiederholt ausgeſprochen hat (5. B. in 
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RG. 115, 320 [= JW. 1927, 777]; JW. 1927, 1574; 
1928, 1210), ſittenwidrig, wenn es ſich der Spielleidenſchaft 
des Publikums bedient und dieſe ſo dem Wettbewerb dienſtbar 
macht, gleichgültig, ob eine Ausſpielung im ſtrafrechtlichen 
Sinne, d. h. eine Verletzung des § 286 StGB., vorliegt. 
Von letzterem Fall kann hier mangels eines eigentlichen oder 
eines verſchleierten Einſatzes keine Rede ſein. Es handelt ſich 
auch nicht um einen der Ausſpielung ähnlichen Fall, wo die 
Teilnahme an dem Preisausſchreiben z. B. von dem Ankauf 
von Waren des Veranſtalters in beſtimmtem Mindeſtwerte ab⸗ 
hängig gemacht wäre. Die Beteiligung ſtand vielmehr ohne 
jeden Kaufzwang oder ſonſtige dem Veranſtalter einen un⸗ 
mittelbaren Gewinn verſchaffende beſchränkende Vorausſetzung 
25000 Kindern im Alter bis zu 14 Jahren frei. Die Bedin⸗ 
gungen des Preisausſchreibens laſſen keinerlei Schluß dahin 
zu, daß bei Entnahme des Modellierbogens im Geſchäft des 
Bekl. oder bei Abgabe des fertiggeſtellten Modells daſelbſt 
irgendwie ein Druck auf die die Kinder etwa begleitenden 
Erwachſenen ausgeübt werden ſoll, um ſie bei dieſem Anlaß 
zum Ankauf einer dort geführten Ware zu beſtimmen. Der 
Kl. hat ſelbſt eine dahingehende Behauptung nicht aufgeſtellt. 
Auch dafür, daß gerade durch das mehrfache notwendige Be⸗ 
treten der Geſchäftslokalitäten des Bekl. ein gefühlsmäßiger 
Zwang, gewiſſermaßen ein Gewiſſenszwang für die ihre Kin⸗ 
der begleitenden Eltern, Waren beim Bekl. zu kaufen, be⸗ 
gründet würde, fehlt es, wie unten noch näher dargelegt wer⸗ 
den wird, an den nötigen Unterlagen. Außerdem handelt es 
ſich bei dem Preisausſchreiben auch nicht um eine ohne 
weiteres von jedem Teilnehmer zu löſende Aufgabe, ſo daß 
es in Wahrheit vom Zufall abhängig geweſen wäre, auf wen 
die Gewinne fielen. Die Löſung der Aufgabe erforderte viel⸗ 
mehr von jedem Bewerber ſchon an ſich Sorgfalt und Geſchick— 
lichkeit, um aus dem Modellierbogen das Geſchäftshaus des 
Bekl. darzuſtellen. Dazu kam die möglichſt naturgetreue 
Wiedergabe des Firmenſchildes am Eckbalkon der 1. Etage 
und die Ausmalung des zuſammenzuſetzenden Geſchäftsauto⸗ 
mobils und der Hausfahne. Die Anordnung der Figuren und 
ſonſtigen Zubehörteile ſollte der eigenen Erfindung der Teil- 
nehmer überlaſſen bleiben. Preiſe ſollten aber nur die 1000 
ſauberſten und ſorgfältigſten Arbeiten erhalten, die auch durch 
Ausmalen der Farben und Anbringung von Nebenſächlich⸗ 
keiten uſw. dem Geſchäftshauſe am ähnlichſten ſein würden. 
Darüber ſollte ein Preisrichterkollegium entſcheiden, dem u. a. 
der Leiter einer Berliner Schule und ein bekannter Verliner 
Architekt ſowie ein Notar angehörten. 

Von einem Ausſpielgeſchäft oder einem Unternehmen 
ähnlichen Charakters, durch das die Spielleidenſchaft des 
Publikums in den Dienſt der Kundenwerbung geſtellt wäre, 
kann hier alſo keine Rede ſein. 

Die Rev. weiſt weiter darauf hin, daß die Vorſchrift 
des 8 1 UnlWG. auch den redlichen, wenn auch in der Mög⸗ 
lichkeit des Aufwandes für Reklame beſchränkteren Wettbewerb 
ſchützen ſolle, und daß das BG. dieſen Geſichtspunkt nicht 
berückſichtigt habe. Der Rev ift unbedenklich zuzugeben, daß 
der Zweck des Unl WG. ſowohl der Schutz des Publikums als 
auch des Mitbewerbers in ſeinem Recht auf gewerbliche Be⸗ 
tätigung vor rechtswidrigen Beeinträchtigungen iſt. Das hat 
aber auch das BG. nicht verkannt. Es iſt jedoch der Anſicht, 
daß es ſich hier nicht um die Anwendung eines Mittels zur 
Kundenwerbung handle, das aus dem Rahmen des lauteren 
Wettbewerbs herausfalle. Es verweiſt in dieſer Beziehung auf 
den Wandel in der Art der Reklame und damit auch in der 
Anſchauung der beteiligten Verkehrskreiſe über die Grenzen 
der Zuläſſigkeit, vom Standpunkte des Mitbewerbers geſehen, 
dem die Mittel zur Entfaltung gleich großer Reklame fehlen. 
Es verweiſt mit Recht auf die moderne gewaltige Lichtreklame 
großer Geſchäftshäuſer, die ſehr bedeutende Koſten verurſache. 
Dieſer Art der Reklame ſind andere, ebenfalls rieſige Auf⸗ 
wendungen verurſachende Reklamemittel an die Seite zu 
ſtellen, z. B. die ſich in gewiſſen Zeiträumen wiederholenden 
ganz⸗ oder halbſeitigen Zeitungsankündigungen, und zwar 
meiſt gleichzeitig in den großen Blättern der Großſtädte, 
oder die ſich an unzähligen Stellen im Lande, insbeſ. an 
Eiſenbahnſtrecken befindenden großen Hinweiſe auf Geſchäfts⸗ 
häuſer beſtimmter Großſtädte. Der Koſtenaufwand mit der ſich 
daraus ergebenden ſelbſtverſtändlichen Folge der Unmöglich⸗ 
keit des wirtſchaftlich Schwächeren, gleiches zu tun, bildet 
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keinen Maßſtab für die Grenze des Zuläſſigen, auch wenn da⸗ 
durch zahlreiche Mitbewerber ihre wirtſchaftliche Selbſtändig⸗ 
keit verlieren müſſen, ſo lebhaft das auch vom ſozialen Stand⸗ 
punkt aus zu beklagen iſt. Dieſer Entwicklung, die nun einmal 
mit der gewaltigen Ausdehnung des Verkehrs, insbeſ. durch 
das Anwachſen der Großſtädte und den dadurch immer 
ſchwerer gewordenen Konkurrenzkampf und durch die Zur 
ſammenfaſſung und Anhäufung großer Kapitalien an ein⸗ 
zelnen Stellen durch die Wirtſchaft ſelbſt geſchaffen iſt und 
ſich dauernd im Fluß befindet, kann vor dem Richter kein 
Riegel vorgeſchoben werden; das iſt nicht ſeine Aufgabe. Für 
ihn iſt maßgebend das Empfinden des anſtändig denkenden 
Kaufmanns, der dieſe Entwicklung kennt und verſteht und aus 
ihr die nun einmal nicht zu umgehenden Folgerungen auf 
wirtſchaftlichem und rechtlichem Gebiete zieht, mag er auch 
dieſen Gang der Entwicklung als unerwünſcht im Intereſſe 
des einzelnen und der Volksgeſamtheit anſehen. Mag manche 
Art der Reklame unerwünſcht ſein, beſonders vom Stand⸗ 
punkt des Mitbewerbers, ſo iſt ſie deshalb noch nicht unlauter. 
Was vielleicht vor einigen Jahrzehnten noch dieſe Eigenſchaft 
beſeſſen hätte, wenn der Fall damals geſchehen wäre, iſt heute 
vom Richter anders zu beurteilen, weil ſich eben auch in den 
maßgebenden Kreiſen durch den Gang der wirtſchaftlichen Ent⸗ 
wicklung das Urteil geändert hat. Im allgemeinen iſt, wie der 
erk. Sen. in ſeinem Urteil v. 30. Sept. 1930 — II 533/29 
— in MuW. XXX, 561 ausgeſprochen hat, auch das breite 
Publikum heute an Überraſchungen auf dem Gebiete des Re⸗ 
klameweſens gewöhnt und nimmt etwaige Vorteile, die ihm 
durch Reklameveranſtaltungen geboten werden, ohne beſondere 
Scheu entgegen. Es wird daher kaum anzunehmen ſein, daß 
ſich viele der ihre Kinder in das Geſchäftslokal des Bekl. zur 
Entnahme der Modellierbogen und zur Ablieferung der fer⸗ 
tigen Arbeiten begleitenden Eltern durch eine Art Gewiſſens⸗ 
zwang veranlaßt geſehen hätten, Waren des Bekl. zu kaufen, 
um ſich von ihm die etwaigen Gewinne ihrer Kinder nicht 
ſchenken zu laſſen. Deshalb hat das BG. den mit der Beteilig⸗ 
gung am Preisausſchreiben verbundenen Zwang zum Betreten 
des Geſchäftslokals des Bekl. als unerheblich für die Beur⸗ 
teilung der Frage, ob die Reklame lauter oder unlauter ſei, 
betrachtet, ebenſo die Tatſache der unentgeltlichen Bewirtung 
von hundert Preisträgern bei Kaffee und Kuchen und Dreh⸗ 
orgelſpiel. Mit Recht hat das BG. hier auf ebenfalls unent⸗ 
geltliche, an ſich viel wertvollere Veranſtaltungen mit Bewir⸗ 
tung und Muſik in angeſehenſten Geſchäftshäuſern Berlins 
hingewieſen, die nicht beanſtandet werden. 
(U. v. 19. Dez. 1930; 198/30 II. — Berlin.) [Ku.] 


32. 88 1, 3 UnlWG. Unlauterer Wettbewerb 
durch ein ſog., eine wirklich unentgeltliche Lie⸗ 
ferung nicht in Ausſicht ſtellendes „Gratis“ ⸗ 
angebot von Büchern, das an ſehr weit gezogene, 
geſchäftlich unerfahrene Kreiſe gerichtet iſt. f) 

(U. v. 10. Jan. 1930; 2/29 II. — Hamburg.) [Ku] 


Abgedr. JW. 1930, 1687 15, 


Zu 32. I. Das Urteil verdient nicht nur inhaltlich eine ber 
ſondere Beachtung, ſondern auch deshalb, weil das RG. raſch die 
Entſchlußfreudigkeit gehabt hat, eine Anſicht aufzugeben, die es 
kurz vorher — bei gleichem Sachverhalt! — vertreten hatte. Daß 
dies nicht verbo tenus geſchehen iſt, ſondern auf einem Umwege, 
ändert an der ſich erfreulichen Tatſache nur wenig. 

II. Das ſog. „Gratis“ -Urteil des RG. v. 29. Juli 1928 (JW. 
1928, 2364) behandelte die Ankündigung der ſog. Gratislieferung 
von Brehms Tierleben. Es gab zum lebhaften Ausdruck ernſteſter 
Bedenken Anlaß (vgl. meine Bemerkungen zu demſelben a. a. O., 
Bedenken, die auch von Baumbach, Callmann, Roſen⸗ 
thal in ihren Kommentaren auf Grund meiner Ausführungen ge⸗ 
teilt wurden. 

Der Umſtand, daß eine inhaltlich im weſentlichen gleiche 
Ankündigung von Schillers Werken zum Gegenſtand einer Klage 
ſeitens eines anderen Kl. gemacht wurde, gab den Anlaß, die 
aufgeworfene Frage erneut der Kognition der Gerichte zu unter⸗ 
breiten. Während das Gericht des erſten Rechtszugs ſich mit einer 
Verlegenheitsbegründung half — Verneinung der Wiederholungs⸗ 
gefahr —, um nicht auf die Kernfrage eingehen zu müſſen, iſt das 
Bert. — wohl nolens volens — der Anſicht des RG. im Urt. vom 
29. Juli 1928 gefolgt unter Voranſtellung gewiſſer tatſächlicher Er⸗ 
wägungen. Einige unbedeutende Abweichungen der Schiller⸗Annonce 
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33. 8 1 UnfWG. Die Veranſtaltung von un» 
entgeltlichen Verloſungen durch den Geſchäfts⸗ 
inhaber zum Zwecke der Reklame verſtößt auch 
dann nicht gegen die guten Sitten, wenn die an 
der Verloſung Beteiligten dadurch moraliſch in 
eine Art Kauf⸗ Zwangslage verſetzt werden, und 
wenn die verloſten Waren dem Geſchäftsbetrieb 
weſensfreid ſind. f) 


Anfang 1928 vereinbarten die Parteien auf Grund von 
Meinungsverſchiedenheiten, die zwiſchen ihnen über die Zu⸗ 
läſſigteit gewiſſer Reklamemaßnahmen der Kl. entſtanden 
waren, daß dieſe künftig von ſolchen Reklamemaßnahmen, über 
deren Zuläſſigkeit ſie im Zweifel ſei, vor ihrer Ausführung 
den Bekl. in Kenntnis ſetzen und daß ſie dieſe Maßnahmen 
im Falle ihrer Beanſtandung durch ihn erſt nach gerichtlicher 
Feſtſtellung ihrer Zuläſſigkeit ausführen ſolle. Entſprechend 
dieſer Vereinbarung fragte die Kl. am 21. April 1928 beim 
Bekl. an, ob er eine Zeitungsanzeige folgenden Wortlauts 
für erlaubt halte: „Wir verſchenken koſtenlos 1500 Loſe an 
1500 Damen am Dienstag, den ... 1. Gewinn: 1 Näh⸗ 
maſchine, 2. Gewinn: 1 Modellkleid, 3. Gewinn: 1 Pelz⸗ 
krawatte. Die Gewinne werden in unſeren Schaufenſtern aus⸗ 
geſtellt. Ziehung am ... Die Gewinn⸗Nummern werden am 
. . bekanntgegeben ...“ Da der Bekl. die Zuläſſigkeit einer 
ſolchen Anzeige verneinte, erhob die Kl. Klage mit dem Antrag 
feſtzuſtellen, daß der Bell. nicht berechtigt ſei, der Kl. die ihm 
mit Schreiben v. 21. April 1928 angekündigte Reklame zu 


— m. E. hätten fie keinen Anlaß zu einer anderen Beurteilung der 
Grundfrage gegeben — gaben dem RG. die wohl willkommene Ger 
legenheit zu einer anderen Beurteilung zu kommen, jo daß derartige 
ſog. „Gratislieferungen“ jetzt als erledigt, weil unzuläſſig, an⸗ 
geſehen werden können 1). Die Beſprechung des vorſtehenden Urteils 
erforderte eigentlich die eingehendſte Berückſichtigung der von mir 
gegebenen Annotierung des Urt. v. 29. Juli 1928. Das würde 
eine Miederhulung der dort ſehr umfaſſend gemachten Aus⸗ 
führungen bedeuten. Dies erſcheint mir aber — auch aus Raum- 
gründen — nicht angebracht. Es muß deshalb darauf hier verwieſen 
werden, um ſo mehr, als die Klagebegründung in der vorliegenden 
Sache ſelbſt wie aus dem Tatbeſtand erſichtlich iſt, ſich engſtens an 
meine Ausführungen JW. 1928, 2364 anſchließt und auch das RG. 
dieſelbe in dem vorſtehenden Urteil zitiert hat. Notwendig erſcheint 
es aber auf folgendes hinzuweiſen: 

Das RS. hat ſehr dankenswerterweiſe dem von mir a. a. O. 
und bei der penn anderer Urteile gegebenen Hinweiſe auf 
das in jeder Reklame liegende Anlochungsmoment jetzt be⸗ 
ſondere Beachtung gejchenkt. Nachdrücklich iſt auf die Ausführungen 
des RG. hinzuweiſen, daß bei der Beurteilung der Frage, inwieweit 
durch die dieſes begründende Moment Tatſachen ein Verſtoß gegen 
83 Unl WG. bedingt wird, nicht allein der bürgerlich⸗rechtliche Ge⸗ 
ſichtspunkte (Auslegungsgrundſäte uſw.) zu berückſichtigen ſeien. 
3 ſei vielmehr beſonders die „durch Gewohnheit und Herkommen 
vielfach auch durch Vorurteil bedingten, manchmal ganz eigenartigen, 
aber gerade deshalb von der unlauteren Konkurrenz vorzugsweiſe 
ausgenutzten Momente Beachtung zu ſchenken, welche die Auffaſſung 
er in Betracht kommenden Käuferkreiſe über die Vorzüge des 
Angebots zu beſtimmen und dadurch letztere anzulocken ge⸗ 
eignet find”. 
(Wichtig und von allgemeiner Bedeutung it auch, daß das NO. 
im Anſchluß an meine Ausführungen in JW. 1928, 2364 ſeine An⸗ 


1) Das Roh. bringt in dem vorſtehenden Urteil zum Aus⸗ 
druck, daß feine Ausführungen im Urt. v. 29. Juli 1928 in einem 
O grundlegenden! — Teil nicht aufrechterhalten werden könnten. 
Meine Beſprechung dieſes Urteils hatte ſich gerade auf dieſe Punkte 
eſonders erſtreckt. Es darf deshalb wohl angenommen werden, 
wie ja auch die ausdrückliche Erwähnung dieſer Besprechung im 
Urteil ſelbſt zeigt, daß die damals ausgeſprochenen Bedenken zur 

nderung der reiche gerichtlichen Anſchauung Veranlaſſung gegeben 
haben. Damit iſt wiederum ein Beleg für die Wichtigkeit dieſer 
„Anmerkungen“, wie auch, was nochmals manchen Angriffen gegen 
as NG. gegenüber vermerkt ſei, für die geistige Beweglichkeit und 
Empfänglichkeit für ſachliche Kritik gerade des für die wichtigſten 
1295 des deutſchen Wirtſchaftslebens zuſtändigen 2. Zip Sen. er⸗ 

Bemerkenswert erſcheint noch folgendes: Die ungariſchen Gerichte 
ER in allen Rechtszügen (Urt. des Königl. Gerichtshofs zu Budapeſt 
5. 30. Juni 1928, Kgl. Tafel zu Budapeſt v. 20. Nov. 1928, Kgl. Kurie 
21. März 1930) die „Gratis“-Inſerate der Firma Gutenberg ver⸗ 
pönt Freilich hal der dortige Kl., wie aus den mir vorliegenden 
W zu entnehmen iſt, beſſer als dies in Deutſchland geſchehen 
bia 95 Geſchäftsgebaren derſelben den Gerichten unterbreitet (Vörſen⸗ 

tt für den deutſchen Buchhandel Nr. 151 und 155 [1930]. 


verbieten. Der Bekl. begehrte Abweiſung der Klage, weil die 
beabſichtigte Reklame gegen 8 1 UnlWG. verſtoße. 

Beide Vordergerichte wieſen die Klage ab. Das RG. hat 
aufgehoben und den Klageantrag anerkannt. 

Das BG. führt zur Begründung feiner Auffaſſung, daß 
das Vorgehen der Kl. gegen § 1 Unl WG. verſtoße, im weſent⸗ 
lichen folgendes aus: Die Kl. bediene ſich im vorliegenden 
Falle zur Kundenwerbung nicht nur des Hinweiſes auf die 
Güte ihrer Waren, ſondern ſie wolle durch die Ausſicht auf 
Gewinne, die in anderen als den von ihr vertriebenen Waren 
beſtünden, Käufer heranziehen. Dabei nüge fie zur Heran⸗ 
ziehung von Käufern, die ihr ohne die Veranſtaltung der Ver⸗ 
loſung fern bleiben würden, den Umſtand aus, daß viele 
Damen ſich einerſeits durch die verhältnismäßig wertvollen 
Gewinne verleiten ließen, das Geſchäft der Kl. zum Zwecke 
der Losentnahme zu betreten, andererſeits aber ſich ſcheuen 
würden, ein Los als Geſchenk entgegenzunehmen, ohne gleich⸗ 
zeitig einen Kauf zu bewirken. Wenn die Kl. bei dem geplanten 
Wortlaut der Ankündigung auch rechtlich keinen Kaufzwang 
auf die Entnehmerinnen von Loſen ausüben könne, ſo wolle 
ſie dieſe doch in eine Art von Gewiſſenszwang verſetzen und 
daraus für ſich geſchäftliche Vorteile ziehen. Das widerſtreite 
dem Anſtandsgefühl des ehrbaren und gewiſſenhaften Durch⸗ 
ſchnittsmenſchen. Auf dieſem Standpunkt ſtehe nach der vom 
erſten Richter eingeholten gutachtlichen Außerung der Indu⸗ 
ftries und Handelskammer Leipzig insbeſ, auch der Leipziger 
Einzelhandel und die geſamte Leipziger Kaufmannſchaft. Auf 


ſicht über den übertreibenden, marktſchreieriſchen Inhalt einer 
Reklamehandlung rektifiziert hat. Daß dabei ein Unterſchied 
zwiſchen den Intereſſenten von Brehms Tierleben und Schillers 
Werken gemacht wird, dürfte nicht von ausſchlaggebender Be⸗ 
deutung fein, wenngleich das RG. deshalb die Auſicht des Verl. 
als „rechtsirrig“ bezeichnet. 

Hinzuweiſen iſt weiter darauf, daß das NÖ. das Vorliegen 
des Anſcheins eines beſonders günſtigen Angebots dann annimmt, 
wenn auch eine an ſich günſtige gewerbliche Leiſtung durch Angaben 
angeprieſen wird, die der Wahrheit nicht entſpricht. Es iſt damit 
zwar kein neuer Gedanke ausgeſprochen, aber der Grundgedanke 
klar und kurz zum Ausdruck gebracht worden. Beachtenswert iſt 
dabei der Hinweis darauf, daß ſolche unwahre Angaben auch 
mittelbar erfolgen können. Im vorliegenden Fall geſchah dies in 
der Weife, daß einmal die fragliche Schiller⸗Ausgabe als „Gedächt⸗ 
nisausgabe“ bezeichnet wurde. Das NS. hat zutreffend daraus 
gefolgert, das Publikum werde daraus den Schluß ziehen, daß es 
ſich um eine beſonders gut ausgebildete Ausgabe handele. Dann 
hat das RG. eine ſolche mittelbar unwahre Angabe darin 
— wiederum durchaus zutreffend — erblickt, daß für die Ein- 
ſendung des Beſtellſcheins nur eine kurze Friſt geſetzt war. Dadurch 
wurde im Publikum der Eindruck erweckt, es handele ſich um eine 
der im Buchhandel üblichen, mit beſonderen Vergünſtigungen aus⸗ 
geſtalteten Subſkriptionen. Bereits in der „Anmerkung“ zum Urt. 
v. 29. Juli 1928 war darauf hingewieſen worden, daß das Vor⸗ 
liegen der Tatbeſtandsmerkmale des 8 3 UnlWh. meiſtens auch 
den Tatbeſtand des 8 1 Unl W. erfülle. Das NG. ſtellt ſich auch 
auf dieſen Standpunkt. Für die Anwendung des 8 1 Unl WG. wird 
man die Ausführungen des RG. in dieſem Urteil über das An⸗ 
locken der Kundſchaft durch ſog. „Blickfänger“ künftig zu ber 
achten haben. Das RS. hat ferner ein ſittenwidriges Verhalten der 
Bekl. darin erblickt, daß im Leſer durch das Schlagwort „Gratis“ am 
Kopfe der Annonce Intereſſe erweckt wird und er dann durch das 
Ausfüllen und Überſenden des Kupons, der damit bewirkten 
Mitteilung ſeiner Anſchrift, ſich „gebunden“ fühlt, alſo in ihm der 
geiſtige Fuſtand hervorgerufen wird, den ich a. a. O. als ein 
ſittenwidriges Unterſtellen der Entſchlußkraft unter einen pſychiſchen 
Zwang bezeichnet habe. 

In. Prof. Dr. Ludwig Wertheimer, Frankfurt a. M. 


Zu 33. A. Die Entſch. überraſcht, und zwar nicht nur in der 
(konzentrierten) Faſſung der Überſchrift, ſondern auch dann, wenn 
man ihre Gründe in ihrer Geſamtheit lieſt. Sie gibt in verſchiedenen 
Richtungen zu Bedenken Anlaß. 

Das BG. nimmt an, daß ſich doch ſehr viele Damen durch 
die Ausſicht auf verhältnismäßig wertvolle Gewinne verleiten 
laſſen würden, das Hutgeſchäft zu betreten und ſich dann bet- 
pflichtet fühlen würden, etwas zu kaufen, auch wenn von ſeiten der 
Ungeftellten kein moraliſcher Druck auf fie ausgeübt wird. Dane 
iſt aber feſtgeſtellt, daß die Spielleidenſchaft in den Die nſt 
des Warenabſatzes geſtellt wird, und das verſtößt jedenfalls daun 
gegen die guten Sitten, wenn es ſich — wie hier — um einiger⸗ 
maßen wertvolle Gewinne handelt. 

Darauf, ob eine ſtrafbare Handlung i. S. des 8.286 Sto B. 
vorliegt, kommt es nicht entſcheidend an. Das Vorliegen einer 
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das Gefühl dieſer Kreiſe komme es aber im weſentlichen an; 
denn gerade ſie bildeten ja die beteiligten Verkehrskreiſe. 

Die Rev. meint zunächſt, das BG. verletze mit ſeinen 
Ausführungen über die Abſichten, welche die Kl. mit der 
von ihr geplanten Reklame verfolge, das Prozeßgeſetz (8 286 
ZRD.) inſofern, als eine dieſer Darlegung entſprechende Par⸗ 
teibehauptung gar nicht aufgeſtellt worden ſei. Die Kl. habe 
nur vorgetragen, die beabſichtigte Reklame ſolle dazu dienen, 
das Publikum auf ihre Geſchäfte aufmerkſam zu machen und 
es zu veranlaſſen, daß es in eines dieſer Geſchäfte gehe und 
ſich von der Preiswürdigkeit der dortigen Waren überzeuge. 
Der Bekl. habe ein Eingehen auf dieſe Darlegungen der Kl. 
abgelehnt. Die Beurteilung, wie ſie das angefochtene Urt. ent» 
halte, finde ſich erſt in dem Gutachten der Leipziger Induſtrie⸗ 
und Handelskammer. Dieſe Rüge geht fehl. Die Frage, ob 
die von der Kl. beabſichtigte Reklame ſittenwidrig iſt und gegen 
§ 1 UnlWG. verſtößt, iſt eine reine Rechtsfrage. Deshalb war 
das BG. bei der Hervorkehrung der Geſichtspunkte, aus denen 
ſich etwa die Sittenwidrigkeit der Reklame ergeben konnte, 
und bei der Darlegung der Abſichten, welche die Kl. mit der 
geplanten Anzeige verfolgen mochte, nicht an das gebunden 
und auf das beſchränkt, was die Kl. ſelbſt hierüber vorge⸗ 
tragen hatte. Ein Verſtoß gegen § 286 ZPO. liegt alſo 
nicht vor. 

Begründet iſt aber die ſachlich-rechtliche Rüge der Rev.; 
denn das RG. vermag ſich der Auffaſſung nicht anzuſchließen, 
daß die Reklame, wie ſie die Kl. nach ihrem Schreiben v. 
21. April 1928 ausüben will, eine gegen die guten Sitten 
verſtoßende Handlung i. S. des §S 1 Unl WG. darſtelle. 


ſolchen ſcheidet aber keinesfalls völlig aus, wie das NG. meint. Es 
liegt im Gegenteil nahe, daß die Gewinne in die Warenpreiſe ein⸗ 
kalkuliert find; in dieſem Falle liegt in den Zahlungen derjenigen 
Damen, die etwas einkaufen, ein verſteckter Einſatz; daß ein Teil 
der Damen den Laden ohne Einkauf wieder verläßt, alſo als Frei⸗ 
ſpieler anzuſehen iſt, ſteht der Annahme eines Glücksſpiels nach 
feſtſtehender Rſpr. nicht im Wege. 

Ferner ſind in einem „Haus der Hüte“ eine Nähmaſchine, ein 
Modellkleid und eine Pelzkrawatte (oder die Ausſicht auf den Ge⸗ 
winn eines ſolchen Gegenſtands) betriebsfremde Zugaben. 
Bei geringwertigen Zugaben, wie z. B. einem Luftballon, mag die 
Betriebsfremdheit bedeutungslos ſein; dagegen fallen wertvolle Zu⸗ 
gaben — und als ſolche ſind die genannten Gegenſtände doch an⸗ 
zuſehen, auch wenn den einzelnen Käufern zunächſt nur eine Ge⸗ 
winnausſicht gegeben wird — aus dem Rahmen eines ordnungs⸗ 
mäßigen Wettbewerbs heraus, wenn ſie zu der angebotenen Ware 
in keiner Beziehung ſtehen. Wenn erfahrungsgemäß da und dort 
auch wertvolle betriebsfremde Gegenſtände als Zugabe dienen, ſo 
iſt das ein Mißbrauch, dem die Gerichte entgegenzutreten haben. 

Wollten alle Geſchäfte nach dem Vorbild des „Hauſes der 
Hüte“ ſolche Ausſpielungen einführen, ſo würde das zu einer Ver⸗ 
wilderung der geſchäftlichen Sitten führen, und das iſt ein ſicherer 
Maßſtab dafür, daß auch ſchon die einzelne Maßnahme nicht ge⸗ 
duldet werden kann. 

Der Fall liegt ähnlich wie das vom OLG. Naumburg: JW. 
1930, 1751 als Verſtoß gegen die guten Sitten bezeichnete Ver⸗ 
halten, wenn auch zugegeben werden muß, daß dort der Verſtoß 
erheblich ſchwerer war als hier. Aber auch hier ſcheint mir die 
Grenze des Zuläſſigen überſchritten, und das RG. hätte m. E. 
beſſer getan, ſich dem Gutachten der Induſtrie⸗ und Handelskammer 
Leipzig anzuſchließen, anſtatt dem an ſich ſchon bedenklichen und 
ſchädlichen Zugabeweſen allzu freien Lauf zu laſſen. 

Prof. Dr. Kern, Freiburg i. Br. 


B. Das Urteil betrifft einen von den zahlreichen Wett⸗ 
bewerbsfällen, für die eine „Spezialnorm“ überhaupt nicht zur 
Verfügung ſteht, die vielmehr nur nach dem richterlichen Takt 
(unter Berückſichtigung der herrſchenden Verkehrsanſchauung) ent⸗ 
ſchieden werden können. Es handelt ſich bei dem „Verſchenken 
von 1500 Loſen an 1500 Damen“ um einen Grenzfall, der viel⸗ 
leicht richtiger beurteilt worden wäre nach dem ſtrengen Stand⸗ 
punkt der beiden Vorinſtanzen, die ſich auf ein Gutachten der 
Handels⸗ und Induſtriekammer Leipzig ſtützten. Man ſieht aber 
hier wieder einmal, daß jeder Verſuch, den 8 1 Unl WGZ. zu ſchema⸗ 
tiſieren, ſich als fruchtlos erweiſt, da die geſchäftliche Reklame ſtets 
neue Formen ſucht. Dies gilt in beſonders hohem Grade für die 
in Rede ſtehenden Verloſungen, Preisausſchreiben uſw. Baum- 
bach (JW. 1930, 1367) erklärt: „Preisausſchreiben ſind ohne 
weiteres ſittenwidrig, wettbewerbsfremd, wo ... überhaupt die 
Abnahme von Waren ... zur Bedingung gemacht wird“, Dieſe 
Theſe iſt zu ſtarr, und außerdem überſpannt ſie die An⸗ 
forderungen: Mancher Einzelfall von Preisausſchreiben und ſon⸗ 
ſtigen Auslobungen iſt denkbar, bei dem das Erfordernis, Ware 


Der jeder Reklame eines Geſchäftsmannes zugrunde lie⸗ 
gende Zweck, Kunden anzulocken und den Umſatz zu ver⸗ 
größern, verſtößt zweifellos nicht wider die guten Sitten. In⸗ 
ſoweit legt auch der Bekl. der Kl. kein ſittenwidriges Handeln 
zur Laſt. Die Frage kann daher nur ſein, ob die Art der von 
der Kl. geplanten Reklame, das Mittel, durch das ſie in dem 
zur Entſcheidung ſtehenden Fall den bezeichneten Zweck er⸗ 
reichen will, das Anſtandsgefühl aller billig und gerecht Den⸗ 
kenden, insbeſ. innerhalb des hier in Betracht kommenden 
Verkehrskreiſes, zu verletzen geeignet iſt. Der Geſichtspunkt 
der Verletzung eines Strafgeſetzes, des $ 286 StGB., hat 
völlig auszuſcheiden, ſchon deshalb, weil den Loserwerberinnen 
nicht zugemutet wird, irgendeinen Einſatz zu machen, um ſich 
an der Verloſung beteiligen zu können. Aus der beabſich⸗ 
tigten Zeitungsanzeige ergibt ſich auch nichts dafür, daß auf 
die Damen, die zur Entnahme eines Loſes in den Laden der 
Kl. kommen, irgendwie ein Druck ausgeübt werden ſoll, um 
ſie bei dieſem Anlaß zum Ankauf einer dort geführten Ware 
zu beſtimmen. Der Bekl. ſelbſt geht davon aus, daß Derartiges 
nicht in Frage kommt. Auch das BG. ſtellt nicht feſt, daß die 
Kl. irgendwelchen Kaufzwang oder einen in dieſer Richtung 
gehenden Druck auf die Losentnehmerinnen auszuüben beab⸗ 
ſichtige. Die einzige Grundlage für ſeine Auffaſſung, daß es 
ſich um eine ſittenwidrige Reklame handle, bildet vielmehr die 
Annahme, die Kl. wolle die Entnehmerinnen von Loſen be⸗ 
züglich der kaufweiſen Erwerbung irgendeines Gegenſtandes 
in eine Art von Gewiſſenszwang verfegen und daraus ge⸗ 
ſchäftliche Vorteile ziehen. Allein auch wenn die Kl. bei dieſer 
Reklame von vornherein mit der Möglichkeit rechnet, daß die 


abzunehmen, keineswegs einen Verſtoß gegen die guten Sitten be⸗ 
deutet. Während übrigens hier Baumbach die Preisausſchreiben 
mit der Generalklauſel 8 1 Unl Wc. — und zwar überſcharf — 
faffen will, erklärt er an anderer Stelle (DIZ. 1931, 58) den 8 1 
für entbehrlich: Er bedeute eine „unſelige Vorſchrift“, in der „die 
Sittlichkeitshyſterie Orgien feiert“: „Abhelfen können nur Rechts⸗ 
lehre und Praxis, indem ſie die geſamten Wettbewerbsverſtöße aus 
88 1004, 823 B GB. herleiten“. Darauf iſt zu entgegnen: Sicher⸗ 
lich muß die moraliſche Wertung eines Tuns überall da unter- 
bleiben, wo ſchon auf Grund der objektiven Rechtswidrigkeit 
eine Verurteilung eintreten kann. Dies iſt in meinem Komm. z 
UnlWG. ſeit der erſten Auflage (1909) betont worden. Vgl. 
8. Aufl. SL Note 17a, wonach der 8 1 UnlWG., § 826 BGB. 
nach Möglichkeit zu entlaſten ſind: „Solange die Jurisprudenz mit 
einem feinen Inſtrument auskommt, ſollte fie das grobe ver⸗ 
ſchmähen.“ „Es iſt kein Anlaß gegeben, in gefühlsbetonten Ur⸗ 
teilen Motive eines Handelns zu unterſuchen, das — unabhängig 
vom Motiv — auf Grund der objektiven Rechtswidrigkeit ver⸗ 
boten werden kann.“ Daß ſich aber der Rückgriff auf die ethiſchen 
Erwägungen nicht entbehren läßt, zeigt ſchon Art. 10 bis des 
internationalen Unionvertrages, wonach maßgebend ſind „die an⸗ 
ſtändigen Gebräuche auf dem Gebiete des Gewerbes und des Han⸗ 
dels“. Dieſer Auffaſſung huldigt auch das geſamte Schrifttum (vgl. 
Callmann, 5 1 Note 1). Zutreffend erklärt Becher (MuW. 
30, 160) im Auſchluß an die Beſtrebungen von Magnus: „Den 
wirklichen Tatbeſtand zu erfühlen, das iſt die Aufgabe.“ So 
kann z. B. die Frage, ob eine Auslobung innerhalb der Grenzen 
zuläſſigen Wettbewerbes liegt, nur im Geſamtbilde der Begleit⸗ 
umſtände geprüft werden, niemals aber fo, daß man unter⸗ 
ſucht, ob ein negatoriſcher Eingriff vorliegt. Baumbach 
betrachtet ja auch ſelbſt die Erlaubtheit zahlreicher Wettbewerbs⸗ 
fälle unter Heranziehung des 81 Unl WG. und verknüpft — darüber 
hinaus — den Begriff „wettbewerbsfremd“ ganz allgemein mit dem 
Begriff „ſittenwidrig“, offenbar in der richtigen Erkenntnis, daß die 
Betrachtungsweiſe, ob ein negatoriſcher Eingriff vorliegt, nicht 
zum Ziele führt. In JW. 1930, 1738 polemiſiert Baumbach gegen 
die Auffaſſung des KommBer. zum Wettb®. von 1909, wo als 
„nicht anfechtbar“ bezeichnet werden „die harmloſen Geſchenke zur 
Förderung des Warenumſatzes und zur glatten Erledigung des Ge⸗ 
ſchäfts“. Hiergegen ſagt Baumbach: „Wer ſeinen Umſatz durch Zu⸗ 
wendungen an Angeſtellte fördern will, handelt nie harmlos, ſondern 
ſittenwidrig; er will das unlautere Verhalten des Angeſtellten aus⸗ 
nutzen.“ — Dies iſt, ſoweit es ſich um „harmloſe“ Zuwendungen 
üblicher Art handelt, unrichtig und bedeutet wieder eine ber⸗ 
ſpannung des Begriffs „gegen die guten Sitten“. In ſolchen 
Fällen wird regelmäßig auch der Wetlbewerbszweck fehlen (RG. : 
JW. 1925, 486). Demgemäß iſt nicht einmal der 81 UnlWG. an⸗ 
wendbar, geſchweige denn kommt eine Kriminelle Beſtrafung aus 
812 UnlWG. in Frage (Roſenthal, 8. Aufl., § 12 Note 16 über 
Gefälligkeiten und Gratifikationen). Da nun Baumbach erklärt, 
daß in obigem Sachverhalt eine „Ausnutzung“ liege, daß aber der 
81 hiergegen nicht herangezogen zu werden brauche, man vielmehr 
„die geſamten Wettbewerbsverſtößſe aus 8g 1004, 823 BGB. her⸗ 
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eine oder andere Losentnehmerin ſich ſcheuen werde, ihr Ge⸗ 
ſchäftslokal ohne Bewirkung eines Kaufs zu verlaſſen, ſo drückt 
das doch ihrer Handlungsweiſe noch nicht den Stempel des 
Sittenwidrigen auf. Im allgemeinen ift das breite Publikum 
heutzutage an Überraſchungen auf dem Gebiete des Reklame⸗ 
weſens, aber auch daran gewöhnt, etwaige Vorteile, die ihm 
durch Reklameveranſtaltungen geboten werden, ohne beſondere 
Scheu entgegenzunehmen. Es wird daher kaum anzunehmen 
ſein, daß von den Damen, die den Laden der Kl. zur unent⸗ 
geltlichen Entnahme eines Loſes betreten, gar viele Bedenken 
tragen werden, ohne den Ankauf irgendeines Gegenſtandes 
wieder hinauszugehen. Immerhin mag die Kl. nicht ohne 
Grund eine gewiſſe Steigerung ihres Umſatzes durch Waren⸗ 
verkäufe an Losentnehmerinnen erwarten. Darin liegt nichts 
Unlauteres, gerade weil auf die ein Los begehrenden Damen 
in keiner Weiſe auf einen Kaufabſchluß hin eingewirkt werden 
ſoll. Das Beſtreben, den Umſatz auf dieſe Art zu erhöhen und 
gleichzeitig durch Ankündigung und Vornahme einer derartigen 
Verloſung weitere Kreiſe für einen Geſchäftsbetrieb zu inter⸗ 
eſſieren, hat gewiß etwas Aufdringliches und Ungewöhnliches 
an ſich. Aber Ahnliches kommt auf dem Reklamegebiet auch 
ſonſt vor, ohne daß der Vorwurf der Sittenwidrigkeit dagegen 
erhoben wird. Entgegen der Auffaſſung des BG., das ſich 
in dieſem Punkte auch auf das Gutachten der Handels⸗ und 
Induſtriekammer Leipzig ſtützt, vermag das RG. dem ſog. 
Gewiſſenszwang, in den die Losentnehmerinnen verſetzt wer⸗ 
den ſollen, keine entſcheidende Bedeutung zuungunſten der Kl. 
beizulegen. Ungerechtfertigt iſt auch der in dem Gutachten 
gegen das Beginnen der Kl. erhobene Vorwurf, daß durch 
ein derartiges Werbemittel die Spielleidenſchaft im kaufenden 


5 wie der Mitbewerber des Täters 
jemals dartun könnte, die „harmloſe“ Zuwendung bedeute einen 
negatoriſchen Eingriff in ſeinen Gewerbebetrieb! 

Baumbach: DSB. 1931, 58 mißbilligt, daß „man hyſteriſch 
nach dem Geſetzgeber ſchreit, weil einem ein Urteil mißfällt“. Aber 
es iſt nicht zu leugnen, daß die komplizierte Regelung der 88 823 ff. 
BGB. eine unabſehbare Erſchwerung ſchafft. In Frankreich bilden 
Art. 1382, 1383 Code civil eine vortreffliche Grundlage: hiernach 
kann jede auch nur objektiv rechtswidrige Wettbewerbshandlung 
mit den Anſprüchen auf Unterlaſſung, Beſeitigung (Widerruf) und 
Schadenserſatz verfolgt werden! 

In letzter Zeit iſt mehrfach empfohlen worden, zur Erhöhung 
der Rechtsſicherheit den SA Unl WG. in „feſte Normen“ auf⸗ 
zuteilen. Ein konkreter Vorſchlag in dieſer Hinſicht wurde bis⸗ 
her nicht gemacht und dürfte auch unmöglich ſein. Wenn es aber 
wirklich gelänge, die Generalklauſel in eine Anzahl von Spezial- 
klauſeln zu verwandeln (was dann füglich auch auf den — faſt 
identiſchen — 8 826 BOB. auszudehnen wäre), dann müßte eine 
Erſtarrung eintreten. Kein Rechtsgebiet iſt ſo eng mit der wirt⸗ 
ſchaftlichen Entwicklung verknüpft, wie das Wettbewerbsrecht. Wer dieſe 
in ſtetigem Fluß befindliche Materie in ausgerichtete Grenzlinien 
bannen will, der jagt einem Phantom nach. (Zuſtimmend Ende⸗ 
mann: Hang. 1930, 697 in umfaſſender Billigung meines Stand⸗ 
punkts.) Man ſollte bedenken, daß eine „Rechtsſicherheit“ auch bei 
der Anwendung von „feſten Normen“ unerreichbar bleibt. Gewiß 
ſtellen 81 UnlWG., 8826 BGB. an die Urteilskraft und Welt⸗ 
Runde des Richters hohe Anforderungen und bilden eine Gefahr für 
die Stetigkeit der Judikatur. Aber zutreffend fragt Wertheimer 
(GewRSch. 1929, 874): „Iſt vollkommene Rechtsſicherheit überhaupt 
wünſchenswert? Nein! Einſchnürung, Verflachung, Verknöcherung der 
Rechtspflege wären die Folge.“ Im übrigen gilt, was Ernſt Fuchs 
(JW. 1929, 1732) betont: „Auch das RG. hat das allgemeine 
Menſchenrecht des Irrens und die allgemeine Menſchenpflicht, ſich 
nicht an einen erkannten Irrtum feſtzukkrampfen.“ 

RU. Dr. Alfred Roſenthal, Berlin. 


C. Im Gegenſatz zu den beiden Beurteilern zu A und B ift die 
Entſch. m. E. durchaus zu begrüßen, weil fie ſich vor den Übertreibungen 
hütet, die in manchen Entſch., namentlich der Inſtanzgerichte, und 
im Schrifttum bei der Auslegung des Begriffes „Gute Sitten“ 
unterlaufen, und bei denen nur zu häufig überſehen wird, daß 
man allmählich die enge Umgrenzung der ſcharfen Formulierung 
vermeidet, nach der in der Tat das Sittlichkeitsgefühl jedes billig und 
gerecht Denkenden verletzt ſein müſſe. Nicht alles, was dieſem oder 
a mit Recht oder mit Unrecht nicht gefällt, iſt darum unter 
„een Begriff zu bringen. Erfahrungsgemäß kaun man nun wirk⸗ 
ich nicht ſagen, daß das NG. zu nachſichtig in der Beurteilung 
guinlauterer‘" Wettbewerbshandlungen iſt, im Gegenteil iſt wieder⸗ 
0 Anlaß geweſen, Urteile des NG. (wie übrigens auch des OLG. 
5 5 in Wettbewerbsfragen für zu ſtreug zu halten. Wenn alſo 
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Publikum angereizt werde — ein Geſichtspunkt, den übrigens 
das angefochtene Urt. nicht verwertet. Der Gedanke an eine 
ſolche üble Folge der hier fraglichen Reklame muß ausſcheiden, 
weil die Beteiligung an der Verloſung keinerlei Einſatzleiſtun 
der Losentnehmerinnen vorausſetzt. Endlich läßt ſich ir, 
nicht ſagen, dieſe Art der Reklame äußere eine beſonders 
„anreißeriſche“ Wirkung. Denn es bleibt durchaus dem freien 
Willen jeder Dame überlaſſen, ob ſie ſich an der Verloſung 
beteiligen will oder nicht; eine unmittelbare Willens⸗ oder 
ſonſtige Beeinfluſſung findet nicht ſtatt. 

Der Vertreter des RevBekl. hat in der mündlichen Ver⸗ 
handlung noch zwei beſondere Gründe angeführt, aus denen 
ſich der Verſtoß gegen die guten Sitten ergeben ſoll. Einmal 
hätten die von der Kl. als Preiſe ausgeſetzten Gegenſtände 
ihrer Beſchaffenheit nach nichts mit den Waren zu tun, die ſie 
vertreibe. Eine Reklameveranſtaltung, bei der gewiſſe Sachen 
— wie hier, ohne Entgelt — an Leute aus dem Publikum ver⸗ 
abfolgt würden, ſtehe aber nur dann mit den guten Sitten im 
Einklang, wenn die ſo verabfolgten Gegenſtände Bezug hätten 
auf die eigenen Waren oder Leiſtungen des betreffenden Ge⸗ 
ſchäfts. Dieſe Beanſtandung geht fehl. Es iſt nicht erſichtlich, 
warum die Verabreichung betriebsfremder Gegenſtände weniger 
einwandfrei ſein ſoll als die Hingabe betriebseigener oder 
wenigſtens ſolcher Waren, die nach ihrer Zweckbeſtimmung oder 
Beſchaffenheit mit den eigenen in irgendeinem Zuſammen⸗ 
hang ſtehen. Der vom Reb Bekl. aufgeſtellte Satz widerſtreitet 
auch der Wirklichkeit der Dinge. Denn erfahrungsgemäß wer⸗ 
den z. B. auf dem Gebiete des Zugabeweſens vielfach auch be⸗ 
triebsfremde Gegenſtände an Kunden verabfolgt, ohne daß 
gerade deshalb ein Einwand gegen dieſe Art von Reklame 


gefühls aller billig und gerecht Denkenden“ und der ſpeziellen wett⸗ 
bewerblichen Sittenwidrigkeit etwas für erlaubt anſieht, fo foll 
man m. E. von vornherein ſich hüten, dieſes Urteil zu ſchelten 
— und zwar zu ſchelten aus jo umſtrittenen prakktiſch⸗wirtſchaft⸗ 
lichen Gründen, wie ſie bei der Bekämpfung des Zugabeweſens 
zutage treten, oder aus ebenſo umſtrittenen ſtrafrechtlichen Geſichts⸗ 
punkten, wie ſie bei dem Begriff des „verſteckten Einſatzes“ auf⸗ 
getreten find. Dieſe beiden Geſichtspunkte werden von den Be⸗ 
urteilern zu A und B in den Vordergrund gerückt und bedürfen 
einiger Betrachtungen (f. unten zu a und b). Aber daneben ganz 
generell von „Verwilderung der geſchäftlichen Sitten“ zu ſprechen, 
wenn ein Einzelner eine beſondere Reklamehandlung vornimmt, und 
es als Argument ins Feld zu führen, daß es nicht angängig ſei, 
wenn „alle“ Geſchäftsleute dergleichen Wettbewerbsmaßnahmen er⸗ 
greifen, ſcheint mir juriſtiſch wenig greifbar, ja eine unberechtigte 
Übertreibung, ebenſo wie die, von einer Förderung der „Spiel- 
leidenſchaft“ zu ſprechen, wenn ein Geſchäftsmann einmalig Loſe 
auf Waren verſchenkt. Es erſcheint mir vielmehr als eine ſehr be⸗ 
grüßenswerte Sachlichkeit, wenn das NG. auf die mancherlei „auf⸗ 
dringlichen“ und „ungewöhnlichen“ Reklamen hinweiſt, die man 
nicht alle unter die ſittenwidrigen Wettbewerbshandlungen bringen 
kann, ohne einerſeits den Begriff der Sittenwidrigkeit völlig zu 
verwäſſern und andererſeits dem lebendigen kaufmänniſchen Han⸗ 
deln Feſſeln der Trägheit anzulegen. So ſehr man immer dafür 
eintreten ſoll, wirklich ſittenwidrige Wettbewerbshandlungen ſcharf 
und mit allen Gegenmitteln des Rechtes zu faſſen, ſo liegt doch 
eine Gefahr, wirkliche Unlauterkeiten nicht zu treffen, gerade 
darin, daß man die Maßſtäbe zu kautſchukartigen macht In meiner 
Erläuterung des 8 1 Unl ch. (Pinner⸗Elſter, Anm. 11 zu 
8 1) find die Merkmale wettbewerblicher Sittenwidrigkeit näher zu 
umſchreiben verſucht worden: Aneignen fremder Arbeit, Ver⸗ 
wechflungsgefahr, Verletzung des Wahrheitsmoments u. dgl., aber 
uferloſe Begriffe eignen ſich dafür keineswegs (ogl. auch die Anm. 
JW. 1927, 1569). So bleibt es alſo wichtig, die zwei Haupt⸗ 
gedankengänge der Kritiker dieſer NGEntjd). in die Mitte zu 
rücken: a) die Bekämpfung des Zugabeweſens und b) die Straf⸗ 
barkeit der Ausſpielung. K 

Zu a: Auf dem Gebiete der Bekämpfung des Zugabe⸗ 
weſens iſt viel Unklarheit zutage getreten; wirtſchaftliche Ge⸗ 
ſichtspunkte, die keineswegs einheitlich beurteilt werden, werden 
von Intereſſenten herangezogen, um ſchlechthin von Zugabe⸗ 
un weſen zu ſprechen, auch dort, wo weitere Kreiſe dies nicht als 
„Un“weſen anſehen, und es werden geſetzliche Maßnahmen ge⸗ 
fordert, die jede Zugabe verbieten ſollen. Wie ich in einem Auf“ 
ſatz in den Indud KBerlMitt. v. 10. Dez. 1930 näher ausgeführt 
habe, überſieht man bei dieſen Beſtrebungen u. a. die notwendige 
Abgrenzung zwiſchen „Zugabe“ und „Rabatt“ und läuft dadurch 
Gefahr, auch berechtigte Rabattgewährung durch das allgemeine 
Zugabeverbot unmöglich zu machen. Es geht nicht an, den vom 
RE. in RGSt. 61, 58 aufgeſtellten Grundſatz einfach zu ignorieren 
oder über ihn hinwegzugehen, den Grundſatz nämlich, daß „aus“ 
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laut geworden wäre. Zum andern meint der Rev Bekl., die be⸗ 
abſichtigte Reklamebetätigung werde dem Erfordernis der 
Wahrheit der Ankündigung inſofern nicht gerecht, als die Kl. 
den ihr dadurch entſtehenden Aufwand nicht aus ihrem Ver⸗ 
mögen opfere, ſondern zu ihren allgemeinen Werbungskoſten 
ſchlage. Daß letzteres geſchehen ſoll, iſt ſelbſtverſtändlich. Die 
geplante Ankündigung ſagt aber auch nicht das Gegenteil. Es 
heißt darin nur, die Loſe würden „koſtenlos verſchenkt“, und 
das iſt richtig; denn es liegt nichts dafür vor und der Bekl. 
behauptet ſelbſt nicht, daß für die Hingabe der einzelnen Loſe 
als ſolche die Erhebung einer Vergütung in irgendwelcher 
Form beabſichtigt ſei. Von einer Unwahrheit der Ankündi⸗ 
gung kann demnach nicht die Rede ſein. 


Nach alledem muß die Rechtsfrage, ob die Kl. mit der 
geplanten Ankündigung und Verloſung gegen das Anſtands⸗ 
efühl aller billig und gerecht Denkenden, namentlich der 
äufer und der Wettbewerber, verſtoße, entgegen der Auße⸗ 
rung der Handels- und Induſtriekammer Leipzig in ver⸗ 
neinendem Sinne beſchieden werden. 
(U. v. 30. Sept. 1930; 533/29 II. — Dresden.) - [Ru.] 


* 34. 88 1, 3, 14 Unl WG. Die Anpreiſung, daß 
eine Ware beſſer ſei als andere nicht benannte 
Waren der gleichen Gattung iſt ebenſo wie „die 
beſte“ nur eine reklamehafte Übertreibung, nicht 
eine irreführende tatſächliche Angabe. f) 


Die Parteien ſind Konkurrenten in Zahnpaſta und 
Mundwaſſer, die die Kl. unter dem Namen Chlorodont, die 
Bekl. unter dem Namen Odol in den Handel bringt. Seit 
Jahren hat die Kl. eine Anzahl Berliner Kraftomnibuſſe 
zur Reklame mit dem Worte Chlorodont verſehen laſſen, und 
zwar ihrer Behauptung nach 60; die Bekl. hat ſeit Herbſt 
1928 ebenfalls an 10 ſolchen Omnibuſſen ihre Reklame an⸗ 
gebracht, indem ſie an den Stirnſeiten das Wort Odol, an 
den Längsſeiten Schilder mit der Aufſchrift „. .. ja, aber 
Odol iſt beſſer“ verwendet hat. Die Kl. erblickt darin un⸗ 
lauteren. Wettbewerb i. S. von $$ 1, 3, 14 Unl WG., 8 826 


ſchlaggebend iſt, ob der Verkäufer feine Ware mit Zugabe zu einem 
Preise verkauft, der ſich innerhalb der Grenze hält, in denen Waren 
gleicher Art und Güte von Geſchäften ähnlichen Ranges am 
gleichen Platz zur ſelben Zeit verkauft zu werden pflegen“, ſo daß 
die „Wertreklame“ („Werte“ ſtatt Worte, Realien ſtatt bloßer An⸗ 
preiſung) erlaubt bleiben muß. An dieſem Grundſatz muß feſt⸗ 
gehalten werden, wenn nicht alle Aechtsbegriffe auf dieſem Gebiet 
molluskenhaft werden ſollen. Es iſt wichtig, daß hier ſtatt wirt⸗ 
ſchaftspolitiſcher Raiſonnements, die naturgemäß einſeitig und nicht 
gemeingültig ſind, juriſtiſche Abgrenzungen gewahrt bleiben, und 
dies geſchieht begrüßenswerterweiſe in der obigen Entſch. des 
2. ZivSen. 

Zu b: Die ſtrafrechtlichen Geſichtspunkte der Ausſpielung 
aber ſind bereits der Gefahr der Verwäſſerung durch die 
Theorie vom „verſteckten Einſatz“ ausgeliefert worden. Darauf habe 
ich ſchon bei der Beſpr. eines Urt. des 3. StrSen. in JW. 1930, 
1217 hinweiſen müͤſſen. Man kann nicht von einem „verſteckten 
Einſatz“ ſprechen, wenn erſt der erhoffte Erfolg und die künf⸗ 
tige Wirkung der Ankündigung den Ausgleich für den aleatoriſchen 
Reklameaufwand bringen ſoll, und es iſt daher im Intereſſe 
ſcharfer juriſtiſcher Begriffe nur zu begrüßen, daß das RG. in 
dem obigen Urteil ausdrücklich das Fehlen jeglicher Einſatzleiſtung 
der Losentnehmerinnen feſtſtellt. Dieſen Einſatz in dem „Ge⸗ 
wiſſenszwang“ der Losentnehmerinnen verſteckt ſein zu laſſen, ſo⸗ 
fern es ſich bei ihnen um „Damen“ handeln ſoll, it doch eine allzu 
gekünſtelte und für die Rechtsſicherheit gefährliche Auslegung. 
Denn wie ſoll ein Kaufmann bei einer neuen Reklamemaßnahme, 
die er aus geſchäftlichen Gründen erſinnt, wiſſen, wie das Gericht 
einen Begriff des Gewiſſenszwanges, etwa durch verpflichtendes Ent⸗ 
gegenkommen, oder den Begriff der „Damen“ als Maßſtab der 
beteiligten Kreiſe beurteilen wird! Man gefährdet die Ermittlung 
des 9 der Unlauterkeit, wenn man ihm alle Begrenzung 
nimmt. 

Dr. Alexander Elſter, Berlin. 


Zu 34. Das Urteil überzeugt mich nicht. 

1. Nach der allein maßgebenden Verkehrsauffaſ⸗ 
fung wäre es unverfänglich, wenn die Bekl. ihre Ankündigung da⸗ 
hin gefaßt hätte: „Odol iſt das Beſte“ oder „Odol iſt das Beſte 
für die Zähne“. Das wären für jedermann, auch für den Unbegabten 
und Ungebildeten, marktſchreieriſche Übertreibungen, was beim erſten 


BGB., indem ſie behauptet, daß im Berliner Straßenverkehr 
häufig Omnibuſſe mit der beiderſeitigen Reklame zuſammen⸗ 
träfen, und fo der Satz „. .. ja, aber Odol iſt beſſer“ vom 
Publikum auf ihr Chlorodont bezogen werde, wie dies auch 
die Bekl. beabſichtige. Sie hat daher mit der Klage be⸗ 
antragt, der Bekl. die fernere Omnibusreklame mit dem 
erwähnten Satze zu verbieten. Die Bekl. hält ihre Reklame 
für eine einwandfreie, einen Vergleich mit Konkurrenzerzeug⸗ 
niſſen nicht enthaltende Anpreiſung ihres Odols, von dem 
ſie nie behauptet habe, daß es beſſer als Chlorodont ſei. Sie 
hat aber zufolge eines einſtweiligen Vergleichs den frag⸗ 
lichen Satz ſeit einiger Zeit wieder von den Omnibuſſen ent⸗ 
fernen laſſen. 


Das LG. hat die Bekl. antragsgemäß verurteilt, das 
BG. hat die Berufung der Bekl. mit der Maßgabe zurück⸗ 
gewieſen, daß das Verbot nur ſo lange gälte, als die Kl. 
die Aufſchrift Chlorodont auf Berliner Kraftomnibuſſen ver⸗ 
wende. Das RG. hat die Klage abgewieſen. 


Nach der Meinung des BG. fällt der Bekl. ein Verſtoß 
gegen 88 1,3, 14 Unl WG., § 826 BGB. zur Laſt, weil 
ſie durch die Verwendung ihres für ſich allein nicht zu be⸗ 
anſtandenden Reklameſatzes „. .. ja, aber Odol iſt beſſer“ 
im Berliner Omnibusverkehr mit Bewußtſein die Möglich⸗ 
keit einer Beziehung dieſes Satzes auf das gleichfalls an 
Berliner Omnibuſſen angeprieſene Chlorodont der Kl. her⸗ 
beigeführt, damit aber einen Wertvergleich der beiderſeitigen 
Erzeugniſſe beim Publikum hervorgerufen habe, deſſen Rich⸗ 
tigkeit ſie ſelbſt nicht behaupte. Dieſe Erwägungen ſind nicht 
frei von rechtlichen Bedenken. Die Bekl. hat den fraglichen 
Satz ſchon vor der Verwendung im Berliner Straßenverkehr 
als Reklame benutzt. Er findet ſich z. B. in der Nummer 261 
der B. Z. am Mittag v. 7. Okt. 1927 inmitten des redak⸗ 
tionellen Teils außerhalb des Raumes für ſonſtige Inſerate. 
Die beanſtandete Reklame iſt alſo von vornherein nicht auf 
beſtimmte Konkurrenten der Bekl. zugeſchnitten geweſen. Ein 
Zuſammentreffen mit Konkurrenzreklamen, wie es an den 
Berliner Omnibuſſen vorgekommen iſt, war an ſich in jedem 


Beiſpiel am klarſten zutage tritt. Die Behauptungen wären vielleicht 
unrichtig, aber das entſcheidet ja nicht. Nicht auf die objektive 
Richtigkeit oder Unrichtigzeit kommt es an, ſondern ausſchließlich 
darauf, ob der Verkehr, ob eine nicht ganz unbeträchtliche Zahl von 
Menſchen aus dem Publikum, in dieſer Behauplung etwas Rich⸗ 
tiges oder Unrichtiges finden. Und das geſchieht nie, wo man die 
Behauptung einwandfrei als Übertreibung erkennt, wo man ſie darum 
ohne weiteres auf das richtige Maß zurückſchraubt. Der wahre 
Inhalt der Behauptung „Odol iſt das Beſte“ iſt nach der Verkehrs⸗ 
auffaſſung: „Odol iſt etwas wirklich Gutes“. Der Superlativ iſt 
ſeinem Gehalt nach ein Poſitiv. Wer dieſe Reklame angreifen wollte, 
müßte beweiſen, daß Odol nichts taugt. 


2. Nun ſagt aber die Bekl. nicht: „Odol iſt das Beſte“ oder 
„Odol iſt beſſer“, ſondern: „ .. ja, aber Odol iſt beſſer“. Dieſen 
elliptiſchen Satz muß der Verkehr alſo ausfüllen. Er füllt ihn auch 
aus, und zwar fo, wie es allein möglich iſt: „Andere Zahnmittel 
mögen gut ſein, ja, aber Odol iſt beſſer“ (genau denſelben Sinn gäbe 
übrigens „aber Odol iſt das Beſte“. Komparativ und Superlativ 
find da völlig gleichwertig). Während alſo die bisherigen Beispiele in 
Wahrheit gar keine Vergleichung anſtellten, kein wahrer Komparativ 
oder Superlativ waren, ſondern ein verſchleierter Poſitiv, wird hier 
eine Vergleichung angeſtellt. Wie RG. dieſe Ankündigung 
eine „reklamehafte Satzbildung ohne eigentlichen Weſensgehalt“ 
nennen kann, verſtehe ich nicht. Sogar die in Nr. 1 erörterte An⸗ 
kündigung hat ja einen Weſensgehalt. In beiden Fällen liegen tat⸗ 
ſächliche Behauptungen vor, „Angaben“ i. S. des 8 3 UnlWG. 
Nur iſt der Weſensgehalt ein verſchiedener. Man kann bezweifeln, 
ob die elliptiſche Ankündigung ſelbſt in dem Fall erlaubt iſt, den das 
OLG. für unbedenklich erklärt hat, nämlich im Fall des fehlenden 
Zuſammentreffens mit einer einſchlägigen Reklame eines Fach⸗ 
genoſſen. Denn hier wird ja nicht behauptet: „Odol iſt ein gutes 
Mittel“, ſondern „Odol iſt beſſer als die anderen Zahnmittel“. 
Will man aber ſelbſt dem OLG. folgen, ſo muß man den Standpunkt 
des RG. ablehnen. Die Ankündigung kann da nicht erlaubt ſein, 
wo die räumliche Beziehung zu einer verwandten Reklame den 
Sinn einwandfrei Klarſtellt, wo, anders ausgedrückt, der Verkehr 
die Nußanwendung der allgemeinen Vergleichung auf den Einzelfall 
mit Händen greift. Wer in demſelben Straßenbahuwagen eine An⸗ 
preiſung von Chlorodont lieſt und wer im unmittelbaren Anſchluß 
den Satz wahrnimmt: „... ja, aber Odol iſt beſſer“, der muß note 
wendig verſtehen: „andere Zahnmittel, wie Chlorodont, mögen gut 
fein, ja, aber Odol iſt beſſer“. Das jelbe Zuſammentreffen kann natür⸗ 
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Zeitungsblatt, an jeder Plakatſäule u. dgl. möglich, ohne daß 
eine beſondere Abſicht der Bekl. vorzuliegen brauchte. Die 
Frage, ob dies einwandfrei war, war ſomit nicht ſowohl aus 
der an ſich gewiß nicht belangloſen Mentalität der Bekl. 
als vielmehr in erſter Linie danach zu beantworten, ob eine 
derartige Komparativreklame mit Rückſicht auf die dadurch 
dem Publikum gebotenen Vergleichs möglichkeiten überhaupt 
im Wettbewerb für zuläſſig zu halten iſt. Zwiſchen Kom⸗ 
parativ und Superlativ beſteht in bezug auf das in ihnen 
enthaltene Vergleichsmoment an ſich nur ein Gradunterſchied, 
inſofern dieſer die fragliche Eigenſchaft dem damit bezeich⸗ 
neten Gegenſtand in noch höherem Maße beilegt als jener. 
In Wirklichkeit kann die in den Ausdrücken liegende Be⸗ 
urteilung die gleiche ſein, inſofern es auf dasſelbe hinaus⸗ 
läuft, ob man z. B. eine Ware gegenüber allen anderen oder 
einer Mehrzahl von anderen, ja auch, wie der Sprachgebrauch 
häufig ergibt, gegenüber nur einer beſtimmten anderen als 
die beſte oder die beſſere bezeichnet. In beiden Fällen kann 
darin eine tatſächliche Beſchaffenheitsangabe oder ein bloßes 
Werturteil enthalten ſein, es iſt aber auch möglich, daß damit 
nur eine reklamehafte Übertreibung zum Ausdruck gebracht 
werden ſoll. So hat ſich, wie die Rev. mit Recht hervorhebt, 
der Verkehr vielfach daran gewöhnt, Superlativreklamen als 
marktſchreieriſche Anpreiſungen ohne tatſächlichen Hintergrund 
hinzunehmen, ſo daß dieſe Form der Reklame als nur noch 
wenig wirkſam gilt. Der Satz „ ja, aber Odol iſt 
beſſer“ ergibt für ſich allein keinen Sinn, ein Vergleichs⸗ 
gegenſtand wird nicht genannt, und die in den Anfangsworten 
„ja, aber“ liegende Antitheſe würde auch noch nicht erklärt, 
wenn man ſich den Namen irgendeines Konkurrenzfabrikates 
allein vorangeſtellt dächte. Offenbar ſoll alſo dieſer Satz, 
den, wie erwähnt, die Bekl. auch isoliert als Zeitungs⸗ 
reklame gebraucht, für ſich allein wirken, und es iſt nicht zu 
verkennen, daß ihm die einleitenden Worte „ja, aber Odol“ 
in ihrer überraſchenden Eindringlichkeit etwas Schlagkräftiges 
geben. Gerade um ſeiner abſonderlichen ſtiliſtiſchen Formu⸗ 
lierung willen wird er dem Publikum auffallen, wird aber 
das Publikum ſelbſt auch geneigt ſein, in dieſem Satz nichts 
anderes zu ſehen als eine eigentümliche Geſtaltung rein for⸗ 
maler unperſönlicher Reklame. Er wird daher die Bezeichnung 
„beſſer“ auch nicht anders bewerten als gewiſſe übertreibende 
Superlative und die Anpreiſung eben dahin verſtehen, daß 
Odol als „das Beſte für die Zähne“ bezeichnet werden ſoll, 
woran kein Anſtoß zu nehmen wäre. Unter dieſen Umſtänden 
kann das Zuſammentreffen der Reklame der Bekl. mit der 
Chlorodontreklame der Kl. an den Berliner Omnibuſſen, was 
das BG. verkennt, nicht zu einer abweichenden Beurteilung 
führen. Bei der großen Zahl der Berliner Omnibuſſe, der 


lich an anderen Orten eintreten, etwa bei Zeitungsinſeraten, und bei 
anderen Waren von Mitbewerbern. Ob die Bekl. dieſe Vergleichung 
gewollt oder auch nur bedacht hat, bleibt ganz gleich. Der Verkehr, 
und nicht der Ankündigende, gibt der Ankündigung ihren wett⸗ 
bewerblichen Sinn (man denke an das secondary meaning). Der 
Verkehr gibt der Ankündigung den Sinn nicht zuletzt nach dem Zu⸗ 
fauin ſeln. in dem ſie auftritt, mag dieſer gewollt oder zu⸗ 
ig ſein. 
3. Die Kl. hätte alſo für die Anwendung des 8 3 Unl Wh. der 
Bekl. nachzuweiſen, daß Odol in Wahrheit nicht beſſer iſt 
als Chlorodont; § 3 UnlWG. ſpricht von unrichtigen, nicht von nicht 
erweislichen wahren Angaben (Baumbach, Wettbewerbsrecht XII 
16 (). Hier greift aber die Lebenserfahrung ein, die lehrt, daß der 
Nachweis der beſſeren oder ſchlechteren Beſchaffenheit oder Wirkung 
bei derartigen Mitteln nicht zu erbringen iſt, weil das Urteil über ſie 
b nach den perſönlichen Anforderungen, Neigungen oder Vorurteilen 
es Abnehmers verſchieden ausfällt. Man kann da nur ein indie 
viduelles Werturteil geben. Die Bekl. hat in den Verkehr eine Des 
hauptung geſchleudert, die nicht als ein derartiges Werturteil auf⸗ 
gefaßt wird, ſondern als nachprüfbare tatſächliche Behauptung. Und 

das durfte ſie nicht. \ 
4. Der Veranſchaulichung mag ein nicht unbekannter 
Scherz dienen. Ein Schuhwarenhändler hängt vor feinen Laden ein 
child: „Die beſten Schuhe der Welt“. Der verärgerte Mitbewerber 
a derſelben Straße übertrumpft ihn mit dem Schild: „Die beſten 
Schuhe in dieſer Straße“. Das erſte eine unſchuldige Marktſchreierei. 
as zweite eine unerlaubte Angabe; denn ganz abgeſehen von der 
auch da vorliegenden Marktiſchreierei wird die poſitive Behauptung 
qyinetett, die Schuhe ſeien beſſer als die des erſtankündigenden 
itbewerbers. Die ſcheinbar ſchwächere Ankündigung iſt die ſtärkere. 

SenpPräſ. a. D. Dr. Baumbach, Berlin. 
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verhältnismäßig kleinen der mit der Reklame der Kl. aus⸗ 
gerüſteten und der verſchwindend geringen Reklame der Be⸗ 
klagten tragender Wagen iſt mit einem häufigeren, dem Pu⸗ 
blikum in die Augen ſpringenden Zuſammentrefſen der beiden 
Reklamen noch dazu auf einen längeren Zeitraum ohnehin 
nicht zu rechnen, jedenfalls wird dadurch an dem Charakter 
der Reklame der Bekl. als einer nur wirkungsvoll ſormu⸗ 
lierten, eines ernſthaften Hintergrundes entbehrenden und 
vom Publikum auch ſo beurteilten Anpreiſung nichts ge⸗ 
ändert, und die Bekl. durfte, wenn ſie die Reklame wirklich 
in dem Bewußtſein veranſtaltete, daß dadurch die Möglich⸗ 
keit eines Zuſammentreffens von Odol- und Chlorodonk⸗ 
reklame gegeben ſei, damit rechnen, daß auch der wenigſt 
intelligente Teil des Straßenpublikums den Satz „... ja, 
aber Odol iſt beſſer“ nicht als eine „Angabe“, als eine 
irreführende tatſächliche Behauptung, verſtehen, ſondern als 
reklamehafte Satzbildung ohne eigentlichen Weſensgehalt 
zweifelsfrei erkennen werde. Es iſt daher der Meinung des 
BG., das den fraglichen Satz allein geſehen für einwandfrei 
erklärt, aber im Falle des Zuſammentrefſens mit der Reklame 
der Kl. als dem unlauteren Wettbewerb unterfallend an⸗ 
nimmt, nicht beizutreten, es liegt weder eine Zuwiderhand⸗ 
lung gegen 88 1,3, 14 Un WG. noch gegen $ 826 BGB. 
vor, und demgemäß iſt unter Aufhebung der beiden Vor⸗ 
urteile auf Klageabweiſung zu erkennen. 


(U. v. 12. Dez. 1930; 172,30 II. — Dresden.) (Ku.] 


35. 58 1, 3 Unl WG. Für das Verſtändnis 
einer Anpreiſung kommt es auf einen geringen 
Kreis nicht ſachverſtändiger Perſonen nicht au. f) 

Beide Parteien find Herausgeber je eines Briefmarken⸗ 
kataloges, der Kl. des Senſſchen, die Bekl. des Michelkatalogs. 
Der Kl. wirft der Bekl. unlauteren Wettbewerb vor, weil in 
der Ausgabe 1929 ihres Katalogs auf S. XI der Einführung 
unter dem Stichwort „Preiſe“ die unwahre und irreführende 
Angabe enthalten ſei: 


„Die Michelkatalogpreiſe ſind rein netto, ohne Rabatt.“ 
Er hat geklagt mit dem Antrag, der Bekl. die Aufſtellung und 
Verbreitung dieſer Behauptung zu verbieten, ſie zur Aus⸗ 
kunftserteilung darüber zu verurteilen, wem und in wieviel 
Stücken ſie den Katalog geliefert habe, ihm auch die Ver⸗ 
öffentlichungsbefugnis bezüglich des Urt. zuzuſprechen. Die 
Bekl. hat ihren Klagabweiſungsantrag darauf geſtützt, daß 
eine Wettbewerbshandlung nicht vorliege, ihr Katalog nicht 
wie der des Kl. eine für den Gebrauch in deſſen Briefmarken⸗ 
handlung beſtimmte Preisliſte, ſondern eine auf wiſſenſchaft⸗ 
licher Grundlage beruhende Zuſammenſtellung der nach der 


Zu 35. Das Urteil iſt nicht durchweg leicht verſtändlich. 

1. NG. meint, die Tatſache, daß beide Parteien Herausgeber 
eines Briefmarkenkatalogs ſind, bedinge „an ſich ein gewiſſes 
Weltbewerbsverhältnis“. Weshalb dieſe verklauſulierte Ausdrucks⸗ 
weiſe? Zwei Firmen, die beide Briefmarkenkataloge herausgeben 
und verkaufen, ſtehen unbedingt im Wettbewerbverhältnis bez. 
dieſer Kataloge, zumal wenn, wie man dem Urteil entnimmt, „in 
der Fachpreſſe der Streit um Senf⸗ und Michelpreiſe eine erhebliche 
Rolle ſpielt“. Leider tut RG. die weiter von der Rev. aufgeworfene 
Frage, inwieweit der Michelkatalog auf den Briefmarkenabſatz 
der Kl. zurückwirke, mit einer Handbewegung ab. So unſinnig 
war aber die Behauptung nicht. Sie iſt auch mindeſtens für die 
Höhe eines geſchuldeten Schadenserſatzes bedeutungsvoll. Ange⸗ 
nommen, die Bekl. vertriebe nur Briefmarkenkataloge. Dann 
ſtünde ſie trotzdem im Wettbewerb zum Markenhandel der Kl. 
Markenkataloge und Marken ſind gleichartige Waren. Sie werden 
im allgemeinen in Geſchäften gleicher Art feilgehalten, nämlich in 
Markenhandlungen, und werden regelmäßig don denſelben Be⸗ 
völkerungsſchichten gekauft. Das aber wären doch nach RG. 118, 
203 die Kriterien der Gleichartigkeit. Dieſe Waren ſind mindeſtens 
io gleichartig wie Tabak und Zigarettenpapier (wozu man R.: 
JW. 1905, 325 vergleiche). Die Kl. handelt mit Marken und 
Katalogen. Wer den Katalog der Bekl. kauft und daraus ent⸗ 
nimmt, daß ganz andere Preiſe als die im Senfkatalog angegebenen 
die wahren inländiſchen Handelspreiſe ſind, und zwar doch offenbar 
niedrigere Preiſe, der wird ſich hüten, Marken zu einem Preis von 
der Kl. zu erwerben, den er danach für überteuert halten muß. 
Wer bei der Kl. Marken kauft, kauft nach ihren Katalogpreiſen; 
denn fie wird ſchwerlich nach den Preiſen der Bekl. verkaufen. 
Je weniger Marken bei der Kl. gekauft werden, deſto größer iſt 
alſo die Ausſicht der Benutzung oder des Erwerbs des Katalogs 
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Weltmarktlage anzunehmenden inneren Werte der Marken jet, 
von der ſie nicht behaupten wolle, daß ſie den gegenwärtig am 
deutſchen Markte gültigen Nettodurchſchnittspreiſen entſpräche. 

LG. und BG. haben verurteilt, das RG. hat aufgehoben. 

Die Tatſache, daß beide Parteien Herausgeber eines 
Briefmarkenkataloges ſind, bedingt an ſich ein gewiſſes Wett⸗ 
bewerbsverhältnis. In der Fachpreſſe ſpielt, wie die zum 
Prozeßinhalt gemachten Aufſätze ergeben, der Streit um 
Senf⸗ und Michelpreiſe eine erhebliche Rolle. Weſentlich für 
den vorliegenden Rechtsſtreit iſt allein die Frage des un⸗ 
lauteren Wettbewerbs auf dem Gebiete des Katalogvertriebes. 
Die von der Rev. aufgeworfene Frage der Einwirkung des 
Michelkatalogs auf den Markenabſatz des Kl. hat daher 
auszuſcheiden, und es iſt vielmehr lediglich zu prüfen, ob das 
von der Klage beanſtandete Verhalten der Bekl. von Wett⸗ 
bewerbsabſicht diktiert, ob es geeignet war, den Abſatz ihres 
Katalogs auf Koſten des klägeriſchen Unternehmens zu för⸗ 
dern, und ob es die Merkmale der Sittenwidrigkeit trägt. 
Die Meinung der beiden Vorinſtanzen, daß die gerügte Be⸗ 
merkung auf S. XI des Michelkataloges: 

„Die Michelkatalogpreiſe ſind rein netto, ohne Rabatt“ 
nach dem Zuſammenhang dahin zu verſtehen ſei, die Preis⸗ 
zahlen des Katalogs ſtellten die für den inländiſchen Handels⸗ 
verkehr maßgebenden Durchſchnittspreiſe dar, läßt nun an 
ſich eine fehlerhafte Auslegung nicht erkennen. Auf die von 
den Vorinſtanzen mit zur Begründung angeführte Druck⸗ 
anordnung des fraglichen Abſchnitts wird dabei freilich weni⸗ 
ger Gewicht zu legen ſein, weil der Katalog ſeinem ganzen 
Inhalt nach und ebenſo die Einführung ſich offenſichtlich an 
fachlich intereſſierte und auf ernſteres Studium bedachte als 


der Bekl. Bei allem wiſſenſchaftlichen Beiwerk der Philatelie han⸗ 
delt es ſich hier doch handgreiflich um rein materielle Intereſſen. 

2. Mit Recht geht RG. davon aus, was der Verkehr unter 
der Ankündigung „Die Michelkatalogpreiſe ſind rein netto, ohne 
Rabatt“ verſteht. 83 UnlWG. verbietet zwar „unrichtige An⸗ 
gaben“ in der Reklame (jeder Katalog iſt eine Reklame). Die 
objektive Unrichtigkeit iſt aber dabei belanglos. Eine objektiv 
unrichtige Reklame kann i. S. des $ 3 richtig, eine objektiv rich⸗ 
tige kann unrichtig fein. Das Unl WG.. dient nicht dem Schutz 
wiſſenſchaftlicher Erkenntniſſe; es will Irreführungen im Geſchäfts⸗ 
verkehr unterbinden. Irregeführt aber wird, wer getäuſcht wird. 
Die Reklame wendet ſich ans Publikum; darum entſcheidet allein, 
was das Publikum aus der Reklame herauslieſt. Das iſt Gemein⸗ 
gut von Rechtslehre und Praxis. 

Nun ſagt RG. zutreffend, die angeführte Katalogſtelle ſei 
„nach dem Zuſammenhang dahin zu verſtehen, die Preiszahlen des 
Katalogs ſtellten die für den inländiſchen Handelsverkehr maß⸗ 
gebenden Durchſchnittspreiſe dar“. Damit gibt NG. die Auffaſſung 
wieder, die wirklich der Durchſchnittsleſer allein haben kann und 
die, wie die Bekl. zugibt, unrichtig iſt. Denn, ſagt ſie in ihrem 
Beweisantritt, unter Michelkatalogpreiſen werde „in der Philatelie“ 
nur eine Preisbaſis verſtanden, eine Angabe, auf deren Grundlage 
ſich der Preis bilde. RG. rügt, daß dieſer Beweis nicht erhoben 
iſt. Erſt ganz am Schluß verlangt RG. u. a. Beweiserhebung 
darüber, „woraus ſich die Käuferſchaft des Michelkatalogs zu⸗ 
ſammenſetzt“. Das iſt aber die Vorfrage. Wenn wirklich aus⸗ 
ſchließlich Händler und „ernſthafte Sammler“, d. h. doch wohl 
ſolche, die das Sammeln in großem Maß und beſonders gründ⸗ 
lich betreiben, den Katalog erwürben, dann könnte es vielleicht nur 
auf die Auffaſſung dieſer Kreiſe ankommen; was ſie unter der 
Ankündigung verſtünden, das wäre das „Richtige“ (vgl. dazu be⸗ 
reits RGG.: MuW. 23, 137). Ich ſagte, vielleicht. Denn kommt 
es wirklich allein auf das Kaufen an? Der Katalog wendet ſich 
doch nicht nur an Käufer. Er wird in ungezählten Fällen nur ein⸗ 
geſehen, etwa beim Händler, von dem man etwas kaufen oder 
dem man Marken verkaufen will. Auch die Einſehenden gehören 
zu den in Betracht kommenden Verkehrskreiſen; auch fie werden 
vielleicht irregeführt. Je häufiger der Katalog von Intereſſenten 
eingeſehen wird, deſto größer werden die Ausſichten fein, daß ihn 
die eine oder andere dieſer Perſonen erwirbt. Sollen das nun alle 
„ernſthafte Sammler“ ſein? Unzählige kaufen Marken, teils für 
ſich, teils zum Verſchenken, die gar nichts davon verſtehen. Ge⸗ 
rade ſolche Perſonen, oder gar ſolche, die eine ererbte oder früher 
angelegte Markenſammlung verkaufen, wollen den wahren Markt⸗ 
preis wiſſen, damit ſie nicht übervorteilt werden, und wo ſollten 
ſie den Preis einigermaßen zuverläſſig erfahren, wenn nicht in 
einem Katalog? RG. meint denn auch, wenn ſelbſt Händler und 
ernſthafte Sammler die Käufer des Katalogs ſeien, könnten doch 
vielleicht „unkundige Sammler“ irregeführt werden; die könnten 
aber außer Betracht bleiben, weil ihr Kreis „unzweifelhaft ge⸗ 
ring“ ſei. Aber es muß genügen, daß eine nicht ganz unbcacht⸗ 
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an oberflächliche Leſer wenden, und ſomit kein zureichender 
Anhalt dafür beſteht, daß ſich der Leſer durch die in ſtarkem 
Druck herausgehobene Bemerkung: „Pracht⸗ und Luxusſtücke 
bedingen von Fall zu Fall weit höhere Preiſe“ vom Leſen 
des folgenden Abſatzes, in dem dargelegt wird, daß die Michel⸗ 
preiſe unter Mitarbeit erſter Preiskenner mit größter Ge⸗ 
wiſſenhaftigkeit feſtgeſetzt ſeien und dieſe nicht billigſte Offert⸗ 
preiſe, ſondern die durchſchnittlichen Nettowelthandelswerte 
darſtellten, abhalten laſſen werde. Aber ſchon das Vorwort 
des Katalogs, namentlich der vorletzte Abſatz, worin das Werk 
als zuverläſſiger Wertmeſſer bezeichnet wird, der über die 
jeweilige Marktlage orientieren und „die wirklichen Markt⸗ 
werte für jede Europamarke“ angeben ſoll, unterſtützt ja die 
Annahme, daß die auf S. XI genannten Preiſe marktgängig, 
alſo Handelspreiſe ſeien. Wenn jedoch die Vorinſtanzen hier⸗ 
nach angeſichts der Angabe der Bekl., ſie könne nicht be⸗ 
haupten, daß die in ihrem Katalog eingeſtellten Preiſe die 
gegenwärtig ſür Deutſchland geltenden Durchſchnittsnettopreiſe 
ſeien, in der beanſtandeten Bemerkung eine irreführende, das 
Publikum gefährdende Angabe erblicken, die beſtimmt ſei, dem 
alſo nach Lage der Sache als unzuverläſſig zu bezeichnenden 
Katalog der Bekl. auf Koſten der Konkurrenz einen beſſeren 
Abſatz zu ſichern und ſomit der Bekl. ſittenwidriges Ver⸗ 
halten zum Vorwurf machen, ſo beruhen dieſe Schlußfolge⸗ 
rungen auf ungenügender Prüfung des Tatbeſtands. Die 
Vorinſtanzen berückſichtigen nicht die auf Sachverſtändigen⸗ 
gutachten geſtellten Behauptungen der Bekl., 

daß unter Michelkatalogpreiſen in der Philatelie keine Han⸗ 

delspreiſe ſchlechthin, vielmehr Wertangaben verſtanden 

würden, die den ideellen Wer der Marken darſtellen ſollten, 


liche Zahl von Intereſſenten irregeführt werden kann (Baum⸗ 
bach, WbRecht XII 13 C). Da es ſich bei einem Briefmarken- 
katalog nicht um etwas handelt, was nur für Fachleute Sinn und 
Zweck hat, wie das etwa bei einem Katalog über mediziniſche In⸗ 
ſtrumente zutrifft, liegt die Möglichkeit einer ſolchen Täuſchung 
eigentlich offen und bedarf keines Beweiſes, zumal das Urteil 
von einem ſchlüſſigen Beweisantritt in der Richtung, daß andere 
Käufer ausſcheiden oder nahezu ausſcheiden, nichts erkennen läßt. 

3. Auch der letzte Abſatz des Urteils iſt bedenklich. Es wird 
Beweiserhebung verlangt, „ob und inwiefern“ die Klauſel „von 
einem Wettbewerbzweck getragen iſt“. Was für einen Zweck ſoll 
ſie denn ſonſt haben? Welchem Ziel dient denn die ganze An⸗ 
kündigung und insbeſ. der Preishinweis? Es ſoll doch damit der 
Anſchein eines beſonders günſtigen e erweckt werden (8 3 
UnlWG.), was den Wbgweck (8 1 UnkWG.) einſchließt. 

Dann ſoll feſtgeſtellt werden, ob die Bekl. von ihrem Stand⸗ 
punkt aus mit der Mißverſtändlichkeit der Klauſel rechnen mußte 
oder ob ſie ſich „zu der von ihr behaupteten Verkehrsauffaſſung 
bez. ihrer Preiſe für berechtigt halten durfte“. Zunächſt ſprachlich 
gemeint iſt wohl: „ob ſie ſich für berechtigt halten durfte, an eine 
ſolche Verkehrsauffaſſung zu glauben“. Was dieſer Beweis aber 
nützen ſoll, bleibt mehrfach unklar. 

a) 83 UnlWG. verlangt, im Gegenſatz zu 88 4, 1 Unl WG., 
weder Wiſſentlichkeit noch Verſchulden noch Sittenwidrigkeit. Es 
genügt objektives Zuwiderhandeln (8 1004 BGB.). Sollte freilich 
Schadenserſatz verlangt fein, dann iſt eine Sittenwidrigkeit (8 1) 
oder ein Verſchulden (Kennen oder Kennenmüſſen, § 13 II Ziff. 1) 
nötig. Sollte der Beweis mißlingen, daß der Katalog ſich nur an 
Fachkreiſe wende und daß dieſe ihn richtig verſtünden — nur für 
dieſen Fall ſchreibt NG. dieſe Beweiserhebung vor —, dann iſt es 
m. E. ohne jeden Beweis handgreiflich klar, daß die Bekl. mit 
der Irreführung der „Unkundigen“ rechnen mußte. Daß ſie damit 
tatſächlich gerechnet hat, dafür ſpricht doch auch die Hartnäckigkeit, 
mit der ſie an der Behauptung trotz Warnung feſthielt. 

b) Bedauerlich iſt, und das iſt der Kernpunkt dieſer ganzen 
Betrachtung, daß NG. ſich bemüht, eine objektiv unwahre Re⸗ 
klamebehauptung möglichſt zu halten. Wer in einer Ankündigung 
eine wahre Behauptung aufſtellt, die unrichtig verſtanden wird, der 
wird häufig im guten Glauben gehandelt haben. Wer aber eine un⸗ 
wahre Behauptung aufſtellt, dem ſollte man es nicht zu leicht 
machen, ſich darauf zu berufen, man werde ſie ſchon richtig ver⸗ 
ſtehen. Unklarheiten wirken immer zum Nachteil deſſen, der fie in 
feine Außerung aufnimmt. RG. hätte mindeſtens zum Ausdruck 
bringen ſollen, daß nur ein ganz ſtrikter Nachweis des 
Ausſchluſſes jeder Irreführungsgefahr die Bekl. ent⸗ 
laſten kann. Das iſt das mindeſte, was man von jemandem ver⸗ 
langen muß, der bewußt die Unwahrheit ſagt und daran trotz Ver- 
mahnung feſthält! Er kann ſich keinesfalls mit der Berufung auf 
einen Irrtum in feiner Berechnung der Auslegungswahrſcheinlich⸗ 


keit entlaften. 
SenpPräſ. a. D. Dr. Baum bach, Berlin. 
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und auf deren Vaſis ſich die Preisbildung vollziehe, und 
daß ſich der Briefmarkenverkehr heute faſt ausſchließlich auf 
der Baſis Michel vollziehe. 

Dieſe Auffaſſung der Michelpreiſe würde zwar zu der 
oben beſprochenen Auslegung der beanſtandeten Katalogſtelle 
im Widerſpruch ſtehen, aber immerhin von ausſchlaggebender 
Bedeutung für den Rechtsſtreit ſein, wenn der Kreis der am 
Markenumſatz Intereſſierten ſich eben über die unter Beweis 
geſtellte Auffaſſung nicht im Zweifel befände und ſie ein⸗ 
hellig teilte. Die Möglichkeit, daß unkundige Sammler doch 
durch die mit der Klage beanſtandete Bemerkung des Michel⸗ 
kataloges irregeführt würden, bliebe freilich auch dann beſtehen. 
Doch braucht mit dem unzweifelhaft geringen Kreis derartiger 
Perſonen nicht gerechnet zu werden, wenn, wie anzunehmen, 
nur wenige von ihnen ſich überhaupt einen Markenkatalog 
kaufen und der dadurch bedingte Abſatz für das Wettbewerbs⸗ 
verbot des Kl. nicht in Betracht kommen würde. Das für 
den Abſatz in Wirklichkeit in Frage kommende Kaufpublikum, 
das die Händlerſchaft und die ernſthaften Sammler ſtellen, 
aber würde unter den Kreis derjenigen fallen, deren Fach⸗ 
kunde in bezug auf den Charakter der Michelpreiſe eben der 
Beweisantrag der Bekl. behauptet. Verſtünde der Handels⸗ 
verkehr unter Michelpreiſen nur eine Art Preisbaſis, ſo würde 
eine Irreführung des Publikums entfallen, ebenſo die vom 
BG. ohne nähere Begründung getroffene Feſtſtellung, daß 
die Bekl. mit der beanſtandeten Maufel ihrem Werke einen 
beſſeren Abſatz habe ſichern wollen. Das LG. ſchließt dieſe 
Abſicht aus der Tatſache, daß die Bekl. trotz des zu früheren 
Auflagen erfolgten Hinweiſes der Kl. an der als unrichtig er⸗ 
kannten Klauſel im Katalog 1929 feſtgehalten habe; aber auch 
dieſe Schlußfolgerung würde gegenſtandslos, wenn die Klauſel 
eben in der Käuferſchaft als unverfänglich erkannt worden 
wäre. Jedenfalls würde eine durch Irreführung des Publi⸗ 
kums zur Hebung des eigenen Katalogabſatzes begangene 
Sittenwidrigkeit der Vekl. dann nicht feſtzuſtellen ſein. 

Die Sache liegt nach alledem durch die Erklärung der 
Bekl., daß ſie nicht behaupten könne, ihre Katalogpreiſe ent⸗ 
ſprächen den deutſchen Durchſchnittsmarktpreiſen, nicht ohne 
weiteres formal zu ihren Ungunſten, wie die Vorinſtanzen 
annehmen. Vielmehr bedarf der ganze Fragenkomplex, was 
eigentlich der Katalog der Bekl. in bezug auf feine Preis- 
angaben in der Meinung der Fachkreiſe zu bedeuten hat, und 
bezweckt, wie ſich dazu die beanftandete Klauſel verhält, ob 
und inwiefern ſie von einem Wettbewerbszweck getragen iſt 
und woraus ſich die Käuferſchaft des Michelkatalogs zuſam⸗ 
menſetzt, der Erörterung und beweismäßiger Prüfung. Ins⸗ 
beſ. wird dabei auch feſtzuſtellen ſein, ob die Bekl. auch, wenn 
die unter Beweis geſtellten Behauptungen nicht beſtätigt wer⸗ 
den, von ihrem Standpunkt aus mit der Mißverſtändlichkeit 
der Klauſel rechnen mußte oder ſich zu der von ihr behaup⸗ 
teten Verkehrsauffaſſung bezüglich ihrer Preiſe für berechtigt 
halten durfte. 

(Urt. v. 27. Mai 1930; 493/29 II. — Dresden.) [Ku.] 


36. 88 1,3 UnlWG. Eine geſchäftliche Wit⸗ 
teilung darf bei der Prüfung, ob ſie unwahre 
Angaben enthält, nicht in ihre einzelnen, viel⸗ 
leicht wahren Beſtandteile aufgelöſt werden. 
Maßgebend iſt der Eindruck des ganzen auf die 
beteiligten Kreiſe. Unzuläſſigkeit einer An⸗ 
zeige, mit der der Eindruck erweckt wird, daß 
Maßarbeit geliefert werde, während es ſich in 
Wahrheit um Konfektionsarbeit handelt. f) 


„Der Bekl. hat in den Magdeburger Tageszeitungen An⸗ 
zeigen folgenden Wortlauts veröffentlicht: I. „Neue Arbeits⸗ 


Zu 36. Dem Urteil iſt zuzuſtimmen. Schon mehrfach find 
Ankündigungen verboten worden, die beim einfachen Publikum den 
Eindruck des Angebots von „Maßarbeit“ erweckten, obwohl es 
ih in Wirklichkeit, wie hier, um ſog. Maßkonfektion handelte. 
Aus einem Schwall von anpreiſenden Worten traten in dieſen 
Fällen die Worte „Nach Ihrem Maß“ beſonders hervor (ſ. DXLG, 
Jena: JW. 1928, 2102; ORG. Naumburg und LG. Leipzig: MuW. 
29, 513). Das Urteil OLG. Naumburg: MuW. 29, 513 iſt von 
demſelben 1. Sen. erlaſſen, deſſen Entſch. Rg. mit obigem Spruche 
1 hat. Der vorliegende Tatbeſtand könnte einen Verſuch 
155 tellen, das damals von OLG. Naumburg ausgeſprochene Ver⸗ 
ot zu umgehen. Er wäre ein ungeſchickter Verſuch, und es tt 
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methode ſetzt mich in die Lage, aus Ihrem mitgebrachten 
Stoff einen gut ſitzenden Anzug oder Mantel mit allen Zu⸗ 
taten für 29 / anz. Überzeugen Sie ſich dch. Ihren Beſuch, 
auch Sie werden Kunde. E. K.“; ferner II. „Altbekannt, 
1000fach bewährt. Auch Ihnen fertige ich aus mitgebrachtem 
Stoff d. gut ſitzenden Anzug oder Mantel mit allen Zutaten 
ſchon für 29 M. Überzeugen Sie ſich unverbindlich von meinen 
Leiſtungen und Sie werden beſtimmt mein Kunde. Fachm. 
Beratung und Nachweis preiswert. Tuchfirma zum Stoffein⸗ 
kauf koſtenlos. Ihr Schneid. E. K.“; ferner III. „Wer hat 
Stoff? Für 29 % fertige ich modernen Mantel oder Anzug 
mit allen Zutaten noch bis Weihnachten! Tadelloſer Sitz! 
Beſſere Verarbeitung billigſt. E. K.“; ferner IV. „Stadt⸗ 
bekannt iſt dieſer Name, was er leiſtet, macht Reklame. Schon 
für 29 % fertige ich Ihnen modernen Mantel oder Anzug, 
tadellos ſizend mit allen Zutaten aus mitgebracht. Stoff. 
K.“ — Die Schneider⸗Zwangsinnung in M. fordert mit der 
Klage vom Bekl. Unterlaſſung, in öffentlichen Anzeigen die 
Anfertigung von gutſitzenden Anzügen oder Mänteln bei 
tadelloſem Sitz mit allen Zutaten für 29 AM nach einer neuen 
Arbeitsmethode anzubieten unter Verſchweigung des Um⸗ 
ftandes, daß er unter den für allgemein verbindlich erklärten 
Tarifſätzen des Schneidergewerbes arbeitet. 

Die Kl. erblickt in den Anzeigen unrichtige Angaben, 
die den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots er⸗ 
weckten inſofern, als das Publikum ſie ſo verſtehen müſſe, 
daß von einem Schneidermeiſter in eigener Schneiderwerk⸗ 
ſtatt hergeſtellte Maßarbeit für den geringen Preis von 29 M 
angeboten werde. In Wahrheit iſt — worüber die Parteien 
einig ſind — der Bekl. weder Schneidermeiſter, noch beſitzt er 
in M. eine Schneiderwerkſtätte, ſondern nur eine Annahme⸗ 
ſtelle, wo den ſich auf die Anzeigen meldenden Beſtellern Maß 
genommen wird. Dieſe Maßangaben werden zugleich mit den 
von den Beſtellern abgegebenen Stoffen an den Betrieb des 
Bekl. nach B. geſchickt, wo die Herſtellung nach den über⸗ 
ſandten Maßen durch Maſchinenarbeit, jedenfalls nicht in 
gediegener und ſorgfältiger Werkſtättenarbeit, ſondern flüch⸗ 
tiger, mehr fabrikmäßig, ähnlich der Konfektionsarbeit im 
Großbetrieb geſchieht. 

Das LG. hat verurteilt, das BG. abgewieſen. Das RG. 
hat das BU. aufgehoben. 

Für die Frage, ob eine geſchäftliche Anzeige eine un⸗ 
richtige Angabe über eigene gewerbliche Leiſtungen, insbeſ. 
über die Herſtellungsart einer Ware enthält, alſo eine un⸗ 
wahre Reklame i. ©. des 8 3 UnlWG. darſtellt, iſt nicht der 
Wortlaut, ſondern der Eindruck maßgebend, den die betr. 
Anzeige auf denjenigen Teil des Publikums ausübt, für den 
ſie beſtimmt iſt. Und zwar genügt es, daß ein Teil des Pu⸗ 
blikums — es ſei denn ein völlig unerheblicher — die Un⸗ 
richtigkeit der Angabe nicht erkennt, mag auch die Mehrzahl 
der Leſer aus Sachkunde oder aus ſonſtigen Gründen die 
Kundgebung richtig verſtehen. Nach ihrer Geſamtwirkung ſind 
die Angaben zu prüfen. Dabei iſt die Auffaſſung des unbe⸗ 
fangenen, d. h. unerfahrenen Publikums und feine erfah⸗ 
rungsgemäß oberflächliche, flüchtige Art, geſchäftliche Ankün⸗ 
digungen in Zeitungen zu leſen, als Maßſtab zugrunde zu 
legen. Gegen dieſe durch die feſtſtehende Rſpr. des erk. Sen. 
in zahlreichen Entſcheidungen entwickelten Grundſätze hat das 
BG. verſtoßen, indem es die einzelnen geſchäftlichen Ankündi⸗ 
gungen des Bekl. in ihre Beſtandteile auflöſt, dieſe einzeln 
auf ihre etwaige objektive Unrichtigkeit nachprüft und auf 
dieſem rechtlich verfehltem Wege zur Ablehnung einer Ver⸗ 
letzung des 8 3 UnlWG. gelangt. Das BG. prüft zunächſt, 
was zu verſtehen ſei 1. unter dem Erbieten zur „Anfertigung“, 
2. unter dem Ausdruck „neue Arbeitsmethode“. Es meint, aus 


dem NG. durchaus darin zuzuſtimmen, daß die Betrachtungsweiſe 
des OLG. nicht geeignet it, derartigen Machenſchaften gerecht zu 
werden und daß die Verwendung der Worte „Neue Arbeits- 
methode ſetzt mich in die Lage“ im Zuſammenhang der Ankün⸗ 
digungen, insbeſ. gegenüber den Worten „fertige ich“, den Ein⸗ 
druck, es handle ſich um Maßarbeit, nicht zu beſeitigen vermag. 

Die Frage der untertariflichen Entlohnung brauchte das RO. 
nicht zu behandeln, da fie auch aus dem Geſichtspunkt der Ver⸗ 
ſchweigung mit dem Ge enſtand der Klage, den Ankündigungen, 
nicht in unmittelbarem Zusammenhang ſtand. Aber der letzte Saß 
des Urteils zeigt, daß NS. die zutreffende Auffaſſung von RS. 
117, 16 wiederholt hätte, was feſtzuſtellen deshalb nicht un⸗ 
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der Wahl des Wortes „anfertigen“ folge noch nicht, daß ge⸗ 
ſagt werden ſollte, die Anfertigung erfolge „im handwerks⸗ 
mäßigen Sinne“, ſoll wohl heißen: i. S. handwerksmäßiger 
Herſtellung, d. h. Herſtellung in einer Schneiderwerkſtätte. 
Bezüglich des Wortes „neue Arbeitsmethode“ erwägt das 
BG. zunächſt, daß es wörtlich genommen nicht beſage, dieſe 
Methode ſei vom Bekl. erfunden. Um dieſen Geſichtspunkt 
handelt es ſich überhaupt nicht. Das BG. geht dann auch an 
anderer Stelle nochmals auf dieſen Ausdruck ein und be⸗ 
merkt dort dazu, daß derſelbe, wenn auch ein großer Teil 
des Publikums ein Mittelding zwiſchen Maß⸗ und Konfek⸗ 
tionsarbeit nicht kenne, doch die Aufmerkſamkeit des Leſers 
auf etwas Neues hinlenke; mehr zu ſagen über ſeine Her⸗ 
ſtellungsmethode aber könne vom Bekl. nicht verlangt werden. 
Deshalb könne der Eindruck, daß er gediegene Maßarbeit im 
herkömmlichen Sinne gewähre, durch die den Ausdruck „neue 
Arbeitsmethode“ enthaltende Anzeige nicht erweckt werden, 
ebenſowenig aber auch durch die übrigen Anzeigen, die dieſen 
Ausdruck nicht enthalten, weil der Bekl. eben überhaupt nicht 
verpflichtet ſei, etwas über ſeine Arbeitsmethode zu ſagen. 
3. Weiter — meint das BG. — werde die Abkürzung 
„Schneid.“ in einer der anderen Anzeigen nicht ohne wei⸗ 
teres als Abkürzung von „Schneidermeiſter“ angeſehen. Als 
„Ihr Schneider“ aber könne er ſich bezeichnen, da er das Ge⸗ 
werbe gelernt und es gewerbsmäßig betreibe. 4. Die Erklä⸗ 
rung in den Anzeigen, daß die anzufertigenden Anzüge und 
Mäntel gut oder tadellos ſäßen, ſei ein Werturteil, deſſen 
Nachprüfbarkeit auf ſeine Richtigkeit nicht möglich ſei, weil 
dieſe Frage nur Sache rein perſönlicher Beurteilung ſei. Als 
Tatſachenbehauptung könne dieſe Angabe erſt in bezug auf 
fertige Kleidungsſtücke in Frage kommen. 5. Im Ver⸗ 
ſchweigen des Umſtandes, daß die von ihm gezahlte Entloh⸗ 
nung an ſeine Arbeiter und Angeſtellten niedriger ſei, als 
die Tarifſätze des für allgemein verbindlich erklärten Tar⸗ 
Vertr. für das Schneidergewerbe vorſchrieben, liege keine un⸗ 
richtige Angabe, da niemand Angaben hierüber in einer ge⸗ 
ſchäftlichen Anzeige erwarte. Endlich — meint das BG. — 
ſeien die Anzeigen nicht deshalb unrichtig, weil ſie nichts 
darüber enthielten, daß der Bekl. nicht nach Maß arbeite. 
„Es könne von ihm nicht verlangt werden, daß er anzeige, 
was er nicht leiſte.“ 

Dieſe geſamte Betrachtungsweiſe des BG. iſt, abgeſehen 
von der oben bereits als rechtsirrig bezeichneten Art, die be⸗ 
anſtandeten Zeitungsinſerate in ihre Beſtandteile aufzulöſen 
und dieſe einzeln auf die Frage der Unrichtigkeit — und zwar 
rechtsirrigerweiſe meiſt im objektiven Sinne — zu prüfen, 
auch deshalb verfehlt, weil es als weſentlich für ſeine Ent⸗ 
ſcheidung ein Moment in die Prüfung hineinträgt, das nichts 
mit ihr zu tun hat. Das iſt die Frage, inwieweit der Bell. 
zu Mitteilungen über ſeine Arbeitsmethode und über die 
Höhe ſeiner Lohnzahlungen verpflichtet iſt. Es handelt ſich 
hier nicht um die Frage, ob ein Geſchäftsmann berechtigt iſt, 
wichtige Geſchäftsgeheimniſſe für ſich zu behalten, um zu 
verhindern, daß die Mitbewerber ſich die kundgegebenen für 
ihre Betriebe ebenfalls zunutze machen. Es handelt ſich viel⸗ 
mehr allein um die Frage, ob ein Teil der unerfahrenen flüch⸗ 
tigen Leſer der fraglichen Zeitungsinſerate nach deren Geſamt⸗ 
eindruck annehmen kann, es werde hier für 29 % ein in 
Maßarbeit angefertigter Anzug oder Mantel, für den ſie 
nur den Stoff zu liefern hätten, verſprochen. Dieſe Wirkung 
iſt, wie das LG. unter Beachtung der oben im Eingange dar⸗ 
gelegten Rechtsgrundſätze zutreffend ausführt, gegeben. Wenn 
jemand, der ſich zur „Anfertigung“ eines Anzugs oder Man⸗ 
tels anbietet, ſich in einem Teil ſeiner Inſerate als „Ihr 
Schneider“ bezeichnet und in anderen Inſeraten von ſeiner 
„neuen Arbeitsmethode“ ſpricht und ſtets „guten“ bzw. „tadel⸗ 
loſen Sitz“ der anzufertigenden Kleidungsſtücke verſpricht, fo 


wichtig iſt, weil Goldbaum: MuW. 30, 505 erneut den Verſuch 
gemacht hat, nachzuweiſen, daß es für die Frage der Sittenwidrig⸗ 
keit nicht darauf ankomme, was die Billigkeit des Preiſes er⸗ 
mögliche, ob eigener Vertragsbruch oder Ausbeutung fremden Ver⸗ 
tragsbruchs, wenn nur zum Schutz der Konſumenten die Preiſe 
billig ſind. Daß man ein Ding von mehreren Seiten aus be⸗ 
trachten kann, daß der Wohltäter der Konſumenten feinem Wett⸗ 
bewerber gegenüber ein Lump ſein kann, ſoll nach Goldbaum 
möglichſt unbeachtet bleiben. 
Rel. Dr. Rudolf Callmann, Köln. 


kann das Publikum zum mindeſten zu einem maßgeblichen 
Teil dieſe Anzeigen nicht anders verſtehen, als daß ihm Maß⸗ 
arbeit aus einer Schneiderwerkſtätte zugeſagt wird. Dabei iſt 
es ganz gleichgültig, ob „Ihr Schneid.“ als Abkürzung von 
„Schneider“ oder „Schneidermeiſter“ anzuſehen, und ob der 
Bekl. an ſich berechtigt iſt, ſich „Schneider“ zu nennen, weil 
er das Schneidergewerbe gelernt hat. In dem Zuſammenhang, 
in dem das Wort hier gebraucht wird, insbeſ. in Verbindung 
mit „Anfertigung“ von Kleidungsſtücken, deren „guter“ bzw. 
ſogar „tadelloſer Sitz“ zugeſagt wird, iſt es dazu geeignet, 
vorausſichtlich ſogar dazu beſtimmt, den Eindruck beim Durch⸗ 
ſchnittsleſer, es handle ſich um die Zuſage der Anfertigung 
der fraglichen Kleidungsſtücke in einer Schneiderwerkſtätte, 
alſo um Maßarbeit im üblichen Sinne des Wortes noch zu 
verſtärken. Um Maßarbeit aber handelt es ſich unſtreitig nicht. 
Der Bekl. läßt zwar in ſeiner Annahmeſtelle in M. den ſich 
auf die Inſerate hin meldenden Perſonen Maß nehmen, ſchickt 
dann aber die Maßangaben, denen Angaben über etwaige 
perſönliche Eigentümlichkeiten beigefügt ſind, an ſein Ge⸗ 
ſchäftsunternehmen nach B. nebſt dem ausgehändigten Stoff, 
und dort erfolgt die Herſtellung nach den überſandten Maßen 
durch Maſchinenarbeit, jedenfalls „nicht in gediegener und 
ſorgfältiger Werkſtättenarbeit, ſondern flüchtiger, mehr fabrik⸗ 
mäßig, ähnlich der Konfektionsarbeit im Großbetrieb“, wie 
das BG. feſtſtellt. Nach Rückſendung der fertiggeſtellten An⸗ 
züge nach M. läßt er ſie anprobieren und nimmt auch Ande⸗ 
rungen vor, ſoweit er ſie für nötig hält. Daß dies nicht 
Maßarbeit iſt, gibt der Bekl. ſelbſt zu. Das, was er leiſtet, iſt 
nach der Feſtſtellung des BGG. „von erheblich geringerem 
Wert, als wirkliche Maßarbeit“. Er nennt es ein „Mittelding 
zwiſchen Maßarbeit und Konfektion“. Das Publikum verbindet 
aber erfahrungsgemäß, wie auch das LG. feſtſtellt, mit dem 
Begriff Maßſchneiderarbeit die Vorſtellung, daß nicht nur 
Maß genommen und anprobiert wird, ſondern daß die Her⸗ 
ſtellung auf eine beſonders gediegene und ſorgfältige Art und 
hauptſächlich mit der Hand, nicht oder doch im weſentlichen 
nicht mit Maſchinen vorgenommen wird. 

Der Bekl. kann ſich auch nicht darauf berufen, daß er 
in einem ſeiner Inſerate den Ausdruck „Neue Arbeits⸗ 
methode“ verwendet und erklärt, daß dieſe ihn in die Lage 
ſetze, aus mitgebrachtem Stoff einen gut ſitzenden Anzug oder 
Mantel anzufertigen. Um zu verhindern, daß das Publikum 
aus dem übrigen Inhalt dieſes Inſerats und aus dem Inhalt 
der übrigen Inſerate, wie dargelegt, entnehmen mußte, er 
biete Maßarbeit im üblichen Sinne an, war es ſeine Sache, 
einige der Wahrheit entſprechende aufklärende Worte über 
ſeine „neue Arbeitsmethode“ zu ſagen. Denn nicht ein ſach⸗ 
kundiger, ſorgſam leſender Teil des Publikums, der ſich unter 
genauer Überlegung des Inhalts des Inſerats ſagt, daß unter 
den heutigen Verhältniſſen die Anfertigung eines Anzugs 
oder Mantels von einem Schneider in Maßarbeit für 29 % 
in gutem Sitz und gediegener Verarbeitung von guten Zu⸗ 
taten nicht geliefert werden könne, und daß deshalb unter 
„neuer Arbeitsmethode“ eine Herſtellungsart zu verſtehen 
ſein müſſe, die eben keine Maßarbeit ſein könne, bildet nach 
den obigen grundſätzlichen Darlegungen den Beurteilungs⸗ 
maßſtab für die Wirkung der Anzeige, ſondern die Art des 
oberflächlichen flüchtigen Leſers, der ſolche Betrachtungen 
daher nicht anſtellt. Im übrigen iſt auch nur in einem 
Inſerat des Bekl. von der „neuen Arbeitsmethode“ die Rede. 
Für das Publikum in ſeinem maßgebenden Teil iſt daher 
dieſer Ausdruck nicht geeignet, den aus dem übrigen Inhalt 
der Inſerate gewonnenen Eindruck, daß es ſich um das An⸗ 
gebot von Maßarbeit handle, zu beſeitigen. Denn das für 
die Auffaſſung des Inhalts der Inſerate maßgebende Durch⸗ 
ſchnittspublikum kennt eben ein Zwiſchending zwiſchen Maß⸗ 
arbeit und Konfektion nicht. Deshalb wäre es, um ſich nicht 
der Verletzung des 8 3 UnlWG. ſchuldig zu machen, Sache 
des Bekl. geweſen, ſeine Inſerate ſo klar zu faſſen, daß die 
Annahme, es handle ſich um Anpreiſung von Maßarbeit, 
beim Durchſchnittsleſer nicht entſtehen kann. 

Nach alledem werden in den Inſeraten des Bekl. un⸗ 
richtige Angaben über die Herſtellungsart ſeiner Leiſtungen 
gemacht, die geeignet ſind, den Anſchein eines beſonders gün⸗ 
ſtigen Angebots hervorzurufen. Daher iſt der Unterlaſſungs⸗ 
anſpruch aus 8 3 UnlWG. gegeben, ohne daß es noch auf 
die Frage der untertariflichen Entlohnung, die angeblich das 
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billige Angebot allein ermöglicht und die anſcheinend das 

BG. feſtſtellt, ankam. Im übrigen würde es ſich inſoweit über⸗ 

haupt nicht um eine Verletzung des 8 3, ſondern des 8 1 

Unl WG. i. Verb. m. 8826 BGB. handeln (vgl. den vom 

erk. Sen. entſchiedenen Fall in RG. 117, 16 fl. 1) [21, 22). 
(U. v. 30. Sept. 1930; 547/29 II. — Naumburg.) 


37. 81 Un l WG.; 8 826 BG B.; 88 12, 15 Wb z G.; 
85 Pat G.; Art. 4 Abſ. e Par Verbüb. v. 20. März 
1883 i. d. Faſſ. d. Konf. v. Waſh. v. n ee 
Sklaviſche Nachahmung nicht geſchützter Vor⸗ 
richtungen iſt nur dann unlauterer Wettbewerb, 
wenn zur objektiven Verwechſlungsgefahr ein 
anderer Umſtand, namentlich die Abſicht der 
Täuſchung hinzutritt. Die Verwendung einer 
gemeinfreien Maſchine als Vorbild iſt keine 
ausreichende Grundlage für die Annahme einer 
Täuſchungsabſicht. Einem deutſchen Gewerbes 
treibenden, der nach der Anmeldung eines 
Schutzrechts im Auslande, aber vor deſſen Ane 
meldung im In lande, den Gegenſtand desſelben 
benutzt, ſteht ein Vorbenutzungsrecht ſo lange 
nicht zu, als nach dem deutſchen Geſetz ein In⸗ 
landsgebrauchsmuſter mit der ausländiſchen 
Priorität erteilt werden kann. Das Nichtrechnen 
mit dieſem Umſtand bedeutet noch keine die 
Schadenserſatzpflicht begründende grobe Fahr⸗ 
läſſigkeit. Kein Schutz einer willkürlichen Ver⸗ 
änderung des eingetragenen Warenzeichens. 7) 

Zur Begründung der Klageanträge auf Unterlaſſung der 
Herſtellung, Inverkehrſetzung uſw. von auf Schlittentufen 
liegenden Staubſaugern beſonderer Konſtruktion durch den 
Bekl. ſowie ihres weiteren Klageantrags auf Feſtſtellung ſei⸗ 
ner Schadenserſatzpflicht und ihres Klageantrags auf Rech⸗ 
nungslegung hat die Kl. behauptet, daß der Bekl. die Ver⸗ 
letzung der Gebrauchsmuſter und die ſonſtige Übernahme aller 
weiteren Einzelheiten ihres Apparats auf ſeinen nur eine 
ſtlaviſche Kopie darſtellenden Apparat in Täuſchungsabſicht 
mit dem Vorſatz, ſie zu ſchädigen, mithin unter Verletzung 
des § 826 BGB. begangen habe. Sie jagt am Schluß ihrer 
Ausführungen in dieſer Beziehung ausdrücklich: „Der Ver⸗ 
ftoß gegen 8 826 B B., welchen ſich der Bekl. hat zuſchulden 
kommen laſſen, rechtfertigt ebenſo wie die begangenen Muſter⸗ 
verletzungen die Klageanträge.“ Auch hierdurch bringt die 
Kl. ganz klar zum Ausdruck, daß ſie mit der Behauptung 
der ſog. ſklaviſchen Kopie ihres Apparates durch den Bekl. 
keine weitergehenden Unterlaſſungsanſprüche geltend machen 
will, als ſie in ihrem Klageantrag enthalten ſind. 

Was nun das Verhältnis beider Begründungen der be⸗ 
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Zu 37. Ein ſehr inhaltsreiches Urteil. 

1. „Sklaviſche Nachahmung“ einer nicht geſchützten 
Vorrichtung u. dgl. 

Das NG. hat wiederholt zu der unter dem Schlagwort 
„ſklaviſcher Nachbau“ bekanntgeworbenen Frage, wann eine an ſich 
nicht durch ein gewerbliches Schutzrecht geſchütztes oder durch Ab⸗ 
lauf eines ſolchen ſchutzfrei gewordenes techniſches Gebilde auch 
„ſklaviſch“, d. h. bis in die Einzelheiten, genau nachgebaut werden 
kann, Stellung genommen. Nicht immer klar, nicht immer einheir⸗ 
lich. Dieſe Frage iſt deshalb auch im Schrifttum vielfach und heiß 
erörtert worden. Es dürfte ſich aber erübrigen, hier darauf näher 
einzugehen, weil die Nipr. des RG. nunmehr zu einem beſtimmten 
Grundſatze gelangt iſt. Auf dieſem beruht auch das vorſtehende Urt. 
Danach iſt ſelbſt eine genaue Nachbildung eines im Ganzen und 
Einzelnen ſchutzſreien Apparates vom Standpunkt des lauteren 
Wettbewerbs nicht zu beanſtanden. Erſt durch das Hinzutreten be⸗ 
ſonderer Umſlände wird ein ſolches wettbewerbliche Handeln zu einem 
ſittenwidrigen geſtempelt. Einen ſolchen Umſtand erblickt das RG. 
un Einklang mit früheren Entſch. in der bewußten Irreführung des 
Publikums über die Herkunft (Heriteller, Vertriebsſtätte uſw.) des 
Gegenſtaudes. Zu der ſachlich vorhandenen Verwechſlungsgefahr muß 
alſo noch die durch gewiſſe äußere Momente bewußt verwirklichte 
Abſicht der Täuſchung der Abnehmerkreiſe und damit die Schädi⸗ 
gung des Erſtherſtellers hinzukommen. Dieſes an ſich ziemlich 
weitgehende Zulaſſen des ſog. ſklaviſchen Nachbaues belaftet das NS. 
925 mit wichtigen Einfchränkungen. Es ſtellt Forderungen auf, aus 
eren Nichterfüllen immer eine Täuſchungsabſicht zu entnehmen iſt: 

a) Der Nachbauer muß alles tun, um die ihm bekannte ob⸗ 
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treffenden Klageanſprüche zueinander betrifft, ſo würden, 
wenn der Fall des unlauteren Wettbewerbs durch ſklaviſchen 
Nachbau vorliegen ſollte, an ſich ohne Rückſicht darauf, ob 
auch eine Verletzung des Gebrauchsmuſterſchutzes der Kl. in 
dem behaupteten Umfange vorläge, die Klageanſprüche be⸗ 
gründet ſein. Dagegen wären dieſe Anſprüche lediglich im 
Falle einer Verletzung des Gebrauchsmuſterſchutzes nur ent⸗ 
ſprechend dem Umfange dieſer Verletzung gegeben. Das BG. 
hat eine ſolche in zwei Punkten nicht angenommen und da⸗ 
her inſoweit die Klage auf Unterlaſſung, auf Feſtſtellung 
der Schadenserſatzpflicht und auf Rechnungslegung in Ab⸗ 
änderung des landgerichtlichen Urteils abgewieſen. Da die 
Kl. ihrerſeits inſoweit nicht Rev. eingelegt hat, das Urteil 
alſo inſoweit rechtskräftig iſt, ſo könnte, ſelbſt wenn ein 
ſklaviſcher Nachbau vorläge, die Verurteilung ſich nicht auf 
dieſe Punkte erſtrecken. Sollte aber der Fall der ſklaviſchen 
Nachahmung nicht gegeben ſein, ſo bliebe immer noch die 
Frage der Verletzung des Gebrauchsmuſterſchutzes, aber nur 
in obigem Umfang zu behandeln. Bezüglich der ſklaviſchen 
Nachahmung iſt grundſätzlich im voraus folgendes zu be⸗ 
merken: 

Abgeſehen von den beiden, vom BG. in gewiſſem Um⸗ 
fange als verletzt feſtgeſtellten Gebrauchsmuſtern der Kl. 
— deren Verletzung durch den Bekl. hier unterſtellt werden 
ſoll —, die ſich auf die Ausbildung der Schlittenkufen als 
getrennte Einzelteile und auf die Zurückbiegung ihrer freien 
Enden ſowie auf die Stromanſchluß-Vorrichtung beziehen, 
genießt der Apparat der Kl. keinen Formalſchutz, ſondern iſt 
in vollem Umfange gemeinfrei. Gegen eine genaue Nach⸗ 
bildung — abgeſehen natürlich von den durch Gebrauchs⸗ 
muſter für die Kl. geſchützten Konſtruktionsteilen — durch 
einen anderen beſtehen vom Standpunkt des lauteren Wett⸗ 
bewerbs an ſich keine Bedenken. Ein ſolcher ſog. ſklaviſcher 
Nachbau würde nicht ohne weiteres, ſondern erſt dann gegen 
die Grundſätze des anſtändigen Wettbewerbs verſtoßen und 
unlauter ſein, wenn beſondere Umſtände hinzutreten würden, 
die ihn ſittenwidrig machen. Das wäre dann der Fall, wenn 
zu der an ſich geſchaffenen objektiven Verwechſe⸗ 
lungsgefahr die Abſicht der Täuſchung des Pu⸗ 
blikums durch bewußte Irreführung über die 
Herkunft des Gegenſtandes, alſo die gewollte oder ge⸗ 
billigte Herbeiführung der Verwechſelbarkeit mit den Appa⸗ 
vaten der Kl. hinzutreten würde. Der bewußten Herbei⸗ 
führung der Verwechſelungsgefahr ſtände rechtlich gleich, wenn 
der Nachbauer es unterließe, ſeiner Rechtspflicht gemäß alles 
zu tun, die ihm bekannte Verwechſelungsgefahr zu beſeitigen, 
obgleich das möglich wäre z. B. durch Anbringung irgend- 
welcher abweichender Merkmale, beſonders wirkſam durch eine 
unterſcheidende Warenbezeichnung auf dem nachgebauten 


jektive Verwechſlungsgefahr auszuſchalten. Z. B. durch Anbringen 
klarer äußerer Unterſcheidungsmerkmale. Es genügt — das R. 
bezeichnet dies aber als „beſonders wirkſam“ — die Verwendung 
eines unterſcheidenden Warenzeichens auf dem nach⸗ 
gebauten Gegenſtande. 

p) Der Nachbau darf nicht erfolgen, um den guten Ruf der 
Waren eines Wettbewerbers auszunutzen. 

Es dürfte klar ſein, daß damit die Momente nicht erſchöpfend 
angegeben werden ſollen, aus denen das Vorliegen oder der Aus⸗ 
ſchluß einer Täuſchungsabſicht zu folgern iſt. Das NG. hat nur zwei 
beſonders markante, in der Praxis häufig vorkommende Beiſpiele 
angeführt. Es wird im Einzelfalle immer eine eingehende und ſcharfe 
Prüfung dahin zu erfolgen haben, ob die angebrachten Abweichungen 
im Verkehr auch wirklich unterſcheidungskräftig find. Hierauf iſt 
m. E. das ausſchlaggebende Gewicht zu legen. Wenn das RG. weiter 
ausführt, im vorliegenden Falle (1) ſei vom BG. rechtsirrig die 
für die Benutzung eines fremden Warenzeichens oder einer fremden 
Ausſtattung i. S. des 8 15 WbzG. geltenden Grundſätze angewendet 
worden, ſo muß man ſich davor hüten, dieſen Gedanken im Hinblick 
auf den ſklaviſchen Nachbau von Gegenſtänden eine beſondere, grund⸗ 
ſätzliche Bedeutung beizumeſſen. Gerade bei der Beurteilung der Frage, 
ob die von dem Nachbauer vorgenommenen „Abweichungen“ ge 
nügend unterſcheidungskräftig ſind, um die Täuſchungsgefahr aus⸗ 
zuſchließen, wird man die Abweichungen nicht allein berückſichtigen 
dürfen. Man wird vielmehr nicht umhin können, auch hier den Ge⸗ 
ſamteindruck feſtzuſtellen, den der nachgebaute Apparat in ſeiner 
konſtruktiven, äußerlich erkennbaren Geſtaltung und ſeiner äußeren 
Aufmachung auf die Geſamtheit des in Betracht kommenden Ab⸗ 
nehmerkreiſes machen wird. Daß bei dieſer Feſtſtellung die Grund⸗ 
ſäte herangezogen werden können, ja müſſen, die für die Ver⸗ 
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Apparat. (Darüber, daß die des Bekl. ſich von der der Kl. 
unterſcheidet, vgl. die Ausführungen unten zu Ziff. 3.) Mit 
den vorſtehenden grundſätzlichen Ausführungen ſtimmen über⸗ 
ein die Urteile des erk. Sen. in MuW. 27/28, 490 betr. 
„Küchenwunder“ und „Deha⸗Apparate“, ferner in JW. 1925, 
2758 (Herſtellung und Ankündigung von Erſatzteilen, die der 
gemeinfreien Maſchine eines anderen genau nachgebildet ſind); 
ferner in MuW. 17, 161; Callmann, Note 53—56 zu 8 1; 
Roſenthal, 8. Aufl., S. 189 oben, S. 190 Note 55 zu 
81; Callmann: Mu W. 30, 291 ff. Um Täuſchungsabſicht 
handelt es ſich auch dann, wenn die Nachahmung geſchieht, 
um den guten Ruf der Ware eines Wettbewerbers aus⸗ 
zunutzen; denn der gute Ruf, den der Name (die Firma) 
eines Gewerbebetriebes im Verkehr genießt, iſt die Auffaſſung 
der Käuferkreiſe von der Güte der Ware des Herſtellers; 
„die Ausnutzung dieſes guten Rufs iſt nur möglich durch 
Einwirken auf dieſe Vorſtellung, alſo durch Schaffung der 
Verwechſelungsgefahr oder der Gefahr irreführender Vo⸗ 
ſtellungen“ über Beziehungen zu der bekannten Firma 
e r Note 55 a. a. O.; Roſenthal Note 55 S. 190 
d. a. O.). 

Geht man von dieſen Grundſätzen aus, ſo iſt die An⸗ 
nahme des BG., im vorliegenden Falle liege ein gegen 8 1 
UnlWG., 8 826 BGB. verſtoßender ſog. ſklaviſcher Nach⸗ 
bau des Apparats der Kl. durch den Bekl. vor, rechtsirrig, 
wie die Rev. mit Recht geltend macht, und zwar aus ver⸗ 
ſchiedenen Gründen: 

Das BG. ſtellt ſelbſt feſt, daß der Apparat des Bekl. 
nicht eine ohne eigene Bemühungen und eigene Konſtruk⸗ 
tionsarbeit vorgenommene einfache Kopie des klägeriſchen 
ſei, daß der Bekl. aber bei ſeiner eigenen Konſtruktion von 
dem Apparat der Kl. Kenntnis gehabt haben müſſe und ihn 
„als Vorbild“ für ſeinen Apparat genommen habe, wie die⸗ 
ſer ergebe. Der vernommene Sachverſtändige gelangt zu⸗ 
ſammenfaſſend zu dem Ergebnis: 

„Die notwendige techniſche Würdigung der einzelnen 
Unterſchiede zwingt zu dem Schluß, daß das Elektrolux⸗ 
Modell für den Bekl. bei ſeiner eigenen Konſtruktion zwar 
vorbildlich geweſen iſt, daß er aber mit eigenen Arbeiten, 
Erfahrungen und Mitteln das Elektrolux⸗Modell auch noch 
zu übertreffen verſucht hat. Dieſer Verſuch iſt an den auf⸗ 
gezählten Unterſcheidungsmerkmalen deutlich erkennbar, wenn 
er auch nur mehr oder weniger gut gelungen iſt.“ 

Wie das BG. trotzdem „eine vom Bekl. gewollte Ver⸗ 
wechſelungsgefahr“, mithin eine Täuſchungsabſicht desſelben 
annehmen kann, iſt angeſichts des Gutachtens des Sach⸗ 
verſtändigen, dem das BG. feiner eigenen Erklärung nach 
folgen will, nicht zu verſtehen. Denn das Gutachten läßt in 
Anbetracht der zahlreichen konſtruktiven Unterſchiede keinen 


wechſlungsgefahr von Warenzeichen im Verkehr, von der Rſpr. auf⸗ 
geſtellt worden find, kann wohl nicht bezweifelt werden. Die hier 
ausgeſprochene Warnung, dem hinſichtlich des vorliegenden Falles 
richtigen, aber vielleicht etwas zu allgemein formulierten reichsgericht⸗ 
lichen Gedanken eine grundſätzliche Bedeutung beizumeſſen, mußte be⸗ 
ſonders deshalb erfolgen, weil das RG. einen Satz Callmanns 
(MuW. XXX, 291 ff.) wörtlich zitiert hat. Callmann hebt an der 
erwähnten Stelle den grundſätzlichen Unterſchied des Nachbaus von 
Maſchinen und der Nachahmung von Warenzeichen oder einer Aus⸗ 
ſtattung hervor. Darin iſt ihm zuzuſtimmen. Aber er zieht nicht die 
Beurteilung von „Abweichungen“ in den Kreis ſeiner Betrachtungen. 
Darauf kommt es aber weſentlich an. 

Etwas zu eng erſcheint, beſonders in wettbewerblicher Hinſicht, 
die reichsgerichtliche Kennzeichnung des „guten Rufs, den der Name 
(die Firma) eines Gewerbetreibenden im Verkehr genießt“. Gewiß iſt 
die Güte der Ware ein ſehr wichtiger Faktor zur Begründung des 
„guten Rufes“ eines Unternehmens, aber nicht der alleinige. Auch 
der Herſteller der beſten Ware wird für ſeine Firma keinen „guten 
Rus“ erlangen können, wenn er nicht prompt liefert, die Preiſe, die 
Vertragsbeſtimmungen angemeſſen feſtſetzt und letztere entgegen⸗ 
kommend handhabt u. a. m. Aber gerade dadurch, daß der Nachbauer 
in täuſchender Abſicht vorgeht, greift er in die Geſamtheit des Auf⸗ 
und Ausbaus des Geſchäfts, den „good will“ des urſprünglichen 
Herſtellers, das iſt mehr als der „gute Ruf“, rechts- und ſitten⸗ 
widrig ſtörend ein. 

Bemerkenswert iſt der weiter in dem vorſtehenden Urt. zum 
Ausdruck gelangende Gedanke, daß die Anregung, die man von 
einem techniſchen Gedanken erhält, die Benutzung eines Gegenſtandes 
als „Vorbild“ zuläſſig iſt. Dieſer Gedanke iſt keineswegs neu. Er 
iſt allen geiſtigen, künſtleriſchen und gewerblichen Schußzgeſetzen 
inhaerent. Er iſt die Grundlage eines jeden geiſtigen, künſtleriſchen 


Zweifel darüber, daß der Bekl. im Gegenteil eine Täuſchungs⸗ 
abſicht nicht gehabt hat. Das gilt auch dann, wenn man 
hierbei von den inneren konſtruktiven Unterſchieden abſieht 
und nur die der äußeren Aufmachung berückſichtigt. Denn 
nur dieſe kann für die Frage, ob eine objektive Verwechſe⸗ 
lungsgefahr im Verkehr und — zutreffendenfalls — die Ab⸗ 
ſicht des Bekl., ſie herbeizuführen, in Betracht kommen, je⸗ 
doch ſelbſtverſtändlich nur inſoweit, als die äußere Form und 
die ſichtbaren konſtruktiven Anordnungen nicht bereits vor 
der Kl. anderweit benutzt und daher Gemeingut des Ver⸗ 
kehrs waren, und ſoweit ſie nicht konſtruktive Notwendigkeiten 
find. Nach dem Gutachten des Sachverſtändigen aber waren 
Staubſauger mit einem auf Schlittenkufen lagernden Gehäuſe 
bereits zu Beginn des Jahres 1926 bekannt, alſo lange be⸗ 
vor die Kl. ihren Apparat bald nach dem Oktober 1926 in 
Deutſchland erſtmalig auf den Markt brachte. Weiter ſind 
eine Reihe von ſichtbaren techniſchen Einrichtungen vom Sach⸗ 
verſtändigen als konſtruktive Notwendigkeiten bezeichnet wor⸗ 
den. Das BG. hat alles dies nicht beachtet, indem es rechts⸗ 
irrig tatſächlich die für die Benutzung eines fremden Waren- 
zeichens oder einer Ausſtattung i. S. des 8 15 WbzG. 
geltenden Grundſätze auf den vorliegenden Fall des angeblich 
ſittenwidrigen ſklaviſchen Nachbaus eines gemeinfreien Appa⸗ 
rats anwendet, ohne zu berückſichtigen, daß nach den obigen 
Darlegungen ſelbſt eine genaue Nachbildung des Originals 
nicht gegen 81 Unl WG., § 826 BGB. verſtößt, falls fie 
nicht in Täuſchungsabſicht geſchieht. Deshalb iſt die Ver⸗ 
wendung einer gemeinfreien Maſchine als Vorbild durch 
einen anderen, wie es nach den Gutachten des Sachverſtän⸗ 
digen und nach der ſich darauf ſtützenden Feſtſtellung des 
BG. durch den Bekl. geſchehen iſt, durchaus nicht ſchon eine 
ausreichende Grundlage für die Annahme einer Täuſchungs⸗ 
abſicht, wie das BG. offenbar meint. „Die Nachahmung beim 
Bau einer Maſchine, die bewußt zu Zwecken des Wettbewerbs 
geſchieht, iſt eben anders zu beurteilen als die Nachahmung 
eines Warenzeichens oder einer Ausſtattung, da eine gemein⸗ 
freie Maſchine Vorbild für den Nachbau ſein darf und unter 
Umſtänden ſein muß, während für die Nachahmung eines 
Warenkennzeichens kein anderer Grund als der der Täu⸗ 
ſchungsabſicht erſichtlich iſt“ (Callmann: Mu W. 30, 291 f.). 

Was die behauptete Verletzung der Gebrauchs- 
muſter betrifft, für die die Kl. unſtreitig ausſchließliche 
Lizenznehmerin iſt, fo iſt das BG. der Auffaſſung, daß der 
Bekl. die durch das Gebrauchsmuſter Nr. 994 280 geſchützte 
beſondere Anordnung der Schlittenkufen benutzt und es daher 
inſoweit verletzt. 

Die Rev. greift die Entſcheidung zu dieſem Punkt be⸗ 
ſonders bezüglich der vom BG. ausgeſprochenen Ablehnung 
des vom Bekl. für ſich in Anſpruch genommenen Vor⸗ 


und techniſchen Fortſchritts. Es kann daher, wie das RG. zutreffend 
hervorhebt, daraus eine Täuſchungsabſicht nicht hergeleitet werden, 
daß bei dem Herſtellen eines Gegenſtandes ein anderer als Vorbild 
gedient hat. 

Mit dieſer Löſung der Frage der Zuläſſigkeit des ſklaviſchen 
Nachbaus iſt wohl — zunächſt — der Praxis gedient, das Problem 
als ſolches aber nicht gelöſt. Man wird aber nach dem Stand der 
deutſchen Geſetzgebung damit auch das eigentliche Problem inſoweit 
als gelöſt betrachten können, als geſchütte Erfindungen nach dem 
Ablauf oder Wegfall des Schutzrechts frei werden. Anders dürfte aber 
doch der Fall liegen, wenn z. B. jemand auf eine objektiv ſchutz⸗ 
würdige Erfindung aus irgendwelchen Gründen kein Schutzrecht nach⸗ 
ſucht, z. B. aus Mangel an Mittel zur Durchführung des Patent⸗ 
erteilungsverfahrens, oder es macht jemand eine Erfindung, die ſich 
lediglich nach dem Staude der „papierenen Technik“ nicht als 
ſchutzfähig erweiſt. Ein ſolcher Fall ereignete ſich kürzlich: Dem Vor⸗ 
prilfer war in einer anderen Anmeldung, die mit der fraglichen 
Erfindung gar nichts zu tun hatte, durch Zufall eine vor nahezu 
70 Jahren erfolgte faſt nebenſächliche, auch in⸗ und ausländiſchen 
in Fachkreiſen unbekannt gebliebene druckſchriftliche Auslands⸗ 
publikation zur Keuntnis gelangt, die als neuheitsſchädlich anzuſehen 
war. Die angemeldete Erfindung war tatſächlich eine erhebliche Er⸗ 
findungstat, die nicht nur eine außerordentliche Arbeitsleiſtung er⸗ 
fordert hatte, ſondern auch das Ergebnis ſtärkſter techniſch geſtalten⸗ 
der Phantaſie war und durch die auf dem betreffenden techniſchen 
Gebiete beinahe umwälzende Wirkungen zu erwarten ſtehen. Werden 
ſolche Erfindungen ausgeübt, ausgenützt, fo werden ſie regelmäßig 
auch damit offenbart. Es wird alſo die Frage aktuell: Soll mau wirk⸗ 
lich in allen dieſen Fällen mit Achſelzucken dem Erfinder jedes Recht 
abſprechen? Gibt es nicht „ein (techniſches) Urheberrecht aus der Er⸗ 
findung“? Vgl. hierüber beſonders Ernſt Hirſch: „Das Necht 
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benutzungsrechts an. Das BG. weiſt dieſen Einwand 
mit der Vegründung zurück, daß der Bekl. ſeine techniſchen 
Maßnahmen den von der Kl. getroffenen Einrichtungen un⸗ 
befugt entlehnt habe, die Berufung auf das Vorbenutzungs⸗ 
recht aber nur dem redlichen Beſitzer zuſtehe. Die Rev. meint, 
ſelbſt wenn der Bekl. den Gegenſtand der beiden Gebrauchs⸗ 
muſter in Deutſchland in Benutzung genommen haben ſollte 
zu einer Zeit, als in Schweden an ihm bereits ein Schutz⸗ 
recht beſtanden, ſo ſei das keine Entnahme, weil ja die Appa⸗ 
rate in Schweden öffentlich vertrieben worden ſeien. Die 
ſpätere Gebrauchsmuſteranmeldung der Kl. in Deutſchland 
während der Prioritätsfriſt von zwölf Monaten nach Art. 4 
Abſ. c ParVerbüb. v. 20. März 1883 zum Schutze des ge⸗ 
werblichen Eigentums in der Faſſung des Protokolls der 
Konferenz von Waſhington v. 2. Juni 1911 habe der Kl. 
die ſchwediſche Priorität v. 23. Jan. 1926 beim Gebrauchs- 
muſter A und v. 1. März 1926 beim Gebrauchsmuſter B 
nach Art. 4 Abſ. a nur „vorbehaltlich der Rechte Dritter“ 
verſchafft. Zu dieſen Rechten Dritter gehöre auch das Vor⸗ 
benutzungsrecht. 

Dieſe letztere Anſicht iſt zutreffend. Doch konnte der An⸗ 
griff der Rev. keinen Erfolg haben. Für die Frage, ob ein 
Vorbenutzungsrecht beſteht — wie es trotz Nichterwähnung im 
Geſetz betr. den Schutz von Gebrauchsmuſtern nach Analogie 
des 85 Abſ. 1 PatG. die herrſchende Meinung in Überein⸗ 
ſtimmung mit der Rſpr. des RG. ſ. die Zitate bei Iſay, 
Komm. z. PatG. und GebrMuſtch. 457) demjenigen gibt, 
der vor der Anmeldung des Gebrauchsmuſters bereits das 
betreffende Modell im Inlande gewerbsmäßig im eigenen 
Betriebe benutzt oder daſelbſt die zu deſſen Benutzung er⸗ 
forderlichen Veranſtaltungen getroffen hatte —, kommt daher 
das wirkliche Datum der zweiten Anmeldung in Betracht. 
Dieſes Vorbenutzungsrecht ſteht alſo gegenüber der zwei- 
ten Anmeldung auch demjenigen zu, der vor dieſer, wenn 
auch nach dem Zeitpunkt der erſten Anmeldung, die Er⸗ 
findung (hier den Gegenſtand des Gebrauchsmuſters) vor⸗ 
benutzt hatte (RG. 99, 145 und das geſamte deutſche Schrift- 
tum u. a. A. Seligſohn, Komm. z. PatG. und GebrMuſt⸗ 
Geſ. S. 524 mit Zitaten). Das Vorbenutzungsrecht wird alſo 
von dem Prioritätsrecht des Art. 4 a. a. O. nicht berührt. 
Nach Analogie des 8 5 Abſ. 1 Patch. darf der Vorbenutzungs⸗ 
berechtigte das Gebrauchsmuſter nur für die Bedürfniſſe ſei⸗ 
nes eigenen Betriebes in eigenen oder fremden Werkſtätten 
ausnutzen. Für das Vorbenutzungsrecht kommt nicht nur der 
Fall der ſog. Doppelerfindung in Betracht, wie das RG. in 
früheren Entſch. annahm (RGSSt. 6, 107; 28, 27; RO. 26, 
64), bei der eine Erfindung unabhängig von der anderen ge⸗ 
macht wurde, ſondern es wird auch demjenigen gewährt, der 
auf andere Weiſe in den Beſitz der Erfindung gelangte (RG. 
114, 2461) [249]; 123, 58 2) 61). „Es foll eben der Beſitz⸗ 
ſtand der Benutzung geſchützt werden“ (zit. NG. 114, 249). 


aus der Erfindung“ (1930), der nicht in bezug auf den ſog. 
ſklaviſchen Nachbau, ſondern allgemein dieſe Frage in ſehr beachtlicher 
Weiſe erörtert. Ernſt Hirſch kommt — m. E. mit Recht — zu 
dem Ergebnis, daß durch die Tatſache, das Ergebnis des geißigen 
Vorgangs des Erfindens „der Entſtehungsbeſtand eines fubjektiven 
Rechts“ gefchaffen wird (vgl. bie ausführliche Nezenfion feines Buches 
von Wertheimer: Lg. 1930, 1347). Geht man von dieſem Ge⸗ 
ſichtspunkt aus, fo würde in logiſch Ronjequenter Verfolgung des 
Urheberrechtsgedankens aus ſolchen nicht geſchützten Erfindungen ein 
ſubjektives Recht erwachſen, das zeitlich nicht begrenzt wäre. Es iſt 
dann auch nicht einzuſehen, warum die nicht zum Patent- reſp. Ge⸗ 
brauchsmuſterſchutz angemeldete Erfindung ohne weiteres Allgemein⸗ 
gut werden ſoll, wie dies freilich auch Hirſch S. 112, jedoch ohne 
Begründung, annimmt. Man gerät damit aber gegenüber den ge⸗ 
ſchützten Erfindungen ſowohl wie gegenüber den Erfindungen, bei 
denen das Schutzrecht erloſchen iſt, ſowie gegenüber der Regelung, 
die das geiſtige und künſtleriſche Urheberrecht faſt allgemein erfahren 
hat — eine Ausnahme bilden die Geſetze von Guatemala, Mexiko, 
Venezuela und Portugal — in ein peinliches Dilemma. Es iſt hier 
nicht der Platz, weiter auf dieſe Frage einzugehen. Es ſollte nur darauf 
hingewieſen werden, daß die reichsgerichtliche Entſch. eine volle 
Löſung des Problems nicht bringt (vgl. dazu noch Wertheimer: 
Gewgi Sch. 1929, 873 ff.). 

2. Gebrauchs muſterverletzung. 

Das NG, befaßt ſich vorwiegend mit dem von dem Berl. 
geltend gemachten Vorbenutzungsrecht. Dasſelbe ift, obwohl im Gebr- 
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Ob dieſer Satz auch für den hier vorliegenden Fall, wo eine 
unter Verwertung der fremden, ſpäter patentierten Erfindung 
erfolgte Benutzung geſchehen ift, Geltung hat, erſcheint zweifel⸗ 
haft. Iſay (Pat., 4. Aufl., 85 Anm. 5) verneint dieſe 
Frage aus dem Begriff der Vorbenutzung. Seiner Anſicht 
nach kann ein Vorbenutzungsrecht nicht mehr begründet wer⸗ 
den, nachdem ein Patent im Ausland erteilt, die Erfindung 
veröffentlicht oder im Inlande offenkundig benutzt iſt (a. a. O. 
S. 624, im Anhang Internationales Patentrecht Anm. 13). 
Dieſe Anſicht, der ſich auch Damme⸗Lutter (Das deutſche 
Patentrecht S. 424) anſchließen, wird aber nach der Auf⸗ 
faſſung der zit. RG. 114, 249 dem Wortlaut und Zweck des 
85 PatG. nicht gerecht. Dort wird unter Hinweis auf die zur 
Frage des Vorbenutzungsrechts ergangene Rſpr. des RG. be⸗ 
tont, daß der Hauptwert regelmäßig darauf gelegt ſei, ob die 
Entnahme rechtswidrig erfolgt ſei, d. h. ob ſich der Vor⸗ 
benutzer rechtswidrig in den Beſitz der Erfindung geſetzt habe, 
und daß dies insbeſ. dann angenommen ſei, wenn die Ent⸗ 
nahme einer nicht der Offentlichkeit übergebenen Erfindung 
ohne oder ſogar gegen den Willen des Erfinders geſchehen 
war. Es wird dann als allein ausſchlaggebend bezeichnet, 
ob der Benutzer ſich im redlichen Beſitzſtande der Be⸗ 
nutzung befindet. Das wird für den Fall, daß der Benutzer 
eine zwar im Auslande, aber nicht im Inlande patentierte 
Erfindung benutzt, bejaht, ſofern keine Umſtände dafür vor⸗ 
liegen, daß der Erfinder auf ſeine Erfindung noch ein in⸗ 
ländiſches Patent (Gebrauchsmuſter) nachſuchen und erhalten 
wird. Dieſe Vorausſetzung wird, wie dort weiter ausgeführt 
wird, bei einem im Auslande erteilten Patent (Gebrauchs⸗ 
muſter) aber in der Regel ſo lange nicht gegeben ſein, als 
noch nach den geſetzlichen Beſtimmungen ein Inlandspatent 
mit der ausländiſchen Priorität erteilt werden kann. — Dieſen 
Ausführungen des 1. Ziv Sen. ſchließt ſich der erk. Sen. in 
vollem Umfange an. Somit hat ſich der Bekl., da ſeine Be⸗ 
nutzung im Frühjahr (April) 1926, alſo innerhalb der nach 
Art. 4 Abſ. e ParVerblib. — dem Schweden und das Deutſche 
Reich damals bereits beigetreten waren — laufenden 
Prioritätsfriſt von zwölf Monaten geſchehen iſt, nicht im 
redlichen Beſitzſtand der Benutzung befunden. Darauf, daß 
die Apparate, für die in Schweden das Schutzrecht beſtand, 
daſelbſt öffentlich vertrieben wurden, worauf die Rev. Wert 
legt, kommt es nach den vorſtehenden Darlegungen nicht an. 

Hiernach ſteht dem Bekl. ein Vorbenutzungsrecht gegen⸗ 
über den Gebrauchsmuſtern der Kl. nicht zu, wie das BG. 
zutreffend angenommen hat. 

Die Rev. war daher, ſoweit ſie ſich gegen die — bereits 
vom BG. eingeſchränkte — Verurteilung des Bekl. zur 
Unterlaſſung richtet, unbegründet. 

Dagegen konnte die für den Schadenserſatz⸗ 
anſpruch wegen Verletzung des Schutzrechts in dem oben 
dargelegten Umfange nach 8 9 Abſ. 1 GebrMuſtGG. zum min⸗ 


Muft®. nicht ausdrücklich wie im PatG. ſtatuiert, doch im Gebrauchs⸗ 
muſterrecht in rechtsähnlicher Anwendung des § 5 Patch. allgemein 
anerkannt. Der vorliegende Fall iſt dadurch beſonders gelagert, daß 
dem Beltl. entgegengehalten wurde, er könne ſich auf eine rechts⸗ 
erhebliche Vorbenutzung deshalb nicht berufen, weil er ſeine Kon⸗ 
ſtruktion des fraglichen Apparates den von der Kl. in Schweden vor 
Anmeldung des deutſchen Gebrauchsmuſters getroffenen Maßnahmen 
entnommen habe, obwohl dort bereits ein Schutzrecht beſtand. Die 
Bekl. berief ſich darauf, daß infolge des öffentlichen Vertriebs der 
Apparate in Schweden eine ſog. „Entnahme“ ausgeſchloſſen ſei. Weiter 
machte er geltend, durch die Anmeldung eines deutſchen Schutzrechtes 
innerhalb der Prioritätsfriſt würden die bereits zur Zeit der An⸗ 
meldung in Deutſchland beſtehenden „Rechte Dritter“ nicht berührt. 
Als „Recht eines Dritten“ erkennt das RG. an ſich das Vor⸗ 
benutzungsrecht au. Die Frage, ob ein ſolches im Prioritätsintervall 
erworben werden kann, verneint das RG. mit ausführlicher Be⸗ 
gründung: der ſog. Vorbenutzer befinde ſich in einem ſolchen Falle 
nicht im redlichen Beſitze der Erfindung. 

Bemerkenswert iſt aber: 

Das RG. bekennt ſich wieder zu dem erſt ſeit Kurzer Zeit (NO. 
114, 246 JW. 1926, 1557; 123, 58 = JN. 1929, 1190) auf 
geſtellten Satz, daß es einerlei iſt, auf welche Weiſe die das Vor⸗ 
benutzungsrecht in Anſpruch nehmende Perſon in den, Beſitz der 
Erfindung gelangte, daß insbeſ. eine eigene erfinderiſche Tätigkeit 
nicht erforderlich iſt. Nur muß der Beſitz in replicher, ben Schutz- 
inhaber nicht ſchädigender Weiſe erworben worden fein. Das A. ver⸗ 
wirft deshalb die Anſicht von Iſay, Patch. (IV) 8 5 Anm. 5 und 
S. 624, und Damme⸗Lutter, Das deutſche Patentrecht, S. 424, 
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beiten geforderte grobe Fahrläſſigkeit des Bekl. nicht als 
gegeben erachtet werden. Als Fall einer beſonders ſchweren 
Verletzung der im Verkehr gebotenen Sorgfalt erſchien das 
Verhalten des Bekl. nicht. Zur Zeit ſeiner Schutzverletzung 
beſtand das Schutzrecht nicht im Deutſchen Reich, ſondern nur 
im Auslande (Schweden). Auch wenn man ſeine Kenntnis 
vom Beſtehen dieſes Schutzrechts annimmt, ſo kann doch der 
Umſtand, daß er es unterlaſſen hat, mit der Möglichkeit zu 
rechnen, die Kl. werde die ausſchließliche Lizenz für die 
ſchwediſchen Gebrauchsmuſter⸗Schutzrechte erwerben und werde 
dieſe innerhalb der Prioritätsfriſten mit der ſchwediſchen 
Priorität zum Schutz im Deutſchen Reich beim Patentamt 
anmelden, nicht als Außerachtlaſſung einer Sorgfalt an⸗ 
geſehen werden, die normalerweiſe von keinem verſtändigen 
Angehörigen ſeines Gewerbes außer acht gelaſſen werden darf. 

Was endlich den Klageanſpruch betrifft auf Unterlaſſung, 
Staubſauger oder deren Verpackung oder Umhüllung mit der 
Bezeichnung „Elektro⸗Star“ im Zuſammenhange mit einem 
in kreisrundem Schild angebrachten Stern zu verſehen, ſo be⸗ 
zeichnete Waren in Verkehr zu ſetzen uſw. (8 12 WbzG.), jo 
war auch bezüglich dieſes und der ſich auf dieſe angebliche 
Verletzung des Namens⸗, Zeichen⸗ und Wett⸗ 
bewerbsrechts gründenden weiteren Klageanſprüche auf 
Feſtſtellung der Schadenserſaßzpflicht und auf Auskunfterteilung 
die Rev. begründet. 

Das LG. nimmt eine Verletzung des Warenzeichens der 
Kl. und ihres Ausſtattungsbeſitzes an der von ihr geübten 
Art der Verwendung ihres Bildzeichens unter Hinzufügung 
der Worte „Elektro⸗Lux“ in der Mitte auf rundem Schilde 
an. Das BG. erwähnt nur die Zeichenverletzung und tritt 
in dieſer Beziehung dem LG. bei. Beide Vorinſtanzen gehen 
davon aus, daß dieſe Art der Bezeichnung, vor allem alſo ein⸗ 
ſchließlich des Wortes Elektro-Lux, als ſchlagwortartigen Be⸗ 
ſtandteils der Firma der Kl. Zeichenſchutz genieße, weil dies 
die von der Kl. geübte Art der Verwendung ihres Zei⸗ 
chens im Verkehr ſei. Das iſt rechtsirrig. Allerdings iſt 
ein Zeichen nicht nur in feiner eingetragenen Form geſchüßzt, 
ſondern für die Frage der Verwechſelbarkeit iſt auch die be⸗ 
ſtimmungsgemäße und verkehrsübliche Art der Benutzung 
mit zu berückſichtigen, ſo daß der Geſamteindruck durch außer⸗ 
halb des Zeichens liegende Umſtände, z. B. Ort und Art der 
Anbringung, Verzierungen, Form und Farbe der Ware, be⸗ 
einflußt werden kann. Die Berückſichtigung der verkehrs⸗ 
üblichen Art des Gebrauchs bedeutet nur, daß das einge⸗ 
tragene Zeichen ſo, wie es ſich im praktiſchen Gebrauch im 
Verkehr darſtellt, zu berückſichtigen iſt, dabei muß es ſich 
aber ſelbſtverſtändlich immer um eine durch den praktiſchen 
Gebrauch gebotene gewiſſe Abweichung von der genauen 
Wiedergabe der eingetragenen Form des Zeichens handeln. 


ein Vorbenutzungsrecht könne nicht mehr in Deutſchland erworben 
werden, nachdem ein Patent im Auslande erteilt, die Erfindung ver⸗ 
öffentlicht oder im Inland offenkundig benutzt worden iſt. Es ſtellt 
allein darauf ab, daß die Benutzung in Deutſchland nicht rechts⸗ 
widrig erfolgt iſt. 

3. Schadenserſatzpflicht. 

Das RG. ſieht darin, daß die Bekl. im Prioritätsintervall die 
Erfindung in Benutzung genommen hat, keinen Fall „beſonders 
ſchwerer Verletzung der im Verkehr gebotenen Sorgfalt“. Konſequent 
erſcheint dieſe Stellungnahme nicht. Steht man — mit vollem Recht — 
auf dem Standpunkt, daß die in Deutſchland während des Prioritäts⸗ 
intervalls erfolgte Benutzung einer im Auslande geſchützten und dort 
in den Verkehr gebrachten Erfindung in Deutſchland kein redlicher 
Erwerb des Vorbenutzungsrechts deshalb darſtellen könne, weil man 
mit einer ordnungsmäßig rechtzeitigen Anmeldung eines deutſchen 
Schutzrechtes habe rechnen müſſen, dann kann man nicht den Stand⸗ 
punkt vertreten, daß tro „Unredlichteit“ die Vorbenutzung keine 
vorſätzliche, geſchweige denn keine grobfahrläſſige Verlegung des für 
den Prioritätsintervall rückwirkend geltenden deutſchen Schutzrechtes 
darſtellt. Denn man wird bei der heutigen Konſtellation der inter⸗ 
nationalen Wirtſchaftslage regelmäßig mit der Anmeldung von Er⸗ 
findungen, denen eine allgemeinere Bedeutung zuzuſprechen iſt, in den 
hauptfächlichen Kulturländern, beſonders in einem jo ſtark indu⸗ 
ſtrialiſierten Lande wie Deutſchland, rechnen müſſen. Man kann m. E. 
dem RG. nur dann beipflichten, wenn es ſich um Erfindungen handelt, 
die man „redlich“ nur als für die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des 
Landes der Stammanmeldung oder ſonſtiger Auslandsſtaaten, nicht 
aber für Deutſchland als bedeutſam erachten kann, ſo daß man mit 
guten Gründen glaubte, damit rechnen zu können, der Erwerber des 
Auslandspatentes pp. werde von ſeinem Prioritätsrechte in Deutſch⸗ 
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Bei der gebotenen Berückſichtigung der verkehrsüblichen Art 
der Verwendung iſt an Fälle gedacht, wo durch Einſchlagen 
des Zeichens in Metall, Aufdruck auf grobe Säcke und Stoffe, 
ferner infolge Kleinheit der Zeichen, z. B. auf Edelmetall, die 
Umriſſe und Einzelheiten des Zeichens an Deutlichkeit ver⸗ 
lieren. Niemals aber iſt ein Zeichen in einer im Verkehr 
willkürlich veränderten Form der Vergleichung zugrunde 
zu legen. Eine ſolche willkürliche Veränderung aber iſt 
hier von der Kl. bei Verwendung ihres Zeichens — wenn 
man von dem weſentlich anderen Ausſehen der Strahlen ab⸗ 
ſieht — inſofern vorgenommen, als ſie das Wort „Elektro⸗ 
Lux“ (geſchrieben in zwei Worten und in zwei Zeilen) in ihr 
nur aus dem Bilde einer Erdkarte mit nach unten ver⸗ 
laufenden Strahlen beſtehendes Bildzeichen aufgenommen 
hat. Deshalb iſt ſchon aus dieſem Grunde die gerade auf 
dieſes Wort „Elektro⸗Lux“ — dem das Wort „Elektro⸗Star“ 
in der Bezeichnung des Bekl. gegenübergeſtellt wird mit dem 
weiteren Bemerken, daß in beiden Bezeichnungen das iden⸗ 
tiſche Wort „Elektro“ von Sternſtrahlen bzw. einem Strahlen⸗ 
bündel umgeben iſt — ſich gründende Annahme der Ver⸗ 
wechſelungsgefahr durch das LG., dem das BG. beitritt, 
rechtsirrig. Dieſe Auffaſſung der Vorinſtanzen iſt weiter des⸗ 
halb rechtsirrig, weil das in beiden Kennzeichnungen iden⸗ 
tiſche Wort „Elektro“ in Bezeichnungen für elektriſche Artikel 
erfahrungsgemäß allgemein als Beſchaffenheitsangabe im 
Verkehr angeſehen wird und aus dieſem Grunde ſowie wegen 
feiner überaus häufigen Verwendung in Verbindung mit 
einem anderen Wort zur Bezeichnung ſolcher Artikel und 
überhaupt von Dingen, die mit Elektrizität in Zuſammen⸗ 
hang ſtehen, keine Unterſcheidungskraft beſitzt (vgl. Elektro⸗ 
motor, Elektrotechnik, Elektrochemie uſw.). Das iſt bereits 
vom Patentamt ausgeſprochen in ſeinen zum Gegenſtande der 
Verhandlung vor dem BN. gemachten vier Beſchlüſſen vom 
23. Dez. 1927 und v. 24. Mai 1928, in denen der Wider⸗ 
ſpruch der Kl. gegen die vom Bekl. beantragte Eintragung 
des Wortzeichens „Elektro⸗Star“ wegen angeblicher Ver⸗ 
wechſelungsfähigkeit mit „Elektro⸗Luz“ von beiden Inſtanzen 
des Patentamts zurückgewieſen iſt. Die hiernach nur noch ver⸗ 
bleibenden Worte „Lux“ und „Star“ aber ſind, wie das 
Patentamt in jenen vier Beſchlüſſen ebenfalls zutreffend aus⸗ 
führt und die Rev. mit Recht geltend macht, weder nach Klang 
noch nach Begriff oder Bild verwechſelbar. Der Umſtand 
aber, daß der Bekl. die Wortverbindung „Elektro-Star“ mit 
dem Bilde eines fünfzackigen Sterns umgeben hat, erklärt ſich 
zwanglos aus der Bedeutung des in dieſer Wortverbindung 
weſentlichen Beſtandteils Star⸗Stern mit der Folge, daß 
dieſer ſchon an ſich nicht zu beanſtandende Beſtandteil durch 
das Bild eines Sterns in ſeiner begrifflichen Bedeutung 
noch unterſtrichen wird. Dazu kommt, daß das Bild eines 


land keinen Gebrauch machen. Schon der Geſichtspunkt iſt m. E. aus⸗ 
zuſchließen, man hätte nach der wirtſchaſtlichen Lage des Anmelders 
des ausländiſchen Stammſchutzrechts nicht damit rechnen können, daß 
er Auslaudsſchutzrechte auf Grund feines Prioritätsanſpruchs erwerben 
werde. Denn wie der vorliegende Fall zeigt, kann der Erfolg einer 
ausländiſchen Erfindung einen Deutſchen veranlaſſen, eine ausſchließ⸗ 
liche Lizenz ſich zu ſichern und damit dem ausländiſchen Erfinder 
die Veranlaſſung und die Möglichkeit zu geben, die Erfindung recht⸗ 
zeitig in Deutſchland zum Schutz anzumelden. 

4. Warenzeichenſchutz. 

Auch hier bringt das vorſtehende Urt. klärende Ausführungen. 
Es iſt anerkannten Rechtens, daß ein Zeichen nicht nur in ſeiner 
eingetragenen Form Schutz genießt, ſondern daß auch Abweichungen 
von der eingetragenen Form, welche durch die beſtimmungsgemäße und 
verkehrsübliche Benutzung ſich ergeben, bei der Prüfung der Frage der 
Verwechſlungsgefahr zu berückſichtigen find. Das RO. weiſt deshalb 
darauf hin, daß der Geſamteindruck durch die außerhalb des Zeichens 
liegenden Umſtände, z. B. Ort und Art des Anbringens des Zeichens, 
Verzierungen, Form und Farbe der Ware, beeinflußt werden kann. 
Aber auch nur ſolche Abweichungen dürfen ſchutzerweiternd berückh⸗ 
ſichtigt werden, welche ſich bei der beſtimmungsgemäßen Verwendung 
des eingetragenen Zeichens ergeben, nicht aber willkürlich herbei⸗ 
geführte Anderungen desſelben. 

Dieſe klare und ſcharfe Grenzziehung erhoͤht die Rechtsſicherheit. 
Sie zieht dem Schutzumfang des Warenzeichenrechts in einer Hin⸗ 
ſicht genau beſtimmte Grenzen und blockiert damit — wenigſtens 
nach einer Richtung — das bei allen gewerblichen Schutzrechten zu 
beobachtende Beſtreben ihrer Inhaber, denſelben einen möglichſt weit⸗ 
gehenden Schutzumfang zu geben. 

IR. Prof. Dr. bg Wertheimer, Frankfurt a. M. 


60. Jahrg. 1931 Heft 6/7 
Stern als eines der abgegriffenſten Bilder im Warenverkehr 
auf faſt allen Gebieten desſelben faſt gar keine Kennzeichnungs⸗ 
kraft mehr beſitzt. Von dieſem Kennzeichen des Bekl. iſt das 
eine Erdkarte mit Sonnenſtrahlen darſtellende Bildzrichen der 
Kl. derart verſchieden, daß von einer Verwechſelungsgefahr 
beider keine Rede ſein kann. Was im Bilde eines fünf⸗ 
zackigen Sterns das LG. unter „Sternſtrahlen“ und beide 
Vorinſtanzen unter „Strahlenbündeln“ verſtehen, iſt nicht er⸗ 
ſichtlich. Unter dieſen Umſtänden kommt es für die Frage der 
Verwechſelungsgefahr auf die von der Kl. beſonders ſtark 
betonte Tatſache, daß der Bekl. ſeine Bezeichnung ungefähr 
an derſelben Stelle des Apparats anbringt wie ſie, nicht 
mehr an. Im übrigen erklart ſich dies daraus, daß es 
wegen der Nähe des Handgriffs diejenige Stelle iſt, auf die 
vorzugsweiſe geſehen wird. 

(U. v. 16. Sept. 1930; 45/30 II. — Berlin.) [Ku.] 


* 8. 88 3, 13 Abſ. 3 Un l WG. 


1. Stillſchweigende Genehmigung der un⸗ 
lauteren Wettbewerbstätigkeit eines ſelbſtän⸗ 
digen An⸗ und Verkäufers berechtigt zur Ver⸗ 
urteilung des Genehmigenden auf Unter- 
laſſung. 

2. Irreführende Wirkung einer Mitteilung, 
die richtig nur unter Heranziehung von de m 
Durchſchnittsleſer nicht jederzeit zugänglichen 
„Normen“ verſtanden werden kann. 7) 

Die Kl. ſind Verbände, zu denen ſich ein großer Teil 
der norddeutſchen bzw. weſtdeutſchen Portlandzement⸗Fabriken 
zuſammengeſchloſſen hat zu dem Zweck, Portlandzement und 
eine beſonders hochwertige Marke dieſer Zementart, die in 
weiten Kreiſen als Spezialzement bezeichnet wird, zu ver⸗ 
treiben. Die Bekl. betreibt in G. in Weſtf. ein Zementwerk. 
Dort ſtellt ſie einen Zement her, der als Portlandzement 
i. S. der „deutſchen Normen für einheitliche Lieferung und 
Prüfung von Portlandzement vom Jahre 1909“ nicht an⸗ 
geſehen werden kann, ſondern unſtreitig ein Naturzement iſt. 
Die Bekl. ſelbſt hat ein Reklameblatt verbreitet, auf dem am 
Kopf ihre Firma, darunter die Abbildung angeblich ihrer 
Werkanlage und darunter folgende Anpreiſung ſich befindet: 
„Fortunazement ringfrei garantiert die in den deutſchen 
Normen für Portland⸗, Eiſenportland- und Hochofenzement 
vorgeſchriebene Jeſtigkeit und Volumenbeſtändigkeit und iſt 
für jeden Verwendungszweck geeignet.“ Weiter iſt ein zwei⸗ 
tes Reklameblatt verbreitet, welches bezüglich des Kopfes, 
des Bildes und der Worte „Fortunazemenk“ und „ringfrei“ 
dem obigen genau entſpricht, dann folgt der Satz: „garantiert 
hinſichtlich ſeiner Güteeigenſchaften die deutſchen Normen für 
Portlandzement und iſt für jeden Verwendungszweck ge⸗ 
eignet.“ Die Kl. wenden ſich gegen beide unter kleinen Bau⸗ 
materialienhändlern, kleinen Maurermeiſtern und Bauunter⸗ 
nehmern verbreiteten Reklameblättern und fordern die Unter⸗ 
laſſung ihrer Verbreitung, und zwar des erſteren aus 8 3 
Unl WG., des zweiten aus § 3 i. Verb. m. § 13 Abſ. 3 Unl⸗ 
WG. Von dem beanſtandeten Satze auf jedem der beiden 
Reklameblätter kommt für die RevInſt. nicht mehr in 
Betracht der zweite Teil: „Fortunazement für jeden Ver⸗ 
wendungszweck geeignet“. Denn inſoweit iſt die Verurteilung 


Zu 38. Das Urteil iſt i. Verb. m. den beiden anderen darin er⸗ 
wähnten Entſch. von größter Bedeutung für die deutſche Portland 
zementinduſtrie. Es wird durch die drei Erkenntniſſe ein vollſtändig 
einwandfreier Rechtszuſtand datin geſchaffen, daß jede Bezugnahme 
auf die deutſchen Normen für die Herſtellung und Lieferung von Port⸗ 
landzement lediglich für den nach Maßgabe dieſer Normen her⸗ 
geſtellten künſtlichen Portlandzement zuläſſig it. Naturzement oder 
natürlicher Zement, bei welchem das in den Normen vorgeſchriebene 
Herſtellungsverfahren nicht angewendet wird, mag noch ſo gut ſein, 
er darf aber nicht unter Bezugnahme auf die Normen angeprieſen 
werden, auch nicht bezüglich aller oder einzelner ſeiner Eigenſchaften. 

enn behauptet worden iſt, das obige Urt. verkenne ebenſo wie 
auch die anderen in ihm erwähnten Entſch., daß die unter Bezug⸗ 
nahme auf die Normen aufgeſtellte Garantieklauſel nichts weiter 
bedeute, als daß in Bezug auf alle oder beſtimmte Eigenſchaften 
Naturzement dem Portlandzement vollſtändig entſpreche und dafür 
5 werde, jo ift hierbei vollkommen überſehen worden, daß 
dh Begriff „Portlandzement“ nach den Anſchauungen des Verkehrs 
119 Herſtellungsverfahren nach den Normen als weſent⸗ 
ichſten Teil erfaßt, und zwar gerade für den mit dem Inhalt der 
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der Bekl. erfolgt und rechtskräftig geworden, ebenſo ihre 


Rev Inſt. noch in Betracht kommt: 

I. Verbot der Verbreitung von Reklameblättern mit dem 
S in jedem von beiden (vgl. oben) allein verbleibenden 

atz: 

a) Fortunazement (ringfrei) garantiert die in den deut⸗ 
ſchen Normen für Portland⸗, Eiſenportland⸗ und Hochofen⸗ 
zement vorgeſchriebene Feſtigkeit und Volumenbeſtändigkeit, 

b) Fortunazement (ringfrei) garantiert hinſichtlich ſeiner 
Güteeigenſchaften die deutſchen Normen für Portlandzement. 

II. Veröffentlichungsbefugnis. 

Das BG. hat den Unterlaſſungsantrag abgewieſen, das 
RG. hat aufgehoben. 

Es handelt ſich um den Klageanſpruch auf Unterlaſſung 
der Weiterverbreitung des erſten Satzteils auf den beiden 
Reklameblättern. Das zweite, das die un eingeſchränkte 
Erklärung trägt: „Fortunazement (ringfrei) garantiert hin⸗ 
ſichtlich ſeiner Güteeigenſchaften die deutſchen Normen für 
Portlandzement“ iſt zwar unſtreitig nicht von der Bekl., 
ſondern von R., dem Inhaber des auf dem fraglichen 
Reklameblatt aufgedruckten Verkaufskontors verbreitet wor⸗ 
den. Das macht aber keinen Unterſchied. Gegenüber der In⸗ 
anſpruchnahme aus § 13 Abſ. 3 UnlWG. wendet die Bekl. 
ein, R. ſei nicht ihr Angeſtellter oder Beauftragter, ſondern 
ſelbſtändiger Geſchäftsmann, auch nicht ihr Handelsvertreter, 
ſondern ihr gegenüber Selbſtkäufer. Dieſer habe auf dem 
Reklamematerial — das im übrigen dem der Bekl. im Aus⸗ 
ſehen einſchließlich der angeblichen Abbildung ihres Werkes 
und des Druckes und der Art des Papiers völlig gleich it — 
aus eigenem Entſchluß den Satz aufdrucken laſſen, fie (Bekl. ) 
habe ihn nicht dazu veranlaßt, R. ſei unabhängig von ihr. 
Bis Mitte 1928 habe ſich zwar der gleiche Saß auf dem 
von ihr verbreiteten Reklamematerial beſunden, ſie haben 
dieſen aber damals auf die Androhung des RA. F., wegen 
unlauteren Wettbewerbs gegen ſie vorgehen zu wollen, nicht 
mehr verwendet. Sie habe aber keine Befugnis gehabt, auf 
R. einzuwirken, den Satz nicht mehr zu verwenden. R. ſei 
ſein eigener Herr. Aus dieſem eigenen Vorbringen der Bekl. 
ergibt ſich, daß ſie den Aufdruck, welchen R. nach der nicht 
widerlegten Angabe der Bekl. auf dem Reklamematerial ſelbſt 
vorgenommen hat, zum mindeſten ſtillſchweigend genehmigt 
hat und damit dieſes Verhalten des R. nach außen als ihr 
eigenes gewolltes zu vertreten hat. Für 8 13 Abſ. 3 Unl WG. 
iſt daher unter dieſen Umſtänden überhaupt kein Raum. Die 
Bekl. haftet vielmehr auch für den beanſtandeten Aufdruck 
des zweiten Reklameblattes ſo, wie wenn ſie es ſelbſt ver⸗ 
breitet hätte, an ſich neben R.; dieſer iſt hier nicht mit⸗ 
verklagt. Zum gleichen Ergebnis führt die Annahme der 
mittelbaren Täterſchaft (Urt. v. 7. Juni 1929, II 574/28: 
MuW. XXIX, 445). a 

Vorauszuſchicken iſt, daß ſich für die rechtliche Be⸗ 
urteilung der Inhalt der Erklärungen auf den Reklame⸗ 
blättern als eine einheitliche Kundgebung darſtellt, die in 
ihrer Geſamtwirkung zu prüfen iſt, unabhängig davon, daß 
bereits hinſichtlich eines Teils dieſer Kundgebung die Bekl. 
antragsgemäß zur Unterlaſſung verurteilt iſt. Es darf alfo 


Normen vertrauten Leſer. Der Gedankengang des RG. bei der Prü⸗ 
fung dieſes Punktes wird ſeitens der Rſpr. mit Vorteil bei der 
Anpreiſung in verwandten Fällen verwendet werden können. Zweifel⸗ 
los hat der Induſtrielle das Recht, für ſeine Fabrikate tatſächlich 
vorhandene Eigenſchaſten bei der Ankündigung und Anpreiſung 
wahrheitsgemäß hervorzuheben. Aber wenn dieſe Eigenſchaften ſeitens 
eines nicht geradezu verſchwindenden Teils der Abnehmer und Ver⸗ 
braucher nur einem ganz beſtimmten Verfahren eines beſtimmten 
Produktes zugeſchrieben werden, ſo iſt ihre Verbindung mit einem 
nach einem ganz anderen Verfahren hergeſtellten Produkt irre⸗ 
führend, die Entf. des 2. ZivSen. gehen daher über das Gebiet der 
Zement⸗ und Portlandzementinduſtrie in ihrer praktiſchen Bedeutung 
weit hinaus. Die Grundſätze, welche bei der Würdigung der An⸗ 
preiſung als Ganzes angewendet werden, entſprechen der bisherigen 
Apr. In dem hier nicht abgedruckten Teil der Begründung hat das 
NG. auch wieder den Begriff der mittelbaren Täterſchaft angewendet 
wie bereits in der Entſch. v. 7. Juni 1929 (Mu. 29, 445), der 
ſeitens mancher Gerichte immer noch verkannt wird. 
IR. Dr. Fuld, Mainz. 
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dieſer zwar an ſich erledigte Teil bei der Beurteilung nicht 
ganz außer acht gelaſſen werden. 

In dem Satz auf dem zweiten Reklameblatt iſt das Wort 
„Portlandzement“, wie das BG. ſelbſt betont, durch Aus⸗ 
einanderziehen der Buchſtaben zwar etwas auffallender als 
der übrige Teil der Kundgebung gedruckt. Doch tritt, wie das 
BG. weiter feſtſtellt, der übrige Teil der letzteren deshalb 
nicht derart zurück, daß durch die Druckanordnung der Ein⸗ 
druck bei dem unbefangenen Leſer erweckt werde, Fortuna⸗ 
zement ſei Portlandzement, zumal die Kundgebung nur kurz 
gefaßt ſei und daher ganz durchgeleſen werde. Dann ergebe 
ſich auch für den flüchtigen Leſer ganz eindeutig als Sinn 
der Kundgebung, daß nur die Güteeigenſchaften des Port⸗ 
landzements für den Fortunazement garantiert würden. Das 
BG. ſieht ſomit die Vorausſetzung für die Annahme, es liege 
hier eine ſonſtige Veranſtaltung i. S. des 85 Abſ. 2 UnlWG. 
vor, nicht als gegeben an. Dieſe Auffaſſung beruht auf 
rein tatſächlicher Würdigung der Umſtände des Falles. Da⸗ 
nach iſt auch kein Raum mehr für die Anſicht der Rev., es 
könne zum mindeſten eine mehrdeutige Angabe vorliegen, bei 
der ſich die Bekl. gefallen laſſen müſſe, der Leſer verſtehe 
fie fo, als ob es ſich um eine unrichtige Angabe ($ 3 Unl⸗ 
WG.) handle. 

Auf dem erſten Reklameblatt iſt in dem beanſtandeten 
Satz irgendeine beſondere Veranſtaltung i. S. des 85 Abſ. 2 
UnlWG. durch Druckanordnung oder Art des Druckes des 
Wortes „Portlandzement“ nicht erfolgt, hier iſt der Druck 
fortlaufend und bezüglich aller Worte gleichmäßig. 

Nach alledem iſt die Ablehnung des von den Kl. in erſter 
Linie vertretenen Standpunkts, daß ſchon durch die Auf⸗ 
nahme des Wortes „Portlandzement“ in das erſte und zweite 
Reklameblatt infolge der „ſuggeſtiven“ Wirkung dieſes Wor⸗ 
tes auf das Publikum der Eindruck erweckt werde, der an⸗ 
geprieſene Fortunazement ſei Portlandzement, durch das BG. 
rechtlich nicht zu beanſtanden. 

Nun machen die Kl. weiter geltend, dieſer Eindruck werde 
verſtärkt durch die Heranziehung der „deutſche Normen für 
Portlandzement“ in beiden Reklameblättern, da dieſe Nor⸗ 
men vor allem das Verfahren der Herſtellung beträfen, ohne 
das ein dieſen Normen entſprechender Portlandzement gar 
nicht denkbar ſei. Deshalb müſſe ein unter Hinweis auf dieſe 
Normen angebotener Zement von einem großen Teil der 
Leſer für Normenzement, d. h. für Portlandzement, angeſehen 
werden. 

Das BG. lehnt auch das ab. Es meint, daß nach dem 
Wortlaut beider Kundgebungen auch für den einfacheren 
Durchſchnittsleſer des Intereſſentenkreiſes klar zum Ausdruck, 
komme, daß der Fortunazement nach dem erſten Reklame⸗ 
blatt nur beſtimmte, in den deutſchen Normen für Portland⸗ 
zement vorgeſchriebene Eigenſchaften, nämlich der Feſtigkeit 
und der Volumenbeſtändigkeit, und nach dem zweiten 
Reklameblatt auch nur beſtimmte Eigenſchaften des Portland» 
zements, wenn auch in größerer Zahl, nämlich die Güte⸗ 
eigenſchaften von Portlandzement überhaupt garantiere, des⸗ 
halb alſo nicht ſelbſt Portlandzement ſein könne. Das BG. 
führt hier ebenſo wie in der vor dem Rev. gleichzeitig zur 
Verhandlung und Entich. ſtehenden Sache des Weſtdeutſchen 
Zement⸗Verbandes w. Zementwerke Weſtfalen II 377/29 aus, 
daß der unbefangene Leſer, dem die Verhältniſſe unbekannt 
ſeien, zu dieſer Auffaſſung „insbeſondere dann“ gelangen 
müſſe, wenn er auf die deutſchen Normen für Portlandzement 
von 1909, auf die beide Kundgebungen ergänzend verwieſen, 
zurückgreife. Denn in dieſen würden beſondere Güteeigen⸗ 
ſchaften des Portlandzements, wie z. B. Feſtigkeit und 
Volumenbeſtändigkeit hervorgehoben; und es werde bereits 
in der Begründung und Erläuterung der Begriffsbeſtimmung 
für Portlandzement (Ziff. I des Abſ. 1 der Normen von 
1909) darauf hingewieſen, daß Portlandzement gegenüber 
allen anderen hydrauliſchen Bindemitteln einen hohen Kalk⸗ 
gehalt beſitze, der eine Miſchung der Rohſtoffe in ganz be⸗ 
ſtimmtem Verhältnis bedinge, wie ſie — ſehr wenige natür⸗ 
liche Vorkommen ausgenommen — nur auf künſtlichem 
Wege zu erreichen ſei. Danach gebe es tatſächlich aus natür⸗ 
lichem Stein hergeſtellte Zemente (Naturzemente), die dem 
auf künſtlichem Wege hergeſtellten Portlandzement in den im 
zweiten Reklameblatt garantierten Güteeigenſchaften über⸗ 
haupt, alſo auch in den im erſten Reklameblatt nur hervor⸗ 
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gehobenen Eigenſchaften der Feſtigkeit und Volumenbeſtändig⸗ 
keit gleichkämen. Ein ſolcher Zement ſei nach der Behaup⸗ 
tung der Bekl. ihr Fortunazement. 

Dieſe Begründung unterliegt, wie bereits in der oben 
genannten Parallelſache ausgeführt iſt, verſchiedenen recht⸗ 
lichen Bedenken. In erſter Linie erſcheint ſie widerſpruchs⸗ 
voll. Denn während das BG. im Eingange ſeiner Begrün⸗ 
dung zu dieſem Punkt anſcheinend ſchon den Wortlaut 
der beiden Kundgebungen nach dem Urteil des unbefangenen 
Leſers für ausreichend anſehen will, um deſſen etwaige An⸗ 
nahme, daß Fortunazement Portlandzement ſei, auszuſchließen, 
gelangt es im weiteren Verlauf ſeiner Begründung zu dieſer 
Auffaſſung nur unter Berückſichtigung des Inhalts 
der deutſchen Normen, und zwar ganz beſtimmter ein⸗ 
zelner Teile dieſer Beſtimmungen. Rechtsirrig iſt dabei 
weiter, daß das BG. behufs Feſtſtellung, in welchem Sinne 
die Erwähnung der deutſchen Normen für Portlandzement in 
den beiden fraglichen Ankündigungen für Fortunazement ge⸗ 
ſchehen iſt, den Inhalt einiger dieſer Normen heranzieht, ohne 
feſtzuſtellen, daß dem unbefangenen Leſer dieſe Normen derart 
bekannt ſeien oder er ſie ſtets zur Hand habe. Denn für die 
Prüfung der Frage, ob die Angabe in einer Kundgebung 
richtig iſt oder nicht, können außer deren Inhalt und dem 
der ihr etwa beigefügten anderen Stücke nur allgemeine Er⸗ 
fahrungstatſachen des Verkehrs berückſichtigt werden, die in 
der betreffenden Kundgebung nicht beſonders erwähnt werden, 
weil ſie als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt werden. Die deut⸗ 
ſchen Normen von 1909 ſind den beiden hier fraglichen Kund⸗ 
gebungen weder beigefügt geweſen, noch iſt vom BG. ihr 
Inhalt als allgemein bekannt in den hier in Betracht kom⸗ 
menden Kreiſen feſtgeſtellt worden. Der kleinere Bau⸗ 
materialienhändler und der kleine Maurermeiſter und Bau⸗ 
unternehmer, die nach der Feſtſtellung des BG. weſentlich 
als die Intereſſenten und Leſer der beiden Reklameblätter 
in Betracht kommen, haben auch gar kein Intereſſe daran, 
einen Abdruck dieſer deutſchen Normen zu beſitzen, zum min⸗ 
deſten immer zur Hand zu haben. Ihr Beruf oder Geſchäft 
veranlaßt ſie nicht dazu. Für ſie kommt nur das nach dieſen 
Normen hergeſtellte und deshalb die vorzüglichen 
Eigenſchaften beſizende fertige Produkt, der Portlandzement, 
in Frage. Im übrigen iſt der Standpunkt des BG. aber 
auch rechtsirrig. Denn es entſpricht nicht dem Maßſtab des 
Durchſchnittsleſers, ſondern ſetzt ein ſehr ſorgfältiges Leſen 
voraus, wenn ein mit den Verhältniſſen nicht genau ver⸗ 
trauter Leſer aus den deutſchen Normen, nämlich aus den 
in Abſ. 1 der „Erläuterung und Begründung“ zu Ziff. I in 
Parentheſe als ſeltene Ausnahme von der Regel, wonach 
künſtliche Miſchung erforderlich iſt, ſtehenden Worten „ſehr 
wenige natürliche Vorkommen ausgenommen“ entnehmen ſoll, 
daß auch Naturzemente, d. h. nicht nach den Normen „durch 
feine Zerkleinerung und innige Miſchung der Rohſtoffe“ nach 
den dort angegebenen chemiſchen Grundſätzen hergeſtellte 
Zemente die Eigenſchaften der genormten, d. h. der Portland⸗ 
zemente beſitzen können, und daß der hier angeprieſene 
Zement der Bekl. möglicherweiſe ein ſolcher beſonderer Natur⸗ 
zement ſei. Der Durchſchnittsleſer wird vielmehr, ſei es, daß 
er mit den Verhältniſſen über die Fabrikation von Portland⸗ 
zement etwas vertraut iſt, ſei es, daß das nicht der Fall iſt, 
erfahrungsgemäß immer annehmen, daß, wenn — wie hier 
in beiden Kundgebungen — Eigenſchaften des Portland» 
zements entſprechend der für dieſe maßgebenden Normen bei 
einem beſtimmten Zement garantiert werden, dieſer auch in 
der nach den Normen vorgeſchriebenen Art hergeſtellt iſt 
(vgl. das Urt. des erk. Sen. v. 4. Febr. 1930, II 240/29 
in Sachen Merkur w. Verein deutſcher Portlandzement⸗ 
fabriken). Das iſt aber bei dem hier fraglichen Fortunazement 
unſtreitig nicht der Fall. Denn dieſer iſt Naturzement, d. h. 
es wird bei ihm die in Ziff. I „Begriffserklärung von Port⸗ 
landzement“ der deutſchen Normen behandelte „Zuſammen⸗ 
ſtellung durch feine Zerkleinerung und innige Miſchung der 
Rohſtoffe“ nach den dort aufgeſtellten chemiſchen Grundſätzen 
nicht vorgenommen. Wüßte der Leſer, daß der hier an⸗ 
geprieſene Zement das überaus wichtige Aufbereitungs⸗ 
verfahren nicht durchgemacht hat, über deſſen Unentbehrlich⸗ 
keit zur Schaffung der bekannten vorzüglichen Eigenſchaften 
des ſo behandelten Produkts ihn der Inhalt der deutſchen 
Normen, wenn er fie zur Hand hätte und auch nur ober⸗ 
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flächlich läſe, nicht im geringſten im Zweifel ließe, ſo würde 
er gar nicht auf den Gedanken kommen, darüber nachzu⸗ 
denken, ob der hier angeprieſene Zement wegen ſeiner — an⸗ 
geblich — vorzüglichen natürlichen chemiſchen Zuſammen⸗ 
ſetzung dieſes künſtlichen Aufbereitungsverfahrens etwa nicht 
bedürfe. Er würde vielmehr die Heranziehung der deutſchen 
Normen für Portlandzement in ſolchem Falle als unrichtige 
Angabe empfinden. Hiernach muß auch von einem mit dem 
Begriff und der Herſtellung von Portlandzement etwas ver⸗ 
trauten Teil der Leſer der beiden Reklameblätter aus der 
Bezugnahme auf die „deutſchen Normen für einheitliche Lie⸗ 
ferung und Prüfung von Portlandzement“ entnommen wer⸗ 
den, daß die Bekl. die Beachtung dieſer Normen, ſomit auch 
die Anwendung des dort vorgeſehenen Herſtellungs⸗ 
verfahrens durch Zuſammenſtellung der Rohſtoffe nach 
den maßgebenden chemiſchen Grundſätzen habe garantieren 
wollen. Der Zuſatz „hinſichtlich ſeiner Güteeigenſchaften“ im 
zweiten Neflameblatt und „die in den deutſchen Normen für 
Portland ... Zement vorgeſchriebene Feſtigkeit und Volumen⸗ 
beſtändigkeit“ zu der Garantie im erſten Reklameblatt ſchließt 
entgegen der Anſicht der Bekl. dieſe Annahme in keiner Weiſe 
aus. Denn dieſe Zuſätze ſtellen nach der Auffaſſung des un⸗ 
befangenen Leſers keinen Gegenſatz zum Herſtellungsverfahren, 
wie es in den Normen aufgeſtellt wird, dar derart, daß die 
Bekl. durch dieſe Zuſätze für den Durchſchnittsleſer erkennbar 
nur hätte ſagen wollen, ihr Fortunazement beſitze die glei⸗ 
chen Güteeigenſchaften bzw. die gleichen Eigenſchaften der 
Feſtigkeit und Volumenbeſtändigkeit wie das fertige Produkt 
des Portlandzements nach den für ſeine Herſtellung beſtehen⸗ 
den deutſchen Normen, obgleich ihr Fortuna zement ganz 
anders als in letzteren beſtimmt ſei, hergeſtellt werde. 
Für den unbefangenen Leſer iſt ein unter Bezugnahme auf 
die deutſchen Normen für Portlandzement angeprieſener 
Zement ein unter genauer Beobachtung dieſer Normen her⸗ 
geſtelltes Erzeugnis. Eine Zerlegung nach Aufbereitungs⸗ 
verfahren einerſeits und Eigenſchaften andererſeits und wei⸗ 
ter eine Zerlegung nach einzelnen Eigenſchaften, wie das 
BG. es ihm zumutet, nimmt der Leſer nicht vor und kann 
er mangels ausreichender Sachkenntnis auch gar nicht vor⸗ 
nehmen. Deshalb läßt der Hinweis auf die Normen für Port⸗ 
landzement zum mindeſten bei einem erheblichen Teil der 
Leſer die Auffaſſung entſtehen, daß der Fortunazement der 
Bekl. auch nach den Normen für Portlandzement her⸗ 
geſtellt werde und daher Portlandzement ſei. 

Da die Bekl. unſtreitig ein anderes Verfahren, als in 
letzteren vorgeſchrieben iſt, anwendet, ſo iſt die beanſtandete 
Erklärung in beiden Reklameblättern jedenfalls nach dem 
Sinn, den ihr der Durchſchnittsleſer der in Frage kommen⸗ 
den Intereſſenkreiſe beilegt, und darauf allein kommt es 
nach § 3 Unl WG. an, unrichtig. Die gegenteilige Auffaſſung 
des BG. beruht auf unrichtiger Auslegung des 8 3 al a. O. 
Der Bekl. wäre es ein leichtes geweſen, die guten Eigen⸗ 
ſchaften ihres Zements ohne irreführende Bezugnahme auf 
die deutſchen Normen für Portlandzement anzupreiſen. Da 
die Ware der Bekl. billiger iſt, als die von den Portland⸗ 
zementfabriken angebotene, ſo ſind die fraglichen Angaben 
auch geeignet, den Anſchein eines beſonders günſtigen An⸗ 
gebots hervorzurufen. 

Darauf, ob die Angaben, wie die Bekl. ſie angeblich 
nur verſtanden wiſſen will, richtig find, kommt es nach den 
obigen Darlegungen über die Frage der Unrichtigkeit einer 
Angabe nach 83 a. a. O. nicht an. Es iſt alſo ohne Be⸗ 
deutung für die Entſcheidung, daß durch die von der Bell. 
vorgelegten Unterſuchungsergebniſſe über die Prüfung der 
dem Materialprüfungsamt in B.⸗D. und der Allgemeinen 
Bauverwaltung B. eingeſandten Fortunazementproben vom 
15. Mai und 15. Nov. 1928 die Angaben in den beiden 
Reklameblättern über die Leiſtungen als richtig beſtätigt 
werden. Nach der dargelegten Auffaſſung des Durchſchnitts⸗ 
leſers beſchränkt ſich eben die Angabe in beiden Reklame⸗ 
blättern nicht auf die Erklärung techniſchen Inhalts über die 
Leiſtung als ſolche, ſondern geht weiter, indem ſie auch die 
Auffaſſung erweckt, ſie enthalte Angaben über die normen⸗ 
mäßige Herſtellung und ſonſtige Behandlung des Fortuna⸗ 
zements. 

Dauach war der Unterlaſſungsauſpruch aus 53 Unl⸗ 
WG., den das BG. mehrfach verlegt hat, begründet und der 


Rev., ſoweit ſie die Verurteilung zu weiterer Unterlaſſung 
betrifft, ſtattzugeben, nicht dagegen auch bezüglich des An⸗ 
trags auf Zuerkennung der Veröffentlichungsbefugnis. Dieſer 
war auch bezüglich der nunmehr erweiterten Verurteilung der 
Bekl. zur Unterlaſſung aus den vom BG. vertretenen Grün⸗ 
den abzulehnen. 

(U. v. 25. März 1930; 415/29 II. — Hamm.) [Ku.] 


39. 88 1, 14 un l WG. Die gemeinnützige 
Tätigkeit eines Verbandes gibt dieſem nicht das 
Recht zu Kundgebungen an die Verbraucher⸗ 
ſchaft, die eine Herabſetzung anderer Erzeug⸗ 
niſſe in ſich ſchließen. - 

Die Kl. iſt eine führende Firma in der Herſtellung elek⸗ 
triſcher Heizkiſſen, der Bekl. eine private Vereinigung von 
Fachleuten, Fabrikanten und Händlern der Elektrotechnik, die, 
von Behörden und anderen Organiſationen unterſtützt, Vor⸗ 
ſchriften über Durchbildung elektriſcher Geräte und Anlagen 
zur Erzielung größtmöglicher Sicherheit gegen Lebens⸗ und 
Feuersgefahr aufſtellt und ihr eingereichte Modelle durch 
eine Prüfſtelle daraufhin prüfen läßt. Nach ihren Verbands⸗ 
vorſchriften hergeſtellte Typen dürfen von der herſtellenden 
Firma mit der Kennzeichnung V. D. E. in Verkehr gebracht 
werden. Die Kl. iſt Verbandsmitglied. 

In einem „für die Hausfrau“ beſtimmten, ſeit 1927 in 
über 1 Million Stück verbreiteten Rundſchreiben, das Winke 
für Einkauf und Benutzung elektriſcher Hausgeräte enthält, 
ſagt der beklagte Verband unter 2: „Kaufe nur Geräte, die 
das V. D. E⸗Zeichen oder die Fabrikmarke bekannter und 
bewährter Firmen tragen. Unbedingt iſt das V. D. E.⸗Zeichen 
zu verlangen für Plätteiſen, Heizkiſſen, Wandſtecker ...“ 

Die Kl., die von den durch ſie hergeſtellten Heizkiſſen 
nur eine Type mit dem Zeichen hat verſehen laſſen, erblickt 
in dieſem Hinweis eine jeder Grundlage entbehrende, für 
den Abſatz ihrer Erzeugniſſe außerordentlich nachteilige War⸗ 
nung vor dem Ankauf ihrer nicht gekennzeichneten Heizkiſſen. 
Sie hat den Bekl. zur Unterlaſſung dieſer Anſchwärzung 
aufgefordert und im März 1929 auf Unterlaſſung, Schadens⸗ 
erſatz und Zuerkennung der Publikationsbefugnis bez. des 
Urteils! geklagt. 

Der Bekl. hat die Rechtswidrigkeit des Rundſchreibens, 
deſſen Verbreitung über den Oktober 1928 hinaus und jede 
Schädigung der Kl. beſtritten. Er habe nicht ſagen wollen, 
daß Geräte ohne das V. D. E.⸗Zeichen ſchlechter oder ge⸗ 
fährlicher ſeien. Übrigens ſeien die Heizkiſſen der Kl. ge⸗ 
fährlich und wichtigen Verbandsvorſchriften zuwider her⸗ 
geſtellt. Eine Wettbewerbsabſicht komme nach ſeinem gemein⸗ 
nützigen, der Ausübung polizeilicher Befugniſſe dienenden 
Zweck nicht in Frage. 

Alle Inſtanzen haben die Bekl. verurteilt. 

Das BU. erblickt in Übereinſtimmung mit der erſten 
Inſtanz in dem beanſtandeten Paſſus des Rundſchreibens des 
beklagten Verbands die Behauptung, daß nur mit dem 
V. D. E-Zeichen verſehene Heizkiſſen ungefährlich ſeien, und 
nicht einmal die Herkunft aus einer bekannten und bewährten 
Fabrik dieſe Eigenſchaft gewährleiſte. Dieſe Behauptung ſei 
unrichtig, da der Bell. ſelbſt nicht behaupten könne, daß 
Heizkiſſen ohne V. D. G⸗Zeichen ſchlechthin gefährlich ſeien. 
Eine polizeiliche Machtbefugnis ſtehe dem Bekl. nicht zu, jeine 
Behauptung diene, wie auch dem Bekl. bewußt ſei, dem 
Wettbewerb der Konkurrenten der Kl. Da auch angeſichts der 
grundſätlichen Stellungnahme des Bekl. und der Weiter⸗ 
verbreitung des Rundſchreibens die Wiederholungsgefahr be⸗ 
gründet ſei, ſeien die Vorausſetzungen des Unterlaſſungs⸗ 
und Schadenserſatzauſpruchs nach 8 14 Unl WG. gegeben. 
Dieſe Erwägungen laſſen nach keiner Richtung eine Rechts⸗ 
verletzung erkennen. Die Auslegung, die das BU. der Be⸗ 
merkung 2 des Rundſchreibens gibt, daß damit eine Warnung 
vor dem Ankauf nicht gekennzeichneter Heizkiſſen wegen ihrer 
Gefährlichkeit ausgeſprochen ſei, iſt nicht nur als eine der 
Sachlage nach mögliche zu bezeichnen, für den unbefangenen 
Leſer iſt vielmehr klar, daß damit nicht lediglich, wie die 
Rev. meint, auf die Vorzüge mit dem Zeichen verſehener Heiz⸗ 
kiſſen hingewieſen werden ſoll, ſondern das nicht Zeichen 
tragende Heizkiſſen als eine Ware bezeichnet werden ſoll, 
deren Ankauf das Publikum unbedingt zu unterlaſſen habe. 
Im Hinblick darauf, daß der beklagte Verband ſeine Aufgabe 
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gerade in der Normgebung von Sicherheitsvorſchriften er⸗ 


blickt, kann auch der Grund für ſeine Warnung nur in der: 


mangelnden Sicherheit ungezeichneter Kiffen erblickt werden. 
So hat der Bekl. ſeine Warnung auch in den Vorinſtanzen 
immer verſtanden wiſſen wollen. Eine Veranlaſſung, ſich 
noch weiter über die Bedeutung des V. D. E⸗Zeichens zu 
unterrichten, beſtand nach dieſer unzweideutigen Erklärung 
des Bekl. für das Publikum in keiner Weiſe. Die Warnung 
des Bekl. ſtellt ſich ſonach als eine auch gegen die Erzeugniſſe 
der Kl. gerichtete Behauptung einer Tatſache dar, deren Rich⸗ 
tigkeit der Bekl. ſelbſt im Prozeſſe gar nicht vertritt. Die 
Prüfung der Frage, ob die Heizkiſſen der Kl. wegen Nicht⸗ 
befolgung der Verbandsvorſchriften gefährlich ſind, hat das 
BG. daher mit Recht als unerheblich bezeichnet. Im übrigen 
iſt der in zweiter Inſtanz hierzu angetretene Beweis inſofern 
unſchlüſſig, als die Benennung des Zeugen R. für mit den 
Heizkiſſen der Kl. vorgekommene Brandunfälle weder dieſe 
Fälle ſpezialiſiert anführt, noch einen Zuſammenhang dieſer 
Unfälle mit der Konſtruktion der Kiſſen erkennen läßt. Das 
BG. ſtellt auch in einwandfreier Weiſe tatſächlich feſt, daß 
eine Gefährlichkeit der Erzeugniſſe der Kl. nicht als dargetan 
anzuſehen ſei. Ebenſo liegt die Feſtſtellung des angefochtenen 
Urteils, daß dem Rundſchreiben des Bekl. der Zweck zu⸗ 
grunde liege, den Wettbewerb der den Verbandsvorſchriften 
des Bekl. genügenden Konkurrenten der Kl. zu fördern, auf 
tatſächlichem Gebiete. Die vom Bekl. entfaltete, an ſich nicht 
in Zweifel zu ziehende gemeinnützige Tätigkeit gibt ihm nicht 
das Recht zu Kundgebungen an die Verbraucherſchaft, die 
ohne zureichenden Anlaß eine Herabſetzung gewiſſer Erzeug⸗ 
niſſe in ſich ſchließen und durch die aus ihnen zu entnehmende 
einſeitige Empfehlung mit dem Verbandszeichen verſehener 
Apparate ſich als geſchäftliche Unterſtützung derjenigen Fir⸗ 
men darſtellen, die gerade ſolche Apparate erzeugen. Daß 
dies der Erfolg ſeines Rundſchreibens ſein mußte, kann dem 
Bekl. nicht entgangen ſein, und dieſes Bewußtſein der damit 
notwendig verbundenen Förderung fremden Wettbewerbs ge- 
nügt, um das Rundſchreiben als zu Zwecken des Wettbewerbs 
dienend erſcheinen zu laſſen, auch, wenn dieſer Zweck nicht 
ſein einziger oder auch nur hauptſächlicher war, vielmehr 
die Abſicht des Schutzes der Verbraucherſchaft nebenher ging 
(MuW. 1927/28, 55; 1929, 20). Es kann der Kl. trotz ihrer 
Mitgliedſchaft beim beklagten Verband nicht verwehrt werden, 
gegen ein derartiges, ohne weiteres die Gefahr einer Schädi⸗ 
gung ihres Geſchäftsbetriebes bedingendes Verhalten des Be⸗ 
klagten aus dem Geſichtspunkt unlauteren Wettbewerbes 
Stellung zu nehmen. Die Wiederholungsgefahr iſt vom BG. 
einwandfrei begründet. Angeſichts der umfaſſenden Ver⸗ 
breitung des Rundſchreibens durch den beklagten Verband iſt 
ſie ohne weiteres gegeben, und es wäre Sache des Bekl. ge⸗ 
weſen, diejenigen Umſtände darzutun, die im Gegenſatz dazu 
die Annahme weiterer unzuläſſiger Eingriffe ſeinerſeits in 
die geſchäftliche Betätigung der Kl. als ausgeſchloſſen er⸗ 
ſcheinen ließen. Dies iſt aber nicht geſchehen (RG. 96, 244). 
(U. v. 24. Juni 1930; 43/30 II. — Berlin.) 


40. 58 1, 16 Un l WG.; 8 12 WbzG.; 8 12 BG B. 
Kein Anſpruch auf Löſchung der Konkurrenz⸗ 
firma wegen Verwechſlungsgefahr, auch nicht 
wegen abſichtlich herbeigeführter, wenn ine 
folge Verzögerung des Einſchreibens auf der 
anderen Seite eine ſchutzwürdige Rechtspoſition 
entſtanden iſt. 

Das BG. hält an ſich die Verwechſelungsfähigkeit beider 
Firmen für gegeben, verneint jedoch das Vorliegen einer un⸗ 
lauteren Abſicht bei den Inhabern der Firma des jetzigen 
Bekl. und weiſt die Klaganſprüche mit Rückſicht darauf ab, 
daß ſich die Kl. angeſichts der jahrzehntelangen Duldung der 
Firmenbezeichnung des Bekl. mit der Verwechſelungsgefahr 
abfinden müſſe. Die Angriffe der Rev. gegen dieſe Aus⸗ 
führungen ſind in keinem Punkte begründet. 

Nicht aus der Vorgeſchichte der jetzigen Firma des Bekl., 
auf die die Kl. ſo beſonderen Nachdruck legt, ſondern allein 
aus der gegenwärtigen Sachlage heraus iſt zu beurteilen, 
ob ein Auſpruch der Kl. aus 812 BGB., 88 7, 16 UnlWG. 
oder 8312 WbzöG., auf die die Klage geſtützt wird, beſteht 
oder nicht. Die Vorgeſchichte iſt dabei nur inſofern von Be⸗ 


lang, als ſich der Bekl. etwa in ihr enthaltene Geſetzwidrig⸗ 
keiten zu eigen gemacht und als eigene fortgeſetzt hat. Der 
Fall liegt nun ſo, daß der Bekl., ſeitdem er 1917 Erbe ſeines 
Vaters geworden iſt, die Firma Johann Maria Farina 
gegenüber dem Neumarkt in derſelben Form weitergeführt 
hat. Daß ihm dabei eine gegen die Kl. gerichtete, einen Ver⸗ 
ſtoß gegen die guten Sitten enthaltende unlautere Abſicht 
innegewohnt habe, wird vom BG. in freier Würdigung der 
tatſächlichen Umſtände verneint. Immerhin blieb der Firma, 
wie das angefochtene Urt. zutreffend ausführt, ihre ſchon 
früher vorhandene Verwechſelungsfähigkeit mit der Firma 
der Kl. Gewiß war der in der Firma enthaltene Eigen⸗ 
name, nachdem bis dahin die Firma niemals den wirklichen 
Rufnamen des jeweiligen Farinainhabers aufgewieſen hatte, 
nunmehr der eigentliche volle Vor⸗ und Familienname des 
Inhabers, aber der von ihm mitübernommene, einen weſent⸗ 
lichen Beſtandteil der Firma bildende Zuſatz „gegenüber dem 
Neumarkt“ war, ſtatt eine deutliche Unterſcheidung von der 
unſtreitig weitaus älteren Firma der Kl. zu ſchaffen, im 
Gegenteil vielmehr geeignet, die ſchon im Namen liegende 
Verwechſelungsgefahr erheblich zu verſtärken. Die Aus⸗ 
führungen, die das BG. hierzu im Anſchluß an den zum 
Schlagwort gewordenen Beſtandteil der klägeriſchen Firma, 
„gegenüber“ macht, ſind rechtlich wie tatſächlich bedenken⸗ 
frei. Mit Recht verweiſt jedoch der hiernach an ſich auf 
Grund von 816 UniWG. und auch von 8 12 BGB. (RG. 
114, 930) der Kl. gegebenen Unterlaſſungsklage gegenüber 
das BG. auf die lange Zeit, in der dieſe den Gebrauch der 
jetzt beanſtandeten Firma ſtillſchweigend geduldet hat. Nicht 
nur, daß die Firma ſeit 1859 geführt worden iſt, daß beide 
Firmen ſeit 1862 im Handelsregiſter eingetragen geweſen 
ſind, die Kl. hat auch nichts gegen die Neumarktfirma unter⸗ 
nommen, obwohl, wie erwähnt, der in ihr enthaltene Farina⸗ 
name bis 1917 nie mit demjenigen Vornamen verſehen war, 
der den Inhaber von anderen Trägern des Namens Johann 
Maria Farina hätte unterſcheiden können (Karl Anton, Franz, 
Joſef). Sie hat ferner trotzdem, daß ſie ja auf dem Stand⸗ 
punkt ſteht, es handle ſich bei der Firma des Bekl. um eine 
Täuſchungszwecken dienende bewußte Nachbildung, keine 
Unterlaſſungsklage erhoben, die ſchon nach 88 des früheren 
Geſetzes zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs ſeit 
dem 1. Juli 1896 möglich geweſen wäre. Die Ausführung 
der Rev., ein gerichtliches Vorgehen ſei wegen der Entſch. 
(RG. 77, 27 2)) zwecklos geweſen, trifft nicht zu, denn dieſe 
Entſch. betrifft nur die Wirkung des § 16 des neuen Geſetzes 
gegen den unlauteren Wettbewerb v. 7. Juni 1909 auf 
ältere Firmen, alſo Fälle, für die das Verſchulden des Bekl. 
keine Rolle ſpielt. Zum mindeſten hätte die Kl. ſeit 1917 
gegenüber dem Bekl. ihren Widerſpruch gegen die Führung 
ſeiner Firma ausdrücken müſſen. Die Form der Klage wäre 
dafür erſt in zweiter Linie in Frage gekommen. Unerheblich 
iſt es, ob die Kl. erſt neuerdings erfahren hat, daß die 
Wiener „Neumarkt“firma, die angeblich früher ſelbſtändig 
war, zu einer Zweigniederlaſſung des Kölner Hauſes um⸗ 
gewandelt worden iſt, und durch die in Oſterreich entſtandenen 
Konkurrenzſtreitigkeiten auf die ihr durch die Verwechſelungs⸗ 
fähigkeit beider Firmen drohenden Gefahren aufmerkſam ge⸗ 
worden iſt. Die Verwechſelungsgefahr beſtand, wie die Kl. 
überſah, bereits ſeit langen Jahrzehnten, und der daraus für 
ſie folgende bedrohliche Zuſtand erforderte ihr Einſchreiten, 
wenn ſie nicht geſonnen war, die ſich daraus möglicherweiſe 
für ſie ergebenden Folgen hinzunehmen. Verzögerte ſie jedoch 
das Einſchreiten, gab ſie alſo dem Gegner Zeit, ſeinen Be⸗ 
trieb unter der von ihr nicht beanſtandeten Firma auszubauen, 
ſo kann ſie nicht jetzt nach Ablauf langer Jahre, ohne ſich 
dem Vorwurf eines Treu und Glauben widerſtreitenden Ver⸗ 
haltens auszuſetzen, unter Berufung auf formale Rechte den 
ohne ihren Widerſpruch und zweifellos nicht ohne die Reklame⸗ 
wirkung der Firma im Verkehr eingebürgerten Geſchäfts⸗ 
betrieb ihres Konkurrenten zu einem ihr genehm erſcheinen⸗ 
den Zeitpunkt ausſchalten. In einem ſolchen Falle würde ein 
Erfolg ihrer Unterlaſſungsklage nicht einem ſchutzwürdigen 
Rechte gegenüber unzuläſſigen Störungen eines anderen zu⸗ 
gute kommen, ſondern dieſer andere in ſeiner ſchutzwürdigen 
Rechtspoſition durch willkürliche Rechtsausübung ihrerſeits 


) JW. 1926, 2906. JW. 1911, 828. 
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verletzt werden. Dies liegt nicht in der Abſicht der einſchlagen⸗ 
den Geſetzesvorſchriften, und die Kl. hat ſich daher bei dem 
durch ſie ſelbſt mitgeſchaffenen gegenwärtigen Rechtszuſtand 
zu beſcheiden. Dieſe Erwägungen entſprechen den vom Senat 
in ſtändiger Rſpr. beobachteten Grundſätzen (RG. v. 28. Febr. 
1930), II 424/29; v. 17. Jan. 1930 %, II 156/29; Gew⸗ 
RSch. 1929, 1216). Sie treffen auch gegenüber der Klag⸗ 
begründung aus 8 1 UnlWG. zu, da unter den geſchilderten 
Umſtänden die Sittenwidrigkeit des Verhaltens auf ſeiten des 
Bekl. jedenfalls ausſcheiden würde (ſ. II 424/29), ebenſo, 
ſoweit die Klage auf § 12 des eee geſtützt iſt, 
da die Kl. von ihrem Zeichenſchutz für die Worte „gegen⸗ 
über“ und „Farina gegenüber“ angeſichts der Firmenſührung 
des Bekl. längſt hätte Gebrauch machen können und müſſen, 
ſoweit ihr überhaupt gegenüber der Firma des Bekl. der 
Zeichenſchutz zuzuſprechen war (RGG.: JW. 1929, 1266; 
GewRSch. 1929, 1044, II 117/29, v. 3. Jan. 1930 5)). 
(U. v. 24. Juni 1930; 534/29 II. — Köln.) [Ru] 


41. 9 3,15 Un [WG. Der Ausſtattungsſchutz 
deckt nicht auch einzelne Teile der Ausſtattung. 
Der Zufatz „Original“ darf, wenn es ſich nicht 
um etwas der bezeichneten Ware Eigentümliches 


handelt, nur zuſammen mit dem Namen des Her⸗ 


ſtellers verwendet werden. f) 

Das BG. ſieht die Klageanſprüche aus dem Geſichts⸗ 
punkt des von der Kl. für ſich in Anſpruch genommenen 
Ausſtattungsſchutzes für die Worte: „Original⸗ 
Salicyl⸗Pergament⸗Papier“, und zwar insbeſ. für das Wort 
„Original“ in der Zuſammenſetzung mit dieſen Worten nicht 
als begründet an. Es billigt der Kl. den von der Bekl. auch 
nicht beſtrittenen Ausſtattungsſchutz an dem für die Hüllen 
der Rollen ihres Salicyl⸗Pergament⸗Papiers verwendeten 
gelben Papier mit Aufdruck in ſchwarzer Farbe, aber nicht 
an einem Teil dieſes Aufdrucks ſelbſt, nämlich an den Wor⸗ 
ten „Original⸗Salicyl⸗Pergament-Papier“ zu. Das BG. ſtellt 
feſt, daß dieſe Worte für die Kl. nichts Charakteriſtiſches 
haben, wie ſich ſchon daraus ergebe, daß eine große Menge 
der von ihr überreichten 42 Rollen Salicyl⸗Pergamentpapier 
anderer Fabrikanten oder Händler gleiche oder ähnliche Be⸗ 
zeichnungen aufweiſe, z. B. echtes, prima echtes, garantiert 
echtes, ferner das von der Kl. ganz beſonders für ſich in 
Anſpruch genommene Wort „Original“ in Verbindung mit 
den Worten: „Salicyl⸗Pergament-Papier“ unter Hinzufügung 


) 38.1930, 1694. 9 88. 1930, 1715. 0 JW. 1930, 1681. 


Zu 41. Zwiſchen dem Monopolverlangen der Kl. (vgl. Ul⸗ 
mer, Warenzeichen und unlauterer Wettbewerb, 1929, S. 10 ff.) 
und der es kreuzenden — indes vom LG. gebilligten — Wettbewerbs⸗ 
maßnahme der Bell. treffen OLG. und RG. die richtige Mitte. 


Zwar ſcheint die betonte Herausſtellung des Umſtandes, daß die 
Umhüllungen der Ware der Kl. das Wort „Original“ ſtets in Ver⸗ 
bindung mit ihrem Firmennamen führen, als Indiz gegen einen 
ſelbſtändigen Ausſtattungsſchutz nicht verwertbar. Aus ſolch, tatſächlich 
gemeinfamer Benußung von Ausſtattung mit Firma (oder Waren⸗ 
zeichen) kann allein nichts gefolgert werden (MÜ.: GewqtSch. 1929, 
710 ff. 1712). Gleichwohl iſt ein ſelbſtändiger Ausſtattungsſchutz für 
das Wort „Original“ — in Verbindung mit den drei Worten „Sali⸗ 
zyl⸗Pergament⸗Papier“ wie getrennt von dieſen — mit Recht ver⸗ 
neint. Für ihre bekannte Umhüllung aus gelbem Papier mit ſchwar⸗ 
zem Aufdruck hat die Kl. Ausſtattungsſchutz. Die Geltung des Ganzen 
als Kennzeichen ſetzt nicht ein Gleiches für die Elemente voraus 
(ogl. Hagens, Wöozch., 1927, zu 5 15 Anm 9), noch ſchließt ſie 
dies aus (vgl. Finger, Wbr&., 1926, zu 915 Anm. 10 S. 421; 
NG.: Gewgi Sch. 1930, 74f. 75). Maßgebend Hierfür ift allein die 
Auffaſſung der beteiligten Verkehrskreiſe. Daß ſie ſich tatſächlich 
nicht in Übereinſtimmung mit dem Klagebegehren gebildet hatte, fand 
ſeine Erklärung darin, daß ſich zu ſolcher Verſelbſtändigung in aller 
Regel nur aus dem Geſamtbilde (vgl. Finger, WbzG., 1926, 
S. 400 Freund⸗Mag nus, Which, 1909, zu 815, 202; 
Pinzger⸗ Heinemann, Wbzch., 1926, S. 296; Rofenthal, 
Unl WG., 1930, zu 83 N. 25) beſon rs hervortretende Merkmale, 
bei der Wort⸗Ausſtattung ſog. Schlagworte durchſetzen (vgl. RG. 
GewetSch. 1930, 74; Roſenthal, Unl WG., 1930, zu 8 1 N. 74k; 
Callmann, UnlWG., 1929, zu 8 16 Anm. 119; Baumbach, 
Un! WG., 1929, S. 428; Eber mayer, WbzG., 1928, zu 8 15 
Anm. 2; Hagens, Wbz®., 1927, zu g 15 Anm. 67 Pinzger⸗ 
Heinemann, Wbzöb., 1926, zu 815 S. 296; Seligſohn, 
Wozcö., 1925, zu 815 Anm. 2). Eigenart und Neuheit erleichtern 
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der Worte „Marke Kronling“. Etwas anderes gehe auch 
nicht aus dem von der Kl. überreichten Schreiben hervor. 
Dagegen billigt des BG. den Unterlaſſungsanſpruch 
und entſprechend den Schadenserſatzanſpruch mit der Ein⸗ 
ſchränkung zu, daß es der Bekl. die Verwendung der Be⸗ 
zeichnung „Original⸗Salicyl⸗Pergament⸗Papier“ nur mit dem 
Zuſatz des Namens des Herſtellers geſtattet, und zwar aus 
dem Geſichtspunkt des 8 3 UnlWG. Es iſt der Anſicht, daß 
jene Bezeichnung ohne dieſen Zuſatz eine unrichtige Angabe 
darſtellt, die geeignet iſt, den Anſchein eines beſonders gün⸗ 
ſtigen Angebots zu erwecken. Denn das Wort „Original“ rufe 
bei dem unbefangenen Käufer den Eindruck hervor, als ob 
es ſich bei dem ſo bezeichneten Salicyl⸗Pergamentpapier um 
etwas Beſonderes, etwas nur dieſem Eigentümliches handle. 
In Wahrheit ſtelle das ſo bezeichnete Salicyl⸗Pergamentpapier 
aber nichts Beſonderes dar; die Herſtellung dieſes Papiers 
ſei kein Geheimnis; jeder könne es herſtellen und vertreiben; 
es gäbe deshalb ein „Original⸗Salicyl⸗Pergament⸗Papier“ 
überhaupt nicht; niemand ſei berechtigt, das von ihm her⸗ 
geſtellte Salicyl⸗Pergamentpapier als „Originalpapier“ zu be⸗ 
zeichnen, auch die Kl. nicht. Der Umſtand, daß ſie vor Jahr⸗ 
zehnten als erſte Salicyl⸗Pergamentpapier hergeitellt, d. h. 
bei der Herſtellung des Pergamentpapiers eine Salicyllöſung 
verwendet habe, gebe ihr kein Recht auf die Verwendung des 
Wortes „Original“ ohne Beifügung ihres Firmennamens. 
Mit dieſem Zuſatz habe das Wort dann die allein in Betracht 
kommende Bedeutung, daß das ſo bezeichnete Salicylpapier 
aus ihrem bzw. aus dem Betriebe der jeweilig beigefügten 
Firma ſtamme. Ohne dieſen Zuſatz erwecke das Wort 
„Original“ in der Zuſammenſetzung mit den Worten Salicyl⸗ 
Pergament⸗Papier nach den vorſtehenden Darlegungen bei dem 
re die Vorſtellung, es handle ſich bei der ſo bezeichneten 
orte dieſes Papiers um etwas Beſonderes. Dem Publikum 
werde alſo das Angebot günſtiger erſcheinen, als es ihm 
von Mitbewerbern geboten werde, die lediglich „Salicyl⸗ 
Pergament⸗Papier“ vertreiben. Demgemäß ſei der Bekl. 
die Verwendung des Wortes „Original“ ohne Zuſatz ihres 
Firmennamens oder desjenigen ihrer Bezugsquelle aus 83 
Unl WG. zu verbieten. Sie habe der Kl. auch den ihr durch 
die bloße Aufſchrift „Original⸗Salicyl⸗Pergament⸗Papier“ 
entſtandenen Schaden zu erſetzen gem. 8 13 bj. 2 Zi. 1 
UnlWG., da fie die Unrichtigkeit der von ihr gemachten Uns 
gabe habe kennen müſſen. Dagegen ſei die Klage, ſoweit 
ſie auf Unterſagung des Gebrauchs des Wortes „Original“ 
ſchlechthin und auf Unkenntlichmachung dieſes Wortes auf 


das alſo, find indes nicht Vorausſetzung der Feſtſtellung der Kenn⸗ 
zeichnungskraft (vgl. Roſenthal, Unl WG., 1930, zu 8 1 N. 748 
Elſter, Grundriß, 1928, S. 368/69; Hagens, Wb, 1927, 
zu § 15 Aum. 5; Seligſohn, WbzG., 1925, zu 8 15 Anm. 2; 
Freund⸗Magnus, Wbzch., 1909, zu 8 15 S. 204). Wohl aber 
war ſolche Feſtſtellung der Kennzeichnung der Ware nach ihrer Her⸗ 
kunft aus einem beſtimmten Betriebe ausgeſchloſſen durch die Feſt⸗ 
ſtellung der (Gemein-) Gebräuchlichkeit auch bei anderen im Wett⸗ 
bewerb ſtehenden Geſchäftsbetrieben (vgl. Roſenthal, UnlWG., 
1930, zu 8 1 N. 77 b; Elſter, Grundriß, 1928, S. 369; Hagens, 
Wöbzch., 1927, zu 8 15 Anm. 2, 5, 13; Finger, Wb3Ö., 1926, 
zu 8 15 Anm. 7 S. 415; Buſſe, WbzG., 1925, zu § 15 Anm. 6; 
Pinzger⸗ Heinemann, WbzG., 1926, zu 915 S. 293; 
Freund⸗Magnus, 1909, zu 5 15 S. 204, 202). Nurmehr in 
Verbindung mit ihrem Namen ſoll die Vekl. die von der Kl. beanſtan⸗ 
dete Bezeichnung fortgebrauchen dürfen. Durch dieſe Auflage wird 
der Gefahr unwahrer Reklame der Bekl. geſteuert. Denn über die 
Herkunftsbezeichnung hinaus (vgl. Ros enthal, UnlWG., 1930, 
zu 85 N. 4a; Callmann, Unl WG., 1929, zu 8 5 N. 3 
Wolff⸗Criſolli, Das Recht der Reklame, 1929, S. 248/49; 
Wenzel Goldbaum, UnlWG., 1926, zu 83 Anm. 2) — für 
die die ausdrückliche Firmennennung Kontrollfunktion übt — iſt das 
Wort „Original“ Beſchaffenheitsangabe i. S. von Original⸗Papier 
als Gegenſatz zum Nichtoriginal, dem Unechten, Gefälſchten, der 
Nachahmung (vgl. Finger, Wbzb., 1926, zu § 4 S. 127: Se⸗ 
ligſohn, Wb3&., 1925, zu 8 4 Anm. 13). Da es ein Original⸗ 
papier in dieſem Sinne überhaupt nicht gibt, iſt 8 3 Unl[ WG. mit 
Recht angewandt. Ein Erfinderrecht der Kl. konnte deren weiter⸗ 
gehendes Begehren nicht ſtützen. Denn das Recht aus der Erfindung 
gibt ſchon bei Beſtand keinen Anſpruch auf Anerkennung der Ur⸗ 
heberſchaft (pal. Hirſch, Das Recht aus der Erfindung, 1980, 
S. 52/53), war aber zu dem hier maßgeblichen Zeitpunkt der Entſch. 
jedenfalls durch den — irreviſibel feſtgeſtellten — Gemeingebrauch der 
Erfindung erloſchen (vgl. Hirſch a. a. O. S. 112). 
RA. Dr. Ernſt Hirſch, Wiesbaden. 
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Juriſtiſche Wochenschrift 


Umhüllungen und in Preisliſten im Beſitz der Bekl. gerichtet 
ſei, als unbegründet abzuweiſen. 

Die Rev. wendet ſich dagegen, daß die Bekl. nach der 
Entſcheidung des BG. die Bezeichnung „Original⸗Salicyl⸗ 
Pergamentpapier“ in Verbindung mit ihrem Namen ver⸗ 
wenden darf. Die Rev. fordert, daß das Recht zum Gebrauch 
dieſer Bezeichnung, insbeſ. des Wortes Original, nur der 
Kl. zuftehe, weil fie den Ausſtattungsbeſitz i. S. des 8 15 
WbzG. an dem Wort „Original“ in der Zuſammenſetzung mit 
der Bezeichnung „Salicyl⸗Pergamentpapier“ erworben habe, 
wie ſie bereits in der Klage geltend gemacht hatte. Die Rev. 
rügt, daß das BG. weſentliches Beweismaterial, das die Kl. 
beigebracht, nicht berückſichtigt und daher 8286 ZPO. ver⸗ 
letzt habe. In dieſer Beziehung weiſt ſie in erſter Linie darauf 
hin, daß die Kl. behauptet habe, ſie ſei Erfinderin des 
Salicyl⸗Pergamentpapiers und daß ihre Erfindung ſeit dem 
Jahre 1910 in verſchiedenen Auslandsſtaaten durch Patente 
geſchützt ſei, wie ſie durch eine Reihe von Auslandspatenten, 
deren Verleihungsurkunden ſie überreicht habe, nachgewieſen 
habe. Das BG. hat dieſe Urkunden und die behauptete Tat⸗ 
ſache nicht überſehen; es ſteht aber auf dem Standpunkt, daß 
der Umſtand, daß die Kl. vor Jahrzehnten angeblich als erſte 
Salicyl⸗Pergamentpapier hergeſtellt habe, ihr kein Recht gebe, 


das von ihr vertriebene Papier ſchlechthin „Original“⸗Salicyl⸗ 


Pergamentpapier zu nennen. Denn jeder könne in Deutſchland 
Salicyl⸗Pergamentpapier herſtellen. 

Die Rev. macht weiter geltend, die Kl. habe behauptet, 
ſie habe ſeit langer als zwei Jahrzehnten die Bezeichnung 
„Original-Salicyl⸗ Pergamentpapier“ ſtändig benutzt, und dieſe 
Bezeichnung gelte in der Abkürzung „Original“ in den 
beteiligten Verkehrskreiſen als beſonderes Kennzeichen ihrer 
Ware. Demgegenüber iſt im voraus zu betonen, daß faſt 
ſämtliche von der Kl. überreichten Druckſachen, insbeſ. ihre 
Inſerate und Ankündigungen, ſowie vor allem auch ihre 
gelben Hüllen mit ſchwarzem Aufdruck das Wort „Original“ 
ſtets in Verbindung mit ihrem Firmennamen „Br.“ führen. 
Schon dieſer Umſtand macht die Behauptung der Kl. ſehr 
unwahrſcheinlich. Dazu kommt, wie das BG. feſtſtellt, daß 
ſich die gelben Hüllen mit ſchwarzem Aufdruck als Kenn⸗ 
zeichen für die Ware der Kl. in beteiligten Kreiſen durchgeſetzt 
haben und daß demgegenüber der Inhalt des Aufdrucks voll⸗ 
ſtändig in den Hintergrund trete. Die gelbe Farbe der Hülle 
der Rollen mit ſchwarzem Aufdruck verleihe der Aufmachung 
das eigentümliche Gepräge und beherrſche ihr Geſamtbild; 
demgegenüber träten Einzelheiten des Aufdrucks ſelbſt ganz 
zurück. Das gelte für das Wort „Original“ in Verbindung 
mit „Salicyl⸗Pergament⸗Papier“ um jo mehr, als es gar 
nichts für die Kl. Charakteriſtiſches habe. 

Dieſe Begründung läßt, ſoweit ſie nicht überhaupt auf 
tatſächlichem Gebiete liegt, einen Rechtsverſtoß nicht erkennen, 
insbeſ. auch nicht eine Verletzung der Grundſätze über den 
Ausſtattungsſchuz. Es mag in dieſer Beziehung nur er⸗ 
gänzend bemerkt werden, daß — wie im Gegenſatz zur älteren 
Rſpr. des RG. z. B. Mu W. 9, 89 zu betonen iſt — auch eine 
wörtliche Bezeichnung Ausſtattungsſchutz erlangen kann, wenn 
ſie ſich als Kennzeichen für die Herkunft einer Ware aus 
einem beſtimmten Betrieb durchgeſetzt hat. Dazu bedarf es 
aber einer Eigenart, die ihr einen ſchlagwortartigen Charakter 
gibt. Daß das ſchon an ſich bei dem Worte „Original“ in 
bezug auf die Kl. nicht der Fall iſt, hat das BG. feſt⸗ 
geſtellt. Das gilt um ſo mehr, als nach der Feſtſtellung des 
BG., die mit der Klagebegründung der jetzigen Kl. in den 
Vorprozeſſen gegen die jetzige Bekl. und gegen die Firma J. 
übereinſtimmt, der Kl. bereits der Ausſtattungsſchutz an der 
gelben Farbe der Verpackung der Rollen ihrer Ware mit 
ſchwarzem Aufdruck zuſteht und mit Rückſicht darauf Einzel⸗ 
heiten dieſes Aufdrucks gegenüber der als Kennzeichen der 
Ware der Kl. bekannten Aufmachung naturgemäß zurücktreten. 
Übrigens ergibt auch der Inhalt der meiſten, von der Kl. 
überreichten Schreiben ihrer Kunden, daß für das Publikum 
die gelbe Farbe der Verpackung mit ſchwarzem Aufdruck das 
Kennzeichen für die Herkunft der Ware aus dem Betriebe der 
Kl. iſt, mehrfach auch die Bezeichnung „Br.s Original‘ 
Salicylpapier. Daß ſich dieſe Erklärungen nicht zugunſten 
der Kl. für ihren angeblichen Ausſtattungsbeſitz an dem Worte 
„Original“ ſchlechthin verwerten laſſen, iſt klar. 

(U. v. 6. Mai 1930; 453/29 II. — Düſſeldorf.) [Ku.] 


42. 816 Unl WG. Die Aufnahme des Fami⸗ 
liennamens eines Geſellſchafters in die Firma 
einer offenen Handelsgeſellſchaft iſt unzuläſ⸗ 
fig, wenn dadurch die Gefahr der Verwechſlung 
mit der älteren Firma eines anderen Unter⸗ 
nehmens begründet wird. Vorausſetzung für das 
Verbot, eine Firma zu führen, iſt das Vorhan⸗ 
denſein einer objektiven Verwechſlungsgefahref) 

Der eigentliche Angriff der Rev. gegen die Verurteilung 
der Bekl. zur Löſchung ihres Firmenbeſtandteils K. gründet 
ſich darauf, daß es dem Grundſatze von Treu und Glauben 
widerſprechen würde, wegen der Gefahr der Verwechſlung mit 
einer älteren Firma zu verbieten, den Familiennamen einer 
Perſon, die in eine bereits beſtehende offene Handelsgeſellſchaft 
eintritt und durch ihre Tätigkeit das Unternehmen zu hoher 
Blüte bringt, in die Firma aufzunehmen. Der von der Rev. 
vertretene Standpunkt unterſcheidet ſich weſentlich von dem 
von der Bekl. in den Inſtanzen vertretenen. Ihre dortigen 
Ausführungen liefen darauf hinaus, daß in jedem, auch in 
dem hier vorliegenden Fall des 8 24 HGB. — Eintritt eines 
neuen Geſellſchafters in eine offene Handelsgeſellſchaft der 
Träger eines Familiennamens ohne Rückſicht auf gleiche oder 
ähnliche ältere Firmen ein Recht darauf hat, daß dieſer in der 
Firma zum Ausdruck kommt, zum mindeſten dann, wenn 
dieſer Namensträger ſich um das betr. Unternehmen — wie 
angeblich hier — beſonders verdient gemacht hat. Ein Recht 
des Namensträgers in ſolcher Unbeſchränktheit iſt vom erk. 
Sen. in ſtändiger Rſpr. abgelehnt worden. Die ohne zwingen⸗ 
den Grund (8 24 HGB.; § 4 Gmb. im Gegenſatz zu 8 18 
HGB.) erfolgte Aufnahme eines Familiennamens in die 
Firma iſt dann als unbefugt und daher als unzuläſſig nach 
812 BGB. i. Verb. m. § 16 UnlWG. angeſehen worden, 
wenn die Aufnahme des Familiennamens in die Firma ge⸗ 
eignet war, im geſchäftlichen Verkehr Verwechſlungen herbei⸗ 
zuführen mit einer älteren Firma (vgl. z. B. RG. 110, 2341) 
[Malzmann⸗Urteil]; 111, 662) [Arnheim⸗Urteil]!; RG.: JW. 
1928, 355 [Ern⸗Urteil]; 1926, 345 [Wagner⸗Urteil]; Urt. v. 
11. Juni 1929, II 593ũ28 8): Mu W. XIX, 438 [Meyer⸗Kaffee⸗ 
Urteil]; Urt. v. 12. Juni 1928, II 496/27): Mu W. 27/28, 
522 [Kaffee⸗Weber⸗Urteil]). Dieſes Verbot, das ſich, wie be⸗ 
reits bemerkt, auf die Fälle der ohne zwingenden Grund er⸗ 
folgten Aufnahme eines mit einer älteren Firma verwechſ⸗ 
lungsfähigen Namens in eine jüngere Firma bezieht, beruht 
auf dem dem 8 16 UnlWG. i. Verb. m. § 12 BGB. und in 
gleicher Weiſe dem § 13 Wbzö. zugrunde liegenden Gedanken, 
daß derjenige, der einen Namen führt, der die Verwechflungs⸗ 
gefahr im geſchäftlichen Verkehr herbeiführen würde, verpflich⸗ 
tet iſt, alles zu vermeiden, was geeignet wäre, eine ſolche 
Gefahr zu begründen. Nur innerhalb dieſer Grenzen, die 


Zu 42. Die Entf. bildet in gewiſſer Beziehung einen Schluß⸗ 
ſtein in der reichsgerichtlichen Rſpr. zu der Frage des Rechts der 
Gleichnamigen. Kann jemandem verboten werden, feinen Familien⸗ 
namen zur Bildung einer Handelsfirma zu benutzen? Als das RG. 
in feinen Entſch. Malzmann (JW. 1925, 1289) und Arnheim 
(JW. 1925, 2002) dieſe Frage bejahte und die Bekl. verurteilte, 
die Familiennamen in der Firma der GmbH. und der AktG. zu 
löſchen, erhob ſich im Schrifttum gegen dieſe Urt. ein ſehr heftiger 
Widerſpruch, insbeſ. von Kirchberger und Breit, die das Schlag⸗ 
wort prägten, daß dieſe Rſpr. auf eine „Enteignung des Familien⸗ 
namens“ hinauslaufe (JW. 1926, 2106). Kirchberger hat dann 
auch noch zuletzt in einer Schrift unter Darlegung der hiſtoriſchen Ent⸗ 
wicklung der in Betracht kommenden Geſetzesſtellen und unter Her⸗ 
anziehung des ausländiſchen Rechts feine abweichende Anſicht ein⸗ 
gehend begründet. Das RG. iſt dem nicht nur nicht gefolgt, ſondern 
im Gegenteil, es ſpricht in der vorliegenden Entſch. ganz klar und 
deutlich aus, daß derjenige, der einen Namen führt, der die Ver⸗ 
wechſlungsgefahr im geſchäftlichen Verkehr herbeiführen würde, ver⸗ 
pflichtet iſt, alles zu vermeiden, was geeignet wäre, 
eine ſolche Gefahr zu begründen. Eine einzige Ausnahme 
macht das RG. nur für die Firma des Einzelkaufmanns mit Rück⸗ 
ſicht auf die Vorſchrift des 8 18 HGB. Trotzdem hier dem RG. im 
Schrifttum mangelnde Folgerichtigkeit vorgeworfen wird, iſt doch 
in der obigen Entſch. — wenn auch nur nebenbei — dieſe Anſicht 
aufrechterhalten. Immerhin dürfte hierüber noch nicht das letzte 


Wort geſprochen ſein. 
RA. Dr. Carl Becher, Verlin. 
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durch den die Ausübung aller Rechte beherrſchenden Grund⸗ 
ſatz von Treu und Glauben und durch das ſich daraus er⸗ 
gebende Gebot der Rückſichtnahme auf die Rechte und Inter⸗ 
eſſen anderer gezogen ſind, iſt die Ausübung des Rechts auf 
Benutzung des an ſich verwechſlungsfähigen Namens (Firma) 
im geſchäftlichen Verkehr befugt, darüber hinaus iſt ſie unbe⸗ 
fugt, d. h. objektiv rechtswidrig. Aus dieſen Darlegungen 
folgt einerſeits, daß für die hier zu entſcheidende Frage, ob die 
hier geſetzlich nicht gebotene Aufnahme des Familiennamens 
eines neuen Geſellſchafters in die Firma einer bereits be⸗ 
ſtehenden offenen Handelsgeſellſchaft (8 24 HGB.) als befugt 
oder nicht befugt i. S. des $ 16 Unl WG. i. Verb. m. 8 12 
BGB. anzufehen iſt, der Geſichtspunkt der perſönlichen be⸗ 
deutenden Verdienſte, die ſich der Namensträger, hier Frau 
K. (Bekl.), um das Unternehmen der Erſtbeklagten erworben 
haben ſoll, ganz unberückſichtigt zu bleiben hat. Aus den 
obigen Darlegungen folgt aber andererſeits zugunſten der 
Bekl., daß das Verbot auf Annahme des Namens K. in die 
Firma der Erſtbeklagten nur inſoweit berechtigt iſt, als dieſe 
es unterlaſſen hat, Vorkehrungen zu treffen, durch die eine 
Verwechſlungsgefahr ihrer Firma und der älteren der Kl. im 
Verkehr ausgeſchloſſen würde. Das iſt bei der Firmenbezeich⸗ 
nung, ſo wie ſie jetzt lautet, „Müller & K.“ nicht berück⸗ 
ſichtigt worden; vielmehr begründet dieſe jetzige Faſſung der 
Firma der Erſtbeklagten nach der rechtlich nicht zu beanſtan⸗ 
denden Feſtſtellung des BG. die Gefahr der Verwechſlung mit 
der älteren Firma der Kl. Ihre Benutzung war daher un⸗ 
befugt betr. des Firmenbeſtandteils „K.“; dieſer war daher 
nach 8 16 Unl WG. i. Verb. m. § 12 BGB. zu löſchen. In⸗ 
ſoweit war die Entſch. des BG. rechtlich nicht zu bean⸗ 
ſtanden, die Rev. daher inſoweit unbegründet. Dagegen war 
nach den obigen Darlegungen die über die Löſchung der Firma 
hinausgehende Verurteilung des B., nämlich das Verbot an 
die Bekl., den Namen K. in irgendeiner Zuſammenſetzung zur 
Bezeichnung des von ihnen betriebenen Verlagsunternehmens 
zu benutzen, nicht gerechtfertigt. Das BG. ſieht ein ſolches 
Verbot für den Fall der Täuſchungsabſicht der Bekl. als be⸗ 
rechtigt an, indem es ſich auf eine Entſch. des erk. Sen. vom 
3. April 1906 (RG. 63, 138) bezieht, die in Anwendung des 
88 des früheren Unl WG. v. 27. Mai 1896 ergangen if. 
Vorausſetzung für dieſe Annahme war aber auch nach jener 
Vorſchrift die Feſtſtellung der objektiven Verwechſlungs⸗ 
gefahr bei jeder Art der Benutzung der beanſtandeten Firma; 
im übrigen behandelte jene Vorſchrift nur den „Anſpruch auf 
Unterlaſſung der mißbräuchlichen Art der Benutzung“. In 
dieſer Beziehung hat ſich nach dem jetzigen 816 Unl WG. 
nichts geändert. Vorausſetzung für jedes Verbot iſt ſtets in 
erſter Linie das Vorhandenſein der objektiven Verwechſ⸗ 
lungsgefahr. Nun iſt es aber keineswegs grundſätzlich aus⸗ 
geſchloſſen, daß trotz Aufnahme des fraglichen Namens in die 
Firma die Möglichkeit ausreichender Unterſcheidung im Ver⸗ 
gleich zu der der Kl. gegeben wäre. Das hängt von der Art 
einer ſolchen anderweiten Zuſammenſetzung ab und kann erſt 
geprüft werden, wenn eine ſolche vorliegt. Nur die verübte 
Rechtsverletzung ſoll in der Urteilsformel unterſagt werden, 
wie der erk. Sen. wiederholt ausgeſprochen hat; es iſt nicht 
Aufgabe des Gerichts, etwaigen anders gearteten Rechtsver⸗ 
letzungen vorzubeugen (RG.: Mu W. XI, 537 und XIII, 197). 
Es bleibt vielmehr den Bekl. überlaſſen, für ihre Firma eine 
Form zu finden, die im Verhältnis zur Firma der Kl. dem 
Gef. entſpricht (Urt. des erk. Sen. v. 20. Dez. 1929, II 
199/29: MuW. XXX, 123). Die mala fide, d. h. in der 
Abſicht der Ausnutzung des wertvollen Familiennamens der 
älteren Firma erfolgte Aufnahme des gleichen Namens in die 
jüngere Firma kann für die Frage, ob eine objektive Ver⸗ 
wechſlungsgefahr anzunehmen iſt, von großer Bedeutung ſein, 
wie der erk. Sen. das für die gleiche Frage im Zeichenrecht 
wiederholt ausgeſprochen hat. 

(u. v. 25. März 1930; 259/29. — Berlin.) Lu. 


43. 5 14 Abſ. 2 Satz 2 Un l WG. Eine vertrau⸗ 
liche Mitteilung liegt, wenn ſie nicht ausdrück⸗ 
Be als ſolche gemacht wird, nur dann vor, wenn 
klar Empfänger erkennbar iſt, daß der Er⸗ 

ärende jede Weiterverbreitung an andere 
Perſonen nicht wünſcht. f) 


Die Kl., eine im Freiſtaat Sachſen anſäſſige Firma, und 


die Firma A. G. waren Wettbewerber, insbeſ. auf dem Ge⸗ 
biet des Transformatorenbaus. Die letztgenannte Firma, 
die während des Rechtsſtreits aufgelöſt iſt, war eine OHG., 
deren alleinige Geſellſchafter die beiden jetzigen Bekl. ſind. 

Seit Herbſt 1925 legte die Firma A. G. ihren Angeboten 
über Transformatoren an Elektrizitätswerke außerhalb des 
Freiſtaats Sachſen einen roten Zettel bei, der folgenden 
Wortlaut hatte: „Wir haben in der letzten Zeit die Be⸗ 
obachtung gemacht, daß die im Freiſtaat Sachſen gelegenen 
Transformatorenfirmen auf jeden Auftrag Anſpruch erheben, 
der im Freiſtaat Sachſen zur Vergebung gelangt. Es iſt 
dieſen Firmen bereits vielfach gelungen, dieſen Bemühungen 
Erfolg zu verſchaffen und kommunale wie ſtaatliche Elek⸗ 
trizitätswerke zu beſtimmen, die außerſächſiſche Konkurrenz 
völlig auszuschalten. Dieſes durch nichts berechtigte Ver⸗ 
halten der ſächſiſchen Firmen, welches die Errichtung von 
Handelsgrenzen innerhalb Deutſchlands bezweckt, kann nur 
dadurch wirkſam bekämpft werden, daß dieſe ſächſiſchen Fir⸗ 
men bei Vergebung außerſächſiſchen Bedarfs ausgeſchloſſen 
werden. Alle Beſtrebungen, innerhalb Deutſchlands Grenzen 
zu errichten, ſollten mit allen zu Gebote ſtehenden Mitteln 
bekämpft werden.“ 

Die Kl. behauptet, daß dieſe Behauptungen unwahr ſeien 
und von den Bekl. zu Wektbewerbszwecken mit einem für die 
Kl. nachteiligen Erfolg verbreitet worden ſeien. Sie hat des⸗ 
halb Klage auf Unterlaſſung und Schadenserſatzfeſtſtellung, 
eventuell auf Zahlung von 25000 AN erhoben. 

Die Bekl. hat Klageabweiſung beantragt, weil ihre Be⸗ 
hauptung wahr, mindeſtens aber im beſten Glauben an ihre 
Richtigkeit aufgeſtellt ſei. Sie habe in Wahrung berechtigter 
Intereſſen gehandelt, die Rotzettel auch nur an Intereſſenten, 
nach den Umſtänden vertraulich, verſandt. Im übrigen habe 
ſie dieſen Verſand eingeſtellt, nachdem die Kl. und die bei⸗ 
den anderen ſächſiſchen Transformatorenfirmen ihr Ver⸗ 
halten geändert hätten. 

Das LG. hat der Klage ſtattgegeben. Das BG. hat den 
Anträgen des Bekl. entſprochen, das NÖ. das erſte Urteil 
wiederhergeſtellt. 

Das BE. hat feſtgeſtellt, daß die Bekl. bzw. die frühere 
Firma A. G. zu Wettbewerbszwecken gehandelt und daß die 
aufgeſtellte Behauptung nachgewieſenermaßen unrichtig ſei. 
Dabei ſei aber zu beachten, daß die Rotzettel der Bekl. eine 
vertrauliche Mitteilung darſtellten, an der ſowohl die Bekl. 
wie die Empfänger ein berechtigtes Intereſſe gehabt hätten. 
Dadurch ſei allerdings der Unterlaſſungsanſpruch nicht hin⸗ 
fällig geworden, vielmehr erſt durch Auflöſung der urſprüng⸗ 


Zu 43. Es iſt ein Grundſatz des Wettbewerbsrechts, daß der 
Wettbewerbskampf mit fachlichen Mitteln geführt werden ſoll. 
Das Hineinziehen der perſönlichen geſchäftlichen Verhältniſſe des 
Wettbewerbers in den Wettbewerbskampf gilt in der Regel als ein 
Verſtoß gegen die guten Sitten des geſchäftlichen Verkehrs. Dieſe 
Grundanſchauung hat ihren ſchärfſten Ausdruck in 8 14 gefunden, 
wonach allein ſchon die Tatſache, daß jemand über geſchäftliche Ver⸗ 
hältniſſes des Wettbewerbers Nachteiliges behauptet oder verbreitet, 
genügt, um die Schadenserſatzpflicht auszulöſen, ſofern die Tatſachen 
nicht erweislich wahr ſind. Es iſt dabei vollkommen unerheblich, ob 
der Zuwiderhandelnde an die Richtigkeit dieſer Tatſachen glaubte bzw. 
glauben durfte. Der Verſtoß gegen 8 14 iſt ein Gefährdungsdelikt, 
das Schuldmoment ſcheidet aus. Daher bildet 8 14 eine außerordentlich 
ſcharfe Waffe im Wettbewerbskampf. Die vorliegende Entſch. zeigt, 
daß das RG. nicht gewillt iſt, den im Schrifttum vielfach geäußerten 
Wünſchen nach einer mildernden Handhabung der Vorſchriften nach⸗ 
zugeben. Es wird immer wieder in Prozeſſen von dem Bekl. verſucht, 
darzulegen, daß er ſich im Abwehrkampf befunden hat und daß er 
ein berechtigtes Intereſſe an der Verbreitung der Nachrichten gehabt 
hat. Das allein genügt aber nicht, vielmehr muß, wie ſich aus dem 
Wortlaut des 8 14 Abſ. 2 ergibt, hinzukommen, daß außer dem 
berechtigten Intereſſe an der Mitteilung dieſe Mitteilung auch noch 
vertraulich gemacht wird. Beide Vorausſetzungen müſſen vorliegen. 
Dabei ſtellt das RG. an das Vorhandenſein der Vertraulichkeit ſtreuge 
Auforderungen. An ſich iſt zwar nicht notwendig, daß die Ver⸗ 
traulichkeit ausdrücklich ausbedungen ſein muß, ſie kann ſich aus den 
Umſtänden des Falles ergeben. Aber dieſe Umſtände müſſen ſo ge⸗ 
artet ſein, daß dem Empfänger die vertrauliche Behandlung zur 
Pflicht gemacht wird. Man kann daher jeden Gewerbetreibenden nur 
dringend raten, alles perſönliche aus dem Wettbewerbskampf heraus- 
zufaffen, wenn er nicht Gefahr laufen will, ſich hohen Schadeuserſatz⸗ 
auſprüchen auszuſetzen. 

Rol. Dr. Carl Becher, Berlin, 
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lich beklagten Firma und deren Betriebseinſtellung erledigt. 
Deshalb ſind den Bekl. die Koſten des Rechtsſtreits zur 
Hälfte auferlegt worden, der Unterlaſſungsanſpruch iſt an⸗ 
tragsgemäß für erledigt erklärt. Dagegen hat das BG. den 
Schadenserſatzanſpruch abgewieſen, weil die Dell. die Un⸗ 
richtigkeit ihrer Behauptung weder gekannt hätten noch hät⸗ 
ten kennen müſſen (8 14 Abſ. 2 Satz 2 UnlWG.). 

Mit Recht bemängelt die Rev., daß das BG. irriger⸗ 
weiſe die Vorausſetzungen des § 14 Abſ. 2 Unl WG. für ge 
geben erachtet. Denn in der Tat liegt eine „vertrauliche 
Mitteilung“ i. S. dieſer Beſtimmung nicht vor. Das BG. 
geht mit Recht davon aus, daß den Empfängern der Rot⸗ 
zettel eine vertrauliche Behandlung der darin enthaltenen 
Mitteilung nicht zur Pflicht gemacht war, ſo daß es allein 
darauf ankommt, ob nach Lage der Sache von den Emp⸗ 
fängern eine vertrauliche Behandlung ohne weiteres er⸗ 
wartet werden konnte. Das BG. bejaht dieſe Frage, weil die 
Empfänger ein beſonderes geſchäftliches Intereſſe an der 
Mitteilung gehabt hätten, die ihnen die Beſtrebungen der 
Kl. und der anderen ſächſiſchen Transformatorenfabriken um 
eine Monopolbildung zum Schaden der Abnehmer offenbaren 
ſollte. Dieſe Begründung rechtfertigt die Annahme einer 
Vertraulichkeit der Mitteilung keineswegs. Eine ſolche An⸗ 
nahme wäre vielmehr nur gerechtfertigt, wenn den Emp⸗ 
fängern der Mitteilung irgendwie hätte erkennbar ſein müſ⸗ 
ſen, daß die Bekl. jede Weiterverbreitung an andere Per⸗ 
ſonen nicht wünſchten. Die Empfänger waren keine Be⸗ 
hörden, ſondern geſchäftliche Unternehmungen, an deren wirt⸗ 
ſchaftlichen Charakter auch dadurch nichts geändert wird, daß 
ſie ſich zum Teil, vielleicht ſogar überwiegend im Beſitz von 
Kommunalverbänden oder Ländern befinden. Aus der Per⸗ 
ſönlichkeit der Empfänger ergibt ſich daher die Berechtigung 
einer Annahme der Vertraulichkeit nicht. Im Gegenteil be⸗ 
ſagt das Schreiben der Bekl. ausdrücklich, daß die mit⸗ 
geteilten angeblichen Monopolbeſtrebungen der ſächſiſchen 
Transformatorenfabriken mit allen zu Gebot ſtehenden Mit⸗ 
teln bekämpft werden ſollten. Nichts lag alſo näher, als daß 
die Empfänger der Mitteilung davon ausgiebigen Gebrauch 
machten, z. B. durch Mitteilung an Stadtverordnete, Ab⸗ 
geordnete, vielleicht auch an die Preſſe. Denn es war ohne 
weiteres einleuchtend, daß der einzelne Empfänger behufs 
Ausſchaltung der ſächſiſchen Transformatorenfabriken wenig 
erreichen, den von den Bekl. gerügten Mißſtand ſchwerlich 
beſeitigen konnte. Der Rotzettel der Bekl. konnte daher wohl 
dahin verſtanden werden, daß von ihm ausgiebig Gebrauch 
gemacht werde, nicht aber dahin, daß den Empfängern die 
vertrauliche Behandlung zur Pflicht gemacht werden ſollte, 
was allein das Vorhandenſein einer vertraulichen Mit⸗ 
teilung ergeben könnte (vgl. R.: Mu W. 26, 356; 27/28, 
178). Handelt es ſich hiernach nicht um vertrauliche Mit⸗ 
teilungen, ſo kommt es nicht darauf an, ob die Bekl. oder 
die Empfänger ein berechtigtes Intereſſe hatten, da mangels 
des Erforderniſſes der Vertraulichkeit die Anwendbarkeit des 
Abſ. 2 des 8 14 a. a. O. ohne weiteres ausſcheidet. 

Demnach kann für die Beurteilung der Klageanſprüche 
nur 8 14 Abſ. 1 Unl WG. in Betracht kommen. Das BG. 
hat ſeſtgeſtellt, daß die Bekl. zu Wettbewerbszwecken eine 
tatſächliche Behauptung über das Geſchäft der Kl. verbreitet 
haben, die unwahr iſt und den Geſchäftsbetrieb der Kl. zu 
ſchädigen geeignet war. 


(u. v. 10. April 1930; 425/29 II. — Kaſſel.) [Ru] 


II. Verfahren. 
a) Berufung im Patentnichtigkeitsverfahren. 


44. Zur Berufung gemäß 8 1 der VO. betr. 
das Berufungsverfahren beim RG. in Patent⸗ 
ſachen (Patentnichtigkeitsverfahren) v. 6. Dez. 
1891 bedarf es nicht der Formulierung eines be⸗ 
ſtimmten Antrages. Es iſt ausreichend, daß der 
Inhalt der Berufungsſchrift in Verbindung mit 
anderen Umſtänden, insbeſ. einer beigegebenen 
Begründung, klar erkennen läßt, was mit dem 
Rechtsmittel erſtrebt wird (RGUrt. v. 6. Nov. 
1920, 1 79/0; auch Urt. v. 23. Juni 1923, 1366/21). 


(Beſchl. v. 13. Juli 1929; I 189/29.) 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


45. 883 Abſ. 2, 10 A bſ. 1 Nr. 3 Pat G. Im 
Nichtigkeitsverfahren iſt nur der Gegenſtand, 
nicht der Schutzumfang des angegriffenen Bar 
tents nachzuprüfen. Im Verletzungsſtreit kann 
ſich der Bekl. auch auf widerrechtliche Entnahme 
durch den Kl. berufen. 

Die Kl. meint, daß bei der Nichtigkeitsklage nach 8 10 
Abſ. 3 Nr. 3 PatG. auch der Schutzumfang des angegriffenen 
Patents nachzuprüfen ſei. Dann ergebe ſich, daß alle Vor⸗ 
richtungen, bei denen die hin⸗ und hergehende Bewegung 
des Belaſtungskaſtens zum Hervorbringen der feitlichen Ver⸗ 
ſchiebung des Rollenbocks benutzt werde, unter das Streit⸗ 
patent fielen, ſomit auch ihre eigenen Schaltvorrichtungen. 
Im Verletzungsprozeß könne ſich aber der Bekl. auf die ihm 
gegenüber erfolgte rechtswidrige Entnahme durch den Ver⸗ 
letzungskläger nicht berufen. Alſo müſſe dies im Nichtigkeits⸗ 
ſtreit wegen widerrechtlicher Entnahme geſchehen können. Das 
Streitpatent müſſe daher mit Rückſicht auf ſeinen Schutz⸗ 
umfang mindeſtens teilweiſe für nichtig erklärt werden. Dem 
iſt jedoch nicht beizutreten. Es iſt eine Grundregel des Nich⸗ 
tigkeitsverfahrens, daß der Schutzumfang des angegriffenen 
Patents in dieſem Verfahren nicht zu prüfen iſt. Im Nich⸗ 
tigkeitsſtreit handelt es ſich in aller Regel immer nur um 
den Gegenſtand des Patents. Die Prüfung ſeines Schutz 
umfangs gehört vor den Verletzungsrichter. Weder ſolgt 
etwas Gegenteiliges aus 8 3 Abſ. 2 PatG. noch iſt es richtig, 
daß der Verletzungsbeklagte im Verletzungsſtreit gehindert 
wäre, ſich auf widerrechtliche Entnahme durch den Ver⸗ 
letzungskläger zu berufen (vgl. Pietzcker, Patch. 53 An⸗ 
merkung 39, 8 4 Anm. 79, 8 10 Anm. 17; Iſay, PatG. 
Anhang zu 88 1, 2 Anm. 26). Soweit in dem von Pietz⸗ 
cker a. a. O. 8 3 Anm. 39 angef. Urt. des erk. Sen. vom 
29. März 1916, 1 159/15 ein abweichender Standpunkt ver⸗ 
treten iſt, wird daran nicht feſtgehalten. .. (Es folgt eine 
Zurückweiſung des ſonſtigen Vorbringens der Kl.) 

(U. v. 29. Okt. 1930; 1 370/28.) 


46. Im Patentnichtigkeits verfahren iſt die 
handſchriftliche Unterzeichnung der Berufungs- 
ſchrift weſentliches Erfordernis des Rechts- 
mittels. f 

Dieſen (gegenteiligen) Standpunkt hat das RPatA. ein⸗ 
enommen, da es den Mangel der Unterſchrift nicht gerügt, 
unden die Akten zur Entſcheidung über die Berufung dem 
RG. vorgelegt hat. Für das Gebiet der ZPO. hat die Rſpr. 
des NG. jedoch ſtändig daran feſtgehalten, der Berufungs⸗ 
ſchriftſatz oder zum mindeſten ſeine in beglaubigter Form 
gleichzeitig eingereichte Abſchrift müſſe handſchriftlich unter⸗ 
zeichnet ſein, um jeden Zweifel auszuſchließen, daß er von 
dem Unterzeichner herrühre und daß dieſer die Verantwortung 
für ihn übernehme (RG. 31, 375 [378]; 46, 375; 65, 81); 
JW. 1910, 338 50; 1914, 982, 384 1; RG. 119, 62 )) Es 
ſei, ſo wird dieſe Stellungnahme im weſentlichen begründet, 
nicht von dem Ergebnis einer von dem Gericht anzuſtellen⸗ 
den Prüfung abhängig zu machen, ob ein Schriftſatz, mit 
deſſen Einreichung eine den Gang des Rechtsſtreits beſtim⸗ 
mende Prozeßhandlung vorgenommen werde, von der in Be⸗ 
tracht kommenden Perſon herrühre, vielmehr müſſe ſich dies 
aus ihm ohne weiteres in zweifelsfrei ſchlüſſiger Weiſe er⸗ 
geben (RG. 31, 378 i. Verb. m. JW. 1910, 338 

Gegen die Anwendung dieſer Grundſätze auch im Patent⸗ 
ſtreitverfahren beſtehen weder formelle, aus der Faſſung des 
Geſetzes, noch grundſätzliche, aus der Eigenart dieſes Ver⸗ 
fahrens zu entnehmende Bedenken. Daß die handſchriftliche 
Unterzeichnung nicht ausdrücklich in 8 33 Patch. oder der 
weiter in Betracht kommenden Vorſchrift des § 1 der VO. 
v. 6. Dez. 1891 erwähnt iſt, gibt zu gegenteiligen Schlüſſen 
keine Veranlaſſung. . .. Dieſe Stellungnahme beruht ſomit 
nicht auf inhaltsloſem Formalismus, ſondern findet ihre 
innere Begründung darin, daß ſie die Grundlage ſchafft für 
einen glatten, durch unnötige Zwiſchenprüfungen formeller 
Art nicht beſchwerten Gang des Verfahrens; ſie liegt daher 
i. S einer dem dahingerichteten Bedürfnis des Rechtsverkehrs 
gerecht werdenden und ſomit geſunden Prozepöfonomie.... 

(U. v. 27. Nov. 1929; I 19529.) 


) JW. 1907, 147. ) JW. 1923, 106. 


60. Jahrg. 1931 Heft 6/7] 


b) Verletzungsverfahren. 


* 47. Es iſt im weſentlichen Tatfrage, ob der 
vom Verletzer zu führende Beweis, es beſtehe 
keine Wiederholungsgefahr, erbracht iſt. Zur 
Annahme dieſer Gefahr genügt aber nicht ir⸗ 
gendeine Verletzung des Patentes, ſondern nur 
die Wiederholung der ſchon früher erfolgten 
Störung. f) 

(u. v. 9. Okt. 1929; 63/29 I. — Breslau.) [Ka.] 

Abgedr. ZW. 1930, 17364, auch RG. 125, 391, Pate 
MuftzeihBt. 1930, 39. 


b) Straffachen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg, Berlin. 


48. 84 Un [WG. Eine Mitteilung iſt nur dann 
für einen größeren Kreis von Perſonen be⸗ 
ſtimmt, wenn ſie in der für ſie gewählten Erſchei⸗ 
nungsform ſelbſt und unmittelbar zum Gegen⸗ 
ſtande der Verbreitung gemacht werden ſoll. f) 

Die Annahme der Strͤ., daß in den unwahren und 
zur Irreführung geeigneten Angaben, welche der Angekl. 
verſchiedenen ſeiner Abnehmer gegenüber in im weſentlichen 
gleichbleibender Weiſe gemacht haben ſoll, eine „für einen 
größeren Kreis von Perſonen beſtimmte Mitteilung“ i. S. 


Zu 47. Nach der Behauptung der Kl. verletzt die Bekl. das 
Klagpatent, das eine Umlaufpumpe ſchützt, in einer ganz beſtimmten 
Form: durch Bau und Vertrieb der „Regina“⸗Pumpe. Der Klag⸗ 
antrag ging auf Unterlaſſung weiterer Patentverletzungen; er hat 
„im Anſchluß an die Pateutſchrift“ eine allgemeinere Faſſung. Nach 
der Beweisaufnahme gab die Bekl. zu, daß die „Regina“⸗Pumpe 
eine Patentverletzung barftellt. Sie bat, den Anſpruch für erledigt 
zu erklären, und erkannte die Koſtenpflicht an. 

Inzwiſchen aber hatte ſie zwei weitere Modelle b und c her⸗ 
ausgebracht. Über b haben ſich die Parteien verglichen, Ob e das 
Patent verletzt, iſt ſtreitig. Das OLG. ſagt: Wer recht hat, iſt nicht 
zu entſcheiden; die Bell. baut jedenfalls Pumpen, die ſich der ge 
ſchützten Bauart nähern; auch wenn c das Patent nicht verletzt, ſo 
beſteht doch keine Gewähr, daß nicht morgen wieder ein patentver⸗ 
letzendes Modell herauskommt; daher beſteht die Wiederholungs⸗ 
gefahr trotz des Verhaltens der Bekl. im Prozeß weiter. 

s bedarf keiner eingehenden Unterſuchung, ob „die ſtändige 
Rſpr. des RG.“ wirklich dahin geht, daß der erfolgte Eingriff in 
das Patent an und für ſich reich, die Beſorgnis der Wiederholung 
zu rechtfertigen, und daß es Sache der Belt. ſei, dieſe tatſächliche 
Vermutung zu widerlegen. Das hierfür in der Entſch. angeführte Urt. 
RG. 96, 244 ſagt das Gegenteil: Die Beweislaſt für die Wieder⸗ 
holungsgefahr trifft den Kl.; wenn in einzelnen Entſch. unter Wür⸗ 
Kan der Umſtände des Falls verneint wurde, daß es noch einer 
beſonderen Darlegung der Wiederholungsgefahr bedürfe, ſo ſollte da⸗ 
mit nicht eine Verſchiebung der Beweislaſt zugunſten des Kl. behauptet 
werden; wohl aber kann eben nach den Umſtänden des Falles ſchon 
aus der Beſchaffenheit des Eingriffs ohne beſonderen mer 
teren Beweis eine genügende Wahrſcheinlichkeit der Wiederholung 
vorhanden ſein; dann hat die Bekl. darzutun, daß gleichwohl neue 
Eingriffe ausgeſchloſſen find. Nach dieſen Grundſätzen handelt es ſich 
alſo um die Widerlegung eines aus der Art des Handelns, der Wil⸗ 
lens- und Geiſtesrichtung des Verletzers ſich nach der Lebenserfahrung 
meiſt ergebenden prima facie-Beweiſes, die dann freilich dem Ver ⸗ 
letzer obliegen würde (vgl. Baumbach: Wettbewerbsrecht VII, 6). 

Es ſcheint, als wolle das RG. in der vorliegenden Entſch. ſeine 
„ſtändige“ Rſpr. in dem eben entwickelten Sinne zu dem Grund⸗ 
ſatze weiterführen, daß der Bell. den Mangel der Wiederholungs- 
gefahr immer ſchon dann zu beweifen habe, wenn überhaupt eine 
Patentverletzung feſtſteht. Sieht man naher zu, jo bleibt das Ach. 
auch hier bei der alten Auffaſſung. Andeutungsweiſe tritt das ſchon 
in der Erwägung in die Erſcheinung, daß eine Wiederholung regel⸗ 
mäßig nicht zu befürchten ſei, wenn der Verletzer ein neues Modell 
gebaut habe (die Worte: „des geſchützten Gegenſtandes find wohl 
irrtümlich hineingeraten), bei dem die Erfindung nicht benutzt werde. 
Aber es handelt ſich doch wohl auch um dieſen Gedanken bei den 
Schlußerwägungen des Urt., die freilich ſcheinbar Fragen mehr 
prozeſſualer Art behandeln. Es wird hier nämlich die Bedeutung 
der Wiederholungsgefahr dem Gegenſtande nach eingeengt auf das, 
was als konkrete Verletzung des Patentes im Fine gen Jale (Mo⸗ 
dell a: „Regina“-Pumpe) zur Grundlage der Klage gemacht worden 
war. Verboten werden kann ja nach ſtändiger Rſpr. nur, was der 
Beßl. bereits getan hat, wenn deſſen Wiederholung zu befürchten 
1 muß begründete Beſorgnis vor einer „Fortſetzung eines 
ereits der Verhangenheit angehörenden Tuns der Belel. auch in 
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des 8 4 Un WG gefunden werden könne, geht fehl. Der Unter⸗ 
ſchied einer Mitteuung, wie fie der 8 4 UnlWG. unter Strafe 
ſtellt, von einer bloßen Mitteilung von Perſon zu Perſon 
oder auch gegenüber einem engeren, begrenzten Perſonenkreis 
liegt darin, daß erſterenfalls die Mitteilung in der für ſie 
gewählten Erſcheinungsform ſelbſt und unmittelbar 
zum Gegenſtande einer den Vorausſetzungen des § 4 ent- 
ſprechenden Verbreitung gemacht werden ſoll, während es in 
dem anderen Falle an einer ſolchen Beſtimmung fehlt, mag 
ſelbſt die Abſicht beſtehen, die Mitteilung inhaltlich auch 
anderen gegenüber zu wiederholen (RGSt. 40, 122 [131]; 
45, 362 [363]). Der Umſtand, der in der erſterwähnten Entſch. 
zu der Annahme geſührt hat, es könne eine „für einen größe⸗ 
ren Kreis von Perſonen beſtimmte Mitteilung“ vorliegen, iſt 
in der dort gewählten, für alle Empfänger der Mitteilung 
unverändert bleibenden äußeren Geſtaltung der Mitteilung 
(Photographienalbum mit entſprechenden ſchriftlichen Zusätzen) 
gefunden worden. An einer ſolchen gleichbleibenden Erſchei⸗ 
nungsform fehlt es naturgemäß bei mündlichen Mitteilungen, 
wie ſie hier verſchiedenen beſtimmten Einzelperſonen nachein⸗ 
ander gemacht worden ſein ſollen. Wenn auch die Erklärungen, 
die der Angekl. den drei in Betracht kommenden Abnehmern 
gegenüber abgegeben haben ſoll, im weſentlichen den gleichen 
Sinn gehabt haben mögen, ſo iſt es den Umſtänden nach doch 
offenbar ausgeſchloſſen, daß ſie in allen drei Fällen in dem 
gleichen ſprachlichen Gewande, alſo „in derſelben Erſcheinungs⸗ 
form“, angewendet worden ſein könnten. Schon daraus er⸗ 


Zukunft“ beſtehen; nicht genügt „irgendeine“ künftig zu erwartende 
Verletzung des Klagpatentes, ſondern es muß die bereits früher durch 
Herſtellung und Vertrieb der „Regina“-Pumpe begangene Verletzung 
ſein, die auch für die Zukunft droht. Ob dies aber auf das Mo⸗ 
dell e zutraf, war nicht feſtgeſtellt; daher die Zurückverweiſung. 

Ich hege ſehr erhebliche Zweifel, ob das Ergebnis des Uhr 
ſtellens der Unterlaſſungsklage auf einen konkreten Verletzungsfall 
richtig iſt. Das praktiſche Ergebnis wäre, daß die Kl. gezwungen 
wäre, wegen einer von der „Regina“-Pumpe abweichenden Ver⸗ 
letzungsform neu zu klagen. Wie, wenn die Kl. bei Auftauchen des 
Modells e etwa in zweiter Inſtanz ihre urſprünglich auf den Re⸗ 
gina⸗Fall abgeſtellten Anträge jo ergänzt hätte, daß ſie auch das 
Modell e erfaßte; wäre das Klagänderung? Hier iſt es nicht ge⸗ 
ſchehen; das gerade führte zu den Schwierigkeiten. Muß alſo wegen 
Modell c neu geklagt werden? Und wie oft iſt ſolches Prozeſſieren 
zu wiederholen? 

An dem Grundſatz, die Verbotsklage auf die konkrete Ver⸗ 
letzungsform zu beſchränken, ſollte man nur da feſthalten, wo keiner⸗ 
lei Anhalt dafür beſteht, daß die Bekl. verſuchen werde, auf anderem 
Wege das Schutzrecht der Kl. zu benachteiligen. Sind aber weiter⸗ 
gehende Umſtände gegeben, — und ſolche ſind es, die hier das Urt. 
des OLG. tragen (vgl. über hierfür maßgebende Geſichtspunkte 
RG. 98, 270), — dann muß auch eine allgemeine Faſſung des Klag⸗ 
antrages in Anlehnung zum mindeſten an den Patentanſpruch zuläſſig 
ſein. Denn dann iſt nicht mehr ſtreitig, ob eine einzelne Maßnahme 
des Bekl. unter das Klagpatent fällt, ſondern der Kl. bedarf eines 
weitergehenden Schutzes gegen das allgemeine Veſtreben des Bekl., 
das Patent zu umgehen und zu verletzen. Wieweit der Schutz 
gehen muß, das muß ſich nach der Gefährdung rich⸗ 
u die ſich aus dem Verhalten des Berl. erkennen 

ä ß t. 

Auch in dieſem Falle ſind aus der gar nicht genug zu unter⸗ 
ſtützenden Erwägung, daß das Urt. die eigentliche Eutſch. nicht der 
Zwangsvollſtreckungsinſtanz überlaſſen dürfe, ſondern ſelbſt Klarheit 
darüber ſchaffen müſſe, was der Bekl. zu kun verwehrt ſein ſolle, 
keine Bedenken herzuleiten. Muß ſich doch in Fallen, in denen z. B. 
die Berechtigung des Bekl. zur Benutzung des Patentes ganz all» 
gemein ftreitig iſt, das Urt. auch an die kennzeichnenden Merkmale 
des Patentes und ſeines Anſpruchs halten, ohne konkrete Ver⸗ 
letzungsformen berückſichtigen zu können. g 

RA. Prof. Dr. W. Fiſcher, Hamburg. 


Zu 48. Nach dem der Entſch. zugrunde liegenden Sachverhalt 
ſoll der Angekl. in Düſſeldorf bei der Anpreiſung orientaliſcher 
Teppiche drei verſchiedenen Kunden gegenüber außer anderen un⸗ 
wahren Behauptungen der Wahrheit zuwider erklärt haben, die 
Teppiche ſeien in Düſſeldorfer Geſchäften nicht ſo billig zu haben, 
wie bei ihm. Darauf erfolgte Verurteilung auf Grund des 8 4 
UnlWG. Mit Recht iſt dem das RG. entgegengetreten. An ſich ſteht 
nichts im Wege, daß auch mündliche Mitteilungen den Tatbeſtand 
der 88 3, 4 Unl WG. erfüllen (vgl. z. B. MuW. 26, 76); immer 
muß es fi aber dabei um Mitteilungen handeln, bie für einen 
größeren Kreis von Perſonen beſtimmt ſind, und dieſe Voraus⸗ 
ſetzung iſt nur dann gegeben, wenn die Mitteilung vorher feſt⸗ 
gelegt iſt und planmäßig erfolgt. Das RO. drückt dies 
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gibt ſich, daß es ſich nicht um Mitteilungen, wie fie der 
84 UnlWG. vorausſetzt, ſondern nur um Mitteilungen von 
Perſon zu Perſon gehandelt haben kann. Damit entfällt ohne 
weiteres der Tatbeſtand des §S 4 UnlWG. 
(3. Sen. v. 19. Juni 1930; 3 D 106/30.) D.] 


49. 88 13, 38 Ab ſ. 1 Nr. 1 Lit UrhG. Merk⸗ 
male der freien Benutzung eines amtlichen Fern⸗ 
ſprechverzeichniſſes. f) 

Die Freiſprechung des Angekl. von der Anklage aus § 38 
Abſ. 1 Nr. 1 Litürhcd. iſt durch die Gründe des angefoch⸗ 
tenen Urteils gerechtfertigt. In ihnen wird auf Grund der 
nunmehr ausreichenden tatſächlichen Feſtſtellungen über die 
Art und den Umfang der eigenen Arbeit des Angekl., über die 
neuartige Zuſammenſtellung des von ihm bearbeiteten Stoffes 
und die dadurch erweiterte Verwendbarkeit des Nachſchlage⸗ 
werks — unter Beachtung der im früheren RevUrt.: RGSt. 
62, 398 und im Urteil des 1. ZivSen. des RG.: RG. 116, 
292 aufgeſtellten Grundſätze rechtlich bedenkenfrei dargelegt, 
daß das vom Angekl. herausgegebene Geſamtverzeichnis der 
Fernſprechteilnehmer mehrerer Oberpoſtdirektionsbezirke in 
freier Benutzung der amtlichen Fernſprechverzeichniſſe zuſtande 
gekommen und dadurch zu einer eigentümlichen Schöpfung 
i. S. des 813 Abf. 1 des Geſetzes geworden iſt. 

Die Annahme einer freien Benutzung der amtlichen Ver⸗ 
zeichniſſe wird noch nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der 
Angekl. zunächſt Ausſchnitte aus ihnen einem Teil ſeiner 
Werbeſchreiben aufgeklebt hat; zu 900% hat er die Antworten 
der Teilnehmer auf ſie bearbeitet und den Einträgen in ſein 
Verzeichnis zugrunde gelegt, und nur bei 100%, nämlich bei 
denjenigen Teilnehmern, die auf die wiederholten Werbe⸗ 
ſchreiben nicht antworteten, beſonders auch trotz Aufforderung 
die den Werbeſchreiben aufgeklebten Einträge nicht als un⸗ 
richtig bezeichneten, hat er dieſe unverändert in ſein Manu⸗ 
ſkript übernommen. Berückſichtigt hat die Strͤ. auch, daß der 
Angekl. bei dieſer Bearbeitung auch Fehler der amtlichen Ver⸗ 
zeichniſſe in ſein Werk übertragen hat; unwiderleglich betrafen 
fie aber nur 1% der Einträge, während Fehler bei 40—500% 


dahin aus, daß die Mitteilung „in der für ſie gewählten Er⸗ 
ſcheinungsform ſelbſt und unmittelbar“ zum Gegenſtand der Ver⸗ 


breitung gemacht ſein muß. 
RA. Dr. Carl Becher, Berlin. 


Zu 49. Amtliche Fernſprechverzeichniſſe gehören zu den Werken, 
deren e auf der Sammlung, Sichtung und Ordnung 
gegebener Tatſachen nach ſelbſtändigen Geſichtspunkten beruht. 
Rechtswidrige Vervielfältigung eines ſolchen Werkes liegt, da der 
Inhalt gemeinfrei iſt, nur dann vor, wenn nicht nur dieſer, ſondern 
auch die Eigenart der Formgebung, alſo die der Zuſammenſtellung 
der gegebenen Tatſachen in ein anderes Werk übernommen iſt. 
Wer dagegen bei Sammlung, Sichtung und Ordnung der im Werke 
eines anderen enthaltenen Tatſachen ſelbſtändig vorgeht, verletzt 
das Recht des Urhebers dieſes anderen Werkes nicht. Es kann 
ſein, daß er das andere Werk zur Unterſtützung ſeiner Arbeit be⸗ 
nutzt. Iſt dieſe Benutzung eine freie, hat ſich alſo der Verf. des 
neuen Werkes gegenüber dem des älteren auf eigene Füße ge⸗ 
ſtellt, ſich vom Banne der Individualität des anderen Verf. frei 
gehalten und durch ſeine eigene geiſtige Tätigkeit eine neue, eigen⸗ 
tümliche Schöpfung hervorgebracht, 6 iſt die Benutzung erlaubt 
(8 13 Abſ. 1 LitürhG.). Das RS. it mit Fällen der Benutzung 
amtlicher Fernſprechbücher ſchon mehrmals befaßt worden. In einem 
vom 2. StrSen. entſchiedenen Falle (RGSt. 62, 398) lag die Sache 
einigermaßen ähnlich wle im vorliegenden. Doch gelangte damals 
das NG. zur Aufhebung des freiſprechenden Urteils des BG. Es 
vermißte vor allem eine Feſtſtellung darüber, in welchem Umfange 
der Angehl., der die amtlichen Fernſprechbücher der in Frage 
kommenden Bezirke in erſter Linie als Adreßmaterial verwendet 
und an die ſo gewonnenen Adreſſen von Fernſprechteilnehmern An⸗ 
fragen gerichtet hatte, die von ihm verlangte Auskunft erhalten 
habe. Von dieſer Feſtſtellung hing ja die Entſch. der Frage ab, 
ob der Angekl. für feine Arbeit in der Hauptſache den durch jeine 
Anfragen erhaltenen Stoff verwendet oder die amtlichen Bücher 
ausgenutzt hatte. Das NG. erklärte ferner, daß in bloßen Ab⸗ 
kürzungen nicht notwendig ein erheblicher Aufwand geiſtiger Tatig⸗ 
keit zu erblicken ſei, und zwar auch dann nicht, wenn dadurch die 
beſondere Idee verwirklicht ſei, dem Geſamtverzeichnis ein hand⸗ 
liches Format zu geben; es werde dadurch allein einer erheblichen 
Entlehnung aus den amtlichen Fernſprechbüchern noch nicht der 
Charakter einer freien Benutzung verliehen. Anders verhält es 
ſich nun in dieſen Beziehungen im vorliegenden Falle. Hier ſteht 
feſt, daß der Angel. fein Werk weitaus zum größten Teil auf 
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der Einträge abgeändert und berichtigt worden ſind. Bei dieſen 
Verhältniszahlen konnte das BG. ohne Rechtsirrtum an⸗ 
nehmen, daß eine unmittelbare Ausnutzung der amtlichen Ver⸗ 
zeichniſſe, ſoweit von einer ſolchen überhaupt die Rede ſein 
kann, auch im Teile I nur bei einer unerheblichen Zahl von 
Einträgen in Frage kam und im ganzen genommen die Feſt⸗ 
ſtellung einer freien Benutzung nicht hinderte. 

Wenn das LG. das Zuſammentragen, Bearbeiten und 
Zuſammenſtellen des Stoffs, wie es als erwieſen oder nicht 
widerlegbar erachtet worden iſt, nicht als eine lediglich mecha⸗ 
niſche Tätigkeit, ſondern als eine geiſtige Arbeit des Angekl. 
würdigt, ſo liegt das im weſentlichen auf tatſächlichem Gebiete. 
Ein Rechtsfehler tritt weder hier noch, wie geſagt, ſonſt im 
angefochtenen Urteil zutage. 


(2. Sen. v. 3. Nov. 1930; 2 D 581/30.) A. 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


1. 8 19 HGB. Adliger Name in der Firma. f) 


Thilo von W. als perſönlich haftender Geſellſchafter und ſeine 
Ehefrau als Kommanditiſtin meldeten zur Eintragung ins Handels- 
regiſter die Firma „W. & Co., Kommanditgeſellſchaft“ an. Das 
Regiſtergericht beanſtandete die Anmeldung, weil die Firma: „von 
W. & Co., Kommanditgeſellſchaft“ heißen müßte. Beſchwerde und 
weitere Beſchwerde der Geſellſchaft blieben erfolglos. 

Nach 8 19 Abſ. 2 HGB. muß die Firma einer Kommandit⸗ 
geſellſchaft den Namen wenigſtens eines perſönlich haftenden Geſell⸗ 
ſchafters enthalten. Zum Namen gehört bei adligen Perſonen die 
Adelsbezeichnung. Das war zwar beſtritten (vgl. die Zuſammen⸗ 
ſtellung der Schriften in den Kommentaren von Plauck und Stau⸗ 
dinger zu 8 12 BGB.), iſt aber in der Rſpr., beſonders in den 
Entſch. des RG. (JW. 1904, 53; 1905, 66), angenommen worden, 
und dieſe Rechtsüberzeugung hat es veranlaßt, daß die RVerf. im 
Art. 109 beſtimmt: Adelsbezeichnungen gelten nur als Teil des 
Namens. Obgleich jene Rſpr. in der Rechtswiſſenſchaft ſtarken Wider⸗ 
ſpruch gefunden und man wiederholt dagegen ausgeführt hatte, die 
Adelsbezeichnungen, insbeſ. das Wort „von“ gebührten nicht der 
Familie, ſondern den Einzelperſonen kraft ihrer Zugehörigkeit zum 


Grund der Antworten, die er auf ſein Werbeſchreiben erhalten hat, 
alſo ganz ſelbſtändig und unabhängig von den amtlichen Büchern 
ausgearbeitet und nur zu einem ganz kleinen Teile, weil er ohne 
Antwort blieb, ſein Material aus den amtlichen Verzeichniſſen ge⸗ 
nommen hat. Die Sammlung und Ordnung des Stoffes beruhte 
hier alſo auf eigener geiſtiger Tätigkeit, die ſich auch noch darin 
äußerte, daß der Angekl. eine große Anzahl von Fehlern, die ſich 
in den amtlichen Verzeichniſſen fanden, berichtigte. Der Umſtand, 
daß der Angekl. zunächſt Ausſchnitte aus den amtlichen Verzeich⸗ 
niſſen einem Teil feiner Werbeſchreiben aufklebte, wurde, da dies 
lediglich eine nebenſächliche Vorarbeit war, vom NO. zutreffend 
für unbeachtlich erklärt. Mit Recht hat demnach das RG. in Über⸗ 
einſtimmung mit dem BG. in dieſem Falle nicht eine rechtswidrige 
Vervielfältigung, ſondern eine erlaubte freie Benutzung der amt- 
lichen Fernſprechverzeichniſſe angenommen. 
Geh. Rat Prof. Dr. Allfeld, Erlangen. 


Zu 1. Dem Beſchluß iſt im Ergebnis und in der Begründung 
uneingeſchränkt beizupflichten. Nach dem Inkrafttreten der RVerf. 
kann eine Firma, in die ein mit einer Adelsbezeichnung verſehener 
Familienname aufzunehmen iſt, in keinem Fall unter Fortlaſſung der 
Adelsbezeichnung gebildet werden. Denn dieſe Bezeichnung iſt ſchlecht⸗ 
hin als Beſtandteil des Familiennamens anzuſehen. Dabei macht 
es keinen Unterſchied, ob das Geſetz, wie in dem hier vorliegenden 
Fall des 8 19 HGB., vom „Namen“, oder wie im Fall der Firma 
des Einzelkaufmanıs, 8 18 HGB., ausdrücklich vom „Familien- 
namen“ ſpricht: beidemal handelt es ſich um die die Zugehörigkeit 
des Individuums zu einer beſtimmten Familie Rlarftellende, ihm 
von der Rechtsordnung zugebilligte Benennung. Wo das Geſetz die 
Aufnahme dieſer Benennung in die Firma fordert, kann es ſich 
nur um die volle, nicht willkürlich gekürzte Benennung handeln. Die 
Fortlaſſung des „von“, wie nicht minder der früher eine höhere 
Adelsſtufe andentenden Titulaturen (Edler, Freiherr, Graf, Baron, 
Fürſt uſw.) würde alſo eine ſolche unzuläſſige Kürzung des Familien⸗ 
namens darſtellen und die derart unzuläſſig gebildete Firma von 
der Eintragung in das Handelsregiſter ausſchließen, die trotzdem 
eingetragene löſchungsreif machen. 

Dieſelbe Regelung greift auch in anderen Fällen ein, wo das 
Geſetz, um jeden Zweifel an der Identität eines Individuums aus⸗ 
zuſchließen, die Angabe von deſſen Familiennamen fordert, fo etwa 
bei den Eintragungen in die Perſonenſtandsregiſter. Darüber hinaus 
greift dieſe Regelung indes nicht ein. Wenn etwa die GBD., die 
WO. oder das Scheck. die Angabe des Namens verlangt, iſt natür⸗ 
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Adelsſtande, iſt im Ausſchuſſe und in den Vollſitzungen der National- 
verſammlung bei der Beratung der RVerf. die gegenteilige Meinung 
zur Geltung gekommen. Der Berichterſtatter des Ausſchuſſes, der 
die erwähnte Beſlimmung gefaßt hatte, und die Abgeordneten, die 
ſie in der Vollverſammlung befürworteten, erklärten, daß man 
niemandem ſeinen Namen nehmen und deshalb auch nicht in das 
wohlerworbene, durch das BGB. geſchützte Privatrecht zur Führung 
des Familiennamens adliger Perſonen eingreifen, nicht ihren Privat⸗ 
rechtsverkehr beeinträchtigen wolle (Sitzungsbericht der 54. Sitzung 
149 ff.). Durch Art. 109 RVerf., der nicht bloß der Geſetzgebung 
die Richtung weiſt, ſondern unmittelbar wirkt (NG. 103, 192 1), 
mit der ausdrücklichen Feſtſtellung, daß die Adelsbezeichnungen zwar 
beſtehen, aber nur noch als Teil des Namens beſtehen bleiben, ſollen 
die bisher adligen Namen den bürgerlichen in jeder Beziehung gleich⸗ 
geſtellt werden. Das bisherige Adelszeichen „von“ iſt, wie RG. 109, 
252 2) nach dem Vorgange von Anz (DI8. 1920, 901) ausgeführt 
iſt, nicht anders als eine Silbe im Namen zu behandeln. 

Dieſe grundſätzliche Beurteilung iſt nicht mit der Annahme 
verträglich, daß es im Belieben der bisher adligen Perſonen ſtehe, 
ihren vollen Namen zu gebrauchen oder das Wort „von“ wegzulaſſen. 
Den Adel können ſie nicht aufgeben, weil es einen Adel, dem ſie 
angehören, nicht mehr gibt. Mit Bezug auf den bloßen Namen ſind 
ſie aber dem allgemeinen Recht unterworfen, damit auch den Be⸗ 
ſtimmungen über die Namenänderung, und das Streben der Werf., 
die Gleichheit der Staatsbürger zu ſtärken, wird nur die Behandlung 
der Geſuche um Namenänderung von früher adligen Perſonen 
beeinfluſſen können. Auch im Schrifttum wird vielfach betont, daß 
dieſe Perſonen zur Führung ihres vollen Namens verpflichtet ſeien, 
mithin auch des „von“, ſofern nicht eine Anderung des Namens 
nach den über die bürgerlichen Namen beſtehenden rechtspolizeilichen 
Vorſchriften ſtattgefunden hat (Staudinger zu 8 12 BOB; 

raßer, Verf. Urk. Bayerns; Nipperdey, Grundrechte II, 
213). Im gegebenen Falle kommt es aber nicht einmal darauf an. 
Denn der perſönlich haftende Geſellſchafter hat ſeinen Namen, der 
in der Firma enthalten ſein muß, nicht ſelbſtändig geändert, ſondern 
nennt ſich nach wie vor „von“ W. Es kann ſich alſo nur fragen, 
ob 5 19 HGB. die Weglaſſung dieſes Namenteils in der Geſellſchafts⸗ 
firma zuläßt. 

Der Grundſatz der Firmenwahrheit hat hier zu der Beſtimmung 
geführt, daß der Name eines Geſellſchafters in die Geſellſchaftsfirma 
aufgenommen werden muß, ausgenommen der Vorname. Gemeint war 
damit, wie die Denkiſchrift (Hhahn-Mugdan, Mat. VI, 217) es 
ausdrückte, daß der Familienname eines Geſellſchafters in der 
Perſonenfirma der Geſellſchaft erſcheinen muß. Soweit die Erläute⸗ 
rungswerke vor der RVerf. die Frage behandelten, ob hiernach 
die Adelsbezeichnung in die Firma gehört, haben ſie die Antwort 
zutreffend darauf abgeſtellt, ob die Bezeichnung als ein Teil des 
Familiennamens anzuſehen iſt oder nicht (ogl. z. B. die Komm. von 

rand, Goldmann, die Schriften zu der entſprechenden Ve⸗ 
ſtimmung des ADHSB. von Behrend, von Völderndorff 
u. a.). Denn da das HGB. leinen beſondern Begriff des Namens 
entwickelt, kann es inſofern nur auf das allgemeine bürgerliche 

echt verweiſen. Während nun die Frage, ob das Wort „von“ zum 
Familiennamen gehört, früher ſtreikig war und deshalb auch die 
dintſch. zu den 88 18f. HB. verſchieden ausfallen konnte, bildet 
% Adelsbezeichnung nach dem Juhalt, den das Namenrecht durch 
Art. 109 NVerf. erfahren hat, jedenfalls nur einen Teil des 
Familiennamens. Bereits NG. 103, 1949) erkennt an, daß die 

orſchriften des BGB. über den Familiennamen, z. B. die 88 1616, 

06, 1723 ihn nunmehr einſchließlich der Adelsbezeichnung be⸗ 
greifen. Der 1. ZivSen. des KG. ſagt im Beſchl. v. 7. März 1929 
IW 1929, 2536), daß die bisherigen Adelsbezeichnungen Teile des 

amiliennamens geworden ſeien. Im Schrifttum wird das auch dort 
anerkannt, wo für das ältere Recht das Gegenteil gelehrt wurde 
wg. Staudinger zu 8 12 BGB. I, 105). Bei dieſer veränderten 
Kechtslage iſt es unerheblich, ob vor der Einführung der Verf. 
ſolche Firmen auch ohne das Wort „von“ ins Handelsregiſter ein⸗ 
bonngen worden ſind. Die Annahme der weiteren Beſchwerde, der 
orliegende Fall beweiſe das, beruht übrigens, da die Geſellſchaft 
erſt nachher gegründet worden iſt, auf einem Irrtum. Die vom LG. 
eingeholte Auskunft der Induſtrie- und Handelskammer in Berlin 
zeigt überdies, daß ſich auch keine gegenteilige Übung gebildet hat. 
Kch., 1. Fergiv Sen., Beſchl. v. 14. Aug. 1930, 1b X 484/30.) 


Mitgeteilt von LR. Dr. Heymann, Berlin. 


ee 

lich an ſich ebenfalls die Angabe des vollen Familiennamens, im 
nuſprechenden Fall alſo auch der damit verknüpften Adelsbezeich⸗ 
sn geboten. Die Wirkſamkeit der die Adelsbezeichnung fort⸗ 
ale Namensangabe wäre jedoch, wenn nur aus ſonſtigen 
15 nden die perſönliche Identität des namentlich Genannten mit 
K m an ſich zur Führung der Adelsbezeichnung Befugten feſtſtände, 
einer Anfechtung unterworfen. 


Prof. Dr. Otto Opet, Kiel. 
) JW. 1922, 29. 9) JW. 1925, 2115. ®) JW. 1922, 29. 


Bayeriſches Oberſtes Landesgericht. 
Straſſachen. 


Berichtet von JR. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


1. Art. 22b Abſ. 2 BayPol StGB. Auch politiſche 
Reklame fällt unter den Begriff der verunſtaltenden 
Reklame. f) 


In 83 der vom Bezirksamt M. erlaſſenen, von der Regierung 
für vollziehbar erklärten und ordnungsgemäß bekanntgemaditen 
diſtriktspolizeilichen Vorſchriften „zur Verhütung von baulichen Un⸗ 
ſchönheiten, zum Schutze von Orts- und Landſchaftsbildern gegen 
verunſtaltende Reklame und über Denkmalspflege“ iſt beſtimmt, daß 
„die Anbringung von Schildern, Tafeln, Auifchriften, Abbildungen 
und ſonſtigen Gegenſtänden zu Reklamezwecken“ unter gewiſſen, 
in 8 3 angeführten Vorausſetzungen der diſtriktspolizeilichen Ge⸗ 
nehmigung bedarf; ſoweit Rellamevorrichtungen mehr als 3 qm 
Fläche haben, müſſen fie vor ihrer Anbringung aus nahmelos behörd⸗ 
lich genehmigt fein. Dieſer Vorſchrift, die in Art. 22 b Abſ. 2 PolStG. 
ihre geſetzliche Unterlage hat und rechtswirkſam iſt, ſoll der UngeRt. 
dadurch zuwidergehandelt haben, daß er auf einem Felſen ein Haken⸗ 
kreuz im Ausmaße von mehr als 3 qm zu Propagandazwecken an- 
gebracht hat. Die Anklage nimmt erkennbar an, daß es ſich bei 
der Anbringung des Hakenkreuzes darum gehandelt habe, für die 
Nationalſozialiſtiſche deutſche Arbeiterpartei, deren Abzeichen das 
Hakenkreuz ift, und deren Ziele und Beſtrebungen zu werben. Der 
Erſtrichter hat den Angekl. ohne Prüfung feiner Beteiligung an der 
Anbringung des Hakenkreuzes aus tatſächlichen und rechtlichen Grün⸗ 
den freigeſprochen. Dieſe Gründe halten aber einer rechtlichen Prü⸗ 
fung nicht Stand. 


Der Erſtrichter nimmt an, daß die diſtriktspolizeilichen Vor⸗ 
ſchriften auf den der Entſch. unterſtehenden Sachverhalt keine An⸗ 
wendung finden, wenn es ſich bei der Anbringung des Hakenkreuzes 
um eine politiſche Reklame gehandelt habe. Er führt zur Begründung 
an, daß mit Reklame i. S. der diſtriktspolizeilichen Vorſchriften 
nur die Geſchäfts reklame zur Anpreiſung von Waren und Arbeits⸗ 
leiſtung innerhalb des Erwerbslebens gemeint ſei; es ergebe ſich das 
aus der Bek. des Staatsmin. d. Inn. über den Schutz der Orts⸗ und 
Landſchaftsbilder gegen verunſtaltende Reklame v. 11. Juli 1911 
(Min ABl. 463), „auf die hin“ die diſtriktspolizeiliche Vorſchrift 
über verunſtaltende Reklame erlaſſen worden ſei; die Bek. weiſe 
in ihrer Einleitung lediglich auf die geſchäftliche Reklame und 
deren Auswüchſe hin. Ganz abgeſehen davon, daß die Beſtimmung 
in 8 3 der diſtriktspolizeilichen Vorſchriften nicht auf der Bek. v. 
11. Juli 1911 fußt, die nur eine Vollzugsanweiſung zu Art. 22 b 
Abſ. 2 PolStG. ift, ſondern, wie bereits erwähnt, auf Grund des 
Art. 22 0 Abſ. 2 PolStG. erlaſſen ift, läßt 8 3 der diſtriktspolizeilichen 
Vorſchriften in keiner Weiſe erkennen, daß davon nur die geſchaft⸗ 
liche Reklame getroffen werden ſoll. Die Vorſchrift Toll vielmehr, 
um den damit verfolgten Zweck zu erreichen, eine Schutzvorſchrift 
gegen verunſtaltende Reklame jeder Art fein. Dies geht ſchon daraus 
hervor, daß ſie zwiſchen geſchäftlicher und anderer Reklame nicht 
unterſcheidet. Auch durch eine Reklame, die politiſchen Zwecken dient, 
kann das Orts- und Landſchaftsbild verunziert werden. Es ſteht 
ſomit nichts im Wege, 8 3 der diſtriktspolizeilichen Vorſchriften 
auch auf die politiſche Reklame anzuwenden, vorausgeſetzt, daß dies 
mit Art. 22 b Abſ. 2 PolSt®. in Einklang ſteht und nicht etwa das 
Reichsrecht verletzt. 

Art. 22 b Abſ. 2 iſt durch das Geſetz v. 6. Juli 1908 (GVBl, 
353) in das Pol StGB. eingefügt worden. In der Begr des Entw. 
zu dieſem Gef. und bei der Beratung dieſes Gej. iſt nirgends zum 
Ausdruck gelangt, daß das Geſ., ſoweit es von der verunſtaltenden 
Reklame handelt, ſich nur auf die geſchäftliche Reklame beziehen ſoll 
(vgl. die Verh. der Kammer der Abg. 1907/8, Beil. Bd. 2 S. 951/2, 
Sten Ber. Bd. IV S. 803/4 und die Verh. der Reichsräte 1907/8, 
Sten Ber. Bd. 1 S. 461 ff.). Vor allem aber ift im Geſetz ſelbſt eine 
derartige Einſchränkung nicht erfolgt, vielmehr iſt hier den zu⸗ 
ſtändigen Behörden allgemein die Befugnis eingeräumt, ober⸗, 
diſtrints⸗ oder ortspolizeiliche Vorſchriften zum Schutze gegen ver⸗ 
unſtaltende Reklame zu erlaſſen. Infolgedeſſen nötigt nichts zu der 
Annahme, daß der Geſetzgeber eine Ermächtigung nur zur Erlaſſung 
von Vorſchriften zum Schutze gegen verunſtaltende geſchäftliche 
Reklame habe erteilen wollen. An reichsrechtlichen Beſtimmungen, die 
hier in Betracht zu ziehen wären, kommt nur Art. 118 der RVerf. 


Zu 1. Die Entſch. dürfte erheblichen Bedenken unterliegen. 
Wenn es auch zutrifft, daß die in der Entſch. angeführten Ge⸗ 
ſetzesmaterialien zum Art. 22 b Abſ. II BayPol StGB. nichts darüber 
enthalten, daß unter dem Begriff Reklame auch die politiſche Wer⸗ 
bung zu verſtehen ſei, ſo erſcheint es doch unbegründet, hieraus 
bereits zu entnehmen, daß unter den Begriff der Reklame i. S. des 
Art. 22 b auch die politiſche Werbung falle. Denn die erwähnten Ge⸗ 
ſetzesmaterialien enthalten überhaupt keinerlei Begriffsbeſtimmungen. 
Bisher iſt man in der Regel der Anſicht des Vorderrichters 
der vorliegenden Entſch. geweſen, daß unter Reklame nur die ge 
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in Frage. Da nach dieſer Beſtimmung die Meinungsäußerung nur 
innerhalb der „allgemeinen Geſetze“ frei iſt, zu den „allgemeinen“ 
Geſetzen aber auch landesrechtliche Strafgeſetze gehören, die all⸗ 
gemeine Pol VO. zulaſſen — polizeiliche Gebote oder Verbote, die 
eine Meinungsäußerung nicht notwendig vorausſetzen und daher 
Sonderbeſchränzungen der Meinungsäußerung nicht enthalten —, 
hindert auch das Reichsrecht nicht, den Art. 22 b Abſ. 2 PolStG. auf 
Reklame jeder Art, alſo auch auf die politiſche Reklame, anzuwenden. 
Selbſtverſtändlich iſt nur die gegenſtändliche (Rörperliche) Reklame dem 
Art. 22 b Abſ. 2 PolStG. unterſtellt. Falls gegen die hier ver- 
tretene Anſicht etwa eingewendet werden ſollte, daß gerade die auf 
dem Gebiete der geſchäftlichen Reklame hervorgetretenen Auswüchſe 
den Anlaß zu der geſetzlichen Regelung des Schutzes des Orts- und 
Landſchaftsbildes gegen verunſtaltende Reklame gegeben hätten, ſo 
kann das für die Auslegung des Geſetzes nicht entſcheidend ſein; 
denn es liegen keine Anhaltspunkte vor, die dafür ſprächen, daß das 
Geſetz auf dem Gebiete der Reklame neu auftretende Auswüchſe 
anderer Art nicht erfaſſen wollte. 

Aber auch die tatſächlichen Feſtſtellungen des Erſtrichters recht⸗ 
fertigen eine Freiſprechung des Angekl. nicht. Der Erſtrichter hat 
die Verteidigung des Angehl., das Hakenkreuz ſei nicht zu Pro⸗ 
pagandazwecken angebracht worden, für unwiderlegbar erachtet. Der 
Angekl. hat dieſe feine Behauptung feſtgeſtelltermaßen lediglich damit 
begründet, daß das Hakenkreuz als „Symbol“ angebracht worden ſei. 
Auch die Aufrichtung eines Symbols kann Reklamezwecken dienen. 
Selbſt wenn im gegebenen Falle das Hakenkreuz als Symbol an⸗ 
gebracht wurde, hätte daher geprüft werden müſſen, ob dies nicht 
geſchehen iſt, um den Gedanken des Anſchluſſes an die nationale 
ſozialiſtiſche deutſche Arbeiterpartei und der Unterſtützung ihrer Ziele 
und Beſtrebungen zu fördern, da bejahendenfalls in der Anbringung 
des Hakenkreuzes ein Werben für dieſe Partei und damit eine 
Reklame zu erblicken wäre. Es hätte dieſer Prüfung um ſo mehr 
bedurft, als der Erſtrichter nicht erörtert, zu welchen anderen 
Zwecken das Hakenkreuz moͤglicherweiſe angebracht worden iſt. Da 
er zu dieſer Frage nicht Stellung genommen hat, iſt nicht aus⸗ 
zuſchließen, daß er verkannt hat, daß auch mit der Aufrichtung eines 
Symbols Reklamezwecke verfolgt werden können. Seine Feſtſtellung, 
daß nicht widerlegbar ſei, daß das Hakenkreuz nicht zu Propaganda⸗ 
zwecken angebracht wurde, kann durch dieſen Rechtsirrtum be⸗ 
einflußt ſein. 

(VBayObLG., StrSen., Urt. v. 4. Nov. 1929, Revgieg. II Nr. 508/29.) 


Oberlandesgerichte. 


Düſſeldorf. a) Zivilſachen. 


1. 58 1, 13 Unl WG. Verſtoß gegen die guten Sitten. 
Kundenwerbung. Das „Anreißen“ als ſolches iſt ſtets 
ſittenwidrig. 5) 

Die Antragsgegnerin, die in M. ein Textil⸗ und Manufaktur- 
warengeſchäft betreibt, veröffentlichte in der Zeitung eine Anzeige 


ſchäftliche Werbung zu verſtehen ſei. Grin und Eſpinal z. B. 
ſehen in „La Publ. suggestive“, 1921, S. 5, in der Reklame „die 
Geſamtheit aller Mittel zur Erzielung von Verkäufen und Anziehung 
von Kunden“. Wolff und Criſolli gehen in „Recht der Re⸗ 
klame“, 1929, S. XVI, davon aus, daß die Rehlame wirtſchaftlichen 
Intereſſen dienen müſſe. Schließlich bezeichnet das PrOVG. 61, 
178 die Reklame als „öffentliche Mitteilung, welche ... das Publi⸗ 
kum auf geſchäftliche Ankündigungen“ lenken ſoll. Nach dieſer Au⸗ 
ſicht umfaßt der Begriff der Reklame alſo lediglich die geſchäftliche 
Werbung. Nur der bekannte Forſcher auf dem Gebiete der Neklame, 
Mataja, geht in „Die Reklame“, 1926, S. 14, ſcheinbar etwas dar⸗ 
über hinaus und ſieht in der Reklame „eine Einwirkung auf einen 
größeren Perſonenkreis, auf das Denken und Verhalten in bezug 
auf Perſonen oder Gegenſtände, durch Erregung von Aufmerkſam⸗ 
keit und Erwirkung günſtiger Vorſtellung über ſie“. Wenn auch 
Mataja in dieſer Definition den Begriff der Reklame nicht auf 
geſchäftliche Wirkung beſchränkt, ſo enthalten doch die weiteren Aus⸗ 
führungen ſeines genannten Werkes Darlegungen, die ſich nahezu 
ausſchließlich mit der geſchäftlichen Werbung, alſo mit der geſchäft⸗ 
lichen Reklame, befaſſen. 

Die in den vorſtehenden Definitionen wiedergegebene Anſicht, 
daß das Weſen der Reklame nur die geſchäftliche Werbung umfaſſe, 
erſcheint zutreffend. Sie allein entſpricht dem Sprachgebrauch, der 
ganz allgemein einen feinen, aber regelmäßigen Unterſchied mafht 
zwiſchen Reklame und Propaganda. Die in dem vorſtehenden Urteil 
des BahObesG. angezogenen Beſtimmungen befaſſen ſich nur mit 
„Reklamezwecken“, ſo daß alſo die Propaganda, die der nichtgeſchäft⸗ 
lichen Werbung dient, davon nicht betroffen wird. Jedenfalls dürfte 
es wegen des in § 2 StGB. aufgeſtellten Verbotes einer exteuſiven 
Interpretation auf dem Gebiete des Strafrechts, unzuläſſig ſein, 
dem Begriff der Reklame eine weitere Auslegung zu geben als die⸗ 
jenige, die nach dem Sprachgebrauch allgemein üblich iſt. 

Dr. Karl⸗Auguſt Criſolli, Berlin. 
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folgenden Inhalts: „Achtung! Achtung! Meine Damen und Herren, 
hier iſt die geſtern angekündigte Überraſchung, Großer November⸗ 
verkauf bei D. & S. mit Verteilung von 200 ſchönen nützlichen 
Gewinnen. Jedermann kann ſich während dieſer Veranſtaltung im 
Geſchäft bei D. & S. einen Gratisgutſchein abholen. Der Inhaber 
eines Gutſcheines erhält den auf ſeine Nummer entfallenden Gewinn 
nach Maßgabe unſeres Gewinnverteilungsplans. Der Gewinnver⸗ 
teilungsplan wird von einem Notar aufgeſtellt und überwacht. Die 
Gewinne ſind in unſeren Schaufenſtern ausgeſtellt.“ Der Antragſteller 
erwirkte noch an dem Tage der Veröffentlichung dieſer Anzeige 
beim AG. eine einſtweilige Verfügung, wodurch der Antragsgegnerin 
aufgegeben wurde, es zu unterlaſſen, 1. entſprechend der veröffentlichten 
Anzeige Gutſcheine zum Zwecke einer Ausſpielung an die Kunden zu 
verabfolgen, 2. die Inſerierung einer Ausſpielung zu wiederholen. 

LG. und OLG. haben die EinſtwVerf. beſtätigt. 

Bei der Beurteilung der Frage, ob eine ſolche der Kunden⸗ 
werbung dienende Maßnahme ſittenwidrig iſt, iſt davon auszugehen, 
daß die Kundenwerbung als ſolche erlaubt iſt und jeder Mitbewerber, 
deſſen Schutz die Vorſchrift des HL UnlWG. in erſter Linie dient, 
die Nachteile in den Kauf nehmen muß, die bei lauterer Führung 
des Konkurrenzkampfes unvermeidlich find. Dabei wird naturgemäß 
eine Zeit erhöhten Konkurrenzkampfes eine größere Mannigfaltig⸗ 
keit der Werbemittel ſowie das Beſtreben, durch Neuheit dieſer Werbe- 
mittel das Publikum in verſtärktem Maße anzulocken, mit ſich 
bringen, ohne daß aus der Neuheit oder dem Ungewöhnlichen allein 
auf die Sittenwidrigkeit einer Werbemaßznahme geſchloſſen werden 
könnte. Vielmehr müſſen in jedem einzelnen Falle noch beſondere 
Umſtände hinzukommen, die das Werbemittel nach der Auffaſſung 
der beteiligten Handelskreiſe als dem Empfinden der billig und 
gerecht Denkenden zuwiderlaufend erſcheinen laſſen. 

Dieſe Vorausſetzung ſoll nach Anſicht des Antragſtellers zunächſt 
deshalb vorliegen, weil mit der geplanten Maßnahme der Antrags- 
gegnerin eine Anreizung und Ausnutzung der Spielleidenſchaft des 
Publikums verbunden ſei. Dieſe Anficht kann jedoch nicht als zu- 
treffend bezeichnet werden. Es iſt zwar anerkannten Rechts (ſ. RG. : 
JW. 1908, 702; 1927, 1574; 1928, 1210; OLG. Celle: MuW. 
1929, 517), daß ein Dienſtbarmachen der Spielleidenſchaft zu 
Zwecken des Wettbewerbs gegen die guten Sitten verſtößt, und zwar 
auch dann, wenn die Strafbarkeit der Ausſpielung durch Erteilung 
der obrigkeitlichen Genehmigung ausgeſchloſſen iſt. Eine Erregung 
oder Ausnutzung der Spielleidenſchaft bringt jedoch die geplante 
Veranſtaltung der Antragsgegnerin nicht mit ſich. Da die Teilnahme 
an der Gutſcheinverteilung keinen Einſatz erfordert, iſt die Bekannt⸗ 
machung der Antragsgegnerin rechtlich als Antrag auf Abſchluß von 
Schenkungsverträgen aufzufaſſen. Jeder Gutſcheinempſänger würde 
ſich durch die Entgegennahme des Gutſcheins nur die Hoffnung ver⸗ 
ſchaffen, gegebenenfalls eine Leiſtung ohne Gegenleiſtung zu er⸗ 
halten. Eine Erregung der Spielleidenſchaft, eine Förderung des 
Hanges zum Spiel und damit zu unwirtſchaftlichen Ausgaben, die 
für die Bejahung der Sittenwidrigkeit in den vom RG. entſchiedenen 
Fällen, bei denen die Beteiligung an der Ausſpielung einen Einſatz 
erforderte, von ausſchlaggebender Bedeutung war, hat hier alſo die 
Empfangnahnte eines ſolchen Gutſcheins nicht im Gefolge. 


Zu 1. J. Zunächſt iſt das klare, ſcharfe Hervorheben der 
grundſätzlichen Einſtellung des OLG. Düſſeldorf in dem obigen Urt. 
anerkennend zu vermerken: Da Kundenwerbung erlaubt iſt, müſſen 
die bei lauterer Führung des Konkurrenzkampſes unvermeidlichen 
Nachteile ertragen werden. Man kann im geſchäftlichen Leben, im 
struggle of life, nicht darauf rechnen, daß ein Mitbewerber auf die 
Ausnützung einer ihm günſtigen Konſtellation verzichtet, auf fremde 
Intereſſen Rückſicht nimmt. Mit Recht weiſt das OLG. darauf hin, 
daß man in einer Zeit erhöhten Konkurrenzkampfes auf eine 
größere Mannigfaltigkeit der Werbemittel bedacht ſein muß und 
damit das Streben verbunden iſt, durch Neuheit dieſer Werbemittel 
das Publikum in verſtärktem Maße „anzulocken“. Deshalb kann auch 
das Herausfallen eines Werbemittels aus dem Rahmen des Her- 
Römmlichen, des Gewohnten allein nicht als ſittenwidrig bezeichnet 
werden. 

Bemerkenswert erſcheint mir auch die Faſſung zu ſein, die 
das OLG. dem weiteren Gedanken gibt, daß in jedem einzelnen 
Falle noch beſondere Umſtände hinzukommen müſſen, welche die 
Werbemaßnahmen nach der Auffaſſung der beteiligten Handelskreiſe 
als dem Empfinden „der billig und gerecht Denkenden“ zuwider⸗ 
laufend erſcheinen laſſen. Darin liegt eine feine, weiterführende Ab⸗ 
wandlung der Anſicht des NG. Das NO. ſteht auf dem Standpunkt, 
daß die Frage, ob eine Handlung „ſittenwidrig“ ſei, vom „An⸗ 
ſtandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden“ aus zu ent⸗ 
ſcheiden ſei. Das RG. hat ſelbſt empfunden, daß dieſer Saß — 
zuerſt aufgeſtellt in RG. 48, 124 — fo abſolut nicht angewendet 
werden kann und hat deshalb (RG. 73, 107 = JW. 1910, 284 und 
dann noch 120, 51 JW. 1928, 1218) ihn dahin eingeſchränkt, daß 
die Anſchauung der beteiligten Verkehrskreiſe den Ausſchlag geben ſoll. 
Gegenüber Roſenthal (VII!) N. 15 zu 9 11 (S. 135) iſt darauf 
hinzuweiſen, daß Art. 10 bis des Unionsvertrags nicht die An⸗ 
ſchauungen des beteiligten Verkehrskreiſes als maßgebend erachtet, 
ſondern nur allgemein ſolche Wettbewerbshandlungen im Auge hat, 
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Auch von einer Täuſchung der Kunden kann keine Rede ſein. 
Bei den Preiſen, die Gegenſtand der Gewinnverteilung find, handelt 
es ſich nicht um ſo wertvolle Gegenſtände, daß die Durchführung der 
von der Antragsgegnerin geplanten Veranſtaltung notwendig zu 
einer ſachlich unberechtigten Verteuerung ihrer Waren führen müßte. 
Durch die eidesſtattlichen Verſicherungen der Angeſtellten der An⸗ 
tragsgegnerin iſt auch hinlänglich glaubhaft gemacht, daß für den 
geplanten Novemberverkauf, in deſſen Verlauf die Gutſcheinverteilung 
ſtattfinden ſollte, die Waren der Antragsgegnerin im Preiſe nicht 
heraufgeſetzt worden ſind. 

Entſcheidend für die Bejahung der Sittenwidrigkeit iſt aber 
hier der Geſichtspunſt, daß die Art der Verteilung der Gutſcheine 
eine verfeinerte Form des ſog. Anreißens mit ſich bringt. Das 
„Anreißen“ als ſolches, d. h. das Anziehen von Kunden außerhalb 
des eigenen Geſchäftsbereichs zum Zwecke ihrer Werbung, iſt ſtets 
als ſittenwidrig betrachtet worden (. Roſenthal, 7. Aufl., ©. 129), 
da dadurch den Kunden die Möglichkeit ruhiger Prüfung mehrerer 
Angebote genommen und er zum Kauf weniger durch die Güte der 
Ware als durch den Wunſch beſtimmt ſvird, der Beläſtigung zu ent⸗ 
gehen, fo daß feine freie, nur auf ſachliche Erwägungen geſtüßzte 
Willensbeſtimmung beeinträchtigt und ſo eine unzuläſſige Beſchrän⸗ 
kung feiner Entſchlußfreiheit herbeigeführt wird. Um eine jo plumpe 
anreißeriſche Art des Kundenfangs handelt es ſich hier nicht. Die 
Antragsgegnerin hat glaubhaft gemacht, daß ſie ihren Angeſtellten 
unterfagt hatte, die Gutſcheinempfänger zum Kauf anzuregen oder 
die Aushändigung eines Gutſcheins von dem vorherigen Nachweis 
eines Kaufes abhangig zu machen, Gleichwohl wäre dem Publikum 
doch nur ſcheinbar die völlige Freiheit des Entſchluſſes zum Kaufe 
gewahrt geblieben. Wie die Ankragsgegnerin zugeſtanden hat, ſollte 
die Verteilung der Gutſcheine an den Packtiſchen ſtattfinden. An 
dieſen Packtiſchen werden regelmäßig die gekauften Waren gegen 
Vorzeigung des Kaſſenbelegs ausgegeben. Im allgemeinen muß 
alſo jeder, der an ſolche Packtiſche herantritt, damit rechnen, nach 


die den anſtändigen Gebräuchen auf dem Gebiete des Gewerbes oder 
des Handels zuwiderlaufen, alſo nicht im Einklang ſind mit den 

uſchauungen „aller billig und gerecht denkenden“ Gewerbe⸗ und 
Handeltreibenden. Dies tft der urſprüngliche Standpunkt des RO. ... 

Bereits ſeit langem bin ich der Anſicht und habe ſie ſtets in 
meinen Vorleſungen vertreten, daß die Faſſung des RO. nicht zweck⸗ 
entſprechend, weil zu weitgehend, iſt. Man kann, auch bei der dam 
vom NG. vorgenommenen Einſchränkung, nicht von dem Auſtands⸗ 
gefühl aller billig und gerecht Denltenden ſprechen. Die Feſtſtellung 
eines ſolchen übereinſtimmenden Anſtandsgefühls aller Volksgenoſſen 
oder auch nur aller Angehörigen eines beſtimmten Verkehrskreiſes 
läßt ſich nicht treffen, zumal das RG. ſelbſt anerkennt (GewRSch. 1929, 
115), daß, was felbitverftändlich iſt, die Auffaſſung darüber, was 
als ſittenwidrig zu erachten iſt, nicht umvandelbar iſt, vielmehr im 
Fluſſe des fittlichen, geiſtigen und wirtſchaftlichen Lebens dem 
Wechſel unterworfen iſt. Man wird daher nur von der Auffaſſung 
„billig und gerecht Denkender“ ſprechen können. Damit gelangt dann 
zum Ausdruck, daß die durchſchnittliche Anſchauung der Oberſchicht 
(billig und gerecht Denkende“) des beteiligten Verkehrskreiſes maß⸗ 
gebend iſt. Auch Ernft Fuchs hat die mißverſtändliche Ungenauig⸗ 
Reit der reichsgerichtlichen Formulierung empfunden, die nicht nur 
im Schrifttum, ſondern in allen Urteilen, insbeſ. der Inſtanzgerichte, 
immer und immer wieder grundlegend zitiert wird. Er hat in JW. 
1929, 1731 ausgeführt, daß das Wort „aller“ nur auf die durch⸗ 
ſchnittliche Empfindung anſtändiger Kreiſe hinweiſe. 

II. Daß der vorliegende Sachverhalt nicht den Tatbeſtand der 
„Ausſpielung“ erfüllt, iſt, wie in der Anm. zu dem ähnlich ge⸗ 
lagerten Fall JW. 1929, 3097 bereits von mir dargelegt worden iſt, 
mit dem OLG. Düſſeldorf als zutreffend anzunehmen. Hier wie dort 
handelt es ſich vielmehr nur um ein „Lockmittel“. A. a. O. habe 
ich dargelegt, was darunter zu verſtehen iſt. Es ſei darauf verwieſen. 
Als heranzuziehender Maßſtab für die Beurteilung der Frage, ob 
im Einzelfall ein „Lockmittel“ als unlauter anzuſehen iſt, wurde 
von mir der von Callmann (Unl W. S. 37ff.) neu aufgeſtellte 
„Grundſatz der Sachlichkeit“ erwähnt. Roſenthal (VIII), 
N. 34 zu 8 1 (S. 156) bekämpft dieſe von mir „gebilligt“ — wie 
Roſenthal ſagt — „Theſe“. Sie bedeutet ihm eine „Überſpannung“. 
Er fragt: „Iſt es ſachlich, wenn ein Warenhaus einen Teeſalon 
oder gar ein Reſtaurant für feine Beſucher einrichtet oder wenn ein 

aufmann den Dachgarten ſeines Geſchaftslokals allen Kunden zur 

erfügung ſtellt oder wenn die Schokoladenfabrin „Trumpf“ ein 
Luftſchiff unterhält?“ Damit dürfte wohl das, was Callmann 
unter dem Grundſatz der Sachlichkeit verſteht und wie ich ihn jeden⸗ 
ſalls aufgefaßt habe, nicht zutreffend erkannt ſein. Die Fundierung, 
die Callmann für die Ableitung u. a. des Grundſatzes der Sachlich⸗ 
keit aus der heute geltenden Auffaſſung des Begriffs des unlauteren 
ettbewerbs und deſſen Anwendung in der Prapis gibt, zeigt m. E. 
klar, daß die negierende Frage Roſenthals abzulehnen iſt, nimmt 
auch Roſenthal in den von ihm angeführten Beiſpielsfällen nicht 
iR Mit Recht! Denn eine unzuläſſige Anlockung des Publikums 
legt niemals darin, daß ein Gewerbetreibender dem Publikum durch 
allgemeine Maßnahmen den Aufenthalt in feinem Haufe an- 
genehm und anziehend macht. Das verſlößt nicht gegen den „Grund⸗ 
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feinem Kaſſenbeleg gefragt zu werden. Dadurch und durch die Not⸗ 
wendigkeit, den Ort der Gutſcheinausgabe zu erfragen, wird aber 
derjenige Teil des Publikums, der es nicht für anſtändig hält, in 
einem Geſchäftslokal ein Geſchenk in Empfang zu nehmen, ohne 
etwas gekauft zu haben, in eine gewiſſe pfychologiſche Zwangslage 
verſetzt, die in manchen Fällen den Abſchluß eines Kaufvertrages 
zur Folge haben kann. Hierin liegt die unzuläſſige Beeinträchti⸗ 
gung der Entſchlußfreiheit, die in einem ordnungsmäßigen Geſchäfts⸗ 
betrieb nicht üblich iſt und die nicht nur nach den Anſchauungen der 
beteiligten Verkehrskreiſe, ſondern auch nach dem Empfinden der 
billig und gerecht Denkenden im allgemeinen einen Verſtoß gegen 
die guten Sitten darſtellt und damit der geplanten Veranſtaltung 
der Antragsgegnerin das Merkmal der Sittenwidrigkeit gibt. Der 
Anſicht der Induſtrie⸗ und Handelskammer in Leipzig (GewgtSch. 
1929, 889), die eine Wettbewerbsmaßnahme der vorl. Art insbeſ. 
um deswillen mißbilligt, weil fie wegen ihrer anreißeriſchen Wir⸗ 
kung die im ordentlichen Geſchäftsverkehr übliche Grenze der Kun⸗ 
denwerbung überſchreitet, muß hier um fo mehr beigepflichtet werden, 
als ſich aus der geplanten Art der Gutſcheins verteilung ergibt, wie 
die Entſchlußfreiheit des Beſuchers in unzuläſſiger Weiſe beeinflußt 
wird. Mit Rückſicht hierauf kann der Entſch. des OLG. Stettin: 
JW. 1929, 3097 nicht zugeſtimmt werden, die bei einem ungefähr 
gleichliegenden Tatbeſtand die Sittenwidrigkeit verneint. 

(Ox. Düſſeldorf, 2. Ziv Sen., Urt. v. 12. März 1930, ? U 342/29.) 

Mitgeteilt von OLGR. Dr. Brandt, Düſſeldorf. 


* 
Kiel. 


2. 8 1 unlWG. Unlauterer Wettbewerb durch Preis⸗ 
unterbietung im Kohlenkleinhandel. 

Durch das RG. über die Regelung der Kohlenwirtſchaft vom 
23. März 1919 (RGBl. 342) und die hierzu ergangenen AusfBeſt. 


ſatz der Sachlichkeit“, fällt auch nicht aus dem Rahmen eines ord⸗ 
nungsmäßigen Wettbewerbs. Wohl aber verſtoßen gegen den „Grundſatz 
der Sachlichkeit“ einzelne ungewöhnliche Handlungen 
vorübergehender Art, die nur erfolgen und auch nur dazu 
geeignet find, zu einer aus dem Rahmen des ordnungsmäßigen Wett- 
bewerbs fallende Kundenwerbung — Kundenfang! — für einen be⸗ 
ſtimmten Zweck, für eine kurze Zeit zu dienen. Die allgemeinen Ein⸗ 
richtungen eines Geſchäftshauſes ſo auszugeſtalten, daß ſie auf das 
Publikum eine beſondere Anziehungskraft ausüben, muß zuläſſig ſein, 
weil es ſachgemäß iſt. Auch wenn dadurch ein Vorſprung vor anderen 
Wettbewerbern erlangt, dem dieſe nicht zu folgen vermögen. Man 
denke an andere Fälle: Einrichtung eines allgemein und ohne Ver⸗ 
gütung zugängigen Schreibzimmers, Zurverfügungſtellung von Ruhe⸗ 
räumen, Gewährung der Möglichkeit, Kinder für die Zeit des 
Aufenthalts der Mutter im Warenhaus in die Obhut einer Kinder⸗ 
pflegerin zu geben, bei plötzlicher Unpäßlichkeit Rat und Hilfe einer 
Krankenſchweſter, eines Arztes in Anſpruch zu nehmen oder bei der 
Auswahl zu Raufender Bekleidungsgegenſtände ſich der geſchmacklichen 
Hilfe einer beſonders zu dieſem Zwecke angeſtellten Perſönlichkeit zu 
bedienen, Einrichtungen, die in Deutſchland vielleicht noch ungewöhn⸗ 
lich ſind, die ich aber ſchon in einer Reihe von amerikaniſchen Ge⸗ 
ſchäften ſah 1). 

III. Erfreulicherweiſe hat mein Hinweis: JW. 1928, 2364, daß 
„aus dem anreißeriſchen Charakter“ einer Wettbewerbshandlung deren 
Unlauterkeit und damit deren Unzuläſſigkeit zu folgern ſei, Anklang 
gefunden. Baumbach, Wettbewerbsrecht LV3 F hat ihn auf⸗ 
gegriffen, ebenſo Roſenthal (VIII), N. 34 b zu 8 1. Auch das 
OLG. Düſſeldorf erachtet dementſprechend hier eine Art des An⸗ 
reißens, übernimmt nicht nur meine Anſicht, ſondern verwendet auch 
wörtlich meine Kennzeichnung, freilich ohne Hinweis darauf, daß es 
ſich nicht um eine „plumpe“ anreißeriſche Art des „Kundenfangs“ 
zu handeln brauche (JW. 1929, 3097). 

IV. Beſonders zutreffend ſind in dem obigen Urteil die Aus⸗ 
führungen darüber, daß die Loſe an den Packtiſchen ausgehändigt 
worden ſind. Damit wird das ausgelöſt, was ich in JW. 1928, 2364 
die Unzuläffigkeit des Ausübens eines pfychiſchen Zwangs auf das 
Publikum zur Tätigung von Einkäufen genannt habe. 

IR. Prof. Dr. Ludwig Wertheimer, Frankfurt a. M. 


1) Die Bedeutung, die ſolchen „Anmerkungen“ zu gerichtlichen 
Urteilen, wie ſie die Schriftleitung der JW. eingeführt hat, zu⸗ 
kommen kann, zeigt ſich in Fallen wie dem vorliegenden. Damit 
werden auch ohne weiteres die Bedenken widerlegt, die Gerland, 
Engliſche Rechtsprobleme und die deutſche Zivilprozeßreform (vgl. dazu 
Wertheimer: LZ. 1930, 39) dagegen geltend gemacht hat. Dieſe 
kleinen Hinweiſe, Richtigſtellungen, Polemiken, find „Gedanken⸗ 
ſplitter“, die die Praxis ergibt, „Spähne“, die bei der wiſſenſchaft⸗ 
lichen Arbeit abfallen. Sie in beſonderen Aufſätzen zu verwerten, 
wäre anmaßend, abgeſehen von der Schwierigkeit, ſolche Aufſatze 
unterzubringen. Meiſt würde auch dann die nötige raſche Wirkung 
gar nicht erzielt werden können, weil ſie zu ſpät und insbeſ. nicht 
an dem geeigneten Orte erſchienen. W. 
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v. 21. Aug. 1919 (RGBl. 1449) iſt die deutſche Kohlenwirtſchaft nach 
gemeinwirtſchaftlichen Geſichtspunkten geordnet worden. Hiermit wurde 
ein doppelter Zweck verfolgt: einmal die Beteiligung der Bolk3- 
geſamtheit an den Erträgen des Kohlenbergbaues und die Beſeitigung 
der bisherigen rein privatkapitaliſtiſchen Bewirtſchaftungsart, ferner 
auch der Schutz der Verbraucher, insbeſ. auf dem Gebiet der Preis⸗ 
feſtſetzung (vgl. RG. 112, 255 1)). Die ganze Kohlenwirtſchaft wurde 
dem öffentlichen Intereſſe dienſtbar gemacht und mit öffentlich⸗ 
rechtlichen Pflichten durchſetzt. Die Aufgaben dieſer Gemeinwirtſchaft 
ſind — unter Aufſicht des Reichs — wirtſchaftlichen Selbſtverwaltungs⸗ 
körpern übertragen, nämlich den aus den Kohlenerzeugern eines be⸗ 
ſtimmten Bezirks als Geſellſchaftern gebildeten Syndikaten, dem 
dieſen übergeordneten Reichskohlenverband und dem dieſem wiederum 
übergeordneten Reichskohlenrat. Der Reichskohlenrat hat die Brenn⸗ 
ſtoffwirtſchaft „nach gemeinwirtſchaftlichen Grundſägen“ zu leiten (8 47 
AusfBeſt.) und „für Ausſchaltung unwirtſchaftlichen Wettbewerbs“ 
ſowie für den „Schutz der Verbraucher“ zu ſorgen (8 49). Der Reichs⸗ 
kohlenverband hat die Durchführung der allgemeinen Richtlinien und 
Eutſcheidungen des Reichskohlenrats zu überwachen (8 57). Er hat 
bei ſeinen Maßnahmen „das Wohl aller Syndikate gleichmäßig zu 
fördern“ und ſoll „auf die Erhaltung der Lebensfähigkeit von In⸗ 
duſtrie und Handel Rückſicht nehmen“ (8 67) (vgl. Iſay, Kohlen- 
wirtſchcz., S. 8, 9). Der Reichskohlenverband beaufſichtigt ferner die 
den Syndikaten obliegende Regelung des Abſatzes der Brennſtoffe, er 
genehmigt die allgemeinen Lieferungsbedingungen und Verkaufspreiſe 
der Syndikate, die dieſe vorbehaltlich ſeiner Genehmigung feſtſetzen 
(88 57, 60, 61, 73 AusfBeſt.). 

Die vom Reichskohlenverband genehmigten Lieferungsbedingun⸗ 
gen der Syndikate begründen eine, nach 8 118 Ausf Beſt. durch Straf⸗ 
androhung geſchützte, zunächſt öffentlich⸗rechtliche Pflicht der Syndikate, 
nur nach Maßgabe der Lieferungsbedingungen zu liefern. Die Liefe⸗ 
rungsbedingungen gelten aber auch gleichzeitig privatrechtlich als ein 
das Syndikat verpflichtende Beſtandteil jedes Vertrags, den das 
Syndikat ſchließt (vgl. Iſay, Anm. 2 zu § 73 AusfBeſt.; RO. 
112, 256 2)). 

Nun hat das Oſtelbiſche Braunkohlenſyndikat feine Lieferungs⸗ 
bedingungen dahin feſtgeſetzt, daß der Abnehmer verpflichtet iſt, 
die unter Zuſtimmung des Syndikats vereinbarten örtlichen Rege⸗ 
lungen der Kleinverkaufspreiſe und Verkaufsbedingungen einzuhalten. 
Der Antragsgegner hat mit dem Niederlauſitzer Brikettvertrieb Weſten, 
der eine Verkaufsſtelle des Oſtelbiſchen Braunkohlenſyndikats iſt, 
einen Jahresabſchluß für 1930 gemacht. Es fragt ſich zunächſt, ob 
der Antragsgegner an die Bedingung, ſich an die vom Kreis Stein⸗ 
burger Kohlenhändlerverein feſtgeſetzten Kleinverkaufspreiſe zu halten, 
gebunden ift, oder ob er, wie er es getan hat, ohne Rückſicht auf dieſe 
Preiſe ſeine Ware anbieten und verkaufen darf. Eine ausdrückliche 
geſetzliche Beſtimmung, die ihm erſteres auferlegt, ift nicht vorhanden. 
Die geſetzliche un der Kohlenpreiſe erſchöpft ſich in den Vor⸗ 
ſchriften der 88 74, 61, 111, 112, 118, 113, 117 Ausf Beſt. Danach 
werden auf Grund der geſetzlichen Regelung nur die Preiſe für die 
Syndikate, ihre Mitglieder und für den Kohlengroßhandel feſtgeſetzt, 
und zwar vom Reichskohlenverband, hilfsweiſe vom Reichswirtſchafts⸗ 
miniſter (vgl. Iſay, Geſetz über die Regelung der Kohlenwirt⸗ 
ſchaft, AusfBeſt. 8 61 Anm. 2, § 57 Anm. 57, 2b). Eine Feſtſetzung 
von Kleinverkaufspreiſen kommt geſetzlich nur durch Verbraucher- 
vertretungen (8 113 AusfBeſt.) und durch Kommunen (8 117) in 
Betracht. 

Es kann deshalb hier nur in Frage kommen, ob der Antrags- 
gegner ſich vertraglich gebunden hat, die vom Verein der Kohlen⸗ 
händler des Kreiſes Steinburg feſtgeſetzten Kleinverkaufspreiſe ein⸗ 
zuhalten. 

Der Antragsgegner hat ſich an dieſe Preiſe aber nicht gehalten, 
ſondern ſie durch Gewährung einer „Rückvergütung“ und eines be⸗ 
ſonderen dreiprozentigen Rabatts bei Barzahlung unterboten. 

Daß in der Handlungsweiſe des Antragsgegners ein Handeln 
zu Zwecken des Wettbewerbs im geſchäftlichen Verkehr liegt, iſt nicht 
zweifelhaft. Er hat zugegeben, daß er erfahren hatte, daß der Zentner⸗ 
preis des Kohlenhändlervereins 1,90 AM ohne Gewährung von Ver⸗ 
günſtigungen war. Daß er darüber keine Mitteilung vom Verein er- 
halten hat, iſt unerheblich. Es war ſeine Sache, ſich um die Preiſe 
des Vereins zu kümmern, da er ſich an ſie gebunden hatte. Die Aus⸗ 
nahmeſtellung der Verbrauchergenoſſenſchaften berechtigte 
ihn nicht, von den vorgeſchriebenen Preiſen abzuweichen. Die Ver⸗ 
brauchergenoſſenſchaften kamen für ihn nicht als Wettbewerber in Be⸗ 


tracht. Sie ſind Vereinigungen von Verbrauchern, die nach 8 63 


AusfBeſt. z. Kohlenwirtſchch. beſondere Vorzüge genießen. Ob ſie von 
den maßgebenden Selbſtverwaltungsorganen der Kohlenwirtſchaft etwa 
über den Inhalt des § 63 hinaus bevorzugt worden ſind, iſt un⸗ 
erheblich, da der Antragsgegner auch in dieſem Falle ſich an die 
Verträge halten muß, denen er ſich im gemeinſchaftlichen Intereſſe 
unterworfen hat. Dies bedeutet aber insbe). auch die Einhaltung der 
vorgeſchriebenen Preiſe mit im Intereſſe feiner, der Kohlen⸗Gemein⸗ 
wirtſchaft angehörigen Wettbewerber. Der Antragsgegner erkannte, 
daß er mit ſeinen billigen Preiſen ſeine im freien Wettbewerb ſtehen⸗ 


1) JW. 1925, 606. 2) JW. 1925, 606, 


den Wettbewerber unterbot. Er erkannte, daß er mit ſeinen billigeren 
Angeboten Handlungen beging, die geeignet waren, die Kunden dieſes 
freien Wettbewerbes von ihnen abzulenken und zu ſich hinüberzuziehen. 
Er hat damit vorſätzlich eine Wettbewerbshandlung unternommen. 

Dieſe Handlung hat aber auch gegen die guten Sitten verſtoßen. 
An ſich iſt der Verſuch, neue Kunden zu gewinnen, nicht verwerflich, 
auch das Mittel der billigeren Preisgeſtellung zu dieſem Zweck iſt an 
ſich nicht verwerflich (RG. 117,213), Callmann: JW. 1930, 1649). 
Es müſſen beſondere Umſtände hinzukommen, in denen ein Verſtoß 
egen die guten Sitten enthalten iſt. Solche ſind aber im vorliegenden 
Fall vorhanden. 

Die geſamte Kohlenwirtſchaft iſt nach gemeinwirtſchaft⸗ 
lichen Grundſätzen geregelt, ſie iſt dem öffentlichen Intereſſe dienſt⸗ 
bar gemacht. Nicht nur der Verbraucher wird geſchützt, ſondern die 
Volltsgeſamtheit wird an der Kohlenwirtſchaft beteiligt. Dies gemein⸗ 
wirtſchaftliche Intereſſe kann aber nur dann gedeihen, wenn kein Teil, 
der an der Gemeinwirtſchaft beteiligt iſt, ungebührlich in ſeinen 
Intereſſen verkürzt wird, und fo umfaßt das gemeinwirtſchaftliche 
Intereſſe den Schutz aller Beteiligten in geſchloſſener Kette vom Er⸗ 
zeuger bis zum Verbraucher, mithin auch den Kreis der Kohlen- 
händler. Dies bringt auch 8 49 Ausföeſt. zum Ausdruck, nach 
welchem es dem Reichskohlenrat obliegt, gegebenenfalls im Verord⸗ 
nungswege die Ausſchaltung unwirtſchaftlichen Wettbewerbs herbei⸗ 
zuführen, und ferner der § 67, nach welchem der Reichskohlenverband 
auf die Erhaltung der Lebensfähigkeit des Handels Rückſicht zu 
nehmen hat. Wenn es auch nicht Sache des Reichskohlenrats und des 
Reichskohlenverbandes iſt, durch Feſtſetzung von Mindeſtpreiſen für 
den Kohleneinzelhandel in deſſen Intereſſe tätig zu werden, ſo ergibt 
ſich doch aus den geſetzlichen Beſtimmungen, insbeſ. auch aus den 
genannten, daß ein Ausgleich der Intereſſen aller an der Kohlenwirt⸗ 
ſchaft intereſſierten Volksteile i. S. des Geſetzes liegt (vgl. auch 
Iſay, Anm. 1 zu 8 57 AusfBeſt.). Dem gemeinwirtſchaftlichen 
Intereſſe entſpricht auch die Erhaltung eines geſunden und leiſtungs⸗ 
fähigen Kohlenhändlerſtandes als Bindeglied zwiſchen den Erzeugern 
und Verbrauchern. Das Reich hat bei ſeiner gemeinwirtſchaftlichen 
Regelung kein Intereſſe, lediglich die Preiſe nur bis zum Groß⸗ 
handelspreis abwärts beſtimmend zu beeinfluſſen. Es entſpricht viel⸗ 
mehr dem Intereſſe der Gemeinwirtſchaft, nicht zum wenigſten auch 
des Verbrauchers, daß auch im Kleinhandel Preisbindun⸗ 
gen zugelaſſen werden, die einen hemmungsloſen Wettbewerbs- 
kampf verhindern, deſſen Enderfolg zum Schaden der Gemeinwirt⸗ 
ſchaft uur wäre, daß einige kapitalkräftige Händler die übrigen durch 
ſtändiges Unterbieten aus dem Wettbewerb ausſchalten würden, um 
dann die Kleinhandelspreiſe, ſoweit dies irgend möglich iſt, zu dik⸗ 
tieren. Es iſt aber dabei, insbeſ. auch mit Niückficht auf das gemein⸗ 
wirtſchaftliche Intereſſe, Vorausſetzung, daß die Preisbindungen 
1105 derart ſind, daß ſie zu einer künſtlichen Hochhaltung der Preiſe 
führen. 

(OLG. Kiel, 2. ZivSen., Urt. v. 21. Nov. 1930, 2 U. 412/30.) 
Mitgeteilt von OSGR. Lehmann, Kiel. 


* 
Köln. 

3. 88 1, 6 GebrMuſt c. Eine Warenpackung iſt nicht 
ſchutzfkähig, wenn neu nicht die Raumform der Packung als 
ſolche, ſondern nur ihr Größen verhältnis und die Art 
ihrer Füllung iſt. f) 

Die Bell. ift verurteilt worden, in die Löſchung des Ge⸗ 
brauchsmuſters („eine Käſeausleſe enthaltende Käſepackung“) ein⸗ 
zuwilligen, weil deſſen Neuheit und Schutzfähigkeit verneint wurde. 
Das vorgelegte Modell und die Beſchreibung des Gebrauchs muſters 
Nr. 1031778 zeigen eine kleine halbrunde Käſeſchachtel, die drei 
ſektorförmige, in Zinnfolie od. dgl. eingewickelte Käſeteilchen von ver⸗ 
ſchiedener Sorte aufnimmt. Die Umhüllung jedes Käſeteilchens trägt 
eine entſprechende Etikette, und ein Zuſammendruck der drei Eti⸗ 
ketten iſt auf den Außendeckel der Schachtel aufgeklebt, ſo daß der 
Inhalt ſchon von außen zu erkennen iſt. Die Beſchreibung hebt 
ausdrücklich hervor, daß die Käſepackung natürlich auch rund oder 
eckig fein und beliebig viele Sorten Käſe enthalten kann. — Es iſt 
nicht einzuſehen, weshalb eine neuartige Zuſammenſtellung von Käſe⸗ 
ſorten grundſätzlich nicht ſchutzfähig ſein ſollte. Im Gegenteil: Eine 
Käſepackung, die, abweichend von früher, in beſtimmter Anordnung 
mehrere Käſeſorten enthält, iſt möglicherweiſe durchaus geeignet, dem 
Gebrauchszweck durch eine neue Geſtaltung und Anordnung zu dienen. 
Die Entſcheidung des Rechtsſtreites hängt mithin davon ab, ob das 
Modell der Bell. neu i. S. des $ 1 GebrMuft®. iſt. 

Hierzu iſt feſtzuſtellen, daß bereits zur Zeit der Anmeldung des 
Gebrauchsmuſters die Kl. ſelbſt im Inland Käſeſchachteln offenkundig 
benutzt hat, die geſondert eingewichelte Käſeſtücke verſchiedener 
Sorten enthielten. Der Unterſchied beſtand darin, daß die Kl. die ge⸗ 
miſchten Packungen in größerem Format für den Händler her⸗ 
ſtellte, der dadurch der Notwendigkeit großer Beſtellungen enthoben 


5) JW. 1927, 1636. 
Zu 3. Vgl. Anm. zu NO. v. 17. Sept. 1930 oben S. 443 57, 


ur 
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und in die Lage verſetzt wurde, eine Anzahl Käſeſorten in einer 
einzigen Packung zu beziehen, und der außerdem dieſe Packung als 
gefällige Auslage auf ſeinem Ladentiſch verwenden konnte. Die Bell. 
dagegen wollte ſich ein kleineres Format für Verbraucher 
ſchützen laſſen, „jo daß“, wie es in der Veſchreibung heißt, „die 
Hausfrau, auch wenn fie nur eine Käſepackung erwirbt, eine Käſe⸗ 
ausleſe auf den Tiſch bringen kann“. Die bloße Anderung des 
Größenverhältniſſes kann aber nicht als neue Geſtaltung, Anord⸗ 
nung oder Vorrichtung angeſehen werden, ſo daß die Vorausſetzungen 
des 8 1 GebrMuſtGG. nicht gegeben find. Sie werden auch nicht da⸗ 
durch erfüllt, daß die früher ſchon bekannten gemiſchten Packungen 
für Kleinhändler den Inhalt der Schachtel auf dem Schachteldeckel 
nicht bildlich wiedergaben, während das bei den Packungen der Bert. 
der Fall iſt. Daß letztere Packungen dadurch ein beſonders einladendes 
und gefälliges Ausſehen gewinnen, iſt richtig. Aber es handelt ſich 
dabei um einen Gedanken, der nicht räumlich in die Erſcheinung 
tritt, ſich nicht in dem Modell verkörpert, ſondern bloß flächenmäßig 
auf das Auge wirkt. Er kaun nicht Gegenſtand eines Gebrauchsmuſters 
ſein und iſt es auch nach dem Wortlaut der Beſchreibung und des 
Schutzanſpruchs nicht. 
Weiter waren zur Zeit der Anmeldung des Gebrauchsmuſters 

Nr. 1031778 im deutſchen Handel kleine Käſepackungen für den 
Verbraucher in offenkundiger Benutzung, beſtehend aus runden Schäch⸗ 
telchen, die mit ſektorförmigen, beſonders eingewichelten Käſeteilchen 
gefüllt wurden und teilweiſe ſogar auf dem Deckel Etiketten mit 
einer bildlichen Wiedergabe des Inhalts trugen. Dieſe früher be⸗ 
kannten Käſepackungen enthielten allerdings nur Teilchen von ein 
und derſelben Käſeſorte. Die Bell. erblickt eine den Muſterſchutz 
ermöglichende neue Geſtaltung und Anordnung der von ihr angemel⸗ 
deten Käſepackung eben darin, daß ihre Packung Teilchen von ver⸗ 
ſchiedenen Käſeſorten, alſo eine Käſeausleſe, enthält. Dem iſt nicht 
beizutreten. Die Schachteln der Bell. find dieſelben, die von jeher 
bekannt waren. Sie werden nach dem Verfahren der Bekl. genau wie 
früher mit mehreren Käſeteilchen gefüllt, deren Form und Umhüllung 
ſich nicht von dem bereits früher vielfach üblichen unterſcheidet. Der 
einzige Unterſchied gegen früher liegt darin, daß die Bekl. für die 
üllung einer Packung Käſeteilchen von mehreren Sorten verwendet. 
bas mag ein neuer Gedanke fein, aber er lag ſo nahe, daß den in 
dieſer Hinſicht zu ſtellenden geringen Anforderungen des Geſetzes nicht 
genügt iſt, und vor allem wirkt er ſich nicht auf dem Gebiet 
der Raumgeſtaltung aus, ſo daß auch deswegen ein Schutz 
nach 8 1 GebrMuſtch. nicht ſtattſinden kann. Infolgedeſſen mag da⸗ 
hingeſtellt bleiben, ob die beſtrittene Behauptung der Kl. richtig iſt, 
daß die von ihr überreichte Kleinpackung „Rondino“, enthaltend acht 
verſchiedene Käſeſtücke, von der Firma Gebrüder H. ſchon vor Anmel⸗ 
dung des gegneriſchen Gebrauchsmuſters in den Verkehr gebracht 
worden iſt. 

Daß die Erforderniſſe des 8 1 GehrMuftß. nicht vorliegen, er⸗ 
gibt ſich ſchließlich aus der Tatſache, daß gemiſchte Kleinpackungen 
für den Verbraucher in anderen Geſchäftszweigen, z. B. für Seife, 
Schokolade, Bonbons und Zigarren, ſeit vielen Jahren allgemein 
bekannt find. 

(OLG. Köln, 8. ZivSen., Urt. v. 31. Jan. 1930, 8 U 141/29.) 


Mitgeteilt von LR. Dr. Schmit, Aachen. 


b) Strafſachen. 
1. Ausverkaufsrecht. 


4. 88 7 Abs. 1,9 Abſ 1, 10 Ziff. 1 unt. v. 7. Ju ni 1909 
(R Bl. 495). In der Erklärung, daß der Verkauf eines Wa⸗ 
nenpoſtens von einem beſtimmten Tage ab erfolge, „um 
Blap zu schaffen, ift teine Angabe des Grundes zu ſehor, 
Au zum Ausverkauf Anlaß gegeben hat. Zum Weſen der 

usverkaufsankündigung. f) 

Indem der AR. Ausverkaufsankündigungen zu Reklame ⸗ 
angeboten in Gegenſatz ſtellt und die Entſch. der Frage, ob dieſe 
oder jene vorliegen, darauf abſtellt, ob der Urheber des Inſerats 
Geſchäftsverluſte zu beſorgen hat, überſieht er, daß die 887 Abf. 1, 
9 Abſ. 1 Unl Wh. ebenſo wie die ihnen vorhergehenden und nach- 


3 


Zu 4. Die Entſch. iſt zutreffend und geht bei der Beurteilung 
ber, Frage, ob die Ankündigung „um Platz zu ſchaffen“ eine zu⸗ 
äſſige Grundangabe ſei, von dem richtigen Ausgangspunkt aus, 
ah eine Ausverkaufsveranſtaltung Ausnahmecharakter tragt und 
die Notwendigkeit, Platz zu ſchaffen, in jedem Geſchäftsbetrieb zu den 
regelmäßigen Vorgängen gehört. Ich verweiſe auf meine Aus⸗ 
N hrungen: JW. 1930, 1321, wo ich die Grundangabe „Aberfüllung 
es Lagers“ im Gegenſatz zu OLG. Dresden a. a. O. aus dem 
gleichen Grunde als unzuläſſig bezeichnet habe. Weiterhin iſt es 
nichtig. daß die Angabe „um Platz zu ſchaffen“ ebenſo wie die 
angabe „wegen Räumung“ nicht den Grund, ſondern Zweck und 
Biel jedes Ausverlaufs darſtellt. 

RA. Dr. Rudolf Callmann, Köln 
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folgenden Vorſchriften Rechtsſchutz gerade gegen die nach außen hin 
ſich zum Schaden anderer Wettbewerber betätigende unlautere 
Reklame überhaupt bieten wollen, mag ſie in der Form 
der unlauteren Anpreiſung (88 3—5) oder von Ausverkaufsankündi⸗ 
gungen (58 6—10) oder von Warenmengenverſchleierungen (8 11 
Unl WG.) in die Erſcheinung treten (Elſter, Gewerblicher Rechts⸗ 
ſchutz, Berlin 1928, 423). Da ſonach eine Ausverkaufsankündi⸗ 
gung ſtets ein Reklameangebot iſt, it es ſchon rechts irrtümlich, beide 
in Gegenſatz zu einander ſtellen zu wollen. Es mag dahingeſtellt 
bleiben, ob dem Vorderrichter der allerdings in Rſpr. und Schrifttum 
anerkannte Unterſchied zwiſchen einer unzuläſſigen Ausverkaufs⸗ 
ankündigung und der Ankündigung einer zuläffigen Sonderveranſtal⸗ 
tung vorgeſchwebt hat (vgl. 4 8 4/29: JW. 1929, 1256; 48 155/29). 
Eine zuläffige Sonderveranſtaltung, wie fie gerade vorausgeſetzt 
hätte, daß kein beſtimmter Warenvorrat zum außergewöhulichen Ver⸗ 
kauf geſtellt wurde (Boehm, Ausverkaufsanzeige und Ankündi⸗ 
gung einer zuläſſigen Sonderveranſtaltung in Indup KBerl Mitt. 
1929, 1136), lag unzweifelhaft nicht vor. Es konnte keinen Bedenken 
unterliegen, daß das Inſerat ohne weiteres nur als Ausverkaufs⸗ 
ankündigung i. S. der 88 7 Abſ. 1, 9 Abf. 1 Unl WG. anzu⸗ 
ſehen war (wird näher ausgeführt). 

Allerdings hat der Vertreter des Generalſtaatsanwalts die 
Erwägung des AR. für zutreffend erachtet, daß jedenfalls die Angabe 
in der Ankündigung, „Um Platz zu ſchaffen, verkaufen wir 
v. 9. Sept. 1929 ab einen Poſten Pelzmäntel in verſchiedenen Fell⸗ 
arten“, als genügende Bezeichnung des Ausverkaufs grundes 
anzuſehen ſei (87 Abſ. 1 Unl Wh). Er hat darauf verwieſen, daß 
in den von der BeſchwF. (StA.) angezogenen Entſch. (RcHSt. 45, 
314, 318; 47, 89) nur davon die Rede ſei, daß die Angabe: 
„Der Ausverkauf geſchehe wegen Räumung“ nicht als Angabe 
des Ausverkaufsgrundes anzuſehen ſei, daß aber die Angabe: „Der 
Ausverkauf geſchehe wegen Platzmangels“ oder „um Plaß zu 
ſchaffen“ hiervon wohl zu unterſcheiden ſei. 

Dieſer allerdings auch vereinzelt in der Rſpr. vertretenen Auf⸗ 
faſſung (vgl. OLG. Dresden: MuW. 27/28, 399) kann jedoch 
nicht beigetreten werden. 

Richtig iſt zwar, daß das NG. in den angezogenen Entſch. nur 
zu Angaben „wegen Räumung oder Verminderung des Waren⸗ 
beſtands“ ausgeführt hat, daß die Hervorhebung eines Ausverkaufs 
mit ſolchen Angaben keine Hervorhebung einer beſtimmten Art 
Ausverkauf ſei, da Räumung Zweck und Ziel jedes Ausverkaufs, 
nicht ein beſonderer Grund desſelben ſei. Das gleiche muß aber 
auch für Angaben gelten, wie „wegen Platzmangels“ oder „um 
Platz zu ſchaffen“. Denn auch damit wird nur das Ziel angegeben, 
das jedem Ausverkauf anhaftet. Dabei fällt noch folgendes ins Ge⸗ 
wicht: Das UnlWG. will in erſter Linie den redlichen Wettbewerber 
ſchützen und dem unredlichen entgegentreten (NGSt. 47, 417; 61, 58; 
63, 108). Als redlichen Wettbewerb ſieht aber der Geſetzgeber — von 
Ausnahmefällen abgeſehen, wie Saiſon⸗ und Inventurausverkäufen 
und einzelnen Sonderveranſtaltungen, z. B. weißen Wochen — nur 
den Warenverkauf im regelmäßigen Geſchäftsbetriebe 
zu den innerhalb desſelben normierten Preiſen an. Nur für ganz 
beſondere Arten von Ausverkäufen, wie ſie u. a. in der Aufgabe 
des Geſchäfts oder einer beſtimmten Warengattung, alſo außer ⸗ 
gewöhnlichen Umſtänden ihren Grund haben, läßt der Ge⸗ 
ſetzgeber die Veranſtaltung von Ausverkäufen und demzufolge Aus⸗ 
verkaufsankündigungen unter Angabe dieſes Grundes und insbeſ. 
behördlicher Aufſicht zu. Damit wäre unvereinbar, wollte man die 
Tatſache, daß Plaßmangel für die Warenaufbewahrung eingetreten iſt, 
als genügenden Grund, der Ausverkäufe veranlaſſen kann, an⸗ 
erkennen. Denn alsdann hätte es jeder Warenkaufmann in der 
Hand, dadurch, daß er neue Ware beſtellt und auf dieſe Weiſe Platz⸗ 
mangel erzeugt, jederzeit Ausverkäufe zum Schaden anderer Wett⸗ 
bewerber veranſtalten zu können, die wegen Geldmangels nicht ſo 
oft zu Neuanſchaffungen ſchreiten können. Mit Recht hebt denn auch 
Roſenthal, Unl WG.? (Berlin 1928) hervor (S. 268), daß, wenn 
die Gerichte „Ausverkäufe wegen Platzmangels“ zuließen, zahlreiche 
Gewerbetreibende zum Schaden ihrer Konkurrenz dieſe Erlaubnis 
ausnützen würden. Solche mit dem Geſetz unvereinbaren Ergebniſſe 
ſind abzulehnen. 

(KG., 4. Str Sen, Urt. v. 17. April 1930, 4 8 23/30.) 
Mitgeteilt von KR. Dr. Boehm, Verlin. 
* 


5. 889 Abſ. 2, 10 Ziff. 3 UnlWG. Ein Ausverkaufs⸗ 
veranſtalter kann behördliche Anordnungen über Saiſon⸗ 
und Inventurausverkäufe nicht dadurch umgehen, daß er 
Ankündigungen dieſer Ausverkäufe in den Tageszeitungen 
unter läßt. f) 

Wie das Bayob cg. in feinem Urt. v. 18. Okt. 1928 (Bay Ob eG. 
1928, 215) zu der dem 89 Abs. 2 Unl WG. entlehnten Faſſung einer 
behördlichen Anordnung über Gaifon- und Inventurausverkäufe zur 


Zu 5. Erſt wenn man die Entſch., die im übrigen nicht leicht 
zu leſen iſt, genau durchgeſehen hat, ergibt ſich folgender Tatbeſtand: 
Anfang Januar 1930 hat der Angel. in ſeinem Geſchäft — 
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treffend ausgeführt hat, „die in der im 8 9 Abſ. 1 UnlWG. gekenn⸗ 
zeichneten Ankündigung als ſolche bezeichnet und im ordentlichen 
Geſchäftsverkehr üblich ſind“, ſollte damit nur klargeſtellt ſein, daß 
derartige Ausverkäufe, die in der Ankündigung nicht als ſolche be⸗ 
zeichnet ſind — was nicht mit den vom Geſetzgeber gewählten Worten 
zu geſchehen braucht — ebenſo wie nicht übliche Saiſon⸗ und Inven⸗ 
turausverkäufe die Befreiung von den 88 7, 8 UnlWG. nicht ge 
nießen. Dagegen ſollte mit der Faſſung nicht zum Ausdruck gebracht 
ſein, daß dieſe behördlichen Anordnungen nur für in beſtimmter 
Weiſe angekündigte Ausverkäufe dieſer Art Geltung haben ſollen. 
Wie in der Entſch. mit Recht betont wird, enthalten derartige Anord⸗ 
nungen als Ausfüllnorm des 8 9 Abſ. 2 Satz 2 UnlWG. nur fach 
liche Vorſchriften über die tatſächliche Veranſtaltung von Ausver⸗ 
käufen, d. h. die eigentliche Ausverkaufstätigkeit, nicht dagegen for⸗ 
melle Vorſchriften über Art und Inhalt der Ankündigung. In ähn⸗ 
licher Weiſe bc auch OLG. Hamburg: MuW. 1912/13, 212 zutref⸗ 
fend ausgeſprochen, daß keinerlei Grund dafür vorliege, § 9 Abſ. 2 
UnlWG. dahin zu verſtehen, daß die Behörde nur über die Anhündi⸗ 
gungen derartiger Ausverkäufe ſollte Beſtimmungen treffen dürfen, 
daß vielmehr die Vorſchriſten dahin zu verſtehen ſeien, daß die Be⸗ 
hörde die Veranſtaltungen ſelbſt nach Zahl, Zeit und Dauer ſollte 
regeln dürfen. 

Aber auch der Wortlaut der vorliegend in Betracht kommenden 
Anordnung v. 14. Dez. 1927 zwingt nicht zu dem Schluſſe, daß unter 
einem gemäß 8 9 Abſ. 1 UWG. angekündigten Inventurausver⸗ 
Rauf nur ein ſolcher zu verſtehen ſei, der vor dem Beginn der eigent⸗ 
lichen Inventurausverkaufstätigkeit in der geſchilderten Weiſe öffent⸗ 
lich angekündigt worden iſt. Abgeſehen davon, daß es bei ſolcher Aus⸗ 
legung jeder Ausverkaufsveranſtalter in der Hand hätte, die behörd⸗ 
liche Anordnung dadurch zu umgehen, daß er von Vorankündigungen 
abjieht, läßt die Auffaſſung des Amtsrichters unberückſichtigt, daß 
nach 8 9 Abſ. 1 UnlWG. der wörtlichen Ankündigung eines Ausver⸗ 
kaufs wie der Vorankündigung in Zeitungen oder Flugblättern jede 
ſonſtige Ankündigung eines Ausverkaufs im weiteſten Wortſinne 
gleichgeſtellt iſt, welche u. a. die Räumung eines beſtimmten Waren⸗ 
lagers aus dem vorhandenen Beſtande betrifft. Sie läßt aber vor 
allem weiter unberückſichtigt, daß die ſtärkſte Ankündigung 
eines Ausverkaufs, wie dies dem Angehl. offenbar bewußt 
war, der Beginn der Ausverkaufstätigkeit durch den 
Ausverkaufsveranſtalter ſelbſt iſt (Fuld: Recht 1914, 
192; Callmann, UnlWG., Berlin 1929, zu den 88 7ff. Anm. 3; 
Roſenthal, dasſ., 8. Aufl., zu 87 Aum. 17 ſowie in MuW. 1913, 
191). Der Beginn der Ausverkaufstätigkeit ſtellt auch eine öffentliche 


womit er handelt, iſt nicht erſichtlich —, ohne daß irgendeine An⸗ 
kündigung vorausgegangen iſt, an unabgeſetzt gebliebenen Mode» 
ern oder beſchädigten Stücken offenbar im Fenſter und auf den 
Ladentiſchen neue Preiſe angebracht. Eine Gegenüberſtellung mit 
früheren höheren Preiſen iſt nicht erfolgt. Feſtgeſtellt iſt, daß für 
das Stammpublikum auch ohne Gegenüberſtellung die neuen Preiſe 
als herabgeſetzte Preiſe zu erkennen waren. Wo der Fall ſich ab⸗ 
geſpielt hat, iſt nicht erſichtlich. Es iſt deswegen auch nicht möglich, 
die erwähnte Anordnung der Verwaltungsbehörde v. 14. Dez. 1927 
herbeizuziehen. Es muß unterſtellt werden, daß in dieſer, wie es 
äufig der Fall iſt und wie es insbeſ. auch die Anordnung des 
Polfgetpräfenten von Berlin, die aber hier dem Datum nach nicht 
in Frage kommt, getan hat, hinſichtlich der Saiſon- und Inventur⸗ 
ausverkäufe nur die Beſtimmung des 8 9 Abſ. 2 UnlWG. wieder- 
olt iſt. 

5 Die Entſch. geht von der, ſoweit ich ſehe, nicht beſtrittenen 
Auffaſſung aus, daß es einer beſonderen Ankündigung vor Be⸗ 
inn des Ausverkaufs nicht bedarf, ſondern daß die ſtärkſte An⸗ 
Kündigung des Ausverkaufs in der Veranſtaltung desſelben ſelbſt 
liegt (Roſenthal, MuW. XIII [1913/14], 191). (Die Zitate aus 
Muß. 1913 bzw. 1912/13 find beide falſch, die Seitenzahlen be⸗ 
ziehen ſich auf XIII.), 5 

Wenn das richtig iſt, dann kann bei der Feſtſtellung, daß die 
Preisauszeichnungen als Ankündigung neuer herabgeſetzter Preiſe 
gegenüber den alten empfunden wurden, nur noch fraglich ſein, ob 
es ſich um eine Sonderveranſtaltung handelt, die als Ausverkauf 
nicht anzuſehen iſt, oder ob ein Ausverkauf vorliegt und, wenn das 
der Fall iſt, ob es ſich dabei um einen gewöhnlichen Ausverkauf 
oder um einen Saiſon⸗ und Inventurausverkauf handelt. 

Im vorl. Fall muß, da das Urt. keinerlei weitere Aus- 
führungen enthält, angenommen werden, daß der 1 zu 
denen gehört, bei denen Saiſon⸗ und Inventurausverkäufe üblich 
find, fo daß die Frage nicht zu berühren ift, die bisweilen auf⸗ 
geworfen wird, ob es überhaupt nicht übliche Saifon- und Inventur⸗ 
ausverkäufe gibt. 

Der Einwand der Sonderveranſtaltung iſt Richt gemacht worden 
und kann auch um fo weniger gemacht werden, wenn in dem Ge 
ſchäftszweig ein Saiſon⸗ und Inventurausverkauf üblich iſt. Ob dann 
eine Beſtrafung nach § 10 Ziff. 1 oder 8 10 Ziff. 3 Unl WG. zu er⸗ 
folgen hat — beides iſt möglich —, it wiederum Tatfrage. Wird 
die Veranſtaltung, wie es hier der Fall iſt, vor Beginn der Friſt, 
die für die Veranſtaltung der Saiſon⸗ und Inventurausverkäufe 
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Ankündigung dar. Denn er offenbart ſich im Geſchäfte des Ver⸗ 
anſtalters dem Käuferpublikum und damit einem unbeſchränkten in 
ſich nicht geſchloſſenen Perſonenkreiſe. Mit dem Beginn der Inventur⸗ 
ausverkaufstätigkeit des Angekl. wurde vorliegend weiterhin der 
Ausverkauf auch als Inventurausverkauf gekennzeichnet. Denn nicht 
anders war es zu verſtehen und wurde es vom Käuferpublikum des 
Angekl. verſtanden, wenn in feinem Geſchäft Anfang Januar die 
unabgeſetzt gebliebenen Modeartikel neben ſonſtiger beſchädigter und 
überkaufter Ware auf den Ladentiſchen mit neuen Preisauszeichnungen 
verſehen ausgebreitet und verkauft wurden, die dem Stammpublikum 
des Angehl. auch ohne Gegenüberſtellung mit den früheren höheren 
Preiſen als herabgeſetzte Preiſe erkennbar waren... 

Danach hatte der Angekl. unbedenklich gegen die auf Grund des 
9 9 Abſ. 2 Satz 2 Unl Wg. erlaſſene Anordnung verſtoßen, indem er 
mit dem Inventurausverkauf ſchon am 2. Jan. 1930 begann. 

(KG., 4. FertrSen., Urt. v. 18. Aug. 1930, 4 8 61/30. 
Mitgeteilt von KÖN. Dr. Boehm, Berlin. 
*. 
Dresden. 

6. 8 7 UnlWG. Strafbarkeit bei Ankündigung: 
„Großer Reklameverkauf, Verkauf nur kurze Zeit zu 
dieſen billigen Preiſen und ſoweit Lagerbeſtand “ f.) 

Der Angehl., der ein Trikotagengeſchäft betreibt, hat in feinem 
Schaufenſter Plakate folgenden Inhalts ausgehängt: „Großer Ne 
klameverkauf. Während dieſer Zeit verkaufe zu wirklichen Spott⸗ 
preiſen! Jeder Kauf iſt für Sie ein Gewinn! Verkaufe nur 
kurze 7 00 zu dieſen auffallend billigen Preiſen und nur ſoweit Lager 
beſtand.“ 

Der AR. hat den Angekl. von der auf Grund von 88 7 Abſ. 2, 
10 Ziff. 2 UWG. erhobenen Anklage, durch dieſe Plakate einen 
Ausverkauf angekündigt und den angekündigten Ausverkauf be 
gonnen zu haben, ohne zuvor gemäß der VO. der Kreishauptmann⸗ 
ſchaft D. bei der zuſtändigen Ortspolizeibehörde Anzeige erſtattet zu 
haben, freigeſprochen. 

Der AR. überſieht, daß die Vorſchrift in 87 Unl WG. nicht nur 
dann Platz greift, wenn in der Ankündigung der Ausdruck „Aus⸗ 
verkauf“ gebraucht wird, ſondern auch dann, wenn eine der Sache 
nach gleichbedeutende Bezeichnung gewählt iſt, die nach der Ver⸗ 
kehrsauffaſſung als Hinweis auf einen bevorſtehenden oder 
ſtattfindenden Ausverkauf gedeutet wird (ogl. NOSt. 45, 191). Der 
Umſtand, daß der Angekl. für den angekündigten Verkauf den Aus⸗ 
druck „Reklameverkauf“ gewählt hat, ſteht hiernach der Annahme 


ſeitens der Verwaltungsbehörde feſtgeſetzt iſt, vorgenommen, dann 
iſt eine Beſtrafung wie hier nach 8 10 Ziff. 3 Unl WG. richtig. 
RA. Dr. Clovis Clad, Leipzig. 


Zu 6. Das Urteil trifft zu. Es iſt erſtaunlich, daß ſolche Ber 
lehrungen einer unteren Inſtanz über feſtſtehende Fragen des 
Ausverkaufsſtrafrechts überhaupt noch nötig find. Die zwar alte, aber 
nicht gute Sitte mancher Gerichte, ohne Berückſichtigung deſſen, was 
Schrifttum und Rſpr. durch jahrelange Arbeit geleiſtet haben, zu ent 
ſcheiden, ſcheint nicht ausgeſtorben zu ſein. 

Wie eine öffentliche Ankündigung zu verſtehen ift, darüber ent⸗ 
ſcheidet allein die Auffaſſung der Verkehrskreiſe, an die ſie ſi 
wendet. Findet eine nicht unerhebliche Zahl der Leſer in ihr eine Aus⸗ 
verkaufsankündigung, jo iſt fie für das Ausverkaufsrecht eine ſolche, 
ganz gleich, was ſich der Ankündigende bei ihr gedacht hat. Das iſt 
eine Binſenwahrheit des Wettbewerbsrechts. Nun kann man beim 
beſten Willen nicht bezweifeln, daß eine ganze Anzahl von Leſern, 
wenn nicht die große Mehrheit, in den Worten „Großer Reklame 
verkauf. Verkaufe nur kurze Zeit zu dieſen auffallend billigen Preiſen 
und nur ſoweit Lagerbeſtand“ die Ankündigung eines beſchleunigten 
Verkaufs beſtimmter Warenvorräte zwecks Räumung, alſo eines Teil⸗ 
ausverkaufs, verſtehen wird. Namentlich der Ausdruck „ſoweit Lager⸗ 
beſtand“ läßt ſich kaum anders deuten, als daß beſtimmte Waren, 
ſoweit möglich, völlig geräumt werden ſollen. Daß der, Ankündigende 
dieſe Warengattung überhaupt aufgeben will, iſt nicht nötig. Es 
beſagt gar nichts, daß er etwa die Abſicht hat, Bee fir dieſe 
Gattung durch den beſonders billigen Verkauf des eſtands ernſtlich 
ins Geſchäft zu kommen. Es genügt, daß die Ware nicht im gewöhn⸗ 
lichen Geſchäftsgang billiger verkauft, ſondern „forciert“ werden ſoll, 
was aus den Worten „nur kurze Zeit“ folgt. Ein Sonderangebot, 
etwa ähnlich einer Ankündigung von „Reſtetagen“ liegt nicht vor; 
übrigens iſt mir auch die Zuläſſigkeit gerade dieſes Angebots („Reſte⸗ 
tage“) mehr als zweifelhaft. Die Apr. ſollte nichts unterlaſſen, UM 
Umgehungen der Ausverkaufsvorſchriften zu unterbinden. Nur eine 
nicht auf formelle Auslegung, ſondern auf die Bedürfniſſe des Wirt⸗ 
ſchaftslebens zugeſchnittene Rſpr. kann das ewige Geſchrei nach neuen 
Geſetzen der verdienten Nichtachtung zuführen. 1 

Der ſubjektive Tatbeſtand des 8 10 Ziff. 1 Unl Wg. verlang 
war Verſchulden, begnügt ſich aber mit Fahrläſſigkeit. Der 1 
h ſtrafbar, wenn er ſich bei gebotener Sorgfalt jagen mußte, da 
feine Ankündigung als Ausverkaufsankündigung im Verkehr ver“ 
ſtanden werden könne. Das trifft hier ohne weiteres zu. f 

Senpräſ. a. D. Dr, Baumbach, Berlin. 
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eines Ausverkaufs nicht entgegen. Ob die Ankündigung eines Aus⸗ 
verkaufes vorliegt, iſt ſtets nach dem Weſen eines Ausverkaufs und 
dem Geſamtinhalte der jeweils in Rede ſtehenden Ankündigung zu 
beurteilen (NGSt. 45, 191; 44, 143). Das kennzeichnende Merkmal 
eines Ausverkaufs beſteht darin, daß der Verkauf und die damit 
verbundene Räumung beſchleunigte ſein ſollen und hierdurch aus dem 
Rahmen eines laufenden Geſchäftsganges heraustreten und daß das 
Publikum zu dem Verkauf durch den Anſchein eines beſonders vor⸗ 
teilhaften Handels angelockt wird (RoSt. 45, 45, 189). Die Abſicht, 
den Geſchäftsbetrieb aufzugeben, iſt dabei nicht erforderlich. Nicht be⸗ 
achtet hat der AR. weiter, daß in den Fällen des § 7 a. a. O. der 
Aukündigende mit dem Vorbringen nicht gehört werden kann, er 
habe in Wirklichkeit einen Ausverkauf nicht beabſichtigt oder 
nicht gewollt. Darüber, ob ein Verkauf den angekündigten Aus⸗ 
verkauf darſtellt, entſcheidet allein das äußere Verhalten des Täters 
und die dadurch bedingte Vorſtellung des Publikums, nicht Vor⸗ 
ſtellungen und Abſichten, die der Angekündigte insgeheim haben mag 
(RGSt. 45, 48, 192 und 44, 148). Maßgebend iſt daher der Inhalt 
der Ankündigung, d. h. die in ihr enthaltene und abgegebene Willens⸗ 
erklärung. Stellt ſich dieſe als Ankündigung eines Ausverkaufs dar, 
ſo iſt beim Vorliegen der übrigen Vorausſetzungen und beim Vor⸗ 
handenſein des entſprechenden inneren Tatbeſtandes die Übertretung 
nach 88 7 Abſ. 1 bzw. Abſ. 2, 10 Ziff. 1 bzw. 2 UnlWG. recht⸗ 
lich vollendet. Bei der Beurteilung eines Verkaufs als Ausverkauf 
kommt es hiernach nicht darauf an, welche Zwecke der Ankündigende 
bei ſeiner Veranſtaltung verfolgt, ſondern darauf, ob Ankündigungen 
vorliegen, nach deren Inhalt, ſo wie ſie im Verkehr e 
werden, ein Räumungsverkauf ſtattfindet. Es iſt dabei gleichgültig, 
ob wirklich eine Räumung ſtattſand oder beabſichtigt wurde, erheblich 
iſt nur, ob eine ſolche nach der Verkehrsauffaſſung angekündigt wurde. 
Ohne jede Bedeutung iſt auch, welchen Zweck der Ankündigende mit 
dem Verkaufe verfolgte. Die Steigerung des Umſatzes kann auch 
Zweck und Ziel eines Ausverkaufg ſein. 

In dem angefochtenen Urt. ift nun zwar feſtgeſtellt, daß das 


hier fragliche Plakat auch beim unbefangenen flüchtigen Leſen nicht 


den Anſchein erwecken könne, als handele es ſich um einen Ausver⸗ 
Rauf und daß daran auch die Worte „nur ſoweit Lagerbeſtand“ nichts 
zu ändern vermöchten, denn es könne keinem Zweifel unterliegen, 
daß dieſe Einſchränkung für den Reklameverkauf gedacht ſei. Dieſe 
Annahme ſteht aber in offenſichtlichen Widerſpruch zu den, Er⸗ 
fahrungen des täglichen Lebens. Ihre Nachprüfung iſt dem Revch. 
nicht entzogen, weil die Berückſichtigung allgemeiner Erfahrungsſätze 
nicht in das Gebiet der durch 8 261 StPO, dem Tatrichter vor⸗ 
behaltenen Beweiswürdigung und der hierauf geſtützten Feſtſtellung 
von Tatſachen fällt, ſondern zur „richtigen“ Anwendung der Rechts⸗ 
Normen auf die feſtgeſtellten Tatſachen gehört, die das NevG. nach 
8337 StPO. nachzuprüfen hat (vgl. NGSt. 41, 79; 45, 739 ſowie 
JW. 1928, 1225). Als in Widerſpruch zu der alfgbmeinen Lebens- 
erfahrung ſtehend iſt es aber zu bezeichnen, wenn den Worten „Großer 
eklameverkauf“ i. Verb. m. den Worten „nur ſoweit Lager 
eſtand“ und mit den übrigen Erklärungen in den Ankündigungen 
des Angekl. die Eigenſchaft abgeſprochen wird, beim unbefangenen 
flüchtigen Leſen den Anſchein zu erwecken, als handele es ſich um 
einen Ausverkauf. Bei dieſer Annahme läßt der AR. den Geſamt⸗ 
inhalt der Ankündigung und deſſen Geſamtwirkung auf das Publikum 
völlig außer acht. Er überſieht insbeſ., daß in der Ankündigung 
nicht nur von einem großen Reklameverkauf die Rede iſt, ſondern 
aß in ihr auch mit den Worten „verkaufe während dieſer Zeit zu 
wirklichen Spottpreiſen; jeder Kauf tft für Sie ein Gewinn, verkaufe 
nur kurze Zeit zu dieſen auffallend billigen Preiſen“ Kaufluſtige 
in einer über das gewöhnliche Maß hinausgehenden Weiſe durch 
nausſichtſtellung von beſonderen Kaufvorteilen angelockt wurden 
angelockt werden ſollten, und daß gerade auch dieſe Tatumftände 
vom Standpunkte des Publikums als erhebliches Anzeichen dafür in 
Vetracht kommen, daß der angekündigte Verkauf ein Ausverkauf iſt. 
ku die in die Ankündigung aufgenommene Beſchränkung des Ver⸗ 
aufs auf kurze Zeit iſt nicht geeignet, dem Verkaufe die Eigenſchaft 
eines Ausverkaufs zu entziehen. Sie kann gerade im Gegenteil die 
5 irkung haben und haben ſollen, daß Verkauf und Räumung eine 
Aſondere Beſchleunigung erfahren (vgl. RGSt. 45, 192). Wenn der 
hgekf. mit den Worten „nur ſoweit Lagerbeſtand“ lediglich hat 
agen wollen, daß zu den billigen Preiſen nur die Sachen abgegeben 
werden könnten, die er augenblicklich auf Lager gehabt habe, ſo liegt 
ku ſchon nach ſeinen eigenen Angaben in dieſen Worten die An⸗ 
udigung der Räumung feines Lagers. 
jet In der erneuten Verhandlung wird gegebenenfalls zu prüfen 
ein, ob für den vom Angell. angekündigten Reklameverkauf, falls 
er als Ausverkauf i. S. der obigen Ausführungen zu beurteilen iſt, 
155 Anzeige- und Verzeichnispflicht gemäß der BO. der Kreishaupt⸗ 
9 aft überhaupt beſtanden hat, oder ob nicht vielmehr die An⸗ 
udigung nur eine Zuwiderhandlung gegen 88 7 Abſ. 1, 10 Ziff. 1 
WG. enthält, weil in ihr der Grund, der zu dem Ausverkauf 
nlaß gegeben hat, nicht angegeben iſt. : 
DL, Dresden, Urt. v. 13. Mai 1930, 2 OSta 44/30.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
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7. 88 7, 9 unl WG. Die Ankündigung eines Ausver⸗ 
kaufs liegt nur vor, wenn ſie den Schluß auf beſchleunigte 
Räumung zuläßt f) 

Der Begriff des Ausverkaufs i. S. des § 7 Abſ. 2 verb. mit 
8 9 Abſ. 1 Unt. umfaßt nach der — auch vom erk. Sen. ge⸗ 
teilten — Rechtsauffaſſung des NG. entweder den Verkauf aller 
noch vorhandenen Waren bei Aufgabe des ganzen Geſchäfts — Ge⸗ 
ſamtausverkauf — oder einer beſtimmten einzelnen Warengattung 
bei Aufgabe des betreffenden Geſchäftszweigs oder eines be⸗ 
ſtimmten Warenvorrats, um dieſen aus dem geſamten vorhandenen 
Warenbeſtand völlig auszuſcheiden, in dieſem Sinne alſo zu räumen 
— Teilausverkauf —. Das kennzeichnende Merkmal eines Aus⸗ 
verkaufs beſteht weiter darin, daß der Verkauf und die damit 
verbundene Räumung beſchleunigte ſein ſollen und hierdurch aus 
dem Rahmen eines laufenden Geſchäftsganges heraustreten. Nach 
8 9 Abſ. 1 UnlWch. ſteht der Ankündigung eines Ausverkaufs 
i. S. u. a. des 8 7 Abſ. 2 jede ſonſtige Ankündigung gleich, die 
den Verkauf von Waren wegen Beendigung des Geſchäfksbetriebs, 
Aufgabe einer einzelnen Warengattung oder Räumung eines be⸗ 
ſtimmten Warenvorrats aus dem vorhandenen Beſtande betrifft. 
Ob die in einer Ankündigung gewählte Bezeichnung im dargelegten 
Sinne „Ausverkauf“ bedeutet, iſt im weſentlichen Tatfrage (vgl. 
NGSt. 45, 45; 63, 107). Im vorl. Falle hat der AR. die öffent⸗ 
liche Bekanntmachung des Angehl.: 

„Wegen Aufgabe unſerer Abteilung Pianos haben wir 
eine Anzahl erſtklaſſige Inſtrumente: Blüthner, Feurich uſw., 
außergewöhnlich preiswert abzugeben.“ 

nicht als Ankündigung eines Ausverkaufs ausgelegt. Nach ſeiner 
überzeugung zwingt dieſe Ankündigung nicht zu dem Schluſſe, daß 
der angekündigte Verkauf beſchleunigt erfolgen und aus dem 
Rahmen des gewöhnlichen Geſchäftsganges heraustreten ſolle; zum 
mindeſten wird nach feiner Auffaſſung durch dieſe Ankündigung 
nicht der Eindruck beſchleunigter Räumung zwingend hervorgehoben. 
Er hat deshalb nicht als erwieſen angeſehen, daß das durchſchnitt⸗ 
liche Publikum, das gegenwärtig ununterbrochen in Ankündigungen 
von angeblich nie wiederkehrenden Kaufgelegenheiten in immer 
neuen Formen mit Billigkeitsbeteuerungen überſchwemmt werde, 
aus der Ankündigung „außergewöhnlich preiswert“ und dem Hin⸗ 
weis auf Aufgabe des Artikels, auch den Schluß auf beſchleu⸗ 
nigte Räumung ziehe, und er iſt weiter zu der Überzeugung 
gelangt, daß der Angekl. mit feiner Anzeige auch nicht in ver⸗ 
ſchleierter Form einen Ausverkauf habe ankündigen wollen. Dieſe 
Auslegung, die möglich iſt, läßt keinen Rechtsirrtum erkennen; ſie 


verſtößt auch nicht gegen die Denkgeſetze oder gegen die allgemeine 


Lebenserfahrung. Der Auffaſſung der StA, daß die Bekannt⸗ 
machung des Ungekl. dazu zwinge, in ihr die Ankündigung eines 
Ausverkaufs zu erblicken, weil, wenn ein Warenvorrat wegen 
Aufgabe des Handels mit dieſer Warengattung „außergewöhnlich 
preiswert“ angeboten werde, dem Publikum dadurch eine befriſtete 
Kaufgelegenheit zu erkennen gegeben werde, die ſchon deshalb eine 
beſchleunigte Räumung vorausſetze, weil der Anreiz des außer⸗ 


Zu 7. Die Entſch. erſcheint nicht unbedenklich. Das OLG. 
ſieht in der Ankündigung „Wegen Aufgabe unſerer Abteilung 
Pianos haben wir eine Anzahl erſtklaſſige Inſtrumente Blüthner, 
Feurich uſw. außergewöhnlich preiswert abzugeben“ nicht die Une 
Kündigung eines Ausverkaufs, obwohl 8 9 UnlWG. ausdrücklich 
beſtimmt, daß als Ausverkauf jede Ankündigung zu werten iſt, die 
„den Verkauf von Waren wegen Beendigung des Geſchüfts- 
betriebes, Aufgabe einer einzelnen Warengattung 
oder Räumung eines beſtimmten Warenvorrates aus dem vor⸗ 
handenen Beſtande betrifft“. Zur Ablehnung eines Ausverkaufs 
kann das OLG. nur deshalb kommen, weil es dem Umſtand der 
Beſchleunigung eine übermäßige Bedeutung beilegt, weil es 
in der Beſchleunigung des Abſatzes das Weſensmerkmal des Aus- 
verkaufs ſieht und darum offenbar neben dem Hinweis auf die 
Aufgabe der Abteilung und die Billigkeit der Preiſe noch einen 
beſonderen Hinweis auf die Beſchleunigung verlangt. Für die Auf⸗ 
faſſung, daß in der Beſchleunigung des Abſatzes das ſpezifiſche 
Merkmal des Ausverkaufs liege, kann ſich der Senat allerdings 
auf RoSSt. 45, 191 u. a. berufen. „In einem weiteren Sinne“, 
ſo heißt es dort, „verfolgt der Kaufmann mit jedem Verkauf, 
auch mit dem im laufenden Geſchäftsgange, den Zweck einer Räu⸗ 
mung. Das kennzeichnende Merkmal eines Ausverkaufs beſteht 
demgegenüber darin, daß der Verkauf und die damit verbundene 
Räumung beſchleunigte ſein ſollen und hierdurch aus dem 
Rahmen eines laufenden Geſchäftsganges heraustreten“ (vgl. auch 
Roſenthal zu § 7 Note 2 u. 8; Baumbach zu 8 7 Nr. 4D; 
OLG. Dresden: Goltdelrch. 1930, 316). Dieſe Auffaſſung it je⸗ 
doch, wie auch im Schrifttum mehr und mehr betont wird (vgl. 
Wernicke: MuW. 12, 253; Finger: MuW. 12, 320 und neuer 
dings Callmann zu 88 7—10 Nr. 9) nicht zutreffend. Sie ver⸗ 
fagt gerade dann, wenn es gilt, den Ausverkauf von der ſog. 
Sonderveranſtaltung zu unterſcheiden. Im Sinne einer jeden ge⸗ 
ſteigerten Reklame, eines jeden Sonderangebots vor allem liegt 
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gewöhnlich preiswerten Angebots nach der Auffaſſung des Pu⸗ 
dlikums mehr Kaufluſtige als ſonſt anlocke und damit den Abſatz 
der vorhandenen Anzahl der Warengattung durch ſtärkere Nach⸗ 
frage, als dies im laufenden Geſchäftsbetriebe der Fall ſei, be⸗ 
ſchleunige, kann nicht beigetreten werden. 

Auch der innere Tatbeſtand iſt rechtlich einwandfrei verneint 
worden. Die vorſätzliche Begehung dieſer Übertretung erfordert, 
daß der Ankündigende ſich bewußt iſt, einen die erwähnten Be⸗ 
griffsmerkmale des Ausverkaufs erfüllenden Verkauf anzukündigen 
oder zu veranſtalten. Die wiſſentliche Ankündigung eines Aus⸗ 
verkaufs oder eines Teilausverkaufs liegt hiernach nur dann vor, 
wenn der Ankündigende, gleichgültig, welche Ausdrücke er gewählt 
hat, in dem gekennzeichneten Sinne einen Ausverkauf wirklich 
ankündigen will, oder wenn er doch wenigſtens — der wahren 


Sachlage entſprechend — die Vorſtellung hat, daß das Publikum 


die Ankündigung als die eines Ausverkaufs auffaſſen werde. Das 
Vorliegen dieſes Bewußtſeins oder auch nur dieſer Vorſtellung 
beim Angekl. hat der AR. verneint. Aus dem inneren Zuſammen⸗ 
hang der Gründe des angefochtenen Urt. ergibt ſich weiter aus⸗ 
reichend erkennbar als Annahme des AR., daß der Angebl. auch 
nicht mit der Möglichkeit eines ſolchen Erfolges ſeiner An⸗ 
kündigung gerechnet und dieſen Erfolg für den Fall ſeines Ein⸗ 
tritts gebilligt hat und daß er auch nicht etwa aus Fahrläſſigkeit 
ſich nicht bewußt geworden iſt, das Publikum werde vielleicht ſeine 
Ankündigung als die eines Ausverkaufs auffaſſen können und 
auffaſſen. 
(OLG. Dresden, Urt. v. 24. Juni 1930, 2 OSta 63/30.) 


Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


Berlin. 
2. Sonſtiges Wettbewerbsrecht. 

S. 84 UnlWG. Zum unlauteren Wettbewerb durch 
täuſchende Reklame; unwahre und zur Irreführung ge- 
eignete Angaben über „geſchaftliche Verhältniſſe“ insbe⸗ 
ſondere auch über die Preisbemeſſung von Waren und die 


es, den Abſatz in beſonderer Weiſe zu beſchleunigen, und doch ſind, 
wie RGSSt. 45, 192 ſelbſt richtig hervorhebt, die „billigen Tage“, 
„Ausverkäufe“, „Weiße Wochen“ u. dgl. nach der Auffaſſung des 
Geſetzes nicht zu den Ausverkäufen zu zählen! 

Das unterſcheidende, ſpezifiſche Merkmal des Ausverkaufs 


liegt in dem beſonderen Effekt der Räumung, der hier angeſtrebt 


wird. Die Räumung, die im normalen Geſchäftsgang, evtl. auch 
durch beſonders En hen nigten at erfolgen ſoll, iſt höch⸗ 
ſtens der Anlaß, erneut Waren zu beſchaffen, damit durch erneuten 
Abſatz wieder erneuter Gewinn erzielt werden kann. Beim Aus⸗ 
verkauf iſt es anders; hier ſteht das Nachſchieben von Waren aus⸗ 
drücklich unter Strafe ($ 8 Unl W.), die Räumung ſoll eine end» 
gültige ſein, ſie iſt Selbſtzweck des Handelns geworden; 
und darin liegt ja der Grund dafür, daß der Ausverkauf ein fo 
beſonderes Lockmittel der Kundſchaft gegenüber darſtellt: Der Ver⸗ 
käufer, der ernſthaft um der Räumung willen verkauft, muß zu⸗ 
gunſten dieſes ſeines Räumungsintereſſes das normale Gewinn⸗ 
intereſſe zurücktreten laſſen. Allerdings iſt es nicht unrichtig, daß 
hierbei auch der Umſtand der Beſchleunigung eine Rolle ſpielt, aber 
doch nur deshalb, weil die Ankündigung eines Verkaufs zum 
Zweck der Räumung, wegen Aufgabe des Artikels uſw., 
namentlich mit dem Hinweis auf die deshalb beſonders billigen 
Preiſe, mit dem Räumungsintereſſe auch naturgemäß den Willen 
zum Ausdruck bringt, in möglichſt kurzer Zeit das Ziel der Räu⸗ 
mung zu verwirklichen. Aus der Räumung, beſſer dem kund⸗ 
gegebenen Räumungszweck, ergibt ſich alſo die Beſchleunigung (fo 
richtig Callmann zu 88 7—10 Anm. 9 mit entſprechenden Hin⸗ 
weiſen). Es iſt deshalb auch nicht ausgeſchloſſen, in der be⸗ 
ſonderen Betonung der Beſchleunigung unter Umſtänden einen ver⸗ 
ſtärkten Hinweis auf den Räumungszweck und alſo den Ausver⸗ 
kauf zu finden. Es wäre aber willkürlich und folgt keineswegs 
aus dem Begriff des Ausverkaufs, wie ihn das Geſetz vornehmlich 
durch die 88 8 und 9 Unl W. mittelbar oder unmittelbar er⸗ 
läutert, neben der Bezugnahme auf die Räumung, d. h. der Her⸗ 
vorhebung des Räumungszwecks, wie er hier noch beſonders durch 
die billigen Preiſe betont wird, einen beſonderen Hinweis auf die 
Beſchleunigung als ſolche zu verlangen. Ein derartiges Erfordernis 
läßt ſich auch keineswegs damit begründen, daß das Publikum im 
laufenden Geſchäftsverkehr heute mehr denn je mit 
billigen, martztſchreieriſchen Angeboten überſchüttet wird. Wenn 
das Publikum lieſt: Billig wegen Räumung, wegen Auf⸗ 
gabe .., kann es daraus nur entnehmen, daß in dem Streben 
nach dem Räumungseffekt als ſolchem der Grund für den billigen 
Verkauf liegt; damit iſt aber das weſentliche Merkmal des Aus⸗ 
verkaufs getroffen. Das OLG. Dresden hätte elſo die fragliche 
Ankündigung objektiv als Ankündigung eines Ausverkaufs wer⸗ 
ten müſſen. 

Auch das, was über die ſubjektive Seite in der Entſch. ge⸗ 


Bezugsart in öffentlichen Bekanntmachungen, in der Ab⸗ 
ſicht, den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots 
hervorzurufen. f) 

Wie die Ausführungen des LG. ergeben, hat es aus den Zeitungs⸗ 
anzeigen und Flugblättern einzelne Wortwendungen herausgegriffen 
und jede für ſich darauf unterſucht, ob ſie das Tatbeſtandsmerkmal der 
unwahren Angabe i. S. 8 4 Unl WG. erfüllte. Damit hat es gegen den 
in Rſpr. (R&St. 44, 143, 146; JW. 1915, 1362; Mu W. 1909, 63; 
1915, 93; GewRSch. 1930, 201) wie im Schrifttum (vgl. Roſen⸗ 
thal, WIWG., Berlin 1930, zu 83 Note 25; Callmann, dasſ. 
ebenda Anm. 17) allgemein anerkannten Rechtsgrundſatz verſtoßen, 
daß für die Frage, ob öffentliche Bekanntmachungen oder für einen 
größeren Perſonenkreis beſtimmte Mitteilungen über geſchäftliche 
Verhältniſſe ſich als unwahre und zur Irreführung geeignete An⸗ 
gaben erweiſen, allein entſcheidend ins Gewicht fällt, ob die Kund⸗ 
gebung in ihrer Geſamtwirkung betrachtet, wie fie das 
Käuferpublikum auffaßt, den Vergehenstatbeſtand des 8 4 UnlWG. 
verwirklicht. Da LG. ſomit ſchon aus rechtsirrtümlicher Einſtellung 
zu den Erforderniſſen der Vorſchrift in äußerer Beziehung die Un⸗ 
wahrheit der gemachten Angaben und ihre Eignung zur Irreführung 
verneint hat, fo war feinen Ausführungen auch zum inneren Tate 
beſtande die Beachtung abzuſprechen. Auf Rechtsirrlum beruhen aber 
auch die Erwägungen, auf Grund deren LG. die Hervorhebung des 
gemeinnützigen Charakters des Unternehmens nicht als unrichtige 
Angabe im Sinne des Geſetzes erachtet hat. Denn in ihnen wird zu 
Unrecht dem Umſtande maßgebliche Bedeutung beigemeſſen, daß der 
i. J. 1928 erzielte Reingewinn der Bekabe an das Wohlfahrtsamt 
der Stadt B. zur Ausſchuttung gelangte, ohne daß dabei u. a. der 
Tatſache Rechnung getragen wird, daß dem Reingewinn zunächſt die 
Zinſen für die Stammeinlagen in Höhe von 20% über Reichsbank⸗ 
diskont vertragsgemäß entnommen waren, und daß der Reingewinn 
in der ausgewieſenen geringen Höhe nur darauf zurückzuführen war, 
daß die Geſellſchafter bereits als Lieferanten der Bekabe ihre Ver⸗ 
dienſte eingeſtrichen hatten. 

Danach rechtfertigte ſich die Urteilsaufhebung. 

Es konnte keinem Zweifel unterliegen, daß ſchon nach den Feſt⸗ 
ſtellungen, wie fie ſich aus dem Zuſammenhange des Urteils des 


ſagt wird, kann nicht überzeugen. Nachdem die objektiven Vor⸗ 
ausſetzungen eines Ausverkaufs verneint waren, mußte eine Er⸗ 
örterung über Vorſatz oder Fahrläſſigkeit von vornherein gegen⸗ 
ſtandslos fein. Der Sache nach beſteht aber kein Bedenken, 
dann, wenn man in der vorliegenden Anzeige die Ankündigung 
eines Ausverkaufs ſieht, auch zum mindeſten die Fahrläſſigkeit 
zu bejahen. Im Normalfalle wird man ſogar bedenkenlos ſagen 
dürfen, daß ein Geſchäftsmann, der die Aufgabe des Geſchäftes 
oder eines Geſchäftszweiges als Werbemittel kundgibt, ſich auch 
ſehr wohl bewußt iſt, daß gerade die darin liegende Kundgabe 
ſeines Räumungsintereſſes es fein muß, die den Käufer beſonders 


aulockt! 
Priv Doz. Dr. R. Reinhardt, Köln. 


Zu 8. Das Urteil des KG. iſt recht erfreulich, um ſo unver⸗ 
ſtändlicher allerdings, um einen Ausdruck zu gebrauchen, der ſich 
in dem Urt. ſelbſt findet, die entgegengeſetzte Entſch. der erſten 

uſtanz. 

3 Der verſchärfte Konkurrenzkampf beeinträchtigt die Wahl des 
Wettbewerbs, die täuſchende Reklame nimmt an Umfang zu. Be⸗ 
ſonders verwerflich erſcheint ſie dort, wo der Abſatz gefördert werden 
ſoll durch den Eindruck, als ob es ſich um ein gemeinnütziges Unter⸗ 
nehmen handele. In großem Umfange wird unter dem Aushänge⸗ 
ſchild der Gemeinnützigkeit auf dem Gebiete des Wohnungsmarkkes 
gearbeitet, ſo daß hier ſchon geſetzgeberiſche Vorarbeiten zur Feſt⸗ 
legung des Begriffes im Gange find. Auf ſteuerlichem Gebiete findet 
fi) eine Feſtlegung des Begriffes „Gemeinnützigkeit“ in 8 6 Durchf⸗ 
BD. z. KörpSt. 

Der Kampf gegen die mißbräuchliche Behauptung der Gemein⸗ 
nützigkeit würde leichter ſein, wenn ſchon bei der Eintragung auf 
Grund von 8 18 Abſ. 2 HGB. mit der nötigen Schärfe ſeitens ber 
Gerichte vorgegangen würde. „Es muß geradezu — beſſer als mit 
den Worten des Urt. läßt ſich das nicht ausdrücken — als eine ge⸗ 
meingefährliche, im höchſten Grade verwerfliche unlautere Reklame 
angeſehen werden, wenn ſich Einzelhandelsfirmen ... unter dem 
Deckmantel einer gemeinnützigen GmbH. nach außen hin anpreiſen, 
in Wahrheit in dieſer aber nur Verkaufsſtellen für ihre mit Eigen⸗ 
gewinn in der Geſellſchaft ... abgeſetzte Ware errichtet haben.“ 

Erfreulich iſt weiter, daß das KG. bereits die Bezeichnung 
„Bekleidungshaus für Arbeiter, Angeſtellte und Beamte“ als zur 
Irreführung geeignet bezeichnet. Auch hier wieder die höchſt un⸗ 
lautere Abſicht, den Eindruck beſonderer Preiswürdigkeit zu erwecken, 
obwohl in keiner Weiſe daran gedacht iſt, den Abſatz etwa auf be⸗ 
ſtimmte Bevöfkerungskreife, die übrigens ſchon den weitaus größten 
Teil des ganzen Volkes ausmachen, zu beſchränſten. 

Da die Verurteilung durch die übrigen Angaben bereits reich⸗ 
lich gerechtfertigt ift, kaun das NG. dahingeſtellt laſſen, ob die Be⸗ 
zeichnung „Vekleidungshaus“ als ſolche ſchon zur Irreführung 
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LG. ergaben, die vom Angebl. als Geſchäftsführer der Gmb. unter 
der Firma „Bekleidungshaus für Arbeiter, Angeſtellte und Beamte 
B.3“ veranlaßte Reklame jedenfalls in äußerer Beziehung die Tat⸗ 
beſtandsmerkmale des Vergehens gegen 8 4 UnlWG. erfüllte und ge⸗ 
radezu als ein Schulbeiſpiel einer gemeinſchadlichen unlauteren Re⸗ 
lame anzuſehen war. 

Das ergibt ſchon der bloße Zuſammenhalt der Zeitungsanzeigen 
mit den in den Betrieben der Stadt zur Verteilung gelangten Flug⸗ 
blattern. Während ſich nämlich die Zeitungsanzeige: „Möbel 
beſonders günſtig bei der Bekabe“ ohne Mitteilung des ausgeſchrie⸗ 
benen Firmennamens an alle Bevöllterungskreiſe der Stadt als 
Käufer wendet (RGSt. 63, 107, 110) und hierbei unerwähnt läßt, daß 
das Unternehmen nur ein Verkaufshaus für Arbeiter, Angeſtellte und 
Beamte der Stadt fein will, bezeichnet der Angekl. in den in den 
ſtädtiſchen Betrieben verteilten Flugblättern das Unternehmen mit 
vollem Firmennamen als Belleidungshaus lediglich für die erwähn⸗ 
ten Berufsgruppen, das als beſondere Abteilung auch Möbel und 
Teppiche aufgenommen habe, und erweckt ſo den Anſchein, als ob das 
Unternehmen auch Möbel nur an die im Firmennamen bezeichneten 
Bevölkerungsgruppen vertreibe, und zwar auch nur, ſoweit ſie in 
den ſtädtiſchen Betrieben angeſtellt ſeien. Damit ſtellt bereits der Ge— 
brauch der Firma im Flugblatt eine unrichtige Angabe i. S. des 
8 4 Unl WG. dar. Daß auch der Gebrauch von Firmennamen dieſes 
Erfordernis erfüllen kann, ſelbſt wenn die Firma als ſolche den Vor⸗ 
ſchriften des Firmenrechts entſpricht und im Handelsregiſter einge⸗ 
tragen iſt, ift anerkannten Rechtens (RG.: JW. 1927, 1577; Roſen⸗ 
thal a. a. O. zu $3 Note 15; Callmann, ebenda Anm. 16e). 
Es kann dahingeſtellt bleiben, ob nicht auch ſchon durch die weitere 
Bezeichnung „Haus“ der unrichtige und zur Irreführung geeignete 
Eindruck erweckt wurde, daß die Bekabe infolge der Größe und des 
Umfangs ihrer Läger, der Zahl ihrer Angeſtellten und der Höhe des 
Umſatzes eine hervorragende, wenn nicht gerade führende Stellung 
unter ähnlichen Unternehmen einnahm (KG.: OLGgiſpr. 42, 209; 44, 
223; OLG. Dresden: MuW. 1926, 115; Roſenthal zu 8 3 
Note 78 a). Jedenfalls hatte dies von der Bezeichnung im Flugblatt: 
„Belleidungshaus für Arbeiter ...“ in dem angeführten Zuſammen⸗ 
hange zu gelten, da das Unternehmen, wie die Anzeigen in den 
Tageszeitungen erweiſen, Waren nicht nur an die erwähnten Ver 
rufsgruppen, ſondern an jedermann abzugeben ſich den Anſchein gab. 

Als unwahre Angabe über geſchäftliche Verhältniſſe war aber 
vor allem auch die Bezeichnung des Unternehmens als eines gemein⸗ 
nüßigen zu erachten. Unter einem ſolchen im Gegenſatze zu einem eigen⸗ 
nützigen kann nur ein Unternehmen verſtanden werden, das der För⸗ 
derung der Allgemeinheit oder jedenfalls eines weiteren Perſonen⸗ 
kreiſes durch billige Warenabgabe zu dienen beſtimmt iſt. Mag auch 
einem gemeinnützigen Unternehmen die Eigenſchaft eines ſolchen nicht 
ſchon deshalb abzuſprechen ſein, weil es ſeine Leiſtungen nicht unent⸗ 
geltlich oder zu Preiſen gewährt, die lediglich die allgemeinen Ver⸗ 
waltungskoſten decken ſollen (vgl. ähnlich NG: MuW. 1929, 445; 
Roſenthal zu 83 Note 45 b), ſo hat das LG. den für die Be⸗ 
urteilung des Falls geradezu entſcheidenden Geſichtspunkt überſehen, 
daß die Vekabe durch Geſellſchafter gegründet war, welche teils ſelbſt 
Inhaber von Einzelhandelsgeſchäften waren, teils erſichtlich als 
Strohmänner ſolcher Geſchäfte auftraten, die ihrerſeits die Gmbh. 
mit ihrer Ware belieferten. Wären dieſe Lieferungen freilich in der 
Weiſe erfolgt, daß die Geſellſchafter ihre Ware zum Selbſtkoſtenpreiſe 
hergegeben hätten, ſo hätten die beſonderen Eigenſchaften der Ge⸗ 
ſellſchafter fur ſich allein dem Unternehmen nicht den Charakter der 
Gemeinnützigkeit nehmen können. Wie aber der Feſtſtellung des 
LG. zu entnehmen iſt, daß die Bekabe die Ware zum, großen Teil 
billiger von ihren Lieferanten, darunter auch ihren Geſellſchaftern 
bezog, als dieſe ſie an andere Wiederverkäufer abgaben — aber auch 
nur billiger —, lieferten die Geſellſchafter ihre Ware an die Geſell⸗ 
ſchaft nicht zum Selbſtkoſtenpreiſe, ſondern vielmehr zuzüglich ihres 
Eigengewinns. Damit diente aber die Bekabe in der Zuſammenfaſ⸗ 
ſung ihrer Geſellſchafter gerade dem Eigennutzen dieſer. Die Eigen⸗ 
nützigkeit des Unternehmens trat noch deutlicher darin zutage, daß es, 
ſoweit die S. Schuhgeſellſchaft in Betracht kam, überhaupt nur als 
eine Verkaufsſtelle dieſer zu erachten war, wie dies zweifelsfrei dar⸗ 
aus hervorgeht, daß die Behabe nach dem mit dieſer Geſellſchaft ge⸗ 
troffenen Abkommen alle Schuhwaren, die bei ihr zum Verkauf ger 
langten, von ihr zu beziehen hatte, und daß die S. Schuhgeſellſchaft 
ihre Ware der Bekabe kommiſſionsweiſe mit der Abrede lieferte, daß 
fie an dem Weitervertrieb mit 45% des Nutzens beteiligt ſei. Es er⸗ 
ſcheint unverſtändlich, wie LG. ungeachtet dieſer Tatſache in der Her⸗ 
vorhebung bei Gemeinnützigkeit der Bekabe gleichwohl keine grob 
unrichtige und zur Täuſchung geeignete Angabe über die geſchaft⸗ 


geeignet iſt. Die Auffaſſungen darüber ſcheinen in einzelnen Teilen 
Deutſchlands verſchieden zu ſein. Außerhalb Berlins wird in weiten 
Teilen die Bezeichnung „Haus“ nur dann für gerechtfertigt erachtet, 
wenn das Unternehmen nach Art und Umfang eine genügende Große 
erreicht hat. In Berlin dagegen herrſcht die Auffaſſung vor, daß in⸗ 
folge der wahllos angewandten Bezeichnung „Haus“ die dortigen Be⸗ 
völkerungskreiſe jedenſalls dieſen Sinn einer ſolchen Angabe nicht 
mehr beilegen. 
Mul. Dr. Clovis Clad, Leipzig. 


lichen Verhältniſſe des Unternehmens erblicken konnte, dies nur des⸗ 
halb nicht, weil die S. Schuhgeſellſchaft von der Bekabe keine höheren 
als ihre eigenen und allgemein üblichen Preiſe berechnete, wie ſie dem⸗ 
nach auch in anderen Verkaufsſtellen der S. Geſellſchaft berechnet wurden. 
Es muß geradezu als eine gemeingefährliche, im höchſten Grade ver⸗ 
werfliche unlautere Reklame angeſehen werden, wenn ſich Einzel⸗ 
handelsfirmen, wie hier unter dem Deckmantel einer gemeinnützigen 
GmbH. nach außen hin anpreiſen, in Wahrheit in dieſer aber nur Ver⸗ 
Raufsſtellen für ihre mit Eigengewinn in der Geſellſchaft abzuſetzende 
oder bereits an ſie mit Eigengewinn abgeſetzte Ware errichtet haben, 
und ſo nicht nur den redlichen Wettbewerber, ſondern darüber hin⸗ 
aus beſonders die minderbemittelten feſtbeſoldeten Bevölkerungs- 
kreiſe über die eigentlichen geſchäftlichen Verhältniſſe der Geſellſchaft 
täuſchen. In Anbetracht, daß den einzelnen Geſellſchaftern bereits 
durch ihre Lieferungen, ſoweit aber die S. Schuhgeſellſchaft in Be⸗ 
tracht kam, durch ihren Anteil am Schuherlös reichliche Gewinne 
zufloſſen, konnte auch dem Umſtande keine Bedeutung beigemeſſen 
werden, daß der um dieſe Gewinne verkürzte Reingewinn, noch dazu 
nach 1 der Zinſen für die Stammeinlagen, wohltätigen Zwecken 
zufloß. 

ls unwahr war auch weiterhin die in der Zeitungsanzeige ent⸗ 
haltene Angabe zu erachten: „gegründet und beaufſichtigt vom Ge⸗ 
ſamtbetriebsrat der Stadt B.“, im Zuſammenhange mit den nach⸗ 
folgenden Worten: „gemeinnützige Geſchäftsführung“. Daß der Ge⸗ 
ſambetriebsrat den äußeren Anlaß zur Gründung gegeben hatte, 
rechtfertigte noch nicht die vom Durchſchnittsleſer einer Tageszeitung 
nur dahin zu verſtehende Kundgebung, daß der Geſamtbetriebsrat der 
Gründer der GmbH. war und damit die Gemeinnützigkeit derſelben 
gewährleiſtet war. LG. hat aber vor allem auch überſehen, daß mit den 
Angaben in ihrer Verbindung der Anſchein erweckt wurde, daß ein 
Zuſammenhang der Bekabe mit der öffentlichen Verwaltung be⸗ 
ſtehe, was nicht zutraf, und daß vor allem die Tatſache verdeckt 
wurde, daß die GmbH. wirtſchaftlich nur eine Strohfirma war. Daß 
aber auch durch ein Verſchweigen weſentlicher Umſtände, wie es in den 
Zeitungsanzeigen und Flugblättern durch das Verſchweigen der Art der 
Gründung der Bekabe zutage trat, mochte das Verſchweigen auch noch 
nicht ſelbſt das Tatbeſtandsmerkmal der unwahren Angabe erfüllen, 
doch die gemachten Angaben über die Gründung unwahr wurden, 
kann begründeten Bedenken nicht unterliegen (RG. 96, 244; RGSt. 
39, 169; MuW. 1913, 494; Roſenthal zu 8 3 Note 13). 

Auch die im Flugblatt enthaltene Angabe: „außerordentlich 
billige Preiſe auf Grund unſeres ſehr mäßigen Aufſchlags auf die 
Selbſtkoſtenpreiſe“ ſtellte in dem Zuſammenhange eine unwahre An⸗ 
gabe über die Preisbemeſſung dar. Denn wie der 7. ZivSen. des 
KGG. in einem ähnlichen Falle mit Recht angenommen hat (MuW. 
1914, 374), führt eine Geſellſchaft, die ihre Ware zu den Selbſt⸗ 
Roſtenpreiſen zuzüglich 10% anbietet, über die Höhe dieſer Selbſt⸗ 
koſten irre, wenn ihre Geſellſchafter bereits als ſolche Gewinne be⸗ 
zogen haben, wie dies hier gleichfalls der Fall war (vgl. Kall⸗ 
mann zu 83 Note 38; a. M. RG.: JW. 1916, 2735, dagegen 
mit Recht Kohler in der Fußnote). 

(KG., 4. StrSen., Urt. v. 2. Juni 1930, 4 8 33/30.) 
Mitgeteilt von KR. Dr. Boehm, Berlin. 


* 
Dresden. 


9. 84 un WG. Wettbewerb durch Ankündigung einer 
Firma, daß bei ihr der geſamte Zwiſchenhandel audge- 
ſchaltet fei. 

Der Angelel. hat ein Werbeblatt verſandt, das die Vorzüge 
des Halters anpries und u. a. folgende Bemerkung enthielt: „Dieſe 
Höchſtleiſtung liegt in unſerem Syſtem: Spezialiſierung, hohe Qualität, 
Ausſchaltung des geſamten Zwiſchenhandels.“ 

Das LG. hat die Worte „Ausſchaltung des geſamten Zwiſchen⸗ 
handels“ dahin ausgelegt, daß der Angel. damit zum Ausdruck 
habe bringen wollen, daß ſeine Firma die Ware ſelbſt fabriziere, 
Herſtellerin und Verkäuferin in einer Perſon ſei, und daß in dem 
Publikum, das das Werbeblatt erhielt, der Eindruck erweckt werden 
ſollte, als ob man bei dem Angekl. als dem, urſprünglichen Her⸗ 
ſteller der Ware beſonders billig kaufe. Das LG. erachtet die An⸗ 
kündigung für unwahr, da Herſteller der Ware nur die Liefer⸗ 
firmen ſeien, während die Firma des AUngekl. fih in den Wirtſchafts⸗ 
prozeß tatſächlich als Zwiſchenglied eingeſchoben und demzufolge die 
Ware ihrerſeits nur im Zwiſchenhandel abgeſetzt habe. In ſubjektiver 
Beziehung hat der Vorderrichter feſtgeſtellt, daß der Angekl. mit 
dem Bewußtſein, daß ſeine Angaben in dem Werbeblatt unwahr und 
zur Irreführung des Publikums geeignet ſeien, gehandelt hat, und 
ihn demgemäß aus 8 4 Unl WG. verurteilt. 

Die Rev., die auf Verletzung des fachlichen Rechts geſtützt 
iſt, konnte nicht durchdringen. 

Die Behauptung der Rev., der Angekl. habe mit den Worten 
„Ausſchaltung des geſamten Zwiſchenhandels“ lediglich zum Aus“ 
druck bringen wollen, daß er der einzige Händler ſei, vou dem die 
Waren zu beziehen ſeien, ſtellt ſich als eine Bemängelung der auf 
tatſächlichen Gebiete liegenden Auslegung dar. Dafür, daß dieſe 
Auslegung in ſich widerſpruchsvoll ſei oder gegen die Denkgeſetze 
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bzw. den allgemeinen Sprachgebrauch verſtoße, liegt kein Anhalt vor. 
Daß die Verbraucherkreiſe, an die ſich die öffentliche Ankündigung 
des Angekl. wandte, die Worte „Ausſchaltung des geſamten 
Zwiſchenhandels“ dahin verſtehen konnten, daß die Ware unmittelbar 
vom Erzeuger an den Verbraucher ohne Einſchaltung auch nur 
eines lediglich dem Umſatz der Erzeugniſſe dienen⸗ 
den Zwiſchenglieds vertrieben würden, iſt gerade bei der 
Häufigkeit eines derartigen Wirtſchaftsvorgangs nicht zu beſtreiten. 
Der Angekl. muß alſo die Ankündigung in dem Sinne, den der 
Vorderrichter feſtgeſtellt hat, gegen ſich gelten laſſen. Auch die An⸗ 
nahme des LG., daß die Firma des Angehl. nicht als Her⸗ 
ſtellerin der Ware zu bezeichnen ſei, begegnet keinem rechtlichen 
Bedenken. Der Begriff der „eigenen Herſtellung“ erfordert zwar nicht, 
daß die Herſtellung der Waren im eigenen Betrieb erfolgt; es 
genügt, daß ſie von abhängigen Lohnarbeitern hergeſtellt wer⸗ 
den (vgl. Roſenthal, Komm. z. UnlWGh., 8. Aufl., 8 3 Note 71). 
Nach den Feſtſtellungen des angefochtenen Urt. handelt es ſich aber 
bei den Lieferfirmen des Angekl. um von ihm unabhängige 
Firmen, die die Ware in ſelbſtändiger Lohnarbeit, mit eigenen 
Mitteln und unter eigener Verantwortung fabrizieren und 
dabei mit einem Unternehmergewinn arbeiten. Gerade das 
letztere iſt, da die Ankündigung das Angebot als beſonders preiswert 
hinſtellen ſollte, vom Standpunkt des Publikums, an das ſich das 
Werbeblatt richtete, von beſonderer Bedeutung. Denn das Publikum, 
das eine Ware vom Herſteller zu kaufen glaubt, nimmt an, daß ſie 
nur mit dem Verdienſt des Herſtellers belaſtet iſt, während 
im vorl. Fall in dem Preiſe doppelte Gewinne — der Unter⸗ 
nehmergewinn der Lieferfirma und der Gewinn der Firma des 
Angekl. — enthalten find. 


(OLG. Dresden, Urt. v. 26. Nov. 1930, 1 OSt 253/30.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


Berlin. 3. Urheberrecht, Preßrecht, Theaterrecht. 


10. 88 33 a, 36 b, 55 Ziff. 4 Gew.; PrhauſStG. Höheres 
Intereſſe der Kunſt bei Operettenaufführungen. f) 

Der Beſchw§. hat im Auftrage des Theaterunternehmers S., 
der eine für das ganze Deutſche Reich gültige Erlaubnis zum Be⸗ 
triebe von Schauſpielunternehmen (8 32 GemO.) beſitzt, an verſchiedenen 
Orten, darunter am 31. März u. 1. April 1929 in Q., das Operetten⸗ 
ſingſpiel „Ich küſſe Ihre Hand, Madame!“ aufgeführt. Nach 8 1 


Zu 10. Das Urteil des KG. iſt nicht ſo ſehr im Ergebnis als 
in der Begründung unbefriedigend. Denn das Operettenſingſpiel 
„Ich küſſe Ihre Hand, Madame!“ wird man beim beſten Willen 
nicht als eine ſo wertvolle künſtleriſche Angelegenheit betrachten 
müſſen, daß die eingetretene Beſteuerung nach dem PrYaufSt®. als 
ein dem Veranſtalter widerfahrenes Unrecht bezeichnet werden kann. 
Trotzdem wird man ſich mit der vom KG. gegebenen Begründung 
kaum einverſtanden erklären können, wenn man ſich beim Leſen 
dieſes Urteils bewußt wird, daß hier wieder einmal die Problematik 
des Zuſammenſtoßes zwiſchen Recht und Kunſt aufgerollt wird, und 
zwar mit einem gewiſſen fiskaliſchen Beigeſchmack. Allerdings richtet 
ſich dieſe Einſtellung nicht ſo ſehr gegen das Gericht als gegen den 
Geſetzgeber, der den Verwaltungsbeamten wie den Richtern durch ihre 
Einſezung als Kunſtkritiker eine unlösbare Aufgabe geſtellt hat. 
Wie kann man von einem Laien auf künſtleriſchem Gebiete, und das 
it doch, von beſonderen Zufällen abgeſehen, im allgemeinen ſowohl 
der Richter wie der Verwaltungsbeamte, verlangen, daß er darüber 
entſcheiden ſoll, ob ein „höheres Intereſſe der Kunſt“, wie der Geſetz⸗ 
geber es kautſchukartig formuliert hat, vorliegt oder nicht. In allen 
künſtleriſchen Fragen ſpielt die Aſthetik eine große Rolle, und be⸗ 
Kanntlich iſt über die Verſchiedenheit des Geſchmacks nicht zu ſtreiten. 
Dann wird es aber von der jeweiligen Einſtellung des Richters zur 
Kunſt im allgemeinen und zu der jeweils modernen und nicht mo⸗ 
dernen Kunſt abhängen, in welcher Richtung er ſeine Entſch. trifft. 
Insbeſ. wird alle tendenziöſe oder ſtark naturaliſtiſche Kunſt in 
breiten Kreiſen des Richters- und Verwaltungsbeamtentums von vorn⸗ 
herein auf Ablehnung ſtoßen und dazu führen, daß in Form des 
Richterſpruches negative Kunftkritik geübt wird. Dies iſt letzten 
Endes für alle Teile unbefriedigend, für den klugen Richter, weil 
er ſelbſt das Gefühl haben wird, mehr oder minder dilettantiſch zu 
entſcheiden, und für den Betroffenen, weil er innerlich die Autorität 
deſſen, der über ihn zu Gericht ſitzt, nicht anzuerkennen vermag. 
Empfindet man dieſen Gegenſtand ſchon im allgemeinen Strafrecht, 
beiſpielsweiſe bei der Beurteilung des unzüchtigen Charakters von 
Schriftwerken, etwas peinlich, ſo ſteigert ſich dieſes Gefühl im er⸗ 
höhten Maße, wenn es ſich, wie hier, um das Steuerſtrafrecht mit 
ſeinem metalliſchen Beigeſchmack handelt. So iſt es ſtets ein Fehler 
des Steuergeſetzgebers, angeſichts unſeres ohnehin ſchon genug kom⸗ 
plizierten Steuerſyſtems mit Begriffen zu arbeiten, die in der Praxis 
nicht klar und einfach nach äußeren Merkmalen feſtgeſtellt werden 
können. Wenn beiſpielsweiſe unterſchieden wird zwiſchen Theater 
einerſeits und Variets bzw. Tingeltangel andererſeits, ſo iſt dies 
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Ziff. 4 des preuß. Geſ., betr. die Beſteuerung des Gewerbebetriebes 
im Umherziehen, v. 3. Juli 1876 (HaufStG.) unterliegt der Steuer, 
wer außerhalb ſeines Wohnortes, ohne Begründung einer gewerb⸗ 
lichen Niederlaſſung, ohne vorgängige Beſtellung in eigener Perſon 
künſtleriſche Leiſtungen, bei welchen ein höheres Kunſtintereſſe nicht 
obwaltet, feilbieten will. Zur Aufführung des Singſpiels in Q. war 
der Beſchw§. nicht beſtellt. Einen Gewerbeſchein hat er nicht ein⸗ 
gelöſt. Das AG. hat angenommen, daß bei der Aufführung des Stückes 
kein höheres Jutereſſe der Kunſt obwaltete, und hat den Beſchw . 
wegen Übertretung der 88 1, 6, 18 HaufSt®., den Auftraggeber S. 
gem. § 23 zu Strafe verurteilt. Die Reviſion war erfolglos. 

Das höhere Kunſtintereſſe iſt der D.er Aufführung in dem an⸗ 
gefochtenen Urteil mit einer Begründung abgeſprochen, die erkennen 
läßt, daß das AG. von einer zutreffenden Auffaſſung dieſes Rechts⸗ 
begriffs ausgegangen iſt. Vei Darbietungen der Schauſpiel⸗ oder 
Singſpielkunſt iſt ein höheres Kunſtintereſſe oder wirkliches Kunſt⸗ 
intereſſe (88 33 a, 33 b, 55 Ziff. 4 Gew.) daun gegeben, wenn 
die Aufführung in ihrem Geſamtcharakter ſowohl nach dem Inhalt 
des Theaterſtücks wie nach der Darſtellungsweiſe den Anforderungen 
der höheren Kunſt, im Gegenſatz zu der Kunſt der Artiſten, wie ſie 
in Varietés, Tingeltangeln uſw. geboten wird, entſpricht. Dabei 
entſcheiden ſowohl bezüglich des Inhalts wie auch der Darſtellungs⸗ 
weiſe vor allem die Umftände des einzelnen Falles, jo daß ein 
Bühnenwerk, dem im allgemeinen künſtleriſcher Wert zuzuerkennen 
iſt, doch im einzelnen Falle durch entſtellende Zuſatze oder Abände⸗ 
rungen ſeines Inhaltes oder durch eine den künſtleriſchen Anforde⸗ 
rungen nicht entſprechende Darſtellungsweiſe dieſen Charakter ver⸗ 
lieren kann. Insbeſ. kann beim Vortrag von Liedern, die an ſich 
einen künſtleriſchen Genuß geſtatten, durch die Art der Darbietung, 
aus der hervorgeht, daß nicht in erſter Reihe eine Kunſtwirkung here 
vorgebracht werden ſoll, z. B. durch eingeſtreute Zoten, ein höheres 
Kunſtintereſſe ausgeſchloſſen fein (vgl. OVG. 34, 203; OVG.: Gew⸗ 
Arch. 1, 459; KG.: DI. 16, 1277; v. Rohrſcheidt, Gewd., 
Anm. 8 zu $ 33 a). - 

Dieſen Rechtsgrundſätzen iſt das Urteil des AG. gerecht ge 
worden. Es ſpricht der von dem BeſchwF. dargebotenen Singſpiel⸗ 
aufführung künſtleriſchen Wert vor allem mit Rückſicht auf die Ge⸗ 
ſtaltung des Textes ab, deſſen Inhalt und Form erkennen laſſen, 
daß das Stück nicht den Zweck hat, einen Kunſtgenuß zu bieten, ſon⸗ 
dern darauf berechnet iſt, Leute, denen an einem reinen Kunſtgenuß 
nichts gelegen iſt, durch Witzeleien, Albernheiten und Zoten zum Lachen 
zu bringen. Dies iſt in den Entſcheidungsgründen in ſubſtanzierter 
Weiſe, unter Wiedergabe des Inhalts des Stückes und unter An⸗ 
führung einer Reihe der darin vorkommenden albernen Wortſpiele 


eine Unterſcheidung, die man ſelbſt einem unteren Verwaltungs- 
beamten zumuten kann. Wie aber ſoll ein künſtleriſcher Laie darüber 
entſcheiden, ob ein „höheres Intereſſe der Kunſt“ vorliegt, wie es 
das PrHaufSt®. verlangt, oder ob es ſich um „künſtleriſch hoch⸗ 
ſtehende Veranſtaltungen“ handelt, wie § 22 der Belt. über die Ver⸗ 
gnügungsſteuer v. 12. Inni 1926 für die Gewährung eines Steuer- 
privilegs vorausſetzt. 

Das KG. meint, daß ſich die Frage, ob ein „höheres Inter⸗ 
eſſe der Kunſt“ vorliegt, nach dem Inhalt und der Darſtel⸗ 
lungsweiſe eines Theaterſtückes beantwortet. Der Inhalt eines 
Stückes laßt ſich an Hand des Textbuches allenfalls nachprüfen, 
vorausgeſetzt, daß der vorgeſehene Text in der Aufführung auch reſt⸗ 
los verwendet wird. Die Darſtellungsweiſe iſt dagegen der richter⸗ 
lichen Nachprüfung regelmäßig entzogen, denn der Richter vermag 
nicht ſelbſt jeder Aufführung beizuwohnen, ganz abgeſehen davon, 
daß erfahrungsgemäß auch das Niveau verſchiedener Aufführungen 
desſelben Stückes ſehr verſchieden ſein und dasſelbe Stück gut und 
ſchlecht aufgeführt werden kann. Bezüglich der Darſtellungsweiſe 
ſelbſt muß alſo der Richter Zeugen vernehmen, die mindeſtens einer 
Aufführung des betreffenden Stückes beigewohnt haben. Bei der 
Auswahl dieſer Zeugen wird das Problem bereits wieder unlösbar, 
denn man müßte wohl zumindeſt fachverftändige Zeugen verlangen 
und könnte nicht beliebig herausgegriffene zufällige Theaterbeſucher 
auswählen und dieſen die Entſch. über den künſtleriſchen Wert oder 
Unwert eines Stückes übertragen und damit praktiſch die richter⸗ 
liche Entſch. vorwegnehmen. 

Dieſe Überlegungen führen zu dem zwingenden Schluß, daß 
praktiſch bei dem Urteil nur der Juhalt des Stückes geprüft wird, 
wie er den mit der Tatſachenfeſtſtellung betrauten Inſtanzen dar⸗ 
geſtellt wird. Es muß dann aber auch von der Rſpr. der Anſchein 
vermieden werden, als ob es möglich geweſen ſei, auch die Dar⸗ 
ſtellungsweiſe einer Nachprüfung zu unterziehen. 

Das Operettenſingſpiel „Ich küſſe Ihre Hand, Madame!“ iſt 
zweifellos ein anerkanntes Operettenſingſpiel, das ſeinen Weg über 
die Bühnen gemacht hat. Eine gewiſſe künſtleriſche Qualität wird 
man ihm demgemäß nicht abſprechen können, auch wenn man mit 
einzelnen Teilen des Inhaltes und auch der gewählten Ausdrucks⸗ 
weiſe nicht einverſtanden iſt. Vefremdlich wirkt es deshalb, wenn 
das KG. ganz nebenhin von einer „als wertlos begutachteten 
Muſin“ ſpricht, ohne daß zu erkennen iſt, worauf diefes Wert⸗ 
urteil ſich ſtützt. Sollten die Inſtanzen tatſächlich Sachverſtändige 
über den Wert der Muſik vernommen haben? Wenn ja, iſt es über⸗ 
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und unanſtändigen Redensarten, damit begründet, daß die Sprache 
„durchweg geſucht ruppig“ ſei, und daß die auftretenden Perſonen 
ſich krampfhaft bemühten, immer zu witzeln oder ſchnoddrig zu ſein 
und ſich dabei in geſchmackloſen, gemeinen und zotigen Witzeleien zu 
ergehen. Aus dieſer Beſchaffenheit des Textes fotgert das Urteil, daß 
die Der Aufführung — in Verbindung mit der ebenfalls als wert⸗ 
los begutachteten Muſik — nicht geeignet war, einen das Gemüt be⸗ 
wegenden Eindruck künſtleriſcher Art hervorzubringen. Die hierin 
enthaltenen tatſächlichen Feſtſtellungen binden das Nep.; fie laſſen 
die rechtliche Schlußfolgerung, daß der BeſchwF. eine küunſtleriſche 
Leiſtung obne höheres Kunſtintereſſe feilgeboten habe, als rechtlich 
einwandfrei erſcheinen. Die von der Reviſion erhobenen Bemänge⸗ 
lungen betreffen vor allem die Frage des Verſchuldens. Die Reviſion 
vermißt die Feſtſtellung, daß der Beſchwỹ. die im Urteil gekenn⸗ 
zeichnete unkünſtleriſche Zweckbeſtimmung des Singſpiels gekannt 
habe oder auch nur habe kennen müſſen. Sie verweiſt darauf, daß 
das Stück in zahlreichen Theatern Deutſchlands unbeanſtandet auf⸗ 
geführt worden ſei, und daß angeſichts der ſtets ſchwankenden Br 
urteilung des Wertes von Kunſterzeugniſſen von dem Beſchwy. kein 
ſtrengeres als das durchſchnittliche Urteil verlangt werden dürfe. 
Dieſe Angriffe können jedoch nicht durchdringen. Zunächſt iſt für die 
Feſtſtellung des inneren Tatbeſtandes der Steuerzuwiderhandlung 
nicht erforderlich, daß der Täter ſich über ſeine Steuerpflicht im 
klaren geweſen iſt. Zur Anwendung des 818 HauſStG. genügt 
vielmehr, daß der Täter die Tatſachen, die die Steuerpflicht be⸗ 
gründen, gekannt oder aus Fahrläſſigkeit nicht gekannt hat (ngl. 
RS. 11, 211; 26, C 15). Im Falle des 8 1 Ziff. 4 HaufSt®. iſt 
die Tat vorſätzlich begangen, wenn der Täter im Bewußtſein der⸗ 
jenigen Tatſachen gehandelt hat, aus denen ſich in ihrer Geſamtheit 
ergibt, daß ein höheres Intereſſe der Kunſt oder Wiſſenſchaft nicht 
obwaltete (vgl. R&St. 19, 254; 29, 82). In den Gründen des 
angefochtenen Urteils iſt zwar das Verſchulden des BeſchwF. nicht 
ausdrücklich erörtert. Nach der Sachlage war dies jedoch auch nicht 
erforderlich, und es ſpricht jedenfalls nichts dafür, daß das AG. 
ſich über die Erforderniſſe des inneren Tatbeſtandes geirrt hat. Denn 
zunächſt iſt ohne weiteres klar, daß der BeſchwF. die dem Inhalt 
des Singfpieltertes und der Form der Aufführung entnommenen 
Einzeltatſachen, wie den fortgeſetzten Gebrauch von Witzeleien, Zoten, 
Wortſpielen uſw., gekannt hat. Zur Feſtſtellung ſeines Verſchul⸗ 
dens iſt freilich weiter zu verlangen, daß er ſich über die kunſt⸗ 
widrige Wirkung dieſer Dinge ein Urteil gebildet hat oder doch bil⸗ 
den konnte; er muß alſo darüber, daß jene Witzeleien ſowie die vom 
AG. feſtgeſtellte „geſucht ruppige Sprache“ den Geſamtcharakter der 
Darbietung im Sinne der Ausſchließung eines höheren Kunſtintereſſes 
beeinflußt haben, ſich im klaren geweſen oder an dieſer Einſicht durch 
mangelhafte Prüfung verhindert worden ſein. Das AG. geht aber 


haupt möglich, eine muſikaliſche Darbietung als wertlos zu be⸗ 
zeichnen, da doch der Wert je nach der ſubjektiven Einſtellung des 
Hörers für dieſen ein ganz verſchiedener iſt, und abſolute Werte 
heute mehr denn je nicht mit Unrecht geleugnet werden? Tatſächlich 
handelt es ſich doch bei dem Hauptſchlager des Stückes, der ſich nach 
dem Titel bezeichnet, um ein Lied, das ſeinen Weg nicht zuletzt mit 
Hilfe der Rundfunkübertragung und der Grammophonplatte um die 
Welt gemacht hat, und eine ſolche populäre Muſik hat zweifellos 
für die vielen Tauſende von Menſchen, die den Schlager geſungen, 
geſpielt oder gehört haben, einen objektiven Wert gehabt, der nicht durch 
einen Richterſpruch einfach negiert werden kaun. Der Urteilsverfaſſer 
verrät auch feine eigene ſubjelktive Einſtellung zu den Anforderungen, 
die er perſönlich an das Vorhandenſein eines höheren Kunſtinter⸗ 
eſſes ſtellt durch die Bemerkung, die Aufführung des Stückes ſei nicht 
geeignet, „einen das Gemüt bewegenden Eindruck künſtleriſcher 
Art“ hervorzurufen. Muß tatſächlich jeder Text an das Gemüt 
appellieren, und gibt es nicht weite Kreiſe, die der Meinung ſind, 
nicht das Gemüt, ſondern der Verſtand ſei in erſter Linie der Emp⸗ 
fangsapparat für künſtleriſche Eindrücke? Dieſe Bemerkung zeigt, 
daß der Richter ſogar darüber zu entſcheiden hat, worin das Weſen 
wahrer Kunſt beſteht, gewiß eine reizvolle Aufgabe, die vom Alter⸗ 
tum bis zur Gegenwart fortgeſetzt literariſch behandelt worden iſt 
und für die es ebenſoviel verſchiedene Löſungen wie Meinungen 
gibt. Auch kann man es kaum, wie das KG. es tut, als eine „un⸗ 
künſtleriſche Zweckbeſtimmung“, als eine kunſtzerſtörende Wirkung 
von Inhalt und Sprache des Stückes bezeichnen, wenn der Text⸗ 
ſchreiber ebenſo wie z. B. der Luſtſpieldichter den Wunſch hat, vor 
allem die Lacher auf ſeiner Seite zu haben, auch wenn er dafür den 
ſtill genießenden Kunſtäſtheten opfern muß. Der Urteilsverfaſſer 
hätte es bei dieſer Sachlage gar nicht nötig gehabt, etwas von oben 
herab von den „derzeitigen Theaterverhältniſſen“ und einem ihnen 
angepaßten durchſchnittlichen Maßſtab zu ſprechen, um zu verraten, 
aß er der modernen Bühne, mindeſtens gleichgültig, wenn nicht ab⸗ 
lehnend gegenüberſteht. Eine ſolche Dekuvrierung des Richters iſt 
1 90 Fa und ſpricht gegen den Geſetzgeber, der, zumal 
n es in einem Steuergeſetz geſchieht, eine derartige Zumutu 

an den Richter ſtellt. MT ; * 
S Was den inneren Tatbeſtand der feſtgeſtellten objektiven 
teuerzuwiderhandlung anbetrifft, fo hätte es in dieſem Falle nahe⸗ 
gelegen, bie Anwendbarkeit des Irrtumsparagraphen 358 RAID. 
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offenſichtlich davon aus, daß die Kkunſtzerſtörende Wirkung von Inhalt 
und Sprache das Stückes — auch bei Zugrundelegung eines den 
derzeitigen Theaterverhältniſſen angepaßten durchſchnittlichen Maß⸗ 
ſtabes — unverkennbar iſt und daher auch dem BeſchwF. nicht ent⸗ 
gehen konnte. Dies geht namentlich aus der ausdrücklichen Feſt⸗ 
ſtellung hervor, daß das Stück den Zweck habe, daß ſeine Auf⸗ 
führung alſo beabſichtige, nicht etwa einen Kunſtgenuß zu bieten, 
ſondern lediglich gewiſſe Leute zum Lachen zu bringen. Hierin iſt 
aber die Feſtſtellung inbegriffen, daß auch der BeſchwF. vermöge 
ſeiner Schulung und Erfahrung als Schauſpieler und Bühunenleiter 
den unkünftleriichen Charakter der Aufführung erkannt hat oder doch 
zumindeſt bei gehöriger Überlegung hätte erkennen müſſen. Auch 
inſoweit iſt daher kein Rechtsirrtum erſichtlich. 
(Kl., 3. Sti Sen., Urt. v. 10. März 1330, 3 8 688/29.) 
Mitgeteilt von KGR. Nothmann, Berlin. 
* 

Dresden. 

II. 88 2, 7, 19 PreßG. Zum Begriff der „Druckſchrift“ 
und der „periodiſchen“ Druckſchrift. +) 

Die feit Januar 1929 zu L. beſtehende, den Namen: „die 
geiſtige Schicht uſw.“ führende Vereinigung, deren geſchäftsführen⸗ 
dem Vorſtande der Angekl. angehört, hat eine Anzahl von Auf⸗ 
ſätzen ihrer Mitglieder erſcheinen laſſen. Sie hat die zur Ver⸗ 
öffentlichung beſtimmten Aufſätze, die im üblichen Schreibmaſchinen⸗ 
format durch das Schreibbüro von E. L. in 2. C 1 vervielfältigt 
wurden, den Vermerk: „Druck und Verlag E. L., L. C1“ trugen 
und mit dem Namen und der Anſchrift der Vereinigung unter⸗ 
zeichnet waren, im Straßenhandel vertrieben. In der Zeit vom 
Juni bis September 1929 ſind acht ſolche Aufſätze, jedesmal 
in einer Auflage von mehreren Hundert Stück zur Verteilung ge⸗ 
langt. Der Angekl. iſt wegen Übertretung nach se 7 und 19 PreßÖ. 
in Strafe genommen worden, weil kein Stück ber vertriebenen 
Blätter den Namen und Wohnort des verantwortlichen Redakteurs 
enthalten hat. Nach Annahme des AG. war mit Sichtung und 
Auswahl der zur Vervielfältigung geeigneten Aufſätze der Angekl. 
betraut, und er hat dieſe Tätigkeit auch tatſächlich ausgeübt; er 
hätte deshalb auch die Verpflichtung gehabt, den vorhandenen 
Stoff wegen etwaiger Ausſonderung ſtrafbaren Inhalts durch⸗ 
zuſehen und die Veröffentlichung eines Aufſatzes ſtrafbaren Inhalts 
zu unterſagen. 

Für die Entſch. der Schuldfrage war von ausſchlaggebender 
Bedeutung, ob die von ſeiten der Vereinigung herausgegebenen 
Zettel als Stücke einer periodiſchen Druckſchrift i. S. von 
87 BreßG. anzuſehen find oder ob nicht. Der Vorderrichter hat 


nachzuprüſen, der für das Steuerſtrafrecht maßgebender ſein dürfte 
als die vom KG. zitierten alten Entſch. des RGSt. 19, 254 und 
29, 82. Auch daß das KG. über den Mangel des angefochtenen Ur⸗ 
teils hinweggeht, daß der innere Tatbeſtand von der Vorinſtanz 
überhaupt nicht im Urteil erörtert worden iſt, erſcheint mir im Hin⸗ 
blick auf 8 264 StPO. nicht unbedenklich. 

De lege ferenda ſei nochmals die Forderung aufgeſtellt, daß 
namentlich in Steuergeſetzen alle Begriffe verſchwinden, die ein Wert⸗ 
urteil, insbeſ. künſtleriſcher Art, auf ſeiten des anwendenden Richters 
oder Verwaltungsbeamten vorausſetzen, denn damit wird ein für die 
Praxis abſolut unbrauchbares Inſtrument geſchaffen, wie am deut⸗ 
lichſten das vorliegende Urteil eines jo hochſtehenden Gerichtes wie des 
KG.s zeigt. Der Geſetzgeber muß ſich auf eine Abgrenzung be⸗ 
ſchranken, die ſich mit leicht erkennbaren und feſtſtellbaren Be⸗ 
griffsmerkmalen behilft; denn nichts it dem Anſehen der Rechts⸗ 
pflege abträglicher, als wenn der Richter für die Fehler des Ge⸗ 
ſetzgebers büßen muß. 

NA. Dr. Kurt Runge, Leipzig. 


Zu 11. Die Streitfrage, ob durch Schreibmaſchine bewirkte 
Vervielfältigungen unter den Begriff der Druckſchrift fallen können, 
hat das Od. mit Recht verneint. Die Periodizität ergibt ſich 
daraus, daß in der Zeit vom Juni bis September acht Aufſätze 
erſchienen ſind. Periodiſches Erſcheinen allein aber genügt nicht 
zur Erfüllung des Begriffs periodiſche Druckſchrift. Vielmehr muß 
die Druckſchrift nach dem Wortlaut des 87 RPreßch. auch eine 
Zeitung oder Zeitſchrift ſein. Das wird in der Literatur mitunter 
berſehen. Das OLG. Dresden erblickt den Unterſchied zwiſchen 
der Zeitung oder Zeitſchrift einerſeits und den ſonſtigen Druck⸗ 
ſchriften andererſeits darin, daß die erſtere „ihrem Plane nach 
nicht dazu beſtimmt ſei, ein in ſich abgeſchloſſenes Ganzes zu 
bilden“. Es ſchließt ſich hiermit der Definition im 8 20 Prpreß VO. 
v. 30. Juni 1843 an (vgl. Conrad bei Stenglein Anm. 2 zu 
8 7). Dieſer Geſichtspunkt iſt geeignet, wenn man den Gegenſatz 
zum Lieferungswerk, das ſeinem Plane nach ein einheitliches 
Ganzes bilden ſoll, im Sinne hat, d. h. die Geſamtheit fämtlicher 
Nummern etwa eines Jahrgangs einer Zeitung oder Zeitſchrift 
ſollen nicht in der Weiſe eine Einheit bilden wie fe ein Lieferungs⸗ 
werk darſtellt. Im vorliegenden Falle aber verwendet das OLG. 
dieſen Gedanken gerade in der entgegengeſetzten Richtung. Es will 
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dieſe Frage bejahen zu müſſen geglaubt. Er geht dabei zunächſt 
von der Annahme aus, daß die fraglichen Vervielfältigungen als 
Druckſchriften i. S. des PreßGG. zu beurteilen ſeien, d. h. als zur 
Verbreitung beſtimmte, durch mechaniſche Mittel bewirkte Ver⸗ 
vielfältigungen von Schriften. Zur Begründung dieſer Auffaſſung 
wird im Urteil geſagt: „Die äußere Erſcheinungsform, ob in 
Zetteln, mehreren Bogen oder Heften, iſt ohne Belang, ebenſo die 
Art der Vervielfältigung. .. Die von der geiſtigen Schicht heraus⸗ 
gegebenen Zettel ſind mit Schreibmaſchine, alſo mechaniſch 
vervielfältigt.“ 

Dies erweckt den Anſchein, als ſei der Begriff der Druckſchrift 
nicht richtig aufgefaßt. Wie 8 2 Preßc G. ergibt, muß zur Ver⸗ 
vielfältigung der Schrift, abgeſehen von der Buchdruckerpreſſe, ein 
eh eniſche oder chemiſches Mittel benutzt worden ſein, um dem 
Erzeugniſſe die Druckſchrifteigenſchaft zu verleihen. Sind dagegen 
Vervielfältigungen mittels eines zur Maſſenherſtellung überhaupt 
nicht geeigneten techniſchen Verfahrens hergeſtellt worden, z. B. 
handſchriftlich durch Abſchreiben oder mit der nur eine beſchränkte 
Anzahl von Durchſchlägen liefernden Schreibmaſchine, ſo kommt 
ihnen die Eigenſchaft als Druckſchrift überhaupt nicht zu (vgl. 
Häntzſchel, Komm. z. PreßGG., 8 2 Anm. 2e; RGSt. 47, 243; 
Stenglein, Strafr. Nebengeſ. I Anm. 3 zu § 2 Preß.). Da 
ſich der Angekl. gerade damit verteidigt, daß die von der Ver⸗ 
einigung herausgegebenen Vervielfältigungen bloße Handzettel ge⸗ 
weſen ſeien, war ein näheres Eingehen auf die Art des an⸗ 
gewandten Vervielfältigungsverfahrens unerläßlich, zumal die bei 
den Akten befindlichen, im Urteil erwähnten Zettel ſelbſt einen 
ſicheren Schluß auf das zur Vervielfältigung benutzte Mittel nicht 
1 0 
* Auch die weitere Annahme des AG., daß die von der Ver⸗ 
einigung herausgegebenen einzelnen Zettel als periodiſche 
Druckſchriften i. S. von § 7 PreßG. anzuſprechen ſeien, nämlich 
als Zeitſchriften, die in unregelmäßigen, und zwar in kürzeren 
als monatlichen Friſten erſchienen, gibt zu Bedenken Anlaß. Als 
eine fortlaufend erſcheinende Zeitſchrift werden begrifflich regel- 
mäßig nur ſolche Schriften in Betracht kommen, die ihrem Plane 
nach nicht dazu beſtimmt ſind, ein in ſich abgeſchloſſenes Ganze 
zu bilden. Es wäre deshalb noch zu erwägen geweſen, ob nicht im 
Hinblick auf den Mangel jeder inneren Verbundenheit zwiſchen den 
inhaltlich völlig verſchiedenen Aufſätzen ein jeder Zettel nur als eine 
vereinzelte Druckſchrift bewertet zu werden verdiente, die als 
ſolche nur der Ordnungsvorſchrift des 8 6 PreßG. zu unterſtellen 
wäre (vgl. Stenglein a. a. O. § 7 Anm. 2). 

(OLG. Dresden, Urt. v. 29. Jan. 1930, 1 08ta 140/29.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 


12. 8 20 Preß G.; 88 185, 186 StGB. Verhältnis von 
820 Abf.1 zu 8 20 Abſ. 2 PreßG. Beleidigung durch Ironie 
und Satire. ) 

Zu beanſtanden iſt zunächſt, daß die Str. den Angekl., obwohl 
ſie nicht für widerlegt erachtet, daß er nicht der Verfaſſer des den 
Gegenſtand der Privatklage bildenden Zeitungsartikels iſt, hinſichtlich 


ja nicht darauf hinaus, daß es ſich im vorliegenden Falle um ein 
Lieferungswerk gehandelt habe, ſondern daß es gerade umgekehrt 
„an jeder inneren Verbundenheit zwiſchen den inhaltlich völlig 
verſchiedenen Aufſätzen“ gehandelt habe, fo daß jeder Zettel „als 
eine vereinzelte Druckſchrift“ zu bewerten geweſen ſei. Der 
obige Gedanke, der den Gegenſatz zum Lieferungswerk heraus⸗ 
arbeiten will, paßt hier alſo nicht. Es muß vielmehr die andere 
Seite betont werden, die $ 2 II Oſtßßreßch. recht gut fo zum Aus⸗ 
druck bringt: „Unter einer Zeitung (Zeitſchrift) verſteht dieſes 
Geſetz ein Druckwerk mit einem nicht vorweg begrenzten Inhalte, 
das unter demſelben Namen und in fortlaufenden Nummern 
(Stücken, Heften), wenn auch in unregelmäßigen Zeitabſtänden 
erſcheint und deſſen Einzelnummern, wenn auch jede ein in ſich ab⸗ 
geſchloſſenes Ganzes bildet, durch ihren Inhalt in einem Zuſammen⸗ 
hang ſtehen“ (vgl. hierzu auch Swoboda, Komm. zum Hſt⸗ 
Preßch. uſw., 1930, Anm. II zu 8 2). Die Einzelnummern, nicht 
der Jahrgang der Zeitung oder Zeitſchrift haben alſo ein in ſich 
abgeſchloſſenes Ganze zu bilden. Das trifft hier gerade nach An⸗ 
nahme des OLG. zu. Und trotzdem iſt dem OLG. im Ergebniſſe 
wohl beizupflichten; denn anſcheinend ſtanden die Einzelnummern 
nicht „durch ihren Inhalt in einem Zuſammenhang“. 
LER. Prof. Dr. Mannheim, Berlin. 


Zu 12. Der vorſtehenden Entſch. kann im weſentlichen zu⸗ 
geſtimmt werden. Dies gilt zunächſt, ſoweit ſich die Entſch. der 
bekannten Judikatur des RG. zu 820 Preßch. anſchließt. En 
werden von ihr aber auch die beiden Möglichkeiten des § 20 Abi. 
und 8 20 Abſ. 2 auseinandergehalten. In der Tat kann Abf. 1 nur 
zur Anwendung kommen, wenn der Nachweis der Täterſchaft für den 
verantwortlichen Redakteur geführt iſt. 8 20 Abſ. 2 kommt nur zur 
Anwendung, muß aber dann auch zur Anwendung kommen, wenn 


feiner ſtrafrechtlichen Verantwortlichkeit für den Inhalt des von ihm 
als verantwortlichen Redakteur gezeichneten Artikels als deſſen Ver⸗ 
faſſer behandelt und aus § 20 Abſ. 1 VPreßG. verurteilt, ſtatt richtig 
feine Täterſchaft aus dem Geſichtspunkte des § 20 Abf. 2 PreßGG. zu 
prüfen. 8 20 Abſ. 2 hat die Bedeutung, daß fo lauge, bis das Gegen⸗ 
teil dargetan iſt, kraft geſetzlicher Vermutung als erwieſen zu gelten 
hat, der Redakteur habe vorſätzlich, mit Kenntnis und Verſtändnis des 
Inhalts, die Veröffentlichung der Druckſchrift verurſacht. Inwieweit 
im übrigen der innere Tatbeſtand der ſtrafbaren Handlung erfüllt iſt, 
den Redakteur ſubjektiv die ſtraſrechtliche Verantwortung trifft, iſt 
dagegen in jedem Einzelfalle beſonders zu prüfen und zu entſcheiden, 
ebenſo wie bei einem Täter gem. § 20 Abf. 1 PreßG., der der Ver⸗ 
urſachung der Veröffentlichung einer Druckſchrift mit ſtrafbarem 
Inhalt überführt ift (vgl. hierzu RGSt. 22, 65, 78—80). 

Die Ausdrücke „nobler Vermieter“ und „edler Deutſcher“ können 
ironiſch gemeint ſein. 

Die Ironie als ſolche iſt eine Art der mündlichen oder ſchrift⸗ 
lichen Ausdrucksweiſe, bei der ſpottend das Gegenteil von dem ge⸗ 
ſagt oder geſchrieben wird, was in Wirklichkeit gemeint iſt. Sie iſt 
an ſich keineswegs beleidigender Natur, kann es aber unter Um⸗ 
ſtänden werden, dann nämlich, aber auch nur dann, wenn ſie in 
ſich ſelbſt ihrem Inhalt nach die Kundgebung der Mißachtung einer 
beſtimmten Perſon enthält (vgl. hierzu JW. 1929, 2761). Der 
Satire iſt es weſenseigen, daß ſie, mehr oder weniger ſtark, über⸗ 
treibt, d. h. dem Gedanken, den fie ausdrücken will, einen ſchein⸗ 
baren Inhalt gibt, der über den wirklich gemeinten hinausgeht, jedoch 
in einer Weiſe, daß der des Weſens der Satire kundige Leſer — bei 
bildlicher Darſtellung der Beſchauer — den geäußerten Inhalt auf 
den ihm entweder bekannten oder doch erkennbaren tatſächlich ge⸗ 
meinten Gehalt zurückzuführen vermag, alſo erkennt, daß tatſächlich 
nicht mehr als dieſer geringere Inhalt gemeint iſt. Eine ſatiriſche 
Darſtellung darf niemals nach ihrem Wortſinn genommen werden, ſie 
muß vielmehr erſt des in Wort oder Bild gewählten ſatiriſchen Ge⸗ 
wandes entkleidet werden, bevor beurteilt werden kann, ob das, was 
in dieſer Form ausgeſprochen oder dargeſtellt iſt, den Tatbeſtand einer 
ſtrafbaren Handlung, insbeſ. einer Beleidigung, ſei es nach $ 185 oder 
8186 oder 8 187 StGB., enthält. Die Satire und ebenſo der Scherz 
bilden dann keine ſtrafbare Beleidigung, wenn der Täter der feſten 
überzeugung ift, feine Außerungen würden von dem anderen Teile 
als Satire (Scherz) aufgefaßt werden und der audere ſei damit ein⸗ 
verſtanden (vgl. hierzu NOS. 12, 141; JW. 1912, 417; 1924, 1526; 
NIS. 62, 183 JW. 1928, 2980). Soweit im vorliegenden Falle den 
Gegenſtand der ſatiriſchen Darſtellung etwa die Behauptung bildet, es 
ſei ein das öffentliche Urteil herausforderndes Verhalten des Privatkt. 
ſeinen Mietern gegenüber vorgekommen, liegt, wenn die behauptete 
bzw. verbreitete Tatſache nicht erweislich wahr iſt, der ſtrafbare Tat⸗ 
beſtand des 8 186 Sto B. ſchon in der Behauptung bzw. Verbreitung 
an ſich und es könnte ihre Einkleidung in die Form der Satire 
als ſtraferſchwerend u. U. zugleich auch als eine Beleidigung nach 
8185 Stö B. gewürdigt werden. Iſt aber die Behauptung erwejslich 
wahr, fo würde fie nicht darum den Tatbeſtaud des 8186 erfüllen, 
weil ſie ſatiriſch behandelt iſt, wohl aber könute dann das Vorliegen 
einer Beleidigung i. S. des 8 185 StGB. bei der ſatiriſchen Der 
handlung der Angelegenheit darin gefunden werden, daß dabei die 


dies nicht der Fall ift, wenn alſo der Fall ſowohl nach der poſitiven 
als auch nach der negativen Seite hin dubiös geblieben iſt. 

Was die Ausführungen zu 88 185, 186 StÖB. anbelangt, fo 
kann man der Begriffsbeſtimmung der Ironie ohne weiteres zu⸗ 
ſtimmen. Zutreffend ift auch die Feſtſtellung, daß die Ironie als eine 
an ſich durchaus zuläſſige Form der Gedaukenübermittlung an ſich 
keineswegs beleidigender Natur iſt. Bedenklich erſcheint mir aber der 
Satz, daß Ironie nur dann den Tatbeſtand einer ſtrafbaren Be 
leidigung erfüllen könne, wenn ſie in ſich ſelbſt die Kundgebung der 
Mißachtung einer beſtimmten Perſon enthalte. Hier ſcheint mir nicht 
genügend beachtet zu ſein, daß der Veleidigungsvorſatz keineswegs 
den ſog. animus inierandi zu enthalten braucht. Es muß mithin der 
Vorſatz ſich auf die Form der Außerung beziehen und ihren be⸗ 
leidigenden Charakter. Nun kann aber das Beleidigende einer 
Außerung lediglich in ihrer Form liegen, und das, was für alle 
KAußerungen gilt, gilt auch für ironiſche Außerung. Denn da der 
Inhalt deſſen, was als Kränkung der Ehre anzuſehen iſt, ſich aus 
den objektiven Werturteilen der Geſamtheit ergibt über das, was im 
Verkehr von Perſonen als ſchicklich und erlaubt anzuſehen tft (vgl. 
mein Lehrbuch des Strafrechts S. 375), ſo kann von der Verkehrs⸗ 
ſitte als ſolcher die Form, in der eine Außerung erfolgt, für im 
Verkehr von Perſon zu Perſon nicht geſtattet angeſehen werden, eine 
Form, die, wenn ſie trozdem gewählt iſt, der Perſon, der gegenüber 
ſie angewandt wird, die geſellſchaftliche Achtungswürdigkeit durch die 
Art, in der man mit ihr verkehrt, negiert. Eine ironiſche Außerung 
ſtellt mithin ſchon dann eine Beleidigung dar, wenn objektiv eine 
derartige Stärke der Ironie im Verkehr nicht geſtattet iſt, wenn 
ſubjektiv der Täter ſich dieſer Tatſache bewußt iſt. Dasſelbe gilt für 
die Satire. Wenn die in Frage ſtehende Entſch. annimmt, die ſatiriſche 
Darſtellung müſſe ſtets erſt ihres ſatiriſchen Gewandes entkleidet werden, 
damit ſeſtgeſtellt werden könne, ob eine Beleidigung vorliege oder nicht, 
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der Satire einzuräumende und allgemein eingeräumte Freiheit miß⸗ 
braucht worden iſt. 

In der erneuten Verhandlung wird die Str. auch die An⸗ 
wendbarkeit des 8193 StÖB. nochmals zu prüfen haben. Dabei 
wird zu beachten ſein, daß mit den bisherigen Erwägungen, die frag⸗ 
lichen Außerungen ſeien weder geeignet noch könnten ſie dazu be⸗ 
ſtimmt geweſen fein, berechtigte Intereſſen des Angekl. wahrzunehmen, 
die Nichtanwendbarkeit dieſer Vorſchrift nicht abgetan werden kann. 
Der Redakteur einer periodiſchen Druckſchrift kaun für einen unter 
ſeiner Verantwortung erſchienenen Zeitungsartikel nur inſoweit den 
Schutz des 8 193 StGB. in Anſpruch nehmen, als ihn jeder Staats⸗ 
bürger im gleich gelagerten Falle für eine wörtliche oder ſchriftliche 
Außerung zu beanſpruchen vermag. Er kann ſich alſo auf die Wahr⸗ 
nehmung berechtigter Intereſſen wirkſam nur dann berufen, wenn es 
ſich unt eine eigene oder doch perſönlich ihn nahe angehende An⸗ 
gelegenheit handelt. Die Preſſe hat kein beſonderes Recht auf Er⸗ 
örterung privater oder öffentlicher Angelegenheiten. Auch ſie iſt an 
die Grenzen gebunden, die das Geſetz zum Schutze fremder Ehre dem 
allgemeinen Recht der freien Meinungsäußerung gezogen hat. Es 
wird deshalb beſonders zu prüfen fein, ob es ſich bei der hier in 
Frage ſtehenden Angelegenheit um eine eigene oder doch den Angehl. 
perſönlich nahe angehende gehandelt hat. Die bloße Befriedigung des 
Senſationsbedürfniſſes der Leſer einer Zeitung bildet ſelbſtverſtäͤndlich 
kein berechtigtes Intereſſe. Zu prüfen wird weiter auch ſein, ob der 
Angekl., wenn er in der erneuten Verhandlung wiederum erklärt, 
daß er den Schutz des § 193 StGB. nicht für ſich in Anſpruch nehme, 
damit hat zum Ausdruck bringen wollen, daß er mit dem Inhalt des 
fraglichen Artikels überhaupt keine beachtlichen Intereſſen habe wahr⸗ 
nehmen wollen. Nur wenn dies der Fall wäre, würde die Prüfung 
der Frage der Anwendbarkeit des 8 193 StGB. ausſcheiden. 


(OLG. Dresden, Urt. v. 23. Sept. 1930, 2 OSt 206/30.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


* 
Hamburg. 

13. 5 105 i Gewo. Wann iſt ein Ausſtellungshallen⸗ 
Unternehmen als Schauſtellung i. ©. 8 1051 GewO. anzu⸗ 
fehen? +) 

Die Angeht. find die Geſchäftsführer der „Hamburger Aus⸗ 
ſtellungshallen GmbH. im Hamburger Hof“. Dieſes Unternehmen ver⸗ 
anſtaltet in regelmäßigen Abſtänden Ausſtellungen und Meſſen in 
ſeinen Räumen im Hamburger Hof. Die Geſellſchaft vermietet dann 
dort Plätze an die Inhaber von hieſigen Ladengeſchäften. Dieſe Platze 


ſo ergibt ſich aus unſeren bisherigen Ausführungen auch für die Satire, 
daß der Tatbeſtand der Beleidigung auch, um den Ausdruck der 
Entſch. zu wiederholen, im ſatiriſchen Gewand allein geſunden werden 
Rann, ſoweit eben die Satire über das im Verkehrston erlaubte 
Maß hinausgeht. Allerdings vertritt die Eutſch. in ſtrengſter An- 
legung an RGSt. 62, 183 ff. dieſen Standpunkt auch, wenn ſie das 
Vorliegen einer Beleidigung i. S. des 8 186 StéHB. dann, annimmt, 
wenn die ſatiriſche Behandlung einer Angelegenheit die der Satire 
allgemein eingeräumte Freiheit mißbraucht hat. Allein damit ſteht denn 
doch (wie übrigens auch in der zitierten Entſch. des RG.) der Satz in 
einem gewiſſen Widerſpruch, daß die inkriminierte Außerung ſtets 
ihres ſatiriſchen Gewandes eutkleidet werden müſſe, damit feſtgeſtellt 
werden könne, ob Beleidigung, ſei es nach 8 185, ſei es nach 8 186, 
vorliege. Laſſen wir aber auch die Frage des inneren Widerſpruches 
in der Entſch. dahingeſtellt, eines iſt ſicher: das, was für die Satire 
gilt, muß auch für die Ironie gelten. Und jo gelangen, wir zu 
dem Satz: In der überironiſchen und in der überſatiriſchen Außerung 
kann ſchon wegen der überironiſchen reſp. überſatiriſchen Form der 
Außerung eine Beleidigung nach 8 185 StGB. liegen. Selbſtverſtänd⸗ 
lich ſchließt die Annahme des Täters, der andere ſei mit dieſer Form 
der Außerung als Ironie reſp. Satire einverſtanden, jede Straf- 
möglichkeit aus, wie die Entſch. im Anſchluß an das RG. richtig 
hervorhebt. 

Daß die Entſch. ſich auch in der Frage der Wahrnehmung be⸗ 
rechtigter Intereſſen auf den bekannten Standpunkt geſtellt hat, den 
das NG. hinſichtlich der Preſſe vertritt, hebe ich nur hervor, ohne 
auf die zur Genüge behandelte Frage näher einzugehen. Ich ſtehe 
auf anderem Standpunkt, der ſich m. E. aus dem klaren Wortlaut 
des Geſetzes ergibt. Redet dieſes doch von der Wahrnehmung be⸗ 
rechtigter Intereſſen, nicht aber von der berechtigten Wahrnehmung 
von Intereſſen. Die Preſſe iſt daher nach richtiger Auslegung des 
Geſehes auch berechtigt, fremde Intereſſen wahrzunehmen, ſoweit dieſe 
berechtigt erſcheinen. Daß die bloße Befriedigung des Senſations⸗ 
bedürfuiſſes der Leſer einer Zeitung niemals ein berechtigtes Intereſſe 
bildet, iſt der Entſch. dagegen ohne weiteres zuzugeben. 

Prof. Dr. Heinrich Gerland, Jena. 


Zu 13. Der Entſch., die als das entſcheidende Merkmal für 
den Begriff der Schauſtellung das Zurücktreten der Verkanfstätigkeit 
gegenüber der Anpreifung und dem Verkauf der ausgeſtellten Gegen- 
ftande anſieht, kann zugeſtimmt werden. 

Wirbel. Geh. ONegit. Dr. Hoffmann, Berlin. 
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ſind äußerlich in der Art von offenen Verkaufsſtänden eingerichtet, 
aber nicht beſonders umſchloſſen und nicht abzuſchließen. 

Für die Zeit vom 1.— 24. Dez. 1928 wurde eine Ausſtellung 
unter dem Namen „Weihnachtsmeſſe im Hamburger Hof“ veranſtaltet. 
Sie umfaßte 40—50 Stände. Mieter waren hieſige Firmen. In 
erſter Linie wurden nach den tatſächlichen Feſtſtellungen der Vor⸗ 
inſtanz Neuigkeiten ausgelegt. Solange die Ausſtellung geöffnet war, 
waren die Stände vom Perſonal der Ausſteller beſetzt. Es wurden 
Proſpekte verteilt, dem Publikum mündliche Auskunft gegeben, die 
Waren vorgeführt, ſchriftliche Beſtellungen angenommen, auch einzelne 
Sachen gegen bar verkauft. Daß werktäglich nach Ladenſchluß oder 
an Sonntagen Beſtellungen angenommen oder Waren verkauft ſind, 
hat nicht feſtgeſtellt werden können. Fur dieſe Zeiten kam nur die 
ſonſt erwähnte Tätigkeit in Frage. 

Die Ausſtellung iſt gem. 8 2 Hamb VO. betr. öffentliche Schau⸗ 
und Darſtellungen v. 15. Mai 1908 (ABl. 291) der Polizeibehörde 
angezeigt. Dieſe beſcheinigte den Empfang der Anzeige mit dem Be⸗ 
merken: „Nach werktägigem Ladenſchluß und an Sonntagen darf 
ein geſchäftlicher Verkehr in den Verkaufsſtänden der Ausſtellung 
nicht ſtattfinden.“ 

Die Ausſtellungsleitung ſelber hat vor Eröffnung der Aus⸗ 
ſtellung den Ausſtellern ſchriftlich mitgeteilt, daß ein erkauf oder 
Annahme von Beſtellungen in den Ausſtellungshallen an Sonn⸗ 
oder Feiertagen außerhalb der geſetzlich zugelaſſenen Verkaufszeit 
nicht geſtattet ſei. 

Anklage und Eröffnungsbeſchluß gehen davon aus, daß in den 
Ständen der Ausſteller an den Sonntagen ein verbotener Gewerbe⸗ 
betrieb (§S 41 GewO.) ſtattgefunden habe und daß die Angekl. 
hierzu durch die Tat wiſſentlich Beihilfe geleiſtet hätten (Vergehen 
gegen 88 41 a, 105 b Abf. 2, 146 a Abſ. 1 Gew., § 49 StGB.). 

Das AG. hat die Angehkl. entſprechend verurteilt. Auf ihre 
Berufung hat das LG. ſie freigeſprochen. Die Strͤ. hat in der 
mündlichen Auskunft an das Publikum und in der Vorführung von 
Gegenſtänden im Gebrauch auch ohne Verkauf oder Annahme von 
Beſtellungen zwar einen unter § 105 b Abſ. 2 GewO. fallenden 
Gewerbebetrieb geſehen, die ganze Ausſtellung jedoch als Schau⸗ 
ſtellung nach 8 1051 Gewd, aufgefaßt, für welche die Vorſchriften 
des § 105 b Abſ. 2 nicht in Frage kommen. 

Im Ergebnis war dem LG. beizutreten. Der 8 105 i Gew. 
privilegiert den gewerblichen Schauſtellungsunternehmer inſofern, als 
dieſer im Rahmen der Ausübung ſolcher ſchauſtellenden Tätigkeit 
hinſichtlich ſeiner Arbeitnehmer nicht an die Arbeitszeitbeſchränkungen 
der 88 105 Abſ. 1, 105 b— g GewO. gebunden iſt. Der Begriff der 
Schauſtellung iſt im Geſetz nicht definiert. Es iſt aber bereits ent⸗ 
ſchieden und entſpricht der herrſchenden Anſicht (ſ. Landmann, 
Gewd., 7. Aufl., Bd. 1 S. 514, Bd. II S. 276; Lg. 1915, 81), daß 
die ſtändigen Ausſtellungen der Kunſthandlungen dazu zu rechnen 
ſind. Auch bei dieſen wird der Verkauf von Katalogen während der 
Ausſtellungszeit zugelaſſen. 

Wenn nun auch bei dieſen Ausſtellungen der Kunſthandlungen 
regelmäßig ein Eintrittsgeld erhoben wird, ſo kann dies doch nicht 
das Entſcheidende ſein, zumal dieſes für die Abonnenten gering zu 
ſein pflegt. Vielmehr kann die Sach- und Rechtslage, über die hier 
zu entſcheiden iſt, jener gleichgeſtellt werden. 

Als mit der Ausſtellung zuſammenhängend und als notwendige 
Ergänzung zu betrachten ſind die Erklärung des zur Schau Ge⸗ 
ſtellten, die Vorführung im Gebrauch, die Hingabe von Proſpekten. 
Dieſe Tätigkeit iſt als Ausfluß des Schauſtellungsunternehmens an⸗ 
zuſehen. Der Verkauf der ausgeſtellten Gegenjtänbe, die Annahme 
von Beſtellungen auf die Gegenſtände iſt dagegen keine Schauſtellung 
und auch nicht als natürlicher Ausfluß der ſchauſtellenden Tatigkeit 
anzuſehen. Verbindet ſich die Verkaufstätigkeit derart eng mit der 
Schauſtellung, nimmt ſie einen ſolch breiten Raum in ihr ein, daß 
der Schauſtellungscharakter nicht mehr der überwiegende bleibt, ſo 
hört die Schauſtellung auf, eine ſolche zu ſein und verliert das 
Privileg des 8 105 j GewO. 

Im vorliegenden Falle iſt nach den getroffenen Feſtſtellungen 
der Schauſtellungscharakter überwiegend geweſen. Verkauf von Sachen 
und Annahme von Beſtellungen waren nur Nebenzweck. Im Vorder⸗ 
grunde ſtand für die Ausſteller der Wunſch nach Reklame für ihre 
außerhalb der Ausſtellungsräume befindlichen Geſchafte. Auf dieſe 
ſollte hingewieſen, für den Kauf bei ihnen Propaganda gemacht 
werden. Die einzelnen Stände in der Ausſtellung konnten natur⸗ 
gemäß nicht mit einer großen Menge von Waren belegt werden. 
Bei einem lebhaften Handverkauf wäre der Vorrat bald erſchöpft 
geweſen. Solche Käufe ſind denn auch überhaupt nur vereinzelt erfolgt. 

Da der weſentliche Zweck der Ausſtellung die Schauſtellung 
blieb, blieb auch die ſchauſtellende Tätigkeit nach 8 105 i GewO. 
privilegiert. Zu den Zeiten aber, wo dieſer Rahmen überſchritten 
wurde durch Vornahme von Verkäufen und Annahme von Be⸗ 
ſtellungen, blieben die die Beſchäftigung von Arbeitern und Gehilfen 
regelnden Beſtimmungen der GewO. maßgebend. Inſoweit blieb das 
Verbot der Sonntagsbeſchäftigung beſtehen. Inſoweit mußten die 
einzelnen Stände, da ſie dann als offene Verkaufsſtellen dienten, 
von 7 Uhr abends bis 7 Uhr morgens geſchloſſen ſein, inſoweit 
durfte Sonntags in ihnen ein Gewerbebetrieb nicht ſtattſinden 
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(8 105 b Abſ. 2 Gew., VO. über die Regelung der Arbeitszeit 
des Angeſtellten v. 18. März 1919, § 43 a Gew.). Dasſelbe iſt 
auch für die Ausſtellungen der Kunſthändler bereits bemerkt (ſiehe 
Landmann a. a. O.). 

Eine ſolche Scheidung iſt ohne Bedenken. Ein kaufmänniſcher 
Unternehmer kann zwar in ſeinen eigenen zu Verkaufsgeſchäften be⸗ 
ſtimmten Räumen nicht nach Ladenſchluß oder Sonntags eine Schau⸗ 
ſtellung ſeiner Ware einrichten und zu ihrer Durchführung das Vor⸗ 
recht des § 105 1 GewO. in Anſpruch nehmen. Sein Geſchäft bleibt 
dabei ſeinem Weſen nach Verkaufsgeſchäft, von dem die Schau⸗ 
ſtellung nur ein dienender Teil iſt. Im vorliegenden Falle ſteht aber 
der Schauſtellungsgedanke im Vordergrunde. Das Unternehmen wird 
in beſonderen Räumen verwirklicht. Es verkörpert ſich ſelbſtändig 
und in räumlicher Trennung von den eigenen Verkaufsräumen der 
Ausſteller. Hier iſt die Schauſtellung der Ausſteller ein beſonderes, 
ſelbſtändiges Unternehmen. 

Werden dieſe Geſichtspunkte zugrunde gelegt, ſo iſt an den 
Sonntagen im Dezember (abgeſehen vom ſog. goldenen Sonntag, wo 
eine beſchränkte Verkaufstätigkeit allgemein zugelaſſen iſt) zwar eine 
gewerbliche, aber doch nur eine ſchauſtellende und damit privilegierte 
Tätigkeit erfolgt, die inſoweit keinen Beſchränkungen unterlag. Es 
iſt daher eine ſtrafbare Handlung der einzelnen Ausſteller nicht nach⸗ 
zuweiſen, fo daß der Vorwurf der Beihilfe für die Angel. entfällt. 

(OLE. Hamburg, StrSen,, Urt. v. 18. Jan. 1930, R II 313/29.) 
Mitgeteilt von SenPräſ. Dr. Griſebach, Hamburg. 


* 
Jena. 

14. 8 20 RPreß GG. Haftung des verantwortlichen Re- 
dakteurs. Vorausſetzung der Entlaſtung. f) 

Nach g 20 Abſ. 2 Preg®. ift der verantwortliche Redakteur einer 
periodiſchen Druckſchrift als Täter zu beſtrafen, wenn nicht durch 
beſondere Umſtände die Annahme ſeiner Täterſchaft ausgeſchloſſen 
wird. Mit dieſer Vorſchrift weicht das Geſetz von dem ſonſt geltenden 
Grundſatz freier Beweiswürdigung ab und ſtellt die Vermutung auf, 
der Beweis gegen den verantwortlichen Redakteur als Täter ſei 
erbracht, bis dieſe durch „beſondere Umſtände“ als ausnahmsweiſe 
im einzelnen Fall nicht zutreffend entkräftet wird. 

Zwar bürdet das Geſetz damit dem Redakteur nicht förmlich die 
Beweislaſt auf. Der Redakteur muß aber danach, wenn er beſtreitet, 
daß die Veröffentlichung mit ſeinem Wiſſen erfolgt ſei, ſolche Um⸗ 
ſtände darlegen und mit Beweis mitteln unterſtützen, ſo daß ſich daraus 
klar und einwandfrei ergibt, er ſcheide als Täter aus. Der Angekl. 
mußte demgemäß hier das tatſächliche Geſchehen, die ihm zur Laſt 
gelegte Tat in ihrer Entwicklung in allen Einzelheiten darlegen, wenn 
er ſich auf ſolche beſondere Umſtände berufen wollte. Denn nur ſo 
konnte die Str. wirklich beurteilen, ob der Angekl. ausnahmsweiſe 
nicht als Täter zu beſtrafen ſei. Sie konnte das aber unmöglich 
in zutreffender Weiſe tun, wenn der Angekkl. wie hier ſich damit be- 


Zu 14. Das OLG. macht der Str. den Vorwurf, fie habe den 
8 20 Abſ. 2 PreßG. nicht verſtanden. Die Str. hat nämlich die Täter⸗ 
ſchaft des v. R. als ausgeſchloſſen arfgefehen, weil der Verf, den Auf⸗ 
ſatz unmittelbar an die Druckerei geſandt habe Es iſt zuzugeben, daß 
dieſer Umſtand allein die Freiſprechung nicht trägt, denn der Angel. 
kann trotzdem von dem Inhalte des Aufſatzes Kenntnis gehabt und 
ihn gebilligt haben (vgl. hierzu mein Preßrecht S. 66 f.). Die Str. 
hat aber darüber hinaus angenommen, der Ungekl. habe den Aufſatz 
nicht gekannt. Sie kommt zu dieſer Feſtſtellung deshalb, weil ſie 
ihm ſeine Behauptung glaubt, er würde die beleidigenden Worte ge⸗ 
ſtrichen haben, wenn er den Aufſatz gekannt hätte. Das OLG. be⸗ 
anſtandet dieſe Feſtſtellung, weil ſie auf keinerlei tatſächlicher Grund⸗ 
lage ruhe. Das iſt bemerkenswert als Eingriff in die Beweis⸗ 
würdigung der Str. Denn ob der Angekl. etwas gekannt hat, iſt 
reine Beweisfrage (vgl. Rev. S. 77). Reviſibel wäre an ſich nur 
eine gegen Denkgeſetze, Auslegungsregeln oder allgemeine Erfahrungs⸗ 
ſätze verſtoßende oder ſonſt methodiſch unrichtige Beweiswürdigung. 
Etwas derartiges iſt hier nicht erkennbar. Man Kann alſo die 
Haltung des OLG. nur damit begründen, daß man jagt, die Strök. 
habe es an jeder Beweiswürdigung fehlen laſſen. Eine abſchließende 
Stellungnahme iſt ohne genaue Kenntnis des ganzen Strafkammer⸗ 
urteils nicht möglich. 

Zu beanſtanden ſind aber die weiteren Ausführungen des OLG. 
Es ift erſtens ſchon bedenklich, zu ſagen, daß der v. R. auch nur in 
der Regel den maßgebenden Einfluß auf den Inhalt und die Haltung 
feiner Zeitung habe (vgl. mein Preßrecht S. 14 und 51 ff.). Wenn das 
OLG. dann aber meint, die Vermutung liege nahe, daß der Angelkl. 
den Aufſatz „jedenfalls gebilligt hätte, wenn er ihn gekannt hätte“, 
ſo erweckt dieſer Satz den Verdacht, daß das OLG. eine ſolche Feſt⸗ 
ſtellung zu unrecht als ausreichende Grundlage einer Verurteilung 
anſehen würde. Zwar durfte die gegenteilige Feſtſtellung von der 
Strͤ. zur Begründung der Freiſprechung verwendet werden. Nicht 
aber genügt es trotz des 820 Abſ. 2 PreßGG. zur Verurteilung, daß der 
v. R. den Aufſatz, den er tatſächlich nicht kannte, bei Kenntnis ge⸗ 
billigt hätte. 

LG R. Prof. Dr. Mannheim, Berlin. 


gnügte, aus der Kette der Geſchehniſſe einzelne Bruchſtücke mitzu⸗ 
teilen, die nach der Erfahrung des Lebens keineswegs zwingend dafür 
ſprechen können, daß der Angekl. hier als Täter ausſcheide. 

Der Angekl. legt hier keineswegs dar, wie der Aufſatz im 
einzelnen entſtanden ſei. Was er dazu angibt, kann unmöglich ge⸗ 
nügen, um die beſonderen Umſtände zu begründen. Wenn die Streit. 
gleichwohl den § 20 Abſ. 2 zugunſten des Angekl. anwendet, fo kann 
das nur darauf beruhen, daß ſie die Geſetzesvorſchrift mißver⸗ 
ſtauden hat, denn erfahrungsgemäß wird die Täterſchaft des verant⸗ 
wortlichen Redakteurs noch lange nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß 
hier der Berichterſtatter über den Monſtreprozeß angeblich ſeine 
Arbeit unmittelbar an die Druckerei in Gotha eingeſandt hat. Zahl⸗ 
reiche Möglichkeiten bleiben, und dieſen kann die Stra. erfolgreich 
nur begegnen, wenn fie auf Grund der Angaben des Angekl. allent⸗ 
halben das wirkliche Geſchehen ermittelt und daraufhin prüft, ob 
danach ſeine Täterſchaft auszuſchließen iſt. 

Aus demſelben Grund ſind daher auch die Feſtſtellungen völlig 
ungenügend, mit denen die Strͤ. den Hilfsvorſatz des Angell. 
ausſchließen will. Die Stra. nimmt nach dem Urt. an, der Angehl. 
hätte, wenn er den Aufſatz gekannt hätte, die für den Kl. be⸗ 
leidigenden Worte geſtrichen. Dieſe Feſtſtellung beruht aber keineswegs 
auf irgendwelchen katſächlichen Grundlagen, vielmehr jagt die Strͤ. 
einfach, fie glaube das dem Angel. Auch das läßt jedoch vermuten, 
die Strͤ. habe die rechtliche Bedeutung des 8 20 Abſ. 2 PreßG. 
verkannt. Denn der Angehl. hatte ſich nach feinen eigenen Angaben 
rundſätzlich ſämtliche Aufſätze vor der Veröffentlichung zur Durch⸗ 
ſicht vorlegen laſſen. Iſt das der Fall, dann hatte er ſich den maß⸗ 
gebenden Einfluß auf den Inhalt und die Haltung ſeiner Zeitung 
geſichert, wie ihn der verantwortliche Redabteur in der Regel hat. 
Das legt aber im Gegenſatz zur Annahme des LG. gerade die Ver⸗ 
mutung nahe, daß auch hier bei der Abfaſſung des Artikels gegen 
den Kl. der Einfluß des Angekl. beſtimmend mitgewirkt haben kann 
und daß er ihn mithin jedenfalls gebilligt hätte, wenn er ihn gekannt 
hätte. Die Stra. hat das keineswegs mit Feſtſtellungen tatſächlicher 
Art, mit „beſonderen Umſtänden“ nach 8 20 Abf. 2, ausgeſchloſſen. 
Sie gibt aus dem beleidigenden Aufſatz nur ganz knappe Bruchſtücke 
wieder. Gerade der Zuſammenhang iſt aber in der Regel erſt ge⸗ 
eignet, über die Richtung und Abſicht Aufſchluß zu geben. Trotzdem 
könnten auch ſchon die wenigen Schlagworte aus dem Aufſatz, die 
die Str. anführt, den Verdacht aufkommen laſſen, daß der Kl. für 
die Zeitung des Angekl. eine bekannte Perſon ſei, über die ſie bei 
ſich bietender Gelegenheit gerne hergefallen ſei. Dafür könnte die 
Richtung der Zeitung im allgemeinen ſprechen und die etwa gegen⸗ 
ſätzliche Stellung und Haltung des Kl. ſonſt, ſei es im allgemeinen, 
ſei es auf Grund beſonderer Geſchehniſſe. Auch wie der Verf. des Auf⸗ 
ſatzes zum Angell. ſtand, könnte Aufſchluß geben, wie feine Stellung 
im Betrieb war, wie danach ſeine Verantwortlichkeit beſchaffen war 
oder feine mehr oder minder große Abhängigkeit vom Angehl., wirt⸗ 
ſchaftlich und geiſtig, ob und wieweit er unter dem Einfluß des 
Angekl. arbeitete. — Alles das läßt die Strͤk. ununterſucht. So geht 
das, was fie zum Hilfsvorſaß feſtſtellt, ins Leere, und die Rechtsfolge, 
die ſie daran knüpft, iſt unvereinbar mit der geſetzlichen Vorſchrift 
(820 Abſ. 2). 

Vei ihrer neuen Entſch. mag ſich die Strͤ. an die Richtlinien 
halten, die hier angedeutet worden ſind. Kommt ſie dann gleichwohl 
dazu, die Täterſchaft des Angekl. nach § 20 Abf. 2 auszuſchließen, 
dann hätte fie zu prüfen, ob der Angekl. auch ſonſt ſtraffrei zu bleiben 
habe, weil er nach 8 21 PreiG. den Verf. des Aufſatzes nachgewieſen 
habe. Ob der Nachweis gelungen iſt, iſt im Ergebnis Sache tatſäch⸗ 
licher Erwägung. Immerhin muß durch die Benennung des Verf. 
Zweck und Sinn der geſetzlichen Vorſchrift genügt fein. 

(Od. Jena, 3. StiSen., Urt. v. 23. Dez. 1929, V 53/29.) 
Mitgeteilt von RA. Mah, Jena. 


* 
Königsberg. 


15. 8 22 Pre. Auch das in der Einſendung des 
Manuſkripts liegende Vergehen gegen $ 186 StGB. ver- 
jährt in ſechs Monaten. f) 

Die ſechsmonatige Verjährungsfriſt, der auch der Angekl. 
als der Einſender und Verf. des Preſſeartikels unterlag (RGSt. 
61, 20) war im Ale din der erſten richterlichen Handlung be⸗ 
reits verſtrichen. Allerdings kommt in Frage, ob der Angekl. 


Zu 15. Die Entſch. iſt zutreffend und entſpricht der herrſchen⸗ 
den Meinung (vgl. z. B. Hänbſchel, Anm. 6 zu 8 22). Sie 
hätte vielleicht den inneren Grund der von ihr gemachten Unter⸗ 
ſcheidung noch etwas deutlicher herausarbeiten können: Wenn das 
beabſichtigte Preßdelikt zur Vollendung gelangt, ſo tritt damit die 
Straftat in das Licht der Offentlichkeit; daher kann die Ver⸗ 
folgung auch des mit dem Preßdelikt verbundenen gemeinen De⸗ 
likts beſchleunigt werden. Anders, wenn das Preßdelikt nicht voll⸗ 
endet wird, es vielmehr bei der Begehung des gemeinen Delikkts 
bleibt (vgl, RcHSt. 61, 30; mein Preßrecht S. 82 Anm. 4). Hier 
handelt es ſich um den erſteren Fall. 

LER. Prof. Dr. Mannheim, Berlin. 
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etwa dadurch, daß er dem Redakteur die Urſchrift überſandte und 
dieſer und die Betriebsangeſtellten von dem Inhalt des Artikels 
Kenntnis erhielten, bereits den Tatbeſtand der Beleidigung ſelb⸗ 
ſtändig verwirklicht hatte und inſoweit doch die allgemeinen Ver⸗ 
jährungsbeſtimmungen des StGB. zu gelten haben. Das DIG. 
Kaſſel: Goltd Arch. 41, 72 hat zwar in dem überjenden eines be⸗ 
leidigenden Artikels zur Veröffentlichung eine ſelbſtändige, mit 
der Kenntnisnahme durch den Redakteur vollendete Beleldigung 
erblickt, welche unabhängig von der nachfolgenden, durch bie Ver⸗ 
öffentlichung begangenen Beleidigung nach allgemeinen Vorſchriften 
verjährt. Dieſer vereinzelten Anſchauung ſteht die herrſchende Auf⸗ 
faſſung gegenüber, daß Vorbereitungshandlungen, wie insbeſ. die 
Einſendung des Manufkripts, die lediglich die Veröffentlichung 
mittels der Preſſe bezwecken und deren notwendige Vorausſetzung 
bilden, mit der durch die Vorbereitung der Zeitung verübten Straf- 
tat eine Handlung bilden und einheitlich mit dieſer nur einer 
Verjährung, nämlich der des 8 22 Preßich. unterliegen. Die an⸗ 
ſcheinend widerſprechenden Ausfuhrungen in RGSt. 61, 29, 30 be⸗ 
ziehen ſich auf den beſonderen Fall, daß es zu der beabſichtigten 
Verbreitung durch die Preſſe takſächlich nicht gekommen iſt, wäh 
rend für den Regelfall, den der abſichtmäßigen Veröffentlichung 
des Preſſeerzeugniſſes, die ſtändige frühere Auffaſſung des NO. 
ausdrücklich aufrechterhalten iſt. Es kann deshalb im Hinblick auf 
die Eigenart des Preßvergehens nicht ala zuläſſig und i. ©. des 
VreiG. liegend erachtet werden, in einem Zeitpunkt, wo die Straf⸗ 
verfolgung wegen der geſchehenen Verbreitung der Schrift ver⸗ 
jährt iſt, die zum Zweck der Verbreitung vorgenommenen Hand» 
lungen als unverjährt zur Verfolgung zu ziehen. 
(OLG. Königsberg, Urt. v. 19. Mai 1930, 0 V 49/80.) 
Mitgeteilt von OLGR. Sieloff, Königsberg. 


— — 


Dresden. 4. Sonſtiges materielles Strafrecht. 


16. 8186 StGB. Die Behauptung, daß ein Kaufe 
mann eine Ware teurer verkaufe, als fie in anderen Ge⸗ 
ſchäften koſte, ſtellt keine üble Nachrede dar. 

Der Auffaſſung der Vorinſtanz, daß die Außerung der 
Widerangeklagten, „ſie habe in dem vom Widerkläger geführten 
Lebensmittelgeſchäfte für einen Rollmops, der in anderen Ge- 
ſchäften 10 Pf. koſte, 15 Pf. bezahlen müſſen“, aus dem Grunde 
keine ſtrafbare Nachrede 1. S. von 8 186 StB. enthalte, weil 
die behauptete Tatſache nicht geeignet ſei, den Widerkl. verächtlich 
1 machen oder in der öffentlichen Meinung herabzuwürdigen, iſt 

ein Rechtsirrtum zu entnehmen. Sobald bloß die Tatſache 
behauptet wird, daß ein Geſchäftsmann für eine beitimmte Ware 
einen höheren Preis verlange als andere Geſchäftsleute, iſt dieſe 
für ſich allein ſchon deswegen nicht dazu angetan, den Ruf des 
erſteren als eines rechtſchaffenen Gewerbebetreibenden zu ſchmälern, 
weil das Fordern eines höheren Preiſes nicht nur aus wirtſchaft⸗ 
lichen Gründen ohne weiteres berechtigt ſein, ſondern vor allem, 
zumal im Lebensmittelhandel, auf einer größeren Gute 
der Ware, ſonach auf einem Umſtande beruhen kann, der den ge⸗ 
ſchäftlichen Ruf des Betrefſenden und damit auch feine allgemeine 
Geltung in den Augen der Mitmenſchen zu mehren, ſtatt zu min⸗ 
dern geeignet iſt. 

Die Frage der Anwendbarkeit von 8 193 StCB. kam, da 
dieſe das Vorliegen einer Beleidigung in objektiver und ſubjek⸗ 
tiver Hinſicht zur Vorausſetzung hat, überhaupt nicht in Betracht. 

(OLG. Dresden, Urt. v. 4. Nov. 1930, 2 OSt 241/30.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


* 


Zu 17. Ich halte das Urteil für einen bedauerlichen, Mißgriff. 

86 Wein. v. 7. April 1909, der übrigens mit 8 6 des jetzt 
geltenden Wein F. v. 24. Juli 1930 weſentlich übereinſtimmt, ver⸗ 
bietet die Verwendung von geographiſchen Bezeichnungen im ge⸗ 
werbsmäßigen Verkehr mit Wein zu anderen Zwecken als zur 
Kennzeichnung der Herkunſt. Hier hatle der Angekl. auf ſeinen 
Etiketts das Wormſer Stadtwappen und die Abbildung der Lieb⸗ 
frauenkirche in Worms angebracht. 

Nun iſt es klar, wird vom Urt. auch nicht verkannt, daß 
geographiſche Bezeichnungen nicht nur in Worten beſtehen können, 
die einen geographiſchen Namen enthalten, ſondern daß jeder be⸗ 
liebige ſchriftliche Hinweis auf einen Ort oder eine Gegend genügen 
muß. Daß ein Stadtwappen und die Abbildung einer bekannten 
Sehenswürdigkeit einer Stadt einen Hinweis auf dieſe Stadt ent 
halten, iſt ſicher. Nun meint das OLG. in einer von Worms ſo 
weit entfernten Gegend erkenne durchaus nicht jedermann den Hin⸗ 
weis auf Worms. Aber darauf kommt es gar nicht an, daß jeder⸗ 
mann ihn erkennt, Es genügt, daß ein nicht ganz unbeträchtlicher 
Teil der fraglichen Verkehrakireiſe, alſo hier der Abnehmer des Gaſt⸗ 
Dt ihn erkannte und daß das der Fall war, zumal bei dem 

ufdruck „Liebfrauenmilch“, daſür ſpricht talſachlich die Lebens“ 


Jena. 


17. 84 Ziff. 3 Nahr Mitt., 88 6, 26 Wein. v. 7. April 
1909. Als geographiſche Bezeichnung kann die Abbildung 
einer Landſchaft nur dann angeſehen werden, wenn dieſe 
charakteriſtiſch und in dem als Käufer des Weins in Be⸗ 
tracht kommenden Kreiſe allgemein bekannt iſt. 7 

. Der Angekl., ein Gaſtwirt, hat im gewerbsmäßigen Verkehr mit 
Wein Etiketten verwendet, die den Namen „Liebfrauenmilch“, die Ab⸗ 
bildung der Liebfrauenkirche in Worms und das Wormſer Stadtwappen 
trugen. Der Wein in den mit dieſen Etiketten verſehenen Flaſchen 
ſtammte nicht aus der Lage des Wormſer Liebfrauenſtifts. AG. und 
LG. haben den Angekl. wegen Vergehens nach 88 6, 26 Wein. v. 
7. April 1909 u. 88 4 Nr. 3,13 LebMittG. v. 5. Juli 1927 verurteilt. 

g Die Reviſion rügt, daß die Strͤ. in dem Etikett zu Unrecht 
eine geographiſche Bezeichnung i. S. des 86 Wein®. geſehen habe. 
Dieſe Rüge iſt berechtigt. Allerdings kann in der Abbildung be⸗ 
ſonders charakteriſtiſcher Gegenden oder Stadtbilder ein Hinweis auf 
die Herkunft des Weines, alſo eine geographiſche Bezeichnung liegen 
(ſ. auch Stenglein, Komm. zu den ſtrafrechtl. Nebengeſetzen, 
5. Aufl., S. 858, 8 6 Weind. Anm. 6). Um eine ſolche Annahme 
zu rechtfertigen, muß aber die abgebildete Gegend in dem als Käufer 
des Weines in Betracht kommenden Kreiſe bekannt ſein. 

Auch die weitere Begründung, daß „jeder unbefangene Käufer 
in der Regel aus dem Etikett darauf ſchließen wird, Wormſer Lieb⸗ 
frauenmilch zu erhalten“ entbehrt einer hinreichenden Grundlage. Das 
Urteil ſpricht ſich jedenfalls nicht darüber aus, auf Grund welcher 
tatſächlichen Feſtſtellung die Stra. zu dieſem Schluſſe gekommen iſt. 
Sie will offenbar einen allgemeinen Erfahrungsſatz anwenden. Solche 
Erfahrungsſätze find den Rechtsnormen gleichzuſtellen und unterliegen 
der Nachprüfung durch das Nev®. (ſ. öwe⸗Roſenberg, 8 261 
Anm. 1b letzter Abſ.). Der Senat hält die Annahme einer allge⸗ 
meinen Lebenserfahrung, daß jeder unbefangene Käufer — zumal 
in einer von Worms ſo weit entfernten Gegend — auf dem Etikett 
die Liebfrauenkirche von Worms und das Stadtwappen von Worms 
erkennen und daher darauf ſchließen würde, er erhalte Wormſer Lieb⸗ 
frauenmilch, für willkürlich und grundlos. — Sie kann daher das 
Urteil nicht ſtützen. 

‚Sit ſomit in der Verwendung des Etiketts keine geographiſche 
Bezeichnung zu ſehen, ſo liegt darin auch keine irreführende Be⸗ 
zeichnung i. S. des 8 4 Ziff. 3 Nahr Mitt. 

(OLG. Jena, 2. StrSen., Urt. v. 21. Marz 1930, 8 58/30.) 

Mitgeteilt von LGPräſ. Dr. Zeunert, Weimar. 


Leipzig. Landgerichte. 


1. 88 2, 6 Vuchhändleriſche Verkehrsordnung. Zur 
Frage des Lieferungszwangs bei „Fortſetzungen“ von 
Zeitſchriften im Falle des Verlegerwechſels. f) 

Zur Entſcheidung ſteht die Frage, ob nach dem gegenwärtigen 
Stande der Glaubhaftmachung von der Antragſtellerin glaubhaft ge- 
macht worden iſt, daß eine Lieferverpflichtung der Antragsgegnerin 
hinſichtlich der fraglichen 358 Exemplare der . . Zeitung überhaupt 
und wenn, auch zu den geforderten Rabattſätzen beſteht. Zur Teile 
ſtellung dieſer Verpflichtung bedarf es der Auslegung der Beſtim⸗ 
mungen in 88 6 (5) der Buchhändleriſchen Verkehrsordnung (BVO.) 
und 5 11 V DB. Die EVD. ſtellt nun als Regelung der geſchäft⸗ 
lichen Beziehungen zwiſchen Verleger, Sortimenter und Kommiſſionär 
Garſortimentern) in 8 2 im letzten Satze die Beſtimmung auf, daß 
ein Lieferungszwang der Buchhändler untereinander nicht beſteht. 
Dieſer allgemeine Grundſatz iſt nur eine Wiederholung des Grund» 
ſatzes der Vertragsfreiheit, der das geſamte Recht der Schuldver⸗ 


erfahrung. Mindeſtens wäre das aufzuklären geweſen. Daß dieſe 
Auslegung des 86 Wein®. die richtige üt, folgt ſchon aus ihrem 
engen Zuſammenhang mit 8 4 UnlWG., 816 Wb5®&., deren 
Prüfung das OLG. völlig unterlaffen hat. Beide Vorſchriſten find 
aber gleichfalls verletzt. Der Angekl., der den Wein als Gaſtwirt 
an Kunden abgab, hat in der Abſicht, den Anſchein eines beſonders 
günſtigen Angebots hervorzurufen, in Mitteilungen, die für einen 
größeren Kreis von Perſonen beſtimmt waren, über den Urſprung 
des Weins wiſſentlich unwahre und zur Irreführung geeignete An⸗ 
gaben gemacht (8 4 Unl WG.). Er hat weiter den Wein mit dem 
Wappen eines Orts zu dem Zweck verſehen, über Beſchaffenheit 
und Wert der Ware einen Irrtum zu erregen (816 Wbzög ). 

Die Strafe war dem 8 4 UnlWG. als dem härteſten Geſetz zu 
entnehmen. Jetzt wäre aus $ 26 Wein. zu beſtrafen, da dieſer nach 
der neuen Faſſung härtere Strafen als 84 UnlWG. vorſieht. 

Senpräſ. a. D. Dr. Baumbach, Berlin. 


Zu 1. Der Grundſatz des Nichtbeſtehens einer Lieferungspflicht 
der Buchhändler untereinander, der mit aller Deutlichkeit im 8 2 
der buchhändleriſchen Verkehrsordnung „Ein Lieferungszwang der 
Buchhändler untereinander beſteht nicht“, niedergelegt iſt, iſt in der 
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hältniſſe nach unſerer Rechtsordnung beherrſcht und auch in 8 6 der 
Satzung des Börſenvereins zum Ausdruck kommt. Ausnahmen von 
dieſem ſchon durch die Rechtsordnung aufgeſtellten Grundſatz können 
darum nur auf Grund völlig eindeutiger Rechtsnormen und Handels⸗ 
bräuche anerkannt werden. 


86a der BVO. beſagt nun, daß der Verleger berechtigt iſt, Buch⸗ 
händlern, welche die ihm gegenüber eingegangenen Verpflichtungen 
nicht erfüllt haben, die Lieferung von „Fortſetzungen“ zu verweigern. 
Daraus wird man freilich ſchließen müſſen, daß er ſonſt, wenn alſo 
die in 86a erwähnte Vorausſehung und ferner auch die weiter in 
8 6b aufgeſtellte Vorausſetzung nicht vorliegen, willkürlich die 
Lieferung nicht verweigern darf. Der Grund zu dieſer Beſtimmung 
liegt offenſichtlich darin, daß der Sortimenter, der bereits einzelne 
Lieferungen eines in Fortſetzungen erſcheinenden Werkes auf Grund 
eines Abſchluſſes mit dem Verleger erhalten hat, nicht dadurch ge⸗ 
ſchädigt werden ſoll, daß der Verleger, von dem er allein das Werk 
beziehen kann, ihm willkürlich den weiteren Bezug ſperrt und da⸗ 
durch an der Erfüllung feiner Lieferpflicht gegenüber den Beziehern 
des Werkes, alſo den Kunden des Sortimenters, hindert. Daraus 
folgt aber ohne weiteres, daß der Schutz zugunſten des Sortimenters 
eben dann nur Platz greift, wenn bereits ein Abſchluß über den 
Bezug dieſes Werkes zwiſchen ihm und dem betreffenden Sortimenter 
vorliegt und dieſer bereits einzelne Lieferungen des Werkes von 
dem betreffenden Verleger erhalten hat. Für dieſe Auffaſſung ſpricht 
auch die Faſſung des Wortlautes in 56a. Von eingegangenen Ver⸗ 
pflichtungen (des Sortimenters) kann natürlich nur dann die Rede 
ſein, wenn bereits eine vertragliche Bindung über eben dieſes Werk 
zwiſchen Verleger und Sortimenter vorliegt. Gerade hieran fehlt es 
aber im vorliegenden Falle, weil ja die Antragſtellerin die Liefe⸗ 
rungen der .. Zeitung ab 1. Juli 1929 von dem damaligen Ver⸗ 
leger G. bezogen hat, während der jetzige Verleger, die Antrags⸗ 
gegnerin, wiederum nicht in den Verlagsvertrag G. mit der Preußi⸗ 
ſchen Akademie eingetreten iſt, ſondern mit dieſer einen neuen Ver⸗ 
trag abgeſchloſſen hat. Deshalb kann keinem Zweifel unterliegen, daß 
die Antragsgegnerin nicht Rechtsnachfolgerin von G. iſt. Der Um⸗ 
fand aber, daß die Antragsgegnerin wegen anderer Werke mit 
der Antragſtellerin früher ſchon in geſchäftlicher Beziehung geſtanden 
und einen Rechnungsverkehr mit ihr unterhalten hat, kann ſelbſt⸗ 
verſtändlich nicht dazu führen, fie zur Lieferung der .. „Zeitung an 
die Antragſtellerin zu verpflichten, die ſie früher der Antragſtellerin 
nie geliefert hat, weil fie ihr dieſe gar nicht liefern konnte. Ebenſo⸗ 
wenig kann eine Lieferverpflichtung der Antragsgegnerin aus 811 
Abſ. 3 der BVO. begründet werden, weil dieſe Beſtimmung unter dem 
ſelbſtverſtändlichen Oberfage ſteht, daß eben eine Lieferpflicht über⸗ 
haupt ſeitens des Verlegers an den Sortimenter gegeben iſt. Iſt dies 
der Fall, fo beſagt die Vorſchrift, daß der Verleger dann dem Sorti- 
menter, mit dem er in Rechnungsverkehr ſteht — nämlich eben 
wegen dieſes Werkes der in 8 11 Abſ. 1 bezeichneten Art — zu 
den von ihm ſelbſt nach 8 11 Ziff. 1 und 2 den Beziehern ge- 
währten ermäßigten Preiſen die Lieferung ermöglichen muß. 


Bei dieſer Sachlage kann unentſchieden bleiben einmal, ob ſich 
die Beſtimmung in 86a BVO. — was nach dem H.ſchen Gutachten 
zweifelhaft iſt — überhaupt auf Zeitſchriften mitbezieht, zum anderen 
ob ein neuer Jahrgang und eine neue Folge der Zeitſchrift als Fort- 
ſetzung i. S. von 86a BVO. angeſehen werden kann. Nach 8 5 b 
BVO. gilt hinſichtlich der Abänderung der vom Verleger bekannt« 
gemachten Bezugsbedingungen der neue Jahrgang eines periodiſchen 
Unternehmens nicht als Fortſetzung. Es kann auch nicht zweifelhaft 
fein, daß die Abänderung der dem Sortimenter gewährten Rabatt- 
ſätze durch den Verleger eben eine Abänderung der Bezugsbedingungen 
darſtellt, ſo daß jedenfalls der Antragsgegnerin unter allen Um⸗ 
ſtänden freiſtehen würde, andere Rabattſätze bei der Lieferung an 
die Antragſtellerin zu gewähren, als dieſe von dem früheren Ver⸗ 
leger G. eingeräumt bekommen hat. Damit würde aber nämlich 
aus 85b BWO. noch nicht entſchieden fein, ob die Antragsgegnerin 
die Lieferung ohne Rüchſicht auf die Höhe der Rabattſätze an die 
Antragſtellerin überhaupt verweigern kann. Indeſſen braucht dieſe 


Praxis des deutſchen Buchhandels ſo unbeſtritten, daß man ſich nur 
wundern kann, daß dieſer Prozeß überhaupt geführt werden konnte. 
Den Ausführungen des Urteils iſt inſoweit nichts hinzuzufügen. 
Nicht bedenkenfrei find die Ausführungen, wonach es zweifel⸗ 
haft ſei, ob die Beſtimmungen des 86a der buchhändleriſchen Ver⸗ 
kehrsordnung „der Verleger iſt berechtigt, Buchhändlern, welche die 
ihnen gegenüber eingegangenen Verpflichtungen nicht erfüllt haben, 
die Lieferung von Fortſetzungen in Rechnung und gegen bar zu ver⸗ 
weigern“, ſich auf Zeitſchriften mit beziehen. Dies dürfte entgegen 
den Zweifeln des Urteils zu bejahen fein, weil nach 8 5 dieſer 
Verkaufsordnung ausdrücklich ein neuer Jahrgang eines periodiſchen 
Sammelwerkes bezüglich der Abänderungen der Lieferungsbedingungen 
nicht als Fortſetzung angeſehen werden ſoll, ſo daß die a 
(arg. e contr.) grundfäglich als Fortſetzung i. S. der Verkehrsord- 
nung gilt. Auch wird im 8 10 b der Verkaufsordnung ausdrücklich von 
„zur Fortſetzung geſandten“ Zeitſchriften geſprochen. 
RA. Dr. Willy Hoffmann, Leipzig. 


Frage aus 85b BO. deshalb nicht gelöſt zu werden, weil fie 


Tr 


bereits aus 86 BVO. im bejahenden Sinne entſchieden ift. 

Zu einer anderen Beurteilung der Rechtslage könnte man mög⸗ 
licherweiſe dann kommen, wenn, wie die Antragſtellerin nachträg⸗ 
lich noch vorgebracht hat, ein allgemeiner Handelsbrauch zwiſchen 
Verleger und Sortimenter durch feſtſtehende Übung in den beteiligten 
Kreiſen dahin ausgebildet worden wäre, daß die Beſtimmung in 
86a BVO. — i. S. einer Verpflichtung des Verlegers zur Be⸗ 
lieferung des Sortimenters mit den Fortſetzungen einer periodiſch 
erſcheinenden Zeitſchrift — auch bei Wechſel im Verlage zum Schutze 
des Sortimeuters Auwendung finden muß. Freilich beſtehen gegen 
die Annahme eines ſolchen Handelsbrauches mindeſtens deshalb ſchon 
Bedenken, weil nach dem H.Ichen Gutachten in den beteiligten Kreiſen 
eben bereits ſtreitig iſt, ob ſich 8a überhaupt auf Zeitſchriften be⸗ 
zieht. Verwendung kann dieſes Vorbringen der Antragſtellerin im 
gegenwärtigen Verfahren deshalb nicht finden, weil in dieſer Ve⸗ 
ziehung eine Glaubhaftmachung ſeitens der Antragſtellerin gar nicht 
erfolgt iſt und im Verfügungsverfahren es nicht zuläſſig iſt, nach⸗ 
träglich angebotene Beweiſe noch zu erheben. 

Nach alledem beſteht eine Verpflichtung der Antragsgegnerin, 
die Antragſtellerin mit den ſtreitigen Exemplaren der . Zeitung, 
ganz gleich, zu welchen Bedingungen, zu beliefern, nicht. 

(LG. Leipzig, Urt. v. 12. März 1930, 3 0 Ar 4/30.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Cerf, Leipzig. 


* 
Münſter. 

2. 8823, 30, 18 HGB.; 8 16 UnlWG. Veräußerung 
des Geſchäfts einer Aktiengeſellſchaft mit Firma. Unter⸗ 
fagung der Benutzung einer Firma wegen Verwechſlungs- 
gefahr. f) 

816 UnlWG. ſetzt voraus, daß derjenige, welcher ſich auf 
fie beruft, feine Firma befugterweiſe benutzt. Gemäß 5 23 HGB. 
kann eine Firma nur zuſammen mit dem dazu gehörigen Geſchäft 
veräußert werden. Die Behauptung der Bekl., im Zeitpunkt des 
Verkaufs an die Kl. habe ein Unternehmen der AktG. nicht mehr 
beſtanden, entſpricht nicht den Tatſachen, weil das Unternehmen 
eines Kaufmanns weder durch die Anordnung eines Vergleichs⸗ 
verfahrens, noch durch die Eröffnung des Konkursverfahrens, noch 
auch durch die vorübergehende Stillegung des Geſchäftsbetriebes 
erliſcht. Mit der Konkurseröffnung wird die AktG. zwar aufgelöft 
und die Verſügungsmacht über das Geſellſchaftsvermögen dem 
Konkursverwalter übertragen. Das Unternehmen der Altch. bleibt 
aber für die Zwecke der Durchführung des Konkurſes fortbeſtehen. 
Auch die Organe der AktG. bleiben als ſolche beſtehen, wenn auch 
nur zwecks Erledigung derjenigen Handlungen, die die KO. ber 
Gemeinſchuldnerin übrigläßt. Hierzu gehört insbeſ, die Verfügung 
über das Firmenrecht der Altch., das als abſolutes Perſönlich⸗ 
keitsrecht, obgleich praktiſch realiſierbar, nicht zu dem der Ver⸗ 
fügung des Konkursverwalters unterliegendem Vermögen der Ge⸗ 
meinſchuldnerin gehört (vgl. Staub, 11. Aufl., Anm. 7 zu 8 22). 

Verfügungsberechtigt über die Firma iſt auch im Konkurs 
gem. § 22 HGB. der bisherige Geſchäftsinhaber, und zwar auch 
dann, wenn über ſein Vermögen der Konkurs eröffnet iſt. Bei 
übertragung der Firma kann allerdings die Geſchäftsinhaberin nur 
mit dem Konkursverwalter zuſammen handeln, da die Firma nicht 
ohne das der Verfügung des Konkursverwalters unterliegende Ge⸗ 
ſchäft übertragen werden kann. Vorliegend hat der Konkursver⸗ 
walter mit Zustimmung des Vorſtandes die Übertragung von Ger 
ſchäft und Firma vorgenommen. Streitig iſt unter den Parteien, 
ob das genügt, oder ob die Zuſtimmung der GenVerſ. erforder⸗ 
lich iſt. 

Inhaberin des Geſchäfts einer AktG. find nicht die Mit⸗ 
glieder der AktG. in ihrer Geſamtheit, ſondern Inhaberin iſt die 
juriſtiſche Perſon als ſolche. Dieſe wird, ſoweit es ſich um die der 
Befugnis des Konkursverwalters entzogenen Angelegenheiten han⸗ 


Zu 2. 1. Die Vell. konnte nach 8 16 UnlWG. nur dann 
zur Löſchung der von ihr benutzten Firma verurteilt werden, wenn 
die Kl. ſich der Firma befugterweiſe bediente. Die Beantwortung 
dieſer Frage war im vorliegenden Fall davon abhängig, ob der 
Konkursverwalter über das Vermögen der Rechtsvorgängerin der 
Kl. das Geſchäft mit Firma rechtswirkſam veräußert hat. Die 
Kl. hat Geſchäſt und Firma einer in Konkurs geratenen AktG. 
erworben. Die Zuſtimmung des Vorſtandes der AktG. lag vor; 
ein Beſchluß der GenVerſ. iſt nicht herbeigeführt worden. Die 
herrſchende Meinung erblicht in der Veräußerung des Geſchäftes 
einer Akt. mit Firma eine Satzungsänderung und halt deshalb 
eine Beſchlußfaſſung der GenVerſ. für erforderlich, ohne ſich aber 
darüber auszuſprechen, ob die Beſchlußfaſſung die Gültigkeit des 
Veräußerungsvertrages einſchließlich des Rechtes der Firmen⸗ 
fortführung berührt. Das 2%. Münſter vertritt die Anſicht, daß 
die Zuſtimmung der GenVerſ. nicht notwendig geweſen ſei, jeden⸗ 
falls aber nicht die Vorausſetzung für die Veräußerung der bis⸗ 
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delt, nach außen hin durch ihren Vorſtand vertreten gemäß $ 231 
HGB., ſoweit es ſich nicht um die Angelegenheiten handelt, welche 
der Verfügungsbefugnis des Vorſtandes entzogen find (vgl. 
Staub, II. Aufl., Anm. 3, 4 zu $231 Anm. 4 zu 8 250). 

Zur Übertragung der Firma bedurfte es nicht der Zuſtimmung 
der Mitglieder der Familie P., auch nicht derjenigen, die Erben 


des Heinrich P. ſind, auch dann nicht, wenn fie Aktien der 


B-ARtG. beſaßen oder noch beſitzen. Bei der 1922 erfolgten Um⸗ 
wandlung der alten Stammfirma in die AktG. hat Heinrich P. 
ohne jede Einſchränkung die Fortführung des Namens P. durch 
die Akt. geſtattet. Welche Erwartungen er ſeinerzeit an die Zu⸗ 
kunft der Akt®. geknüpft hat, ob er auch mit der Möglichkeit 
gerechnet hat, daß die Firma infolge eines Konkurſes in fremde 
Hände übergehen könne, iſt für den Umfang des tatſüchlich une 
beſchränkt erworbenen Rechts der AktG. zur Fortſührung des 
Namens P. ohne rechtliche Bedeutung. Dieſes vom Rechtsvor⸗ 
ganger erworbene Firmenrecht ſchließt aber im Zweifel auch die 
Befugnis ein, das Geſchaft mit der Firma an einen Dritten weiter 
gu veräußern (fo RG.: JW. 1902, 186; RO. 56/189; Staub, 
1. Aufl., 822 Anm. 13; Düringer⸗Hachenburg 822 Anm. 8). 

Die Bekl. hat nun geltend gemacht, der Vorſtand der P.⸗ 
werke⸗Altch. habe deswegen nicht das Recht zur Weiterveräuße⸗ 
rung der Firma gehabt, weil die Aktch. ſchon lange vor Konkurs- 
eröffnung in Liquidation gegangen ſei, ſo daß der Vorſtand nur 
noch die Befugniſſe eines Liquidators gehabt habe. Die Ver⸗ 
tretungsmacht eines Liquidators nach außen hin iſt innerhalb 
des ihm durch 88 298 I, 149 HGB. vorgeſchriebenen Geſchäfts⸗ 
kreiſes gem. 88 298 J, 153 HGB. jedoch ebenſowenig beſchränkt, 
wie die Vertretungsmacht des Vorſtandes einer Aktch. gem. 
8235 I HGB. Zu dem Geſchäftskreis des Liquidators gehört die 
Befugnis, die laufenden Geſchäfte. abzumickeln und alle realiſier⸗ 
baren Werte in Geld umzuſetzen. Ob der Liquidator einer AktG. 
auch befugt iſt, ohne Buftimmung der GerVerſ— das Unter⸗ 
nehmen als Ganzes mit der Firma zu veräußern (vgl. hierzu 
Staub, 11. Aufl., Anm. 7 zu 8 22, wo die Frage an⸗ 
ſcheinend verneint wird), kann auf ſich beruhen. Denn, iſt im 
Konkurſe der Vorſtand zur Übertragung der Firma ohne Zu⸗ 
ſtimmung der GenVerſ. befugt, jo muß er ſelbſtverſtändlich 
dieſe Befugnis auch dann haben, wenn er vor der Konkurseröff⸗ 
nung auch Liquidator der Akt. war. Die entſcheidende Frage iſt 
alſo lediglich die, ob im Konkurſe der AktG. zur Übertragung 
der Firma die Zuſtimmung des Vorſtandes genügt, oder ob die der 
GenVerſ. erforderlich iſt. Staub a. a. O. Anm.! zu 5 22 ſcheint 
letzteres anzunehmen. Nach Anſicht der erkennenden Kammer ge⸗ 
nügt jedoch die Zuſtimmung des Vorſtandes, da deſſen Vertretungs- 
befugnis nach außen hin gem. 8 231 HGB. unbeſchränkt iſt, 
ſoweit nicht das Geſetz ſelbſt eine Beſchränkung verordnet (vgl. 
auch Staub, Komm. z. HGB., II. Aufl., Anm. 4). Für den 
Fall der Veräußerung der Firma im Konkurfe iſt eine ſolche Be⸗ 
ſchränkung nicht vorgeſchrieben. Hieran ändert auch nichts, wie die 
Berl. meint, die Vorſchrift des 8 303 HGB., wonach ein Gen⸗ 
VerſBeſchluß notwendig iſt, wenn das Vermögen einer Akttch. im 
ganzen veräußert werden ſoll. Denn dieſe Vorſchrift ſetzt voraus, 
daß die Akt®. ihr Vermögen ſelbſt veräußert, während im Kon⸗ 
Rurfe nur der Konkursverwalter zur Vermögensveräußerung be⸗ 


herigen Firma bilden könne. Dieſe Anſicht iſt, unabhängig von 
der etwas ungenauen Ausdrucksweiſe, im Ergebnis zutreffend. 
Die Veräußerung eines Geſchäfts mit Firma bedeutet als ſolche 
keine Satzungsänderung. Sie verſetzt nur unter Umſtänden die 
veräußernde AktG. oder auch Gmb. in die Notwendigkeit, im 
Wege der Satzungsänderung eine neue Firma anzunehmen. Das 
RE. hat die Frage bisher nicht entſchieden. Aus RG. 107, 31 JW. 
1923, 823 f. wird gefolgert werden dürfen, daß auch das RG. dieſen 
Standpunkt teilen wird. Es wird in der Entſch. hervorgehoben, 
daß eine Veräußerung der Firma gar nicht vorliege, ſondern daß 
die übertragende Firma einem anderen das Recht zum Gebrauch 
der Firma unter Verzicht auf die eigene Weiterbenutzung bewillige; 
die Geſellſchaft ſei infolgedeſſen verpflichtet, ſich des Weiter⸗ 
gebrauchs der bisherigen Firma zu enthalten und ſich eine neue 
15 verſchaffen. Daß der Vorſtand der Aketcg. durch ſeine Zu⸗ 
timmung zu der Veräußerung eines Geſchäftes mit Firma die 
Aktch. unter Umſtänden in die Notwendigkeit verſetzt, eine 
Satzungsänderung vorzunehmen, berührt lediglich die Beziehungen 
der AktG. zu dem Vorſtand, nicht aber ſeine nach außen hin 
unbegrenzte Vertretungsmacht. 5 

Der Konkursverwalter über das Vermögen einer AktG. 
oder einer GmbH. braucht ſich hiernach bei einer Veräußerung 
des Geſchäfts mit dem Recht der Firmenfortführung nur der 
Zuſtimmung des Vorſtandes bzw. des Geſchäftsführers zu ver⸗ 
ſichern. Das iſt im vorliegenden Fall geſchehen. N 

2. Die Verurteilung zur Löſchung der Firma iſt hiernach 
unbedenklich, da die Verwechflungsgefahr zutreffend bejaht wor⸗ 
den iſt. Dagegen iſt die Abweiſung der Widerklage bedenklich. 
Es mag dahingeſtellt bleiben, ob die prozeſſualen Erwägungen 
ausreichen, um die Abweifung der Widerklage aus dieſem Ge- 
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fugt iſt, dieſe alſo der Verfügung der Geſellſchaft überhaupt ent⸗ 
zogen iſt. 

Die Bekl. macht nun weiter geltend, die P-⸗Werke⸗AktG. 
hätten zwecks Verwertung der vom Verkaufe des Geſchäfes aus⸗ 
geſchloſſenen Gegenſtände gleichzeitig mit der Veräußerung der 
bisherigen Firma eine neue Firma annehmen müſſen, da eine 
Akt®. nicht ohne Namen fein könne. Die Annahme einer neuen 
Firma enthalte aber eine Satzungsänderung und bedürfe desgalb 
nach 8 274 HGB., durch den der Vertretungsmacht des Vor⸗ 
ſtands eine geſetzliche Schranke auferlegt würde, eines entſprechen⸗ 
den vorherigen GenVerſBeſchluſſes. Ein folder ſei aber nicht er⸗ 
folgt, weshalb der Firmenrechtsübergang auf die Kl. trotz Zu⸗ 
ſtimmung des Vorſtands rechtsunwirkſam ſei. 

Unſtreitig ſteht feſt, daß in dem Kaufvertrage v. 10. April 
1929 verſchiedene Vermögensgegenſtände von dem Verkauf an 
die Kl. ausgenommen worden ſind. Die Beweisaufnahme hat 
auch ergeben, daß dieſe Gegenſtände im Zeitpunkt des Kauf⸗ 
abſchluſſes noch nicht verkauft, vielmehr noch verwertbares Eigen⸗ 
tum der AktG. waren und erſt nachträglich verkauft worden 
ſind. Hier iſt zunächſt zu bemerken, daß der Ausſchluß einzelner 
Gegenſtände von der Veräußerung der Übertragung der Firma nicht 
entgegenſteht. Gemäß * HGB. kann allerdings die Firma 
nicht ohne das Handelsgeſchäft, für welches ſie geführt wird, 
veräußert werden. Das ſchließt aber nicht aus, vom Verkaufe 
des Handelsgeſchäftes, wie es hier geſchehen iſt, einzelne Gegen⸗ 
ſtände auszuschließen. Sodann iſt zu ſagen: Die Übertragung der 
Firma hat allerdings zur Folge, daß die AktG. nunmehr die 
Firma nicht mehr führen kann, und daß ſie eine andere Firma 
annehmen müßte, wenn ſie weiter Handelsgeſchäfte betreiben 
wollte. Aber nur im letzteren Falle wäre die Annahme einer 
neuen Firma erforderlich. Denn gem. 8 17 HG. iſt die Firma 
eines Kaufmanns der Name, unter dem er im Handel ſeine Ge⸗ 
ſchäfte betreibt und die Unterſchrift abgibt. Die im Konkurs 
befindliche ARLG. betreibt aber keine Handelsgeſchäfte mehr. 
Sie bedarf alſo einer neuen Firma nicht. 


Die noch ſchwebenden Aktivprozeſſe des Konkursverwalters 
ſowie alle übrigen nicht mit veräußerten Aktiven, Forderungen, 
Guthaben uſw. dienen nicht der Fortführung des Geſchäfts⸗ 
betriebes, ſind vielmehr nur für die Zwecke der Konkurs⸗ 
abwicklung beſtimmt. 

Die Geltendmachung der Rechte geſchieht auch nicht mehr 
gegen die AktG. oder für dieſe, ſondern für und gegen den Kon⸗ 
Rursverwalter. Ob dieſer ſich in Zukunft als Verwalter im Kon⸗ 
kurſe der früheren Aktcz.⸗P.⸗Werke bezeichnen müßte oder 
nicht, kann unerörtert bleiben. Jedenfalls bedarf die AktG. für 
die Konkursabwicklung einer neuen Firma nicht mehr, weswegen 
eine Satzungsänderung, die durch einen Beſchluß der Genberf. 
zu erfolgen hätte, nicht erforderlich iſt. 

Die Gemeinſchuldnerin bedurfte auch nicht einer neuen Firma, 
weil einzelne Gegenſtände beim Verkauf des Geſchäfts ausge⸗ 
ſchloſſen wurden zwecks beſonderer Verwertung. 

Das Firmenrecht ſteht nur einem Vollkaufmann zu. Als 
ſolchen kann man aber die Gemeinſchuldnerin nach Verkauf ihres 
Geſchäftes nur mit Rückſicht auf die nachträglich noch verkauften 


ſichtspunkt zu rechtfertigen. Unrichtig aber iſt es auf jeden Fall, 
wenn in der Begründung des Urteils hervorgehoben wird, die 
Bekl. dürfe den Namen „P.“ für ihr Unternehmen nicht mehr 
führen. Das LG. Münſter meint unter Berufung auf Staub, 
durch die Veräußerung ſeiner Firma habe der frühere Allein⸗ 
inhaber Heinrich P. die Verpflichtung übernommen, den Namen 
P. für ein Unternehmen ähnlicher Art nicht zu führen; dieſe 
Verpflichtung ſei auf ſeine Erben übergegangen. In Staubs 
Komm. Anm. 14 zu 5 22 wird allerdings geſagt, daß der Ver⸗ 
äußerer ſeinen in der Firma etwa enthaltenen bürgerlichen Namen 
bei dem Betrieb eines neuen Geſchäftes an demſelben Ort nicht 
benutzen dürfe. Dieſe Auffaſſung iſt abzulehnen. Sie ergibt ſich in 
keiner Weiſe aus dem HGB. Es iſt im Gegenteil zu ſagen, daß 
auch der Veräußerer eines Geſchäftes mit Firma berechtigt, im 
Fall des 8 18 HB. ſogar verpflichtet bleibt, ſeinen bürger⸗ 
lichen Namen zur Firmenbildung zu benußen (zuſtimmend Dü⸗ 
ringer⸗ Hachenburg, Anm. 16 zu 8 22 HG) Er hat nur, 
ſowohl im Hinblick auf 8 30 HB. als auch auf $ 16 Unl WG., 
alles zu tun, um die Verwechflungsgeſahr nach Möglichkeit aus⸗ 
zuſchließen. Daß es grundſätzlich möglich iſt, trotz Aufnahme eines 
verwechſlungsfähigen Namens in die Firma, für eine ausreichende 
Unterſcheidung zu ſorgen, wird auch vom RG. in der Kiepenheuer⸗ 
Entſch. anerkannt (vgl. MuW. 1930, 314, 316). Der Auffaſſung, 
daß in der Veräußerung eines Handelsgeſchäfts mit Firma ein 
Verzicht auf die Benutzung des Familiennamens zur 
Firmenbildung erblickt werden könnte, muß nachdrücklich wider⸗ 
ſprochen werden. Ein ſolcher Verzicht wäre übrigens auch rechts⸗ 
unwirkſam (vgl. hierzu auch Kohler, Unl. Wetlbew., S. 279). 


NA. Prof. Dr. Hans Kirchberger, Leipzig. 
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Gegenſtände nicht mehr anſehen. Denn Kaufmann iſt nur der⸗ 
jenige, der ein Handelsgewerbe betreibt, und zwar gem. 8 1 
Ziff. 1 HGB., wer Waren anſchafft und weiterveräußert. Die 
bloße Veräußerung einiger alten Beſtände durch den Konkurs⸗ 
verwalter iſt kein Handelsgewerbe und bedarf keines Geſchäfts⸗ 
betriebes. Aus dieſem Grunde hatte die Gemeinſchuldnerin wegen 
der einzelnen noch zu veräußernden Gegenſtände eine neue Firma 
überhaupt nicht mehr annehmen können. 

Eine Satzungsänderung bzw. ein diesbezüglicher GenBerf- 
Beſchluß vor der Zuſtimmung des Vorſtands zur Veräußerung 
der Firma an die Kl. war nicht erforderlich. 

Aber ſelbſt wenn die Gemeinſchuldnerin ſich nach dem Ver⸗ 
kaufe des Geſchäfts noch als Vollkaufmann im Handel betätigt 
hätte, alſo einer Firma bedurft hätte, ſo wäre die Annahme 
einer neuen Firma durch GenVerſbeſchluß doch nur die not⸗ 
wendige Folge, nicht aber die Voraus ſetzung für die Ver⸗ 
äußerung der bisherigen Firma geweſen. Das iſt auch der Stand⸗ 
punkt, den das KG. in einem Beſchl. v. 6. Febr. 1930: DNotg. 
1930, 373 ff. für die GmbH. vertritt. Das KG. betont, daß die 
Erwägung, eine Handelsgeſellſchaft könne nicht ohne Firma be⸗ 
ſtehen, nur für das rechtliche Schickſal der Geſellſchaft ſelbſt, 
nicht aber für die Frage der Wirkſamkeit des Erwerbs der bis⸗ 
herigen Firma durch den Geſchaftserwerber von Bedeutung ſei. 
Durch das Verhalten der Gemeinſchuldnerin nach dem Rechts⸗ 
übergang wird alſo die Wirkſamkeit des Firmenrechts der Kl. 
in keiner Weiſe berührt. 

Die Vertretungsbefugnis des Vorſtandes wird Dritten gegen⸗ 
über eben nicht dadurch berührt, ob die Geſellſchaft infolge des 
Verhaltens des Vorſtandes eine Satzungsänderung vornehmen muß. 

Es genügt alſo zur Firmenübertragung Zuſammenwirken des 
Konkursverwalters und des Vorſtandes. Daß das Vorſtandsmit⸗ 
glied Sch. vom Konkursverwalter widerrechtlich durch Drohun 
zur Abrede ſeiner Zuſtimmungserklärung beſtimmt ſei, wie Bekl. 
behauptet, iſt durch die Beweisaufnahme widerlegt. 

Im übrigen kann Bekl. ſich hierauf auch nicht berufen, da 
bislang eine Anfechtung der Zuſtimmungserklärung durch Sch. 
nicht erfolgt iſt. 8 16 Unl WG. ſetzt nun aber weiter vor⸗ 
aus, daß die Bekl. ihre Firma in einer Weiſe benutzt, die geeignet 
iſt, Verwechſlungen mit der Firma der Kl. herbeizuführen. Nach 
dem Geſetz genügt ſchon das objektive Geeignetſein zu Vewechflun⸗ 
nen. Dabei iſt maßgebend der Geſamteindruck der beiden Firmen⸗ 
bezeichnungen nach der Anſchauung des Verkehrs und ferner die 
Frage, ob die beiden Gewerbebetriebe im Verkehr miteinander 
verwechſelt werden können. 

Die große Bedeutung, die das Publikum demnach den Be⸗ 
hauptungen beider Teile zum Schlagwort für Landmaſchinen ger 
wordenen Namen „P.“ beimißt, iſt ſo weſentlich für den Geſamt⸗ 
eindruck der beiden Firmen, daß durch die Wiederholung des 
Kernwortes „P.“ in der Firma der Bekl., benutzt für einen 
gleichartigen Gewerbebetrieb, allein ſchon die Verwechſlungsgefahr 
begründet wird. Die Beiworte und Zuſätze treten völlig in den 
Hintergrund. Der Durchſchnittskunde pflegt auf geringe Unter⸗ 
ſchiede nicht zu achten. Nur das charakteriftifche Merkmal bleibt 
in ſeiner Erinnerung haften, zumal beide Firmen ſich mit dem 
Handel von landwirtſchaftlichen Maſchinen befaſſen, ſich alſo an 
dieſelben Verbraucherkreiſe richten. Auch in der Fabrikation be⸗ 
abſichtigt die Bekl. nach ihrer Angabe, der Kl. in Zukunft Kon⸗ 
kurrenz zu machen. Die Verwechſlungsmöglichkeit der beiden 
Firmen iſt auch deswegen offenſichtlich, weil die Rechtsvorgängerin 
der Kl. 34 Jahre lang ebenfalls die Firma „Joh. P. & Comp.“ 
geführt hat. Der Durchſchnittskunde, der die Vorgänge in W. 
nicht ſo genau kennt, wird alſo leicht in den Glauben verſetzt, die 
Bekl. führe das alte Unternehmen fort, daß die Kl. rechts⸗ 
gültig erworben hat. 

Auch das Verhalten der Bekl. beweiſt, daß die Bekl. bei 
der Wahl ihrer Firmenbezeichnung von der Abſicht geleitet ge⸗ 
weſen iſt, den eingeführten zugkräftigen Namen „P.“ aus⸗ 
zunutzen. Welche wahren Motive die Bekl. zur Annahme gerade 
dieſer Firma bewogen haben, beweiſen ihre Kataloge, Preisliſten, 
Zeitungsanzeigen uſw. und ihr perſönliches Verhalten gegenüber 
der Kundſchaft. Daran ändert auch nicht der Inhalt der von der 
Bekl. angeblich zur Vermeidung von Verwechſlungen, in Wirk⸗ 
lichkeit zu Reklamezwecken verſandten Rundſchreiben. 

Im übrigen kann ſich die Bekl. auch nicht darauf berufen, 
daß fie als Rechtsnachfolgerin der OHG. „Joh. P. & Co.“ zur 
Fortführung dieſer Firma berechtigt ſei, weil ſchon die DHW. dieſe 
Firma nicht benutzen durfte. Die Geſellſchafter der Bekl. Joh. P. 
und ſeine Mutter waren und ſind vielmehr als Erben des Fa⸗ 
brikanten Heinrich P. verpflichtet, keine Maſchinenhandlung unter 
der Firma „Joh. P. & Co.“ zu betreiben, ſolange die Firma der 
Kl., deren Rechtsvorgängerin i. J. 1922 von Heinrich P. das Ge⸗ 
ſchäft mitſamt der Firma käuflich erworben hat, beſteht. Durch 
die Veräußerung ſeiner Firma hat Heinrich P. die Verpflichtung 
übernommen, den Namen „P.“ für ein Unternehmen ähnlicher 
Art nicht mehr zu führen (vgl. Staub, Komm. z. HGB., 


11. Aufl., Anm. 33 und 14 zu 8 22, Anm. 6 zu 8 30 HGB.). 
Dieſe Verpflichtung iſt auf ſeine Erben übergegangen. 

Ganz abgeſehen davon fällt aber auch die befugte Benutzung 
des eigenen Namens unter die Vorſchrift des 8 16 Unl WG. Die 
Sicherheit des Verkehrs und das Rechtsſchutzbedürfnis des vorher 
Berechtigten geſtatten ſelbſt dann keine Rüchſichtnahme, wenn die 


Behauptung der Bekl. richtig fein ſollte, daß fie allein in der 


Lage ſei, die von der Kundſchaft verlangten „P.⸗Maſchinen“ zu 
liefern, während die Kl. in Wirklichkeit nur G-Maſchinen unter 
den Namen „P.“ zu liefern imſtande ſei. 

Da ſchon die verkehrsübliche Benutzung der jetzigen Firma 
der Bekl. ſich nach 8 16 UnlWGh. als unzuläſſig darſtellt und auch 
in Zukunft darſtellen wird, ſolange die Firma der Kl. beſteht, ſo 
iſt der Klageanſpruch auf Unterlaſſung der ferneren Benutzung der 
bekl. Firma in vollem Umfange begründet, und damit auch der 
Antrag, die Bekl. zur Löſchung ihrer Firma zu verurteilen (vgl. 
NG. 95, 294; JW. 1918, 307). 

(OG. Münſter i. W., Urt. v. 6. Aug. 1930, 5 O 28/30.) 
Mitgeteilt von M. Dr. Cohn, Münſter i. W. 


B. Arbeitsgerichte. 
Keichs arbeitsgericht. 


Berichtet von Rechtsanwalt Abel, Eſſen, Rechtsanwalt und 
Dozent Dr. Georg Baum, Verlin und Rechtsanwalt 
Dr. W. Oppermann, Dresden. 


1. 8 17 Unl[l WG. Die Mitteilung begangener un⸗ 
erlaubter Handlungen an die zur Verfolgung zuſtändige 
Behörde oder eine mit ihr in Verbindung ſtehende Stelle 
iſt kein Verrat von Geſchäftsgeheimniſſen. Ein Vertrag, 
der die Ermittlung ſolcher unerlaubter Handlungen zum 
Gegenſtand hat, verſtößt nicht ohne weiteres gegen die 
guten Sitten. f) 

Der Kl. hat, als er von dem Geſchäftsführer K. zu Er⸗ 
mittelungen und zur Überwachung der übrigen Milchhändler an⸗ 
genommen wurde, noch in den Dienſten des Milchhändlers Sch. 
geſtanden, und daß er ſpäter mit Wiſſen und Willen der Milch⸗ 
eſellſchaften bei dem Milchhändler B. formell in Stellung getreten 
ſei ohne jedoch ernſtlich in dem Geſchäfte tätig zu ſein, nur, um 
als Angeſtellter eines Milchhändlers beſſer ſeine Ermittelungen 
anzuſtellen, d. h., ſich in das Vertrauen der übrigen Milchhändler 
einzuſchleichen. Unter dieſen Umſtänden erachtet das BO. die Ver⸗ 
einbarungen über Zahlung einer beſtimmten Vergütung und das 
angebliche Verſprechen, dem Kl. das Gehalt ſo lange zu zahlen, 
bis er bei der Stadt D. eine feſte Dauerſtellung erhalte, gemäß 
den 88 134, 138 BGB. 817 UnlWG. für nichtig. Soweit die 
Verſprechungen bei Beginn des Dienſtverhältniſſes gemacht ſeien, 
ct ſie namlich dazu dienen ſollen, den Kl. zu veranlaſſen, Ge⸗ 
chäftsgeheimniſſe, die ihm vermöge ſeines Dienſtverhältniſſes zu⸗ 


Zu 1. Dem Urteil iſt in allen Punkten zuzuſtimmen. Es 
ſtellt den Satz auf, daß der Vertrag, durch den ſich jemand ver⸗ 
pflichtet, bei einem anderen Arbeit anzunehmen, um dieſen und 
ſeine Berufskollegen zu überwachen und Geſetzesverſtöße mitzu⸗ 
teilen, nicht gegen 8 17 UnlWG. und auch „nicht ohne weiteres“ 
gegen die guten Sitten verſtößt. 

Soweit das NG. den Verſtoß gegen 8 17 UnlWG. ver⸗ 
neint, bedürfen die Gründe keiner weiteren Ausführungen. Es iſt 
nur unverſtändlich, wie das LArbch. überhaupt dieſe Beſtimmung 
zur Begründung feiner Anſicht heranziehen konnte. Gerade eine Be⸗ 
ſtimmung aus dem Unl WG. dürfte am wenigſten geeignet ſein, 
unlautere Betriebsverfahren als „Geſchäftsgeheimnis“ zu ſchützen. 
Unter „Geſchaftsgeheimnis“ kann vielmehr m. E. nach dem ganzen 
Sinn des Geſetzes zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes 
nur ein ſolches geheimes Verfahren angeſehen werden, deſſen ſich 
ein Geſchäftsinhaber befugterweiſe bedient. Im übrigen iſt 
auch dem RArbch. darin beizupflichten, daß die Mitteilung von 
Milchfälſchungen an die ile Behörde oder eine mit ihr in 
Verbindung 2 Stelle nicht als „unbefugt“ i. S. des 8 17 
UnlWG. angeſehen werden kann, und daß auch nicht erſichtlich 
iſt, daß der Kl. die Milchfälſchungen „während ſeines Dienſt⸗ 
verhältniſſes und zu Zwecken des Wettbewerbes oder in ſchädigen⸗ 
der Abſicht des § 17 mitteilen ſollte“. 

Einer Erörterung bedürfen dagegen die Grundſätze, die das 
RArbch. zu der Frage aufitellt, ob der Vertrag, durch den ſich 
der Kl. verpflichtete, bei einem Milchhändler in Arbeit zu treten, 
um dieſen zu überwachen und etwaige, ihm in dieſer Tätigkeit be⸗ 
kKanntwerdenden Geſetzesüberſchreitungen ſeines Arbeitgebers oder 
anderer Milchhändler mitzuteilen, wegen Verſtoßes gegen 
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gänglich waren, den von K. vertretenen Milchgeſellſchaften zum 
Zwecke des Wettbewerbs mitzuteilen. Denn wenn auch die von 
der Regierung und von der Polizeibehörde erlaſſenen VO. aus 
Geſundheitsrückſichten getroffen worden ſeien, ſo hätten doch die 
von K. vertretenen Milchgejellichaften das Monopol der Milchver⸗ 
ſorgung D. an ſich reißen wollen, und zu dieſem Zwecke verſucht, 
Tatſachen feſtzuſtellen, die auf einen Verſtoß der freien Milch⸗ 
händler und namentlich des Arbeitgebers des Kl., Sch., gegen die 
geſundheitspolizeilichen Vorſchriften hindeuteten. Die Anſtellung des 
Kl. bei den Milchgeſellſchaften habe alſo der „Beſtechung“ i. S. 
des 817 UnlWG. gedient. Aber auch ſoweit die dem Kl. ge⸗ 
machten Verſprechungen nach ſeinem Ausſcheiden bei Sch. wieder⸗ 
holt ſeien, ſeien ſie gegeben, um den Kl. zu veranlaſſen, etwaige 
Kenntniſſe aus ſeiner früheren Stellung weiterzuverraten, und um 
ihn zu weiterer Spitzeltätigkeit zu veranlaſſen. 

Dieſe Ausführungen vermögen die Klageabweiſung nicht zu 
tragen. Das BG. hat eine genaue Feſtſtellung darüber, was der 
Kl. nach dem Anſtellungsvertrage den Milchgeſellſchaften eigent⸗ 
lich mitteilen ſollte, nicht getroffen. Die Möglichkeit bleibt offen, 
ja ſie liegt ſogar nahe, daß die Mitteilungspflicht ſich nur auf 
etwaige unerlaubte Handlungen, Geſetzesüberſchreitungen der Milch⸗ 
händler (namentlich alſo auf Milchpanſchereien) 1 ſollte. 
Der Nachprüfung und Weitergabe ſolcher unerlaubter Handlungen 
kaun aber, ſelbſt wenn dabei mit Heimlichkeit zu Werke gegangen 
wird, nicht ohne weiteres der Vorwurf unſittlichen Handelns ge⸗ 
macht werden. Auch $ 17 UnlWG. verbietet derartige Mitteilungen 
nicht. Denn abgeſehen davon, daß die Verübung von Milch⸗ 
fälſchungen überhaupt nicht als ein Geſchäftsgeheimnis i. S. des 
112 UWG. angeſehen werden kann, iſt die Mitteilung ſolcher 
trafbarer Handlungen an die zuſtändige Behörde oder an eine mit 
ihr in Verbindung ſtehende Stelle nicht „unbefugt“ i. S. der ge⸗ 
nannten Geſetzesbeſtimmung (vgl. auch Baumbach, Wettbit., 
XXXIX, Anm. 8 zu 8 17). Auch iſt nicht erſichtlich, daß der Kl. 


die guten Sitten nichtig iſt. Das RArbch. meint, daß dies 
„nicht ohne weiteres“ angenommen werden könne. Es gibt alſo da⸗ 
mit zu erkennen, daß es auch nach ſeiner Anſicht durchaus Fälle 
geben kann, in denen ein derartiger „Detektivvertrag“ auch gegen 
die guten Sitten verſtößt. M. E. wird man folgende Falle zu 
unterſcheiden haben: 

Ohne weiteres nichtig iſt der Vertrag des agent provocateur, 
welcher den Auftrag erhält, andere zum Rechtsbruch erſt zu ver⸗ 
leiten, um gegen den Verleiteten eine Handhabe zu haben oder zu 
verſchaffen. Hier handelt es ſich um ein Rechtsgeſchäft, deſſen 
Inhalt auf die Erzeugung dieſer rechtswidrigen Handlung ge⸗ 
richtet iſt, und das daher als jitten- und geſetzeswidrig und ſomit als 
nichtig angeſehen werden muß. 

Um einen derartigen Vertrag handelt es ſich in dem vom 
R ArbG. entſchiedenen Fall nicht; vielmehr fragt es ſich hier nur, 
ob der reine Detektivvertrag, durch den lediglich unrechtmäßige 
Handlungen, die ohne Zutun des Detektives oder feines Auftrag⸗ 
gebers begangen werden, ausgekundſchaftet werden ſollen, nichtig 
üt. Hier taucht das Problem auf, wo die Grenze zwiſchen einem 
ſittenwidrigen und einem gültigen Vertrag zu finden iſt, eine 
Grenze, deren Vorhandenſein das RArbch. ſelbſt mit den Worten: 
„nicht ohne weiteres“ andeutet. 

Das NArbch. geht mit Recht davon aus, daß die Sitten⸗ 
widrigkeit nicht daraus entnommen werden kann, daß ſich der 
Detektiv vereinbarungsgemäß bei dem zu Überwachenden an⸗ 
ſtellen laſſen ſoll, um ſich ſozuſagen in deſſen Vertrauen ge 
ſchleichen. Die Ermittlung ſtrafbarer Handlungen iſt in vielen 
Fällen ohne eine derartige Tätigkeit einfach nicht möglich. Häufig 
können ſtrafbare Handlungen nur dadurch aufgedeckt werden, daß 
ſich der Detektiv durch Anſtellenlaſſen die Möglichkeit eines näheren 
Einblicks verſchafft. 

Immerhin muß berückſichtigt werden, daß eine derartige An⸗ 
ſtellung doch nicht ganz bedenkenfrei iſt. Denn es findet doch 
jedenfalls eine e Verheimlichung der wahren Abſichten des 
Arbeitnehmers ſtatt, die dem Vertrauensverhältnis, welches zwiſchen 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber herrſchen ſoll, und der allgemeinen 
Treupflicht des Arbeitnehmers nicht entſpricht. Ein derartiger Ein⸗ 
griff in die Rechtsſphäre des Arbeitgebers muß daher berech⸗ 
tigten Grund haben, und nach der allgemeinen Lehre des RG. 
und RArbcg. zu 8 826 BGB. dürfte die Grenze zwiſchen ſitten⸗ 
widrigem und gültigem Vertrag m. E. in der Abwägung der 

eiderſeitigen Belange zu erblichen ſein. Sind die Ve⸗ 
lange des Auftraggebers ſo groß, daß demgegenüber nach dem 

: 98 N) f 
„Anſtandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden“ die Achtung 
voc der Privatſphäre und der internen Geſchäftsſphäre des Arbeit⸗ 
gebers zurücktreten darf, fo kann dieſer Detektivvertrag nicht als 
unſittlich augeſehen werden. 

Die Grenze wird daher ſo weit gezogen werden müſſen, wie 
ein beſonders berechtigtes Intereſſe an der überwachung eines 
anderen ſowie an der Ermittlung ſtraſbarer rechtswidriger Hand⸗ 
dero anzuerkennen iſt. Ein Vertrag, durch den ſich ein Detektiv 
erpflichtet, bei dem Ehegatten des Auftraggebers, welcher dringen⸗ 
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die in Frage kommenden Tatſachen der Bekl. „während feines 

Dienſtverhältniſſes bei Sch. und zu Zwecken des Wettbewerbes oder 

in ſchädigender Abſicht i. S. des $ 17 Unl WG.“ mitteilen jollte. 

(RArbG., Urt. v. 27. Aug. 1930, RAG 156/30. — Were 
B. 


C. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


I. Reich. 


Reichspatentamt. 
Berichtet von Regierungsrat Konrad Bindewald, Berlin. 


I. 8810,16 PatG. Bei Verſäumung der Einſpruchs⸗ 
friſt im Patentanmeldungsverfahren iſt eine Wiederein⸗ 
ſetzung in den vorigen Stand nicht gegeben. Beſchwerde 
aus 8 16 PatG. +) 

Für die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand kommen nach 
den BundNVO. v. 10. Sept. 1914 und 13. April 1916 ſowie nach 
Art. II des Gef. v. 27. April 1920 nur ſolche Friſten in Betracht, 
deren Verſäumung nach geſetzlicher Vorſchrift einen Rechts nach⸗ 
teil zur Folge hat. In der Entſch. v. 15. Juni 1929 hatte das 
NO. die Frage zu entſcheiden, ob die fünfjährige Friſt für die Er⸗ 
hebung der Nichtigkeitsklage zu dieſen Friſten gehört. Die Frage iſt 
bejaht worden, weil es für den, der ein nach ſeiner Meinung zu 
Unrecht erteiltes Patent durch Erhebung der Nichtigkeitsklage be⸗ 
feitigen wolle, im Vergleich zum regelmäßigen weiteren Verlauf der 
Dinge, mit dem er rechne und rechnen dürfe, eine Verſchlechterung 
der Rechtslage bedeute, wenn er alsbald durch Friſtverſäumung die 


den Verdacht des Ehebruchs hegt, in Stellung zu treten, kann da⸗ 
her z. B. nicht als unſittlich angeſehen werden. Dagegen würde 
ohne weiteres dieſem Vertrage der Stempel der Sittenwidrigkeit 
aufgedrückt werden, wenn ein beliebiger Dritter aus Senſationsluſt 
oder zum Zwecke der Bloßſtellung einen Detektiv beauftragen 
würde, ſich bei irgend jemand anſtellen zu laſſen, um deſſen Privat⸗ 
leben auszuſchnüffeln. 

Ein Vertrag, durch den jemand ſich verpflichtet, in die Dienſte 
eines Arbeitgebers zu treten, um Verſtöße gegen irgendwelche ge⸗ 
werbepolizeilichen Vorſchriften zur Anzeige zu bringen, iſt m. E. 
gleichfalls gültig, wenn dieſer Vertrag von einer mit der Ger 
werbepolizei befaßten Behörde ausgeht. 

Zweifelhafter iſt dagegen der Fall, daß der Auftrag von 
einem anderen ausgeht. Auch hier wird man die ſchon angedeutete 
Unterſcheidung machen müſſen, ob ein berechtigtes Intereſſe des 
Auftraggebers vorliegt, die Handlungen zu ermitteln. So wird in 
vorliegendem Falle ein berechtigtes Intereſſe eines jeden Milch 
händlers angenommen werden können, Milchfälſchungen ſeiner 
Konkurrenten herauszubekommen, da er ſelbſt benachteiligt wird, 
wenn ſein Konkurrent ſich durch Milchpanſcherei einen höheren 
Verdienſt bzw. die Möglichkeit einer Preisunterbietung verſchafft. 
Dagegen würde z. B. eine Vereinbarung als nichtig angeſehen 
werden müſſen, wenn nach dem Inhalt des Vertrages ein perſön⸗ 
licher Feind lediglich zum Zwecke der Schädigung eines Geſchäfts⸗ 
inhabers einen anderen beauftragt, in deſſen Dienſte zu treten, um 
evtl. Überſchreitungen des 7⸗Uhr⸗Ladenſchluſſes der zuſtändigen 
Stelle zur Anzeige zu bringen. In dieſem Falle würde m. E. ein 
den Eingriff in die Geſchäftsſphäre des Arbeitgebers rechtfertigen⸗ 
des berechtigtes Intereſſe zu derartigen Maßnahmen nicht an⸗ 
erkannt werden können. 

RA. Dr. Anthes, Berlin. 


Zu 1. Das Pat A. verneint die Möglichkeit der Wiederein⸗ 
ſetzung in den vorigen Stand gegen Verjäummng der Friſt für den 
Einſpruch im Anmeldungsverfahren. Es bleibt damit in den Bahnen 
ſeiner früheren Rſpr.; vgl. etwa die Beſchlüſſe v. 16. Dez. 1915 u. 
16. Nov. 1923 (Pat Muſtggeich Bl. 22, 23; 29, 146), während die Frage 
im Schrifttum beſtritten ift; gleicher Meinung etwa Iſay, S. 431; 
Kiſch, S. 321; Landenberger: Mitt PatA. 16, 47, Lutter: 
GewRSch. 21, 161; während Hüfner: GewRSch. 21, 218 und 
Landes kröner: Mitt. 1916, 19 die entgegengeſetzte Anſicht 
vertreten. In der Rechtslehre wurde der gleiche Standpunkt, alſo 
Ausſchluß der Wiedereinſetzung, auch eingenommen bezüglich der 
Verſäumung der fünfjährigen Friſt für die Patentnichtigkeits⸗ 
klage. Nachdem nun das RG. (Entſch. v. 15. Juni 1929) be⸗ 
züglich der letzteren Friſt den entgegengeſetzten Standpunkt einnimmt, 
ergab ſich erneuter Anlaß, die Frage auch bezüglich der Einſpruchs⸗ 
friſt noch einmal nachzuprüfen. Das Pat A. beharrt für den letz⸗ 
teren Fall bei feiner früheren Anſicht. Es verneint (als Folge ver⸗ 
ſäumter Einſpruchsfriſt) einen materiellen Rechlsnachteil um 
deswillen, weil der Einſpruchsgrund auch nach verſäumter Friſt durch 
die Erteilungsbehörde von Amts wegen zu prüfen ſei, und weil ſelbſt 
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Möglichkeit verliere, den Angriff durchzuführen und bis zur ſach⸗ 
lichen Entſch. vorzutragen. Schon dieſe verſchlechterte Rechtslage ſtelle 
einen Rechtsnachteil dar. 

Die Antragſtellerin, die ſich dieſe Begriffsbeſtimmung zu eigen 
macht, meint, daß die Rechtslage im Falle der Verſäumung der Ein⸗ 
ſpruchsfriſt ebenſo beurteilt werden müſſe. Dem war jedoch nicht zu⸗ 
zuſtimmen. Bei Verſäumung der Präklufiofriit bleibt das Patent 
als Ausſchließungsrecht beſtehen und unterliegt keiner Anfechtung 
mehr aus 8 10 Ziff. 1 PatG. Ein verſpäteter Antrag auf Erklärung 
der Nichtigkeit kann eine fachliche Prüfung des neuheitsſchädlichen 
Angriffsmaterials nicht zur Folge haben. Hier iſt es in der Tat 
ausgeſchloſſen, noch „den Angriff durchzuführen und bis zur ſach⸗ 
lichen Entſcheidung vorzutragen“. Ganz anders iſt die Rechtslage 
nach Ablauf der Einſpruchsfriſt. Hier nimmt, einerlei ob ein zu⸗ 
läſſiger Einſpruch vorliegt oder nicht, das Prüfungsverfahren feinen 
Fortgang. Das in einem unzuläſſigen, weil verſpäteten Einſpruch 
vorgebrachte Material wird von Amts wegen der Prüfung unter⸗ 
zogen. Dem verſpätet Einſprechenden iſt alſo, ſolange das Erteilungs⸗ 
verfahren überhaupt ſchwebt, nicht die Möglichkeit genommen, noch 
im Erteilungsverfahren ſeinen Angriff durchzuführen und bis zur 
fachlichen Entſch. vorzutragen. Nach rechtskräftigem Abſchluß des 
Erteilungsverfahrens kann er, wie jeder Dritte, das Nichtigkeits⸗ 
verfahren betreiben, um eine fachliche Entſch. über fein Angriffs⸗ 
material zu erzielen. Wird alſo mit der reichsgerichtlichen Begriffs- 
beſtimmung der Rechtsnachteil in einer durch Entziehung der An⸗ 
griffsmöglichtzeit verſchlechterten Rechtslage erblickt, fo muß gleich⸗ 
wohl feſtgeſtellt werden, daß die Verſaumung der Einſpruchsfriſt einen 
ſolchen Rechtsnachteil nicht zur Folge hat. Der verſpätet Einſprechende 
verliert nicht die Angriffsmöglichkeit und kann eine ſachliche Entſch. 
ſpäteſtens im Nichtigkeitsverfahren herbeiführen. 

Über die in der Entſch. des RG. gegebene Begriffsbeſtimmung 
des Rechtsnachteils geht die Antragſtellerin hinaus, wenn ſie die 
Anſicht vertritt, daß ihr ſchon durch Verluſt des Rechts auf Be⸗ 
teiligung am Erteilungsverfahren ein Rechtsnachteil erwachſen ſei. 
Auch dieſe Auffaſſung hält näherer Nachprüfung nicht Stand. Es 
iſt richtig, daß das Weſen des Einſpruchs in dem Recht auf Be⸗ 
teiligung an dem auf den Antrag des Anmelders ſchwebenden Er⸗ 
teilungsverfahren beſteht. Aber das Recht auf Beteiligung iſt keine 
Anwartſchaft, keine Rechtspoſition, die ſchon vor der Einſpruchsein⸗ 
legung vorhanden iſt. Es entſteht vielmehr erſt mit einem zuläſſigen 
Einſpruch, d. h. mit einem friſtgerecht eingelegten und ſchlüſſig be⸗ 
gründeten Einspruch, und es entſteht auch nur ſolange, als das Er⸗ 
teilungsverfahren ſchwebt. Iſt das Patent auf rechtzeitigen Einſpruch 
eines anderen rechtskräftig verſagt oder das Exteilungsverfahren 
durch Zurücknahme der Anmeldung beendet worden, ſo bleibt für 
Beteiligung am Verfahren kein Raum mehr. Einem Recht auf Be⸗ 
teiligung wäre die Grundlage entzogen, eine Wiedereinſetzung in den. 
vorigen Stand wegen Verſäumung der Einſpruchsfriſt daher, weil 
gegenſtandslos, unmöglich. Iſt das Verfahren durch rechtskräftige 
Erteilung eines Patents beendet, ſo iſt wiederum keine Beteiligung 
und daher auch keine Wiedereinſetzung mehr möglich, ſondern nur 
noch die Einleitung eines Nichtigkeitsverfahrens. 

Auch Rückſichten auf die ſachgemäße Durchführung des Er⸗ 
teilungsverfahrens und auf die Rechtsſicherheit zwingen zu dem Er⸗ 
gebnis, daß die Einſpruchsfriſt nicht zu den Friſten gerechnet werden 
kann, gegen deren Verſäumung eine Wiedereinſetzung in Betracht 
kommt. Würde der verſpätete Einſpruch mit dem Antrage auf Wie⸗ 


nach Patenterteilung der Einſpruchsberechtigte eine Nichtigkeits⸗ 
klage erheben könne; den verfahrensrechtlichen Nachteil aber 
verneint es um deswillen, weil der Einſpruchsintereſſent ein Recht 
auf Beteiligung am Verfahren nicht ſchon vor dem Einſpruch habe, 
ſondern erſt durch deſſen form⸗ und friſtgerechte Einlegung erwerbe. 
Weiterhin werden die unzuträglichen Folgen für den Fall eines ſchon 
in die Beſchwerdeinſtanz gediehenen Erteilungsverfahrens ins Feld 
eführt. 

i der Standpunkt des Pat A. verdient im Ergebnis Billigung. 
Die Begründung erſcheint mir aber zu ſehr auf den Wunſch zuge⸗ 
ſchnitten, den Widerſpruch zu der Stellungnahme zu vermeiden, welche 
das RG. für den Fall der Nichtigkeitsklage neuerdings vertritt. 
Beide Fälle müſſen m. E. gleich behandelt werden. Der ent⸗ 
ſcheidende Grund für die Ablehnung der Wiedereinſetzung ſcheint mir 
nun der zu fein, daß hier wie dort der „Rechtsnachteil“, der durch 
die Wiedereinſetzung beſeitigt werden ſoll, nach dem Grundgedaukken 
des Geſetzes ein individueller ſein muß in dem Sinne, daß 
als ſolcher nicht anzuſehen iſt der Verluſt einer für jedermann 
gegebenen Möglichkeit der Herbeiführung eines Verfahrens oder 
der Beteiligung an einem ſolchen. Will man dieſen Geſichtspunkt 
nicht gelten laſſen, ſo iſt es ſchwer, eine Differenzierung zwiſchen 
Nichtigkeitsfriſt und Einſpruchsfriſt zu rechtfertigen. Denn nach der 
materiellen Seite hin iſt immerhin die Garantie für die Berück⸗ 
ſichtigung des Einſpruchsgrundes eine größere, wenn der Intereſſent 
zur perſönlichen Geltendmachung desſelben noch zugelaſſen wird. Er 
hat ein ſachliches Intereſſe daran, ſeinen Einwand ſchon in dieſem 
Verfahren durchführen zu können, und der Verluſt dieſer Möglich⸗ 
keit iſt ohne Zweifel ein Rechtsnachteil. Denn ſo richtig es iſt, daß 
der friſtſäumige Einſpruchsberechtigte auch nach Friſtablauf noch die 


dereinſetzung erſt eingelegt, nachdem das Erteilungsverfahren be⸗ 
reits in die Veſchwerdeinſtanz gediehen iſt, ſei es auf Beſchwerde 
eines anderen, der rechtzeitig Einſpruch eingelegt hatte, ſei es auft 
Beſchwerde des Anmelders, ſo müßte die Beſchwerdeabteilung den 
angefochtenen Beſchluß der Anmeldeabteilung nunmehr ohne weiteres 
aufheben und die Sache an die Anmeldeabteilung zurückverweiſen. 
Denn allein die Anmeldeabteilung iſt für die Entſch. über den ver⸗ 
ſpäteten Einſpruch und das Geſuch um Wiedereinſetzung zuſtändig. 
Käme ſie aus Gründen tatſächlicher Art zur Ablehnung der Wieder⸗ 
einſetzung und zu einer Sachentſcheidung gleichen Inhalts, wie ſie 
bereits mit der Beſchwerde des anderen Einſprechenden oder des 
Anmelders angegriffen war, jo müßte nun von neuem durch dem 
Beſchwerten gebührenpflichtige Beſchwerde aus 8 26 PatG. erhoben 
werden. Daß dies eine große Verzögerung des Verfahrens und eine 
unerwünſchte Velaftung der am Verfahren wirklich Beteiligten mit 
Gebühren bedeutet, iſt offenſichtlich. Geradezu unerträgliche Folgen 
aber würden entſtehen, wenn, was nicht ausgeſchloſſen iſt, nun 
wiederum verſpäteter Einſpruch mit ſchlüſſigem Ankrage auf Wieder⸗ 
einſetzung eingelegt würde. Abermalige Aufhebung der Sachent⸗ 
ſcheidung mit Zurückverweiſung wäre unvermeidlich. Und ſo iſt es 
nicht undenkbar, daß infolge verſpäteter Einſprüche mit Wiederein⸗ 
ſetzungsanträgen das Erteilungsverfahren immer von neuem in die 
Länge gezogen würde. Ein derartiges Ergebnis war ſelbſtverſtändlich 
vom Geſetzgeber weder gewollt noch gebilligt. 


(RPat A., VeſchwAbt. II, Beſchl. v. 11. Juni 1930, A 53718 
XII / 47 g, B 9/30.) 
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2. 84 Abſ. 1 Ziff. 3 Wb5G6. Das Wortzeichen „Tra- 
giſeta“ wirkt für kunſtſeidene Erzeugniſſe täuſchend. 


Die Markeninhaberin macht vor allem geltend: Wenngleich die 
Marke das Wort „seta“ — italieniſch — Seide — enthalte, ſo dürfte 
fie doch nicht in ihre Teile zerlegt, ſondern müſſe als Ganzes bar 
urteilt werden; als ſolches ſei ſie aber ein Phantaſiewort und ſomit 
keine Angabe der in 8 4 Abſ. 1 Nr. 3 WbzG. gedachten Art. Dent 
läßt ſich jedoch nicht beitreten. Eine täuſchende Angabe kann keines⸗ 
wegs nur durch ein Eigenſchaftswort, ſondern auch durch ein Phan⸗ 
taſiewort gemacht werden, ſofern es im Durchſchnittskäufer den 
Eindruck erweckt, daß die Ware eine gewiſſe Eigenſchaft oder Be⸗ 
ſchaffenheit beſitzt. Die dem Worte „seta“ vorangeſetzten Silben 
„tragi“ ſind aber für die Kundſchaft im allgemeinen durchaus un⸗ 
verſtändlich und jedenfalls völlig ungeeignet, fie darüber aufzuklären, 
daß es ſich nicht um natur ſeidene, ſondern um kunſt ſeidene 
Waren handelt. 

Wenn die Markeninhaberin weiter vorbringt, die Kenntnis des 
Italieniſchen ſei zu wenig verbreitet, als daß ein neunenswerter Teil 
des Publikums überhaupt daran denken werde, daß die Marke einen 
Anklang an ein Seide bedeutendes Wort enthalte, ſo kann dem 
gleichfalls nicht beigeſtimmt werden. Denn Italien ſpielt für die 
Seidenerzeugung eine bedeutende Rolle, und der ſtarke Reiſeverkehr 
nach Italien hat die Kenntnis des Italieuiſchen in Deutſchland fo 
verbreitet, daß einem beträchtlichen Teil der Abnehmer die Be⸗ 
deutung des Wortes „seta“ ſehr wohl bekannt tft, jedenfalls be⸗ 
kannter als der lateiniſche Name Tragis des Fluſſes Traiſen, von 
dem die Juhaberin ihre Marke ableitet. 

Schließlich trifft es auch nicht zu, daß die Bezeichnung Seide in 


Möglichkeit der Nichtigkeitsklage hat, fo beſteht eben der Nachteil 
der Friſtverſäumung darin, daß er genötigt wird, gegen ein ver⸗ 
liehenes Patent anzukämpfen, anſtatt ſchon die Verleihung ſelbſt 
verhindern zu können. Ein materieller Rechtsnachteil liegt alſo 
ſchon vor, wenn auch freilich kein individueller in dem vorerwähnten 
Sinne. Und was die verfahrensrechtliche Seite betrifft, ſo iſt nicht 
einzuſehen, weshalb die Möglichkeit, Einſpruch einzulegen, nicht 
ebenfogut eine „Anwartſchaft“, eine „Rechtspoſition“ ſein ſoll, wie 
die Möglichkeit, eine Nichtigkeitsklage nach $ 10 Ziff. 1 PatG. zu 
erheben, und deshalb der Verluſt dieſer Beteiligungsmöglichkeit nicht 
ebenſogut ein Rechtsnachteil (verfahrensrechtlicher Art) ſein ſoll, wie 
der Verluſt der Möglichkeit zur wirleſamen Erhebung einer Nichtig⸗ 
keitsklage. 

Hält man dagegen den oben betonten Geſichtspunkt des indi⸗ 
viduellen Rechtsnachteils für zutreffend, jo muß man allerdings eine 
beſondere Behandlung eintreten laſſen für denjenigen Einſpruch, 
der ſich auf widerrechtliche Entnahme der Erfindung gründet. Da 
dieſer Einſpruch nicht jedermann zuſteht, ſondern dem durch die Ent⸗ 
wendung Betroffenen allein, jo iſt es fein Rechtsnachteil, wenn er 
die Einſpruchsfriſt verſäumt, und es muß ihm die Möglichkeit er⸗ 
öffnet werden, dieſen ſeinen Nachteil durch den Wiedereinſetzungs⸗ 
antrag rückgängig zu machen. Eine ſolche Sonderbehandlung des 
Falles der Entnahme hat nichts Auffälliges an ſich. Denn dieſer 
Fall wird ja auch bezüglich der Nichtigkeitsklage inſofern anders 
behandelt, als auch die letztere Klage nur dem Betroffenen zuſteht, 
und als ſie übrigens auch der fünfiahrigen Ausſchlußfriſt nicht 
unterworfen iſt. 

Geh. IR. Prof. Dr. W. Kiſch, München. 
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neuerer Zeit zu einem Oberbegriff ſich entwickelt habe, der nicht nun 
naturſeidene, ſondern auch Runjtfeidene Erzeugniſſe umfaßt (Entſch. des 
RG. v. 25. März 1930: GewRSch. 1930, 546 JW. 1930, 1703; 
vgl. auch die Auskünfte des Reichsausſch. für Lieferbedingungen v. 
11/27. März u. des Vereins dtſch. Seidenwebereien v. 17. Mai 1930). 

(RPatA., Beſchwalbt. I, Entſch. v. 7. Juli 1930, J R 62203/15 Wa, 
B 15/30.) 

* 


3. Vildliche Gebrauchsanweiſungen können nicht als 
Warenzeichen geſchützt werden. 

Daß Zeichen, die überhaupt nicht warenzeichenmäßig wirken 
können, nicht eintragbar find, iſt anerkannten Rechts. Es konmt 
hierbei nicht auf die fubjektive Auffaſſung der Anmelderin an, ſon⸗ 
dern auf die rein objektiv zu beantworkende Frage, ob das Bild 
auf die Käufer zeichenmäßig zu wirken vermag. Wenn im Kom⸗ 
binationszeichen bildliche Teile ſelbſtändigen Schuß genießen, ſo kann 
das ſelbſtverſtändlich nur für ſolche Teile gelten, die für ſich allein 
auch unterſcheidend wirken. Dieſe Auffaſſung entſpricht durchaus den 
praktiſchen Bedürfniſſen des Geſchäftslebens. Dem Sonderbedürfnis 
der Anmelderin ſteht hier das berechtigte Intereſſe aller beteiligten 
Kreiſe gegenüber, ſolche bildlichen Darſtellungen der Verwendungsart 
ſrei zu benutzen. 

(RPatA., Entſch. v. 29. Sept. 1930, B 63258 Wz, B 141/30.) 
* 


4. Zur Frage der Eintragbarkeit von „Syſtem“ 
Zeichen“. (Abkehr von der bisherigen Amtsübung! 


Nach eingehenden Erwägungen iſt die Beſchwerdeabteilung zu 
dem Ergebnis gelangt, daß die bisherige Übung des Pat A. allen als 
Warenzeichen angemeldeten Zuſammenſetzungen mit dem Worte Sy⸗ 
ſtem ſchlechterdings und unterſchiedslos aus dem Geſichtspunkte des 
§ 4 Ziff. 1 Wozéß. die Eintragung zu verſagen, den Anſchauungen 
des Verkehrs nicht immer gerecht wird. Manche Syſtembezeichnungen 
werden vom Verkehr als beſchreibende Angaben aufgefaßt; andere 
wiederum, zumal ſolche, die einen Perſonennamen enthalten, werden 
dagegen überwiegend als Hinweis auf dieſe Perſon und ihren Betrieb 
aufgenommen. Es bedarf daher von Fall zu Fall einer 
Ermittlung der Verkehrsanſchauung, bevor über die 
Eintragbarkeit von Syſtemangaben entſchieden werden kann, es ſei 
denn etwa, daß die mit dem Worte Syſtem verbundenen Wörter ſelbſt 
ſchon offenbare Beſchaffenheitsangaben find. 

Im vorliegenden Falle weiſt das angemeldete Zeichen den Per⸗ 
ſonennamen „Zeiler“ auf, der gleichzeitig einen Beſtandteil der an⸗ 
meldenden Firma bildet. Die Anmelderin beſitzt überdies ſchon ältere 
Zeichen für Waren der angemeldeten Art, die die Worte „Syſtem 
Zeiler“ ... bzw. den Namen „Zeiler“ ... enthalten. Die aus dieſer 
Sachlage ſich ergebende Vermutung, daß die angemeldete Bezeichnung 
„Zeiler⸗Syſtem“ vom Verkehr — ſofern dieſer mit dem Zeichen in 
Berührung kommt — als Hinweis auf die Anmelderin aufgefaßt 
werde, iſt durch das Ergebnis der ſtattgehabten Ermittlungen nicht 
widerlegt. Es konnte insbeſ. nicht feſtgeſtellt werden, daß das Zeichen 
als Beſchaffenheitsangabe von anderen Perſonen frei benutzt wird, 
oder daß irgend jemand einen Anſpruch auf Freihaltung des Zeichens 
geltend macht. Außerungen des Inhalts, das Zeichen könne als Be⸗ 
ſchaffenheitsangabe aufgefaßt oder benutzt werden, ſind ohne Beweis⸗ 
kraft für die Vermutung. Das Ermittlungsergebnis reicht daher nicht 
aus, ein Bedürfnis des Verkehrs nach Freihaltung der angemeldeten 
Bezeichnung als beſchreibender Angabe darzutun und deren Eintrag⸗ 
barkeit für die Waren der angemeldeten Art zu verneinen. 
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5. Keine offenkundige Vorbenutzung bei Vorliegen 
eines Vertrauensverhältniſſes. Ein einzelner Vertrauens- 
bruch genügt nicht, um die Offenkundigkeit der Vorbe- 
nutzung zu begründen. 

Zwiſchen den Parteien beſteht kein Streit darüber, daß die 
von der Firma G. hergeſtellte Abſaugeranlage mit dem Patentgegen⸗ 
ſtand in allen weſentlichen Teilen übereinſtimmt, ebenſowenig dar⸗ 
über, daß eine Benutzung dieſer Anlage vor dem Anmeldungstage des 
Klagepatents ſtattgefunden hat. Streitig iſt lediglich die Offenkundig⸗ 
keit der Vorbenußung. Unſtreitig haben die beiden Angehörigen der 
Kl., ſowie van H. die von der Firma G. hergeſtellte Sauganlage be⸗ 
ſichtigt. Andere beſtimmte Perſonen, denen die Anlage vor dem 
Anmeldungstage gezeigt worden wäre, ſind von der Kl. nicht namhaft 
gemacht worden. Die Bekl. hat zugegeben, daß die zuerſt genannten 
beiden Perſonen von der Anlage vor dem 10. Juni 1927 Kenntnis 
erhalten haben. Dieſe Tatſache ſcheidet aber für die Offenkundigkeit 
der Vorbenutzung aus, weil zwiſchen den Angehörigen der Kl. und der 
Firma G. ein Vertrauensverhältnis beſtand, das ſie zur Verſchwiegen⸗ 
heit verpflichtete. Dieſes Vertrauensverhältnis beruht darauf, daß 
nicht nur die Lieferung der Furnierpreſſe, an der die Abſaugevor⸗ 
richtung angebracht war, durch die Kl. erfolgt, ſondern auch zur 
Zeit der Beſichtigung neue Verhandlungen über die Lieferung einer 
Klebepreſſe zwiſchen der Kl. und der Beſitzerin der Anlage angebahnt 
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waren. Der Zutritt zu der Anlage iſt daher aus geſchäftlichen und 
perſönlichen Gründen erfolgt. Beim Vorliegen eines Vertrauens⸗ 
verhäftniffes, wie es ſich aus der geſchilderten Sachlage ergibt, be⸗ 
durfte es der ausdrücklichen Auferlegung einer Geheimhaltungspflicht 
nicht, vielmehr folgte dieſe aus den zwiſchen Geſchäſtsfreunden be⸗ 
ſtehenden Verhältniſſen von ſelbſt. 

Van H. hat gleichfalls bei Gelegenheit geſchäftlicher Beſpre⸗ 
chungen zwiſchen ihm und der Firma G. die Sauganlage beſichtigt, 
in einem Schreiben v. 23. Okt. 1923 aber der Kl. mitgeteilt, daß 
niemals irgendein Vertrauensverhältnis zwiſchen ihm und ſeiner 
Firma und der Firma G. beſtanden habe, und daß ſeine Firma bis 
zu dem angegebenen Zeitpunkt niemals Maſchinen oder dergleichen 
an die Firma G. lieferte. Im Hinblick darauf hat die Bell. ber 
antragt, nötigenfalls die Frage des Beſtehens eines Vertrauens⸗ 
verhältniſſes zwiſchen van H. ober feiner Firma und der Firma G. 
durch eidliche Vernehmung des van H. zu klären. Es bedarf jedoch 
dieſer Beweiserhebung nicht, denn die Kl. räumt ein, daß der 
Firma G. das Schreiben d. 6. März 1926 zugegangen iſt, worin 
die Bekl. ihre Erfindung offenbarte. Und aus dieſem Schreiben mußte 
die Firma G. — gleichgültig, ob der Schlußſatz lautete: Es ſei 
Patentſchutz bereits beantragt worden — oder: es werde Patentſchutz 
beantragt werden — unbedingt entnehmen, daß ſie es mit einer auf 
die Erlangung eines Patents gerichteten Erfindungsangelegenheit der 
Bell. zu tun hatte. Daraus ergab ſich für ſie alſo ohne weiteres 
die Pflicht zur Geheimhaltung der Erfindung, jedenfalls ſo lange, als 
ſie ſich nicht vergewiſſert hatte, daß eine Geheimhaltungspflicht nicht 
mehr in Frage käme. Beſtand aber für die Firma G. der Bekl. 
gegenüber eine Geheimhaltungspflicht bezüglich der Abſaugeanlage, ſo 
iſt unerheblich, ob auch zwiſchen van H. und der Firma G. ein Ver⸗ 
trauensverhällnis vorlag; ein einzelner Vertrauensbruch wäre nicht 
genügend, um die Offenkundigkeit der Vorbenutzung zu begründen. 
Wenn die Kl. meint, daß lediglich drei Firmen als Sachverſtändige 
für Furniertrockner in Betracht kommen, ſo kann ihr auch hierin 
nicht beigetreten werden. Vielmehr iſt der Kreis der Beteiligten viel 
weiter zu ziehen, wie die Bekl. zutreffend dargelegt hat. Bei dieſer 
Sachlage iſt die Klage abzuweiſen. 

(RPat A., Nicht Abt. v. 1. Mai 1930, H 111764 N A 20 8/29.) 
* 


6. Bedenken aus 8 4 Abſ. 1 Nr. 1 oder 3 WbzG. 
beſtehen gegen die Eintragbarkeit der dem Namen einer 
perſiſchen Münze ähnlichen Bezeichnung „Abbaſi“ für 
Teppiche u. a. nicht. 

In Nachſchlagewerken finden ſich Wörter wie Abbas, Abbaſſi, 
Abaſi und Abaſſi als Bezeichnungen 1. für ein perſiſches Gewicht, 
2. für eine kleine perſiſche Münze. Von allen dieſen Wörtern weicht 
das angemeldete Zeichen Abbaſi immerhin etwas ab. Selbſt wenn 
es ihnen trotzdem gleichzuſtellen wäre, würde jedoch aus der erſten 
Bedeutung ein Beanſtandungsgrund ſchon deswegen nicht hergeleitet 
werden können, weil der Name eines in Perſien gebrauchten Ge⸗ 
wichtes keine dem allgemeinen deutſchen Verkehr freizuhaltende An⸗ 
gabe über Gewichtsverhältniſſe darſtellen kann. Ebenſowenig aber 
kann der Name einer perſiſchen Münze als dem deutſchen Verkehr 
freizuhaltende Angabe über Preisverhälkniſſe der angemeldeten Waren 
angeſprochen werden. $ 4 Ziff. 1 W656. ſcheidet daher als Be⸗ 
anſtandungsgrund aus. Es fragt ſich, ob mit dem angefochtenen Be⸗ 
ſchluß eine Täuſchungsgefahr (8 4 Ziff. 3 WbzG.) anzuerkennen iſt, 
weil das Zeichen einen perſiſchen oder türkifchen Eindruck mache und 
daher die erſichtlich unzutreffende Angabe enthalte, daß die Waren 
aus Perſien oder der Türkei ſtammten. Auch dieſe Schlußfolgerung 
erſcheint nicht haltbar. „Abbaſi“ klingt mindeſtens ebenſoſehr an den 
Badeort Abbazia an wie an die Kalifendynaſtie der Abbaſiden. Aus 
dem Anklang an dieſe gleich auf die Herkunft der mit jenem Wort 
bezeichneten Waren aus dem Orient zu ſchließen, und zwar nicht 
allein für Teppiche, ſondern auch für alle anderen angemeldeten 
Waren, geht zu weit, zumal es im deutſchen Teppichhandel ſeit Jahren 
vielfach üblich iſt, für inländiſche Erzeugniſſe Phantaſienamen zu 
gebrauchen, die manchmal als orientaliſch klingend bezeichnet werden 
könnten, trotzdem aber bisher im Verkehr noch nicht wegen an⸗ 
geblicher Täuſchungsgefahr an eine orientaliſche oder etwa an eine 
romaniſche (italieniſche uſw.) Sprache anklingt. Aus welchem Ge⸗ 
ſichtspunkte der Name des ruſſiſchen Badeortes Abbas⸗Tuman die 
Beanſtandung des Zeichens ſtützen könnte, iſt weder von der Vor⸗ 
inſtanz dargelegt noch ſonſt erſichtlich. Da hiernach auch der Be⸗ 
anſtandungsgrund des 8 4 Ziff. 3 a. a. O. nicht durchgreift, war in 
Anerkennung der Beſchwerde der angefochtene Beſchluß aufzuheben. 

(Rpat A., BeſchwAbt. I v. 20. März 1930, D 27 066/41 Wz, B 384/29.) 
E 4 

7. 8193 BGB. findet auf die im 8 Wb5zG. geſetzte 
Friſt zur Zahlung der Gebühr für die Erneuerung eines 
Warenzeichens (nach Ablauf der zehnjährigen Schutzfriſt) 
Anwendung. 

(Bem.: Abkehr von der bisherigen Amtsübung!) 

(Rpat A., Beſchw Abt. I, Beſchl. v. 16. Nov. 1929, M 27385/2 Wa, 
B 98/28.) 
* 
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8. Für Schaumweine erweckt die Bezeichnung „Schloß 
Koblenz Schloßkellerei“ nicht den Eindruck einer Wein⸗ 
bergslage, jo daß 8 4 Ziff. 3 WözG. der Eintragbarkeit 
dieſer Bezeichnung als Warenzeichen nicht entgegenſteht. 

Schaumweine ſind im Gegenſatze zu Stillweinen keine Natur⸗ 
produkte. Für ſie gilt daher ganz allgemein als Herkunftsort nicht 
der Ort, wo die Trauben gewachſen ſind, ſondern der Ort, an welchem 
die Herſtellung des Erzeugniſſes vollendet wird, d. h. wo der in 
Flaſchen gefüllte Wein der beſonderen Behandlung unterzogen wird, 
die ihm ſeinen eigenartigen Charakter gibt. Das wird im vor⸗ 
liegenden Falle durch die Bezeichnung „Schloßkellerei“ beſonders zum 
Ausdruck gebracht. Da es außerdem keineswegs naheliegt, in der 
Bezeichnung eines in einer größeren Stadt belegenen Schloſſes eine 
Weinbergslage zu vermuten, fo wird der Verkehr in dem angemeldeten 
Zeichen lediglich eine Angabe über den Ort der Herſtellung des 
Schaumweines erblicken. 


(NPat2l., BeſchwAbt. I, Beſchl. v. 23. Jan. 1930, V 12710/1 b 
Ws B 331/29.) 


Eutſcheidungen der Oberprüfftelle für Schund⸗ und 
Schmuhſchriften. 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Willy Hoffmann, Leipzig. 


1. Feſtſtellung der Weſensgleichheit einer angeblich 
neuen Schrift mit einer indizierten Schrift. 7 

Die Frage, welche Behörden darüber zu entſcheiden haben, ob 
eine angeblich neue Schrift, die ſich ſachlich als eine bereits auf 
die Lifte geſetzte darſtellt, als auf die Liſte geſetzt gilt (8 1 Abſ. 4 
des Geſetzes), iſt im Geſetz v. 18. Dez. 1926 nicht geregelt. Auch in 
der AusfVoO. it nichts darüber gejagt. Matz-Seeger, Komm., 
verneinen S. 35 Anm. 28 die Zuſtändigkeit der Prüfſtellen ſchlecht⸗ 
hin, halten vielmehr ausſchließlich die Zuſtändigkeit der Strafbehör⸗ 
den für gegeben, die gemäß 88 1, 6 einzuſchreiten haben und meinen, 
daß ſich dieſe hierbei der gutachtlichen Mitwirkung der Prüfſtelle 
verſichern würden, die die Urſprungsſchrift wegen ihres Schund⸗ oder 
Schmutzcharakters auf die Lifte gejegt habe. Der gegenteiligen Anſicht 
iſt der Komm. von Hellwig, nämlich daß die maßgebende Feſt⸗ 
ſtellung nur durch die Prüfſtellen, nicht durch die Gerichte erfolgen 
könne, und zwar in einem vom eigentlichen Prüfverfahren ge- 
trennten, im Gegenſatz zu jenem von einem Antrag gemäß 8 2 
des Geſ. unabhängigen, ſog. „Nachverfahren“ (vgl, al a. D. S. 240 
Anm. 64, S. 254 ff. Anm. 71, S. 287 Anm. 86, S. 319 ff. Anm. 103, 
S. 325 Anm. 108, S. 344 Abſ. 5); dieſes habe im Falle der Bejahung 
der Gleichheit, entſprechend den Fallen, in denen auf Antrag nach 
82 oder im Beſchwerdeverfahren nach § 4 Abf. 2 eine Schrift erſt⸗ 
malig auf die Liſte geſetzt wurde, mit einer formellen Bekannt⸗ 
machung durch den Vorſitzenden der ObpPrüfSt. zu ſchließen (vgl. 
a. a. O. S. 331 Abſ. 2). Die ObsßrüfSt. kann Reine der beiden eben 
angeführten Anſichten als ausſchließlich zutreffend anerkennen. Keines⸗ 
falls iſt ſie in der Lage, mit Hellwig einem Gericht überhaupt 
die Befugnis abzusprechen, ohne vorgängige Feſtſtellung der Gleich⸗ 


Zu 1. Der vorſtehenden Entf. kann nur inſofern beigetreten 
werden, als in ihr die Hellwig ſche Auffaſſung von dem ſog. 
Identitätsprüfungsverfahren abgelehnt wird. Hellwig, Komm., 
Anm. 71 S. 254 ff. hat ausführlich die Frage der Nachprüfung der 
Identität i. S. des 81 Abſ. 4 erörtert und hat ſich auf den Stand⸗ 
punkt geſtellt, daß die Prüfſtelle zuerſt formell feſtzuſtellen hätte, ob 
die neue Schrift gemäß 81 Abſ. 4 als ſchon auf die Liſte geſetzt 
gilt, und daß dieſe Feſtſtellung Vorausſetzung der ſtrafrechtlichen Ver⸗ 
folgbarkeit nicht Vorausſetzung der Strafbarkeit ſei. Hellwig 
geht in Anm. 120 S. 344 ſogar fo weit, daß er dieſe Feſtſtellung 
der Prüfſtelle für die ordentlichen Gerichte für bindend hält, ſo daß 
das ordentliche Gericht an die Entſch. der Prüfungsſtelle gebunden 
iſt. Es bedarf keiner Erörterung, daß eine ſolche extenſive Inter⸗ 
pretation eines Geſetzes, deſſen Auslegung nur reſtriktiv erfolgen 
darf, nie zuläſſig ſein kann. Es verſtößt die Hellwig ſche Auf⸗ 
faſſung gegen die grundſätzliche Entſcheidungsfreiheit der ordentlichen 
Gerichte. Dies hat die ObPrüfßt. nicht verkannt, und es iſt daher 
von erheblicher praktiſcher Bedeutung, daß die Hellwig ſche Auf⸗ 
faſſung durch die obige Entſch. eine Abanderung erfahren hat. 

Die Auffaſſung der ObPrüfSt., daß die Identität ungeachtet 
deſſen durch die Prüfſtelle auf Grund eines im Rahmen des 8 2 
geſtellten Antrages ſtattfinden könne, muß aber gleichfalls abgelehnt 
werden. Die ObPrüfSt. ſteht offenbar auf dem Standpunkt, daß 
auf Antrag eines i. S. des § 2 Antragsberechtigten die Prüfſtelle be⸗ 
rechtigt iſt, auszuſprechen, ob das in Rede ſtehende Werk ſchon als 
1. S. des 8 1 Abf. 4 auf die Liſte geſetzt gilt oder nicht. Wie der 
Ausſpruch erfolgen ſoll, iſt nicht ganz klar, insbeſ. iſt nicht ganz klar, 
ob es ſich etwa um eine Entſch. handelt, die dahin geht, daß der 
Antrag, ob die Schrift auf eine Liſte geſetzt werden ſoll oder nicht, 
abgelehnt werde, weil die Schrift weſensgleich iſt. Wäre das letztere 
der Fall, ſo wäre mit dieſer Entſch. nichts gewonnen; denn in 
dieſem Falle würde gemäß $4 des Gef. dem Verleger und dem Verf. 


heit einer angeblich neuen Schrift mit einer bereits auf der Liſte 
ſtehenden durch eine Prüfſtelle oder die ObprüfSt., eine Strafe nach 
8 6 zu verhängen, wenn das Gericht nach ſeinem freien richterlichen 
Ermeſſen die Identität bejaht. Eine einen ſolchen Grundſatz aus⸗ 
ſprechende Entſch. der Ob Prüft. dürfte jedenfalls für die Gerichte 
nicht bindend ſein. Andererſeils müſſen Fälle ins Auge gefaßt wer⸗ 
den, in denen eine Polizeibehörde ein Einſchreiten deshalb ablehnt, 
weil fie die nach Anſicht eines nach § 2 des Gef. Antragsberechtigten 
gegebene Identität verneint oder wenigſtens bezweifelt und deshalb 
eine Strafanzeige nach 8 6 bei Gericht überhaupt nicht erſtattet, 
auch ein polizeiliches Einſchreiten im Verwaltungswege nach 8 1 
unterläßt. Dieſen Fall haben auch Matz⸗Seeger im Auge, wenn 
ſie a. a. O. ausführen, daß in zweifelhaften Fällen die Feſtſtellung 
der Gleichheit in der Regel erſt durch ein neues Prüfverfahren über 
die neue Schrift werde herbeigeführt werden können. Dieſem Stand⸗ 
punkt ſchließt ſich die ObPrüfSt. an, jedoch mit der Einſchränkung, 
daß es in dem neuen Verfahren einer materiellen Prüfung der an⸗ 
geblich neuen Schrift dann nicht bedarf, wenn die Prüfſtelle die 
Identität dieſer Schrift mit der bereits auf der Liſte ſtehenden bejaht. 
Die Stellung eines Antrags auf Aufnahme der angeblich neuen 
Schrift, deren Gleichheit mit einer bereits auf der Liſte ſtehenden 
eine Polizeibehörde nicht anerkennt, iſt in der Tat die einzige Mög⸗ 
lichkeit, um die Abſichten des Geſetzes in einem ſolchen Falle durch⸗ 
zuführen. Kommt in dem neuen, auf einem förmlichen Antrag nach 
§ 2 beruhenden Verfahren die Prüfftelle zu einer von der Meinung 
der Polizeibehörde abweichenden Anſicht, ſo erfordern es Sinn und 
Zweck des Geſetzes, daß nunmehr die Prüfſtelle auch als zuſtändig 
angeſehen werden muß, in autoritativer Weiſe ausdrücklich zu ent⸗ 
ſcheiden, daß ſie die Gleichheit für gegeben anſieht: Um die Entſch. 
wirkſam werden zu laſſen, um insbeſ. auch dem Buchhandel zu 
ſeinem Schutze Gewißheit zu verſchaffen, ob eine angeblich neue 
Schrift weſensgleich mit einer bereits auf die Liſte geſetzten iſt, muß 
dann allerdings auch die Feſtſtellung der Prüfſtelle in der gleichen 
Weiſe öffentlich bekanntgemacht werden, wie dies für die Fälle vor⸗ 
geſchrieben iſt, in denen Schriften erſtmalig in die Liſte aufgenommen 
werden (8 2 Abſ. 3 Satz 2). Die ausdrückliche Feſtſtellung der 
Prüfſtelle, daß eine Schrift weſensgleich iſt mit einer bereits auf 
der Liſte ſtehenden, iſt alſo jedenfalls dann möglich, aber auch zu⸗ 
gleich geboten, wenn ein förmlicher Antrag eines nach 8 2 An⸗ 
tragsberechtigten vorliegt. 

(OpFrüfSt. für Schund⸗ und Schmutzſchriften, PrüfNr. 104 v. 
11. Sept. 1930.) 


II. Länder. 


Oberverwaltungsgerichte. 
Preußen. 
preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von OVGN. Geh. Reggt. 115 n Kries u. RA. Dr. Görres, 
„Berlin. 


1. RPreß G. v. 7. Mai 1874; 8 10 I 17 ALR. Die 
Polizei iſt nicht berechtigt, der Redaktion einer Tages- 


die Möglichkeit der Anrufung der ObPrüfst. genommen ſein und 
die Entſch. der Prüfſtelle hätte nur die Bedeutung, daß eine autori- 
tative Erklärung der Prüfungsſtelle vorliegt, die aber gleichfalls 
wiederum nicht bindend für die ordentlichen Gerichte iſt. Ob mit 
einer ſolchen Entſch. praktiſch etwas gewonnen iſt, ſteht dahin. Die 
Verkehrsſicherheit, die die ObPrüfSt. berückſichtigt wiſſen will, wird 
durch dieſe Entſch. in keiner Weiſe gewährt. 

Anders wenn die Entſch. der Prüfungsſtelle dahin geht, daß 
dem Antrage, die Schrift erneut auf die Liſte zu ſetzen, ſtattgegeben 
wird, und wenn nur in den Gründen der Eutſch. dargetan wird, daß 
an ſich der Tatbeſtand des 8 1 Ziff. 4 gegeben ſei, daß es aber mit 
Rückſicht auf das Verhalten der Polizeibehörde notwendig ſei, 
die Schrift erneut auf die Liſte zu ſetzen. In dieſem Falle kann 
wenigſtens für die Zukunft mit einer die ordentlichen Gerichte 
bindenden Wirkung feſtgeſtellt werden, ob es ſich um eine Schund⸗ 
und Schmutzſchrift i. S. des Geſetzes handelt. Es kann auch nicht 
bezweifelt werden, daß, wenn die Prüfungsſtelle und die ObPrüfSt. 
den Tatbeſtand des § 1 Ziff. 4 als vorliegend betrachten, ſie be⸗ 
rechtigt ſind, die Schrift erneut auf die Liſte zu ſetzen; denn die ge⸗ 
ſetzliche Fiktion ſchließt ja nicht aus, daß die Schrift nochmals auf 
die Liſte geſetzt wird. 

Im übrigen überſchätzt offenbar die Ob prüft. die Schwierig⸗ 
keiten, die darin zu ſuchen ſind, daß die Polizeiverwaltung der Auf⸗ 
faſſung der Prüfungsſtelle hinſichtlich der Identität der Schrift nicht 
beitritt. Da das Delikt aus 8 6 nicht Aitragsdelikt iſt, iſt ja jeder 
an der Strafverfolgung Intereſſierte in der Lage, Strafantrag zu 
ſtellen, ohne daß es auf die Stellungnahme der Polizeibehörde an⸗ 
Rommt, ſo daß alſo im Falle des Strafantrages mit dem durch die 
SPO. gegebenen Rechtsbehelf eine Strafverfolgung auch bei ab⸗ 
weichender Stellungnahme der Polizeibehörde erzwungen werden kann. 

RA. Dr. Philipp Möhring, Berlin. 


* 
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zeitung die durch eine rechtsgültige Polizeiverordnung 
des Oberpräſidenten verbotene öffentliche Ankündigung 
und Anpreiſung eines Heilmittels durch beſondere polizei⸗ 
liche Anordnung zu unterſagen, weil ihr Verbot mit der 
in 5 1 RPreßGG. gewährleiſteten Preßfreiheit in Wider⸗ 
ſpruch ſteht. f) 

Die Polizeiverwaltung in K. verbot der Redaktion des Ker Tage⸗ 
blatts die öffentliche Ankündigung und Anpreiſung des „Hämaſal“ 
von Dr. med. F. Schultheiß Gmb. als Nervenſtärkungs⸗ und Heil⸗ 
mittel, weil das genannte Heilmittel unter das Verbot der An⸗ 
kündigung und Anpreiſung gemäß Provpol VO. v. 5. März 1929 falle. 

Das OG. beſtätigte als RevInſt. das dieſe Verfügung außer 
Kraft ſetzende Urteil des BezAusfch. Die von der Rev l. (der Polizei⸗ 
verwaltung) geltend gemachte unrichtige Anwendung des beſtehenden 
Rechtes liegt nicht vor. Sie iſt insbeſ. nicht darin zu finden, daß der 
Vorderrichter die Pol O. d. Oberpräf. der Provinz P. betr. den Ver⸗ 
kehr mit Geheimmitteln und ähnlichen Arzneimitteln nicht als eine 
Rechtsgrundlage der angefochtenen Verfügung anerkannt hat. Ob dieſe 
Pol VO. rechtsgültig iſt oder nicht, kann hier, weil es für die zu 
fällende Entſch. unerheblich iſt, dahingeſtellt bleiben. Denn ſelbſt wenn 
ſie rechtsgültig iſt, kann ſie das an die Redaktion des Ker Tage⸗ 
blatts ergangene Verbot nicht rechtfertigen, weil es in Widerſpruch mit 
81 RPreß(J. v. 7. Mai 1874 (RG Bl. 65) ſteht, wonach die Heraus- 
gabe von Druckſchriften nur den hier nicht in Betracht kommenden 
Beſchränkungen, die durch das RPreßch. ſelbſt vorgeſchrieben oder 
zugelaſſen worden ſind, unterliegt. Die hiernach gewährleiſtete Preſſe⸗ 
freiheit ſchließt nach der ſtändigen Judikatur des OVG. ein polizei⸗ 
liches Präventivverbot, wie es hier vorliegt, aus (vgl. OVG. 40, 295, 
298; 83, 208; Brauchitſch, Verwaltungsgeſetze, 21. Aufl., Bd. 2 
S. 270), mag es ſich unmittelbar auf 8 10 1 17 ALR. oder auf eine 
auf Grund dieſer Geſetzesbeſtimmung erlaſſene Pol VO. ſtützen. 

Bemerkt fei, daß die hier in Rede ſtehende PolVO., wenn ſie 
rechtsgültig iſt, für die Preſſe nicht etwa unverbindlich iſt. Denn 
SI Rpreßch. ſtellt die Preſſe nicht außerhalb des gemeinen Rechtes 
dergeſtalt, daß ſonſt verbotene Handlungen erlaubt werden, wenn ſie 
durch die Preſſe erfolgen, vielmehr bedeutet die Freiheit der Preſſe 
i. S. des 9 1 nur Freiheit von Sonder- und Ausnahmevorſchriften 
gegen die Preſſe (vgl. Häntzſchel, Preſſerecht, S. 11 zu 8 1; 
Brauchitſch a. a. O. S. 269). Um ein derartiges Sonderverbot 
handelt es ſich bei der erwähnten Pol VO. aber nicht, denn fie ver⸗ 
bietet im 8 4 ganz allgemein die öffentliche Ankündigung oder An⸗ 
preiſung der in den Anlagen A, B und C aufgeführten Mittel, zu 
denen auch das „Hämaſal“ gehört. Verboten iſt alſo jede An⸗ 
Kündigung, z. B. auch ſolche durch Aushang und Ausrufen, und nicht 
bloß eine ſolche durch die Preſſe. Derartige allgemeine Beſtimmungen, 
mögen fie auf Landesgeſetz oder Pol VO. beruhen, ſind, wenn ſie 
rechtsgültig ſind, auch für die Preſſe verbindlich (vgl. OVG. 40, 295, 
297; Urt. des KG. v. 6. Okt. 1913: KG J. 45, 453). Im Hinblick auf 
die Vorſchriften des RPreßch. kann die Polizei aber nicht durch Erlaß 
von Präventivverboten, ſondern lediglich durch Herbeiführung einer 
Beſtrafung wegen ihrer Übertretung die Preſſe anhalten, die all⸗ 
gemeinen Beſtimmungen zu beachten. 

(PrOG., 3. Sen., Urt. v. 3. Juli 1930, III C 4/30.) [Gs.] 


* 

2. 8 3 Nr. 2 Gew StVO. i. d. Faſſ. v. 13. März 1928. 
Die Tätigkeit eines Schaufenſterdekorateurs iſt nicht Auge 
übung künſtleriſcher Tätigkeit i. S. d. Befreiungsvorſchrift 
des 83 Nr. 2 GewSt. und begründet daher leinen An- 
ſpruch auf Steuerfreiheit. 

5 Nach ſtändiger Rſpr. des OVG. gilt als künſtleriſche Tätigkeit 
i. S. des 83 Nr. 2 GewStvO. i. d. Fall. des Gef. v. 13. Marz 
1928 (GS. 16) nur die Ausübung der wirklichen Kunſt in höherem 
idealen Sinne, mag ſie auch auf Erwerb gerichtet fein. Die Aus- 
übung einer derartigen Kunſt kommt aber bei der Tätigkeit des 


Zu 1. Die vorſtehende Entſch. entſpricht nach jeder Richtung 
hin der in Literatur und Rſpr. vertretenen Geſetzesauslegung. Die 
im 8 1 Preßch. gewährte Preßfreiheit, die als hiſtoriſcher Begriff in 
das Geſetz übernommen worden iſt und deren Inhalt und Schranken 
mangels einer Feſtlegung im Geſetz ſelbſt hiſtoriſch beſtimmt werden 
mülſſen, ſteht anerkanntermaßen jedem Eingriff der ſtaatlichen Ver⸗ 
waltung und insbeſ. der Polizeibehörden in die Textgeſtaltung der 
Zeitungen entgegen. Im vorliegenden Fall widerſpricht die Pol O. 
ſelbſt, weil fie ein allgemeines, nicht auf die Preſſe beſchranktes Ver⸗ 
öffentlichungsverbot enthält, dem PreßG. nicht, wobei unerörtert bleibe, 
ob fie mit dem preuß. Polizeirecht vereinbar it. Auch eine Ver⸗ 
warnung der Zeitung in der Weiſe, daß die Polizeibehörde unter 
Berufung auf die genannte PolVO. die Zeitung daran gemahnt hätte, 
in Zukunft die Vorſchriften der VO. zu beachten, widrigenfalls Straf⸗ 
anzeige (nicht polizeilicher Zwang) angedroht wird, wäre noch zu⸗ 
läſſig geweſen (vgl. OB. 34, 430/31). Aber eine polizeiliche Ver⸗ 
fügung, d. h. ein Befehl, deſſen Befolgung nach den Vorſchriften des 
Pre Vr. durch Zwangsmaßnahmen durchgeſetzt werden kann, tft mit 
dem RPreßch. unvereinbar und infofern hat die Polizei im vor⸗ 
liegenden Fall die zuläſſigen Grenzen überſchritten. 

Miniſterialdirigent Dr. Häntzſchel, Berlin. 


Beſchw§. nicht in Frage. Als Kunſtwerk in höherem Sinne kann 
die Dekoration eines Schaufenſters nicht angeſehen werden, denn 
die äſthetiſche Wirkung tritt bei ihr hinter den eigentlichen Zweck 
der Geſchäftsreklame völlig zurück. Die künſtleriſche Anordnung 
und Formgeſtaltung wird nur als Mittel verwendet, um das Augen⸗ 
merk des Beſchauers auf die ausgeſtellte Ware zu lenken. Eine 
Gewerbeſteuerfreiheit kommt aber nur dann in Betracht, wenn die 
Ausübung der Kunſt als Selbſtzweck betrieben wird. Das ge⸗ 
ſchieht bei der künſtleriſchen Ausgeſtaltung eines Schaufenſters nicht. 
Ob der Steuerpflichtige als Künſtler i. S. des 8 3 Nr. 5 UmſStG. 
umſatzſteuerpflichtig iſt, iſt für die Frage ſeiner Gewerbeſteuerpflicht 
ohne Belang. Auf Rc. v. 18. Juni 1929, V A 901/28 8 Kann 
der BeſchwF. daher feinen Befreiungsanſpruch nicht ſtützen. 
(PrOG., 8. Sen., Entf. v. 24. Juni 1930, VIII GSt 595/29.) 


D. Ausländiſche Gerichte und Behörden. 
Sſterreich. 
a) Oberſter Gerichtshof Wien. 


1. Handelsrecht. Reklame. Nach der Sitte des reb- 
lichen Verkehrs darf der praktiſche Effekt einer zu Reklame⸗ 
zweden übernommenen Annonce nicht durch einen redak⸗ 
tionellen Artikel entkräftet werden. Hierfür trifft auch 
das Annoncenbüro eine direkte Haftung. f) 

Aus der Natur der Reklame ergibt ſich nach der Auffaſſung des 
redlichen Verkehrs, daß die Vermittlerin einer Zeitungs reklame 
nicht bloß eine Verwendung beim Dritten (dem Zeitungsunternehmen), 
ſondern gegenüber dem Auftraggeber geradezu die Leiſtung des 
Dritten verſpricht (8 880 a ABB.). Sie hat daher ihre Vertrags⸗ 
pflicht erſt dann erfüllt, wenn die Leiſtung durch den Dritten wirk⸗ 
lich erbracht iſt. Nach der Sitte des redlichen Verkehres kann dieſe 
Leiſtung nicht als erfüllt angeſehen werden, wenn unmittelbar nach 
der Verſendung der Reklameeinlage durch einen redaktionellen Artikel 
desſelben Unternehmens der Zweck und hiermit der Erfolg der 
Reklameeinlagen abſichtlich vernichtet wird. Denn wer eine Annonce 
zu Reklamezwecken übernimmt, verpflichtet ſich, auch alles zu unter⸗ 
laſſen was dem Reklamezwecke widerſpricht. 

8 Wien, Entſch. v. 12. Juni 1930, 3 Ob 416/50, Rſpr. 1930, 
. 185 fl.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Maximilian Kößler, Wien. 


Zu 1. Der Satz der Entſch., daß, wer eine Annonce zu 
Reklamezwecken übernimmt, ſich verpflichtet, alles zu unterlaſſen, 
was dem Reklamezwecke widerſpricht, dürfte in dieſer Allgemeinheit 
nicht zutreffend ſein, wenn auch vielleicht bei dem beſonderen, den 
Gegenſtand des Urt. bildenden Tatbeſtand die Entſch. in ihrem Er⸗ 
gebnis zu billigen fe.n wird. Die Frage, ob ein Zeitungsunter⸗ 
nehmen, das ein Inſerat verbreitet, berechtigt iſt, im redaktionellen 
Teile dieſer Zeitung das Unternehmen des Beſtellers abfällig zu 
kritiſieren, iſt lebhaft umſtritten worden. Richtigerweiſe wird an⸗ 
zunehmen ſein, daß der Unternehmer nur ſolche kritiſchen Artikel zu 
unterlaſſen hat, die jedes zuläſſige Maß überſchreiten. Würde dem 
Verleger die Pflicht auferlegt werden, jede Bemerkung im redak⸗ 
tionellen Teile zu unterbinden, die dem Reklamezwecke des Inſerats 
widerſpricht, jo hieße das, die redaktionelle Selbſtändigkeit der 
Zeitung untergraben. Es könnte jemand dadurch, daß er in einer 
Zeitung beſtimmte Inſerate aufgibt, die Stellungnahme der Zeitung 
erkaufen. So führt auch hierzu das NG. (O8. 1926, 1070) aus: 
„Die Vertragsverletzung und die Vereitlung des Vertragszwecks iſt 
nicht darin zu finden, daß der Kl. überhaupt Kritik an der Holz⸗ 
Konferenz geübt hat (das Recht der Kritik konnte ihm nicht da⸗ 
durch geſchmälert werden, daß er die Inſerate aufnahm), ſondern 
darin, daß er ſie in einer jedes zuläſſige Maß überſteigenden Weiſe 
ausübte, die Holzkonferenz beſchimpfte und verächtlich zu machen 
verſuchte ... Richtete er feine ihrer Art nach unzuläſſigen Au- 
griffe gegen die bei ihm inſerierende Bekl. ſo verletzte er zugleich 
ſeine Vertragspflicht. Wegen dieſer Vertragsverletzung kann er die 
Gegenleiſtung nicht verlangen.“ 

Ob eine poſitive Vertragsverletzung des Zeitungsverlegers, die 
zur Verweigerung der Gegenleiſtung berechtigt, vorliegt, läßt ſich 
ſomit nicht allgemein entſcheiden. Die Kritik wird dann als Ver⸗ 
tragsverletzung anzuſehen ſein, wenn ſie ihrem Inhalte nach un⸗ 
berechtigt iſt oder durch ihre Form ſtark verletzend wirkt (vgl. 
Wolff⸗Criſolli, Das Recht der Reklame S. 357f.). 

Daß das Annoncenbüro eine direkte Haftung trifft, dürfte nicht 
zu beanſtanden ſein. Dem Inſerenten gegenüber iſt das Annoncen 
bitro, wenn es ſich nicht nur um einen Annoncenſammler handelt, 
Vertragspartei und ſomit für die vertragsmäßige Erfüllung ver⸗ 
antworklich. Demzufolge beſteht auch der Handelsbrauch, daß der Be⸗ 
ſteller die Zahlung verweigern kann, bis ihm durch die Annoncen⸗ 
erpedition das ordnungsmäßige Erſcheinen des Inſerats nachgewieſen 
wird (Dove Meyerſtein II, 145, 589). 

RA. Dr. Felix Wolff, Berlin. 
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Juriſtiſche Wochenschrift 


p) Bnndesminiſterium für Handel und Verkehr. 


1. Filmtitel (3. B. „Der ſingende Tor“) iſt für Filme 
und Reklamedruckſachen nicht ſchützbar. 

Das Bundesminiſterium hat ſeinen Standpunkt in der Frage 
der Regiſtrierbarkeit von Filmtiteln als Marken ſchon einmal, und 
zwar in feiner Entſch. v. 6. Aug. 1929, 2 114569 — Gr 2 — 1928), 
anläßlich der Zurückweiſung der Wortmarken „Panzerfeſtung Iwan⸗ 
gorod“, „Der Frauenarzt“ und „Der letzte Fiaker“ ausführlich dar⸗ 
geſtellt und begründet, wobei ſich als Reſultat der angeſtellten Unter⸗ 
ſuchung ergab, daß im Verkehr jedes als Filmtitel verwendbare Wort 
im Zuſammenhang mit dem Begriff „Film“ gewohnheitsmäßig als 
Filmtitel aufgefaßt wird und nur durch Anwendung beſonderer Mittel 
Markencharakter erlangen kann. Von den drei möglichen Begriffs⸗ 
inhalten des Wortes „Film“: „Film-Band als materielles Mittel 
zur Darſtellung, Film⸗Stück als das dargeſtellte dramatiſche Ge⸗ 
ſchehen und Film als beſonderer Erwerbszweig, iſt der Gebrauch des 
Wortes in der Bedeutung Film-Stück für jeden, der nicht un⸗ 
mittelbar mit der Erzeugung des Filmſtreifens ſelbſt zu tun hat, die 
übliche und geläufigſte Verwendung, ſo daß im Verkehr und zumal 
im großen Publikum jede in dieſem Zuſammenhang gebrauchte Wort⸗ 
bildung naturgemäß vor allem auf das Film- Stück als den am 
nächſten liegenden Begriffsinhalts bezogen wird. Wird dann auf 
Filmen, Plakaten oder Reklamen noch eine Wortbildung oder Wort⸗ 
folge gebraucht, die zur Inhaltsbezeichnung des Filmſtückes dienen 
Rann, fo wird fie unbedingt als ſolche, d. h. als Titel des Stückes 
aufgefaßt werden muſſen, und es kann nur durch beſondere Zuſätze 
gelingen, dieſe gewohnheitsmäßige und gänzlich automatiſch eintretende 
Auffaſſung in die Vorſtellung umzubiegen, daß hier nicht ein Titel 
für ein ganz beſtimmtes Werk, ſondern eine allgemeine, für eine 
Mehrheit von Erzeugniſſen des betr. Unternehmens beſtimmte Be⸗ 
zeichnung, alſo eine Marke geſehen werden ſoll. Man wird etwa die 
Firma anfügen oder die Worte in der Weiſe bilden müſſen, wie 
es die Hinterlegerin ſelbſt gezeigt hat, indem ſie ausführte, es müſſe 
ihr freibleiben, ihre Erzeugniſſe als „Singende Tonfilme“ zu be⸗ 
zeichnen, oder aber man wird die Worte im dauernden Gebrauch ſo 
lange führen müffen, bis fie ſich im Verkehr als Marke durchgeſetzt 
haben. Keine dieſer Vorausſetzungen liegt bei der Wortmarke „Der 
ſingende Tor“ vor. Dieſe Wortbildung iſt im Gegenteil ein ſo 
typiſcher Filmtitel, daß ſie kein vernünftiger Menſch als etwas 
anderes auffaſſen kann. Ein ſolcher Titel hat aber lediglich die 
Funktion der Bezeichnung des betr. Stückes und niemals die Fähig- 
Reit, als Marke, d. h. als ein Zeichen für die Herkunft einer Mehr⸗ 
heit von Erzeugniſſen aus einem beſtimmten Unternehmen, zu dienen 
und dieſe Waren von anderen gleichartigen Erzeugniſſen zu unter⸗ 
ſcheiden. Die Kammer hat daher in dem angefochtenen Beſchluß mit 
Recht die Regiſtrierung der Marke „Der ſingende Tor“ verweigert... 


(OfterrEMHR., Beſcheid v. 11. Dez. 1929, 2 163041, GR 2 
OſterrPatBl. 1930, 129 f.) 


2. Die Abbildung eines Liktorenbündels kann nicht 
als Marke geſchützt werden. 

Die Marke beſteht ausſchließlich aus der Abbildung eines Lik⸗ 
torenbündels und iſt i. S. des §11 a MSchc. (BGBl. 1928 Nr. 117) 
der amtlichen Ausführungsform eines italieniſchen Hoheitszeichens 
ähnlich, das ſeit 12. Dez. 1926 als Sinnbild des Staats in Geltung 
ift (vol. Meyers Lexikon, 7. Aufl., Bd. VI S. 683). Die Marke it 
daher i. S. des 8 3 Abf. 1 Ziff. 1 Buchſt. b und des $4b PNSHÖ. 
von der Regiſtrierung ausgeſchloſſen. 

Die Marke erweckt ferner, da das Liktorenbündel allgemein als 
Wahrzeichen der italieniſchen Faſchiſtenpartei bekannt iſt, bei dem 
kRonſumierenden Publikum den Anſchein, daß die mit ihr verſehenen 
Waren aus Italien ſtammen, und iſt daher als über die Herkunft 
der Waren irreführend auch gem. 8 37 Abf. 1 Ziff. 4 MS. von 
der Regiſtrierung ausgeſchloſſen ... 

(OſterrB MS., Beſcheid v. 17. Jan. 1930, 2 160198, GR 2/29 
[OſterrpatBl. 1930, 103].) 


Frankreich. 
Cour d' Appel Paris. 


1. Künſtleriſche Karikaturen von Tagesereigniſſen 
fallen unter den Schutz der Berner Konvention über 
das geiſtige Eigentum an Werken der Literatur und Kunſt 
v. 13. Nov. 1908. 

Die humoriſtiſche Zeitſchrift „Le Rire“ bringt unter dem 
Titel „Le Rire à P'Etranger“ gewöhnlich einen Abdruck ver⸗ 
ſchiedener Karikaturen ausländiſcher humoriſtiſcher Blätter in Form 
einer Wochenſchau. 

Die engliſche Zeitfchrift „Punch“ hatte wegen des Abdruckes 
eines ihrer Bilder mit Text ohne Genehmigung „Le Rire“ auf 
Schadenserſatz verklagt. 

Die Cour d' Appel de Paris hat in Übereinſtimmung mit dem 
Gericht erſter Inſtanz dieſer Klage ſtattgegeben. 

Zeichnung und Text bilden nach den Urteilsgründen der Cour 
d Appel ein Ganzes und fallen unter den Schutz der Berner Kon⸗ 
vention (Art. 2, 9). 

Auch Abſ. 3 Art. 9, nach dem Tages neuigkeiten und einfache 
geitungsnachrichten nicht geſchützt ſind, findet keine Anwendung. 
Die Tatſache, daß der Karikaturift als Künſtler ſich durch Tages- 
ereigniſſe inſpririeren läßt, ſchließt den Charakter einer geiſtigen 
und künſtleriſchen Schöpfung nicht aus. Es wäre unverſtändlich 
(paradoxal), wenn man einem Künſtler vom Range eines Daumier, 
elnes Forain oder eines anderen großen Karikaturiſten den Schutz 
verſagen ſollte, den jeder Photograph für eine mehr auf in⸗ 
duſtrieller Grundlage beruhende Schöpfung genießt (resultat quasi 
industriel). 

(Cour d’Appel de Paris, 1 chambre, Entſch. v. 11. Juli 1930.) 
Mitgeteilt von RA. Georg Dietz, Paris. 


Dem Reichstage und dem Landtage vorliegende Geſetzentwürfe. 


Berichtet von Senatspräſident Fuiſting und Miniſterialrat Schlüter, Berlin. 


1. Dem RT. liegt der Entwurf eines Geſetzes über die 
Entſchädigung der gewerbsmäßigen Stellenvermitt⸗ 
ler vor (RT Drucks. Nr. 648). Nach 855 Abſ. 1 Arb VermG. iſt die 
gewerbsmäßige Stellenvermittlung v. 1. Jan. 1931 ab verboten. Die 
erſten Schritte zur Einſchränkung der gewerbsmäßigen Stellenver⸗ 
mittlung zugunſten der gemeinnützigen Arbeitsvermittlung taten das 
Stellenvermiltlungsgeſetz v. 2. Juni 1910 und das Arbeitsnachweis⸗ 
geſez v. 22. Juli 1922. Die Vermittefungstätigkeit der gewerbs⸗ 
mäßigen Stellenvermittler wird v. 1. Jan. 1931 ab durch die 
Arbeitsämter und durch paritätiſche Einrichtungen erſetzt werden. Die 
Arbeitsämter werden in Zukunft insbeſ. die Vermittlung für die 
Land⸗, Gaſt⸗ und Hauswirtſchaft, für Seeleute und Muſiker ganz 
übernehmen. Als Stellenvermittler für die künſtleriſchen Berufe ſind 
die Arbeitsämter allerdings nicht geeignet. Für die Vermittlung von 
Artiſten, Bühnenangehörigen, Chor⸗ und Tanzperſonal ſind pari⸗ 
tätiſche, nichtgewerbsmäßige Stellennachweiſe geſchaffen worden, deren 
Träger die beteiligten Berufsverbände der Arbeitgeber und der Arbeit⸗ 
nehmer find. Für die gewerbsmäßige Vermittlung konzertierender 
Künſtler dagegen ift bisher ein Erſatz nicht geſchaffen. Die Konzert⸗ 
agenturen bleiben vorerſt über den 31. Dez. 1930 hinaus beſtehen. 
Der Entwurf ſieht ſogar vor, daß bis zum Zeitpunkt des end⸗ 
gültigen Verbots auch neue Konzertagenturen zugelaſſen werden 
dürfen. Der Anſpruch auf Entſchädigung für die Entziehung der 
behördlichen Erlaubnis zur gewerbsmäßigen Stellenvermittlung iſt 
von der Erfüllung zweier Vorausſetzungen abhängig: 


1. dem Betriebe des Gewerbes mindeſtens ſeit dem 2. Juni 
1910 und 

2. dem Veſitz einer ausdrücklichen Erlaubnis, die die Ausübung 

mindeſtens ſeit dieſem Zeitpunkt geſtattet. 

Durchbrechung dieſes Grundſates zur Vermeidung unbilliger 
Härten iſt in beſtimmten Fällen vorgeſehen, ſo z. B. für Witwen und 
minderjährige Erben der gewerbsmäßigen Vermittler; denn dieſe 
Perſonen bedurften keiner behördlichen Erlaubnis zur Fortführung 
des Betriebs. Unter Zugrundelegung eingehender ſtatiſtiſcher Er⸗ 
hebungen will der Entwurf einem Teil der Stellenvermittler, deren 
ſofortige Betriebseinſtellung beſonders dringlich erſcheint, eine Ab⸗ 
findung in Form einer Barentſchädigung oder Rente, dem andern 
Teil als Entſchädigung die Erlaubnis geben, das Gewerbe noch eine 
beſtimmte Zeit fortzuſetzen. Ausgeſchloſſen von der Entſchädigung find 
alle gewerbsmäßigen Stellenvermittler, mit Ausnahme der Konzert- 
agenten, die ihr Gewerbe nach dem 2. Juni 1910 begonnen haben, 
ferner die Konzertagenten, die ihren Betrieb bis zu einem vom 
NAHM. nach Anhörung des Verwaltungsrats der Reichsanſtalt für 
ArbVerm. und ArbLoſVerſ. und mit Zustimmung des Reichsrats zu 
beſtimmenden Zeitpunkt fortführen dürfen. Die übrigen gewerbs⸗ 
mäßigen Stellenvermittler, die ihr Gewerbe mindeſtens ſeit dem 
2. Juni 1910 ausüben, erhalten Reine Entſchädigung. An deren Stelle 
tritt die Erlaubnis, ihren Betrieb bis zum 30. Juni 1933 fort⸗ 
zuführen. Für die Barentſchädigung kommen demnach nur die ge⸗ 
werbsmäßigen Stellenvermittler für Artiſten, Vühnenangehörige, 


1 


y 
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Chor⸗, Tanzperſonal und Muſiker, die ihr Gewerbe mindeſtens ſeit 
dem 2. Juni 1910 ausüben, in Betracht. Die Vorſchriften über die 
Eutſchädigung lehnen ſich im weſentlichen an die Grundgedanken des 
Anleiheablöſungs⸗ und des Kriegsſchädenſchlußgeſetzes an. Für Stellen⸗ 
vermittler, die das 60. Lebensjahr überſchritten haben, 
Möglichkeit, eine Altersrente zu erhalten. Für Witwen und minder⸗ 
Erben iſt eine Hinterbliebenenrente vorgeſehen. 
und Renten werden nur auf Antrag gewährt. Sie 
werden durch Verwaltungsbeſcheid des Fin A. feſtgeſetzt (nach Anhörung 
Berufung an das Finger. beim 


jährige 
entſchädigung 


des Arbeitsamts). Dagegen ſteht 
LFin A. zu, das endgültig entſcheidet. 


2. Durch 822 RGeſ. über die Bereinigung der 
Grundbücher v. 18. Juli 1930 (RGBl. I, 305) ſind die Lander 
ermächtigt, auch Eintragungen über gegenſtandslos gewordene Rechte, die 
nicht von der Aufwertung betroffen ſind, zur Löſchung zu bringen. Von der 
Ermächtigung will der dem preuß. LT. vorliegende Entwurf eines 
Ausführungsgeſetzes zu dieſem Parapraph — Drucks. 
Nr. 5874 Pr. L. — Gebrauch machen. Er bezeichnet als gegenſtandslos 
ſolche Rechte — einſchließlich Vormerkungen, 
fügungsbeſchränkungen, Enteignungsvermerke u. dgl. —, die nicht 
beſtehen oder deren Ausübung aus tatſächlichen Gründen dauernd 
unmöglich iſt. Dieſe Vorausſetzung ſoll in drei Fällen zuläſſig ſein: 
zunächſt, wenn die Gegenſtandsloſigkeit in einer den Anforderungen 
der GBO. entſprechenden Weiſe dargetan iſt. 
GBA. dem Betroffenen eine Ankündigung der Löſchung mit Friſt⸗ 
ſetzung zuſtellt und innerhalb der Friſt kein Widerſpruch erhoben 


Ferner dann, wenn das 


Rechtſprechung 


beſteht die 


Kapital⸗ 


wird; dabei iſt die öf 
reichen, duß die Ankündi 
Für den Fall, daß Wider 
Aufenthalt des Betroffenen unbekannt iſt, kann drittens das GBA. 
durch begründeten Beſchluß die Gegenſtandsloſigkeit feſtſtellen; nach 
Rechtskraft des Beſchluſſes erfolgt die Löſchung. — Grundſätzlich Toll 
der Grundbuchrichter nach freiem Ermeſſen befugt ſein zu entſcheiden, 
ob das Löſchungsverfahren einzuleiten und durchzuführen iſt; ſeine 
Entſch. iſt unanfechtbar. In der Begründung it hervorgehoben, daß 
das Verfahren nur eingeleitet werden ſoll, wenn ein beſonderer 
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fentliche Zuſtellung ausgeſchloſſen, um zu er⸗ 
gung auch wirklich den Betroffenen erreicht. 


ſpruch erhoben oder daß die Perſon oder der 


äußerer Anlaß und Grund zu der Annahme, daß die Eintragung 
gegenſtandslos iſt, vorliegen. Das Verfahren ſoll ſich nach den Vor⸗ 


Widerſprüche, Ver⸗ 


ſchriften des PrüchG. und der GBO. richten; 8 12 RF GG. iſt aus⸗ 
drücklich für anwendbar erklärt. 
Anordnungen über die Vorlegung von Briefen und Urkunden iſt 
Zwang vorgeſehen; die Zuſtellungsvorſchriften find geändert. Be⸗ 
ſchwerde und weitere Beſchwerde ſollen nur innerhalb zwei Wochen 
zuläſſig ſein; jedoch kann in beſonderen Fällen eine längere Friſt 
bewilligt werden. Für das Verfahren im erſten Rechtszuge werden — 
abgeſehen von Ausnahmefällen — keine Gebühren erhoben; die Aus⸗ 
lagen fallen dem zur Laſt, dem die Löſchung zugute kommt. Das 
Geſetz ſoll zeitlich nicht beſchränkt ſein. Die Begründung betont ver⸗ 
ſchiedentlich, daß bei der 
geboten ſei. Der Juſtizminiſter hat ſich die Befugnis zum Erlaß von 
DurchfVO. und zur Aufſtellung von Grundſäßen für die Anwendung 
vorbehalten. Es wird aber wohl zu prüfen ſein, ob nicht der Ge⸗ 
ſetzentwurf ſelbſt durch nähere Vorſchriften zu ergänzen iſt. 


Zur Befolgung der richterlichen 


Anwendung des Geſetzes große Vorſicht 


Überſicht der Kechtſprechung. 


A. 
Zivilrecht. 
1. Materielles Recht 


Bürgerliches Geſehbuch. 

88 93 ff. BG. Ein vom Pächter eines 
Grundſtücks auf feſten Fundamenten er- 
richtetes Wohngebäude mit 3 kleineren 
Wohnungen iſt jedenfalls dann weſentlicher 
Beſtandteil des Grundſtücks, wenn der Er⸗ 
bauer es nicht für die Zeit des Pachtver⸗ 
hältniſſes, ſondern in der begründeten Er⸗ 
wartung errichtet hat, daß es dauernd 
auf dem Grundſtücke verbleiben könne. Das 
Haus wird alſo Eigentum des Grundbe— 
ſitzers. Die Veräußerung des nackten Grund 
und Bodens zieht rechtsnotwendig die des 
Gebäudes nach ſich. RF. 377 4% 

8133 BGB. Eine i. J. 1929 vereinbarte 
Klauſel des Inhalts, daß bei einer Er⸗ 
abeng der Steuern für ein Grundſtück 
züber den Stand vom 1. April 1927“ die 
Miete ſich erhöhen folle, ſchließt eine Aus⸗ 
egung dahin nicht aus, daß auch die 
zum 1. April 1927 eingetretene Erhöhung 
er Hauszinsſteuer den Mietzins ent⸗ 
ſprechend erhöhe. NG. 306 7 

8823 BGB.; 8 2 Prleinbahnch.; Art. 41 
Abs. 3 a. RVerf.; Art. 153 RVerf. Die Ge⸗ 
nehnigung zur Herſtellung und zum Be⸗ 
triebe einer Kleinbahn gewährt dieſer im 
Zweifel kein ausſchließliches Recht, ſo daß 
ein öffentlich⸗rechtlicher Entſchädigungsan⸗ 
Peru) gegen ein Konkurrenzbahnunter⸗ 
nehmen in der Regel nicht in Frage 
ommt. R. 309 9 
U, 2012, 140 WEB. ein nichtiger 
evbſchaftskauf kann durch eine Erbaus⸗ 
manderſetzung im Wege der Konverſion 
erſetzt werden. RG. 308“ 


III. Steuernotverordnung. 


„8.8 UI. StRotBO.; 4. D 

i } . 4. Durchf®d. vom 

98 1b 1924 zu Art. 1 der Nb Store. 

ah m - ANEVD. iſt keine kraft Geſetzes 
mittelbar, allgemein und ſofort eintre⸗ 
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tende Verfügungsbeſchränkung der Ver⸗ 
ſicherungsunternehmung in der Verfügung 
über das zum Aufwerkungsſtock gehörende 
Vermögen, ſondern nur die geſetzliche 
Grundlage für ſpätere Geſtaltung im Ein⸗ 
zelfall, die aber einſtweilen das Ver⸗ 
fügungsrecht der Verſicherungsunterneh⸗ 
mung unberührt läßt, bis zur Beſtellung 
eines Treuhänders. RG. 297 


Aufwertungsgeſetz. 


88 67, 68, 16 Aufw®. Ein in die Rück⸗ 
wirkungszeit fallender Vergleich ſteht aller⸗ 
dings einer nachträglichen Erhöhung der 
Aufwertung nach 8 67 Abſ. 2 Aufw c. nicht 
entgegen, und zwar nach 8 78 AufwG, 
auch dann nicht, wenn die Ausführung 
des Vergleichs in die Zeit nach dem 
13. Febr. 1924 fällt. Aber für eine hiernach 
geforderte Erhöhung der Aufwertung einer 
auf Grund des Vergleichs an ſich wirkſam 
gelöſchten Hypothek iſt rechtzeitige Anmel⸗ 
dung erforderlich. R. 297“ 


Durchführungsverordnung zum Auf⸗ 

wertungsgeſetz. 

Art. 115 Satz 3 DurchfBO. z. AufwG. 
Die Gerichte find berechtigt und verpflich- 
tet, die Frage des Beſtehens oder Nicht⸗ 
beſtehens einer Reichsaufſicht über ein aus⸗ 
ländiſches Verſicherungsunternehmen zu 
prüfen. KG. 3243 


Geſetz über Arbeitsbermittlung und 
Arbeitsloſenverſicherung. 


890 Abſ. 2 ArbBermG. Ablehnung einer 
Arbeit in geſperrtem Betriebe. Wird von 
einer Arbeitnehmerorganiſation über einen 
Betrieb deswegen die Sperre verhängt, 
weil der Unternehmer die Beſtimmungen 
des für feinen Betrieb geltenden Tarif⸗ 
vertrages nicht innehält, fo tft ein Arbeits ⸗ 
loſer, für den dieſer Tarifvertrag in Be⸗ 
tracht kommt, berechtigt, die angebotene 
Arbeit in dem Betriebe abzulehnen. 
Vers A. 3871 


Vetriebsrätegeſetz. 

88 18, 19, 61 Betrag.; 88 13, 23 ff. 
Wahl OBetrüich. Die Anordnung der ge⸗ 
meinſamen Wahl von Augeſtellten und 
Arbeitern durch VO. d. Reichsmin. d. 
Finanzen ift wirkſam. Die nur eine Ar⸗ 
beitnehmergruppe enthaltenden Vorſchlags⸗ 
liſten ſind gültig. Verteilung der Sitze, 
wenn nur eine Vorſchlagsliſte einen Ar⸗ 
beitervertreter enthält. RArbG. 337 r 

88 39, 66 VetrRG.; Art. 159 RVerf. Ein 
Betriebsratsvorſitzender, der zugleich Ge⸗ 
werkſchaftsfunktionär iſt, verletzt noch nicht 
ſeine Amtspflicht, wenn er eine Lohnbe⸗ 
wegung fördert. RArbG. 3382 


2. verfahren. 
Gerichtsverfaſſungsgeſeh. 


813 GVG. Für die Frage der Zuläſſig⸗ 
keit des Rechtsweges hinſichtlich der Ver⸗ 
bindlichkeit zur Entrichtung landesrecht⸗ 
licher öffentlicher Abgaben ſind die Be⸗ 
ſtimmungen des Landesrechts maßgebend; 
die hiernach beſtehende Unzuläſſigkeit kann 
nicht auf dem Wege der Klage aus Be⸗ 
reicherung oder unerlaubter Handlung ver⸗ 
hindert werden. Das Reichs recht enthält 
keine Beſtimmung, wonach der zu einer 
Landesabgabe Herangezogene die Frage, 
ob dies zu Recht geſchehen iſt, im ordent⸗ 
lichen Rechtswege entſcheiden laſſen kann. 
RG. 2982 

813 6G.; 8 61 Nr. 2 KO.; 8 227 
RAbgO. Für den Streit um das Vorrecht 
von Steuerforderungen im Konkursver⸗ 
fahren iſt der Rechtsweg vor den ordent⸗ 
lichen Gerichten gegeben. Zur Bedeutung 
einer Vorauszahlungsverpflichtung für die 
Frage der Fälligkeit. OLG. Frankfurt 326 5 

8 13 6886. Anſprüche gegen öffentliche 
Beamte wegen Amtspflichtverletzungen ge⸗ 
hören, ohne Rückſicht auf die Natur des 
bei der Amtshandlung in Frage kommen⸗ 
den Rechtsverhältniſſes, zu den bürger⸗ 
lichen Rechtsſtreitigkeiten. RG. 2982 
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Zivilprozeßordnung. 

88 103 ff., 91 ZPO. Auch materielle 
Koſten können in beſonderem Prozeß nur 
verlangt werden, wenn es an einem voll⸗ 
ſtreckbaren Titel zur Koſtenfeſtſetzung fehlt. 
RG. 31111 

88 516, 518, 519 ZPO. Zur wirkſamen 
Einlegung der Berufung genügt es, wenn 
der Berufungskl. nachweiſt, daß er noch 
nicht zugeſtellt habe, und daß ſeit der 
Verkündung noch nicht fünf Monate ver⸗ 
ſtrichen find. OLG. Celle 3254 


Konkursordnung. 


8 61 Nr. 2 KO.; 8 13 GG.; 8 227 
KAHgD. Für den Streit um das Vorrecht 
von Steuerforderungen im Konkursver⸗ 
fahren iſt der Rechtsweg vor den ordent⸗ 
lichen Gerichten gegeben. Zur Bedeutung 
einer Vorauszahlungsverpflichtung für die 
Frage der Fälligkeit. OLG. Frankfurt 3265 


Armenanwaltsgeſetz. 


Die Umſatzſteuer von den Anwaltsge⸗ 
bühren iſt dem Armenanwalt aus der 
Staatskaſſe zu erſtatten. KG. 3242 


B. 
Strafrecht, 


Strafgeſetzbuch. 
Geſichtspunkte zur Auslegung des 82 
Abſ. 2 StGB. BayObLG. 322 1 
8 43 Stcß B.; 8359 RAbgd.; 87 Umſ⸗ 
StG. Vorausſetzung der Steuerfreiheit einer 
Lieferung, die bei der Abwicklung mehrerer 
von verſchiedenen Unternehmern über die⸗ 
ſelbe Ware geſchloſſenen Umſatzgeſchäfte aus⸗ 
schließlich zum Zwecke der Beförderung 
geſchieht. Wer in der rechtsirrigen Mei⸗ 
nung, ſteuerpflichtig zu ſein, die vermeint⸗ 
lich geſchuldete Steuer zu hinterziehen ver⸗ 
ſucht, begeht keinen ſtrafbaren Verſuch der 
Steuerhinterziehung, ſondern ein ſtrafloſes 
Wahnverbrechen. RG. 31718 


Strafprozeßordnung. 


88 419, 420, 421, 422 StpO.; 8 449 
RAbg O.; 839 Fin AusglGG. v. 27. April 
1926 (RG Bl. I, 203); Art. 14, 83, 84 
RVerf. Die Grunderwerbsſteuer gilt als 
Reichsſteuer i. S. 81 Abſ. 2 RADIO. Sind 
auf Antrag einer Landesregierung die Ge⸗ 
ſchäfte der Finanzämter bei der Verwal- 
tung der Grunderwerbsſteuer den Landes⸗ 
behörden übertragen worden, ſo haben 
dieſe damit zugleich auch das Recht und 
die Pflicht zur ſtrafrechtlichen Verfolgung 
aller Geſetzesverlezungen erhalten. OLG. 
Dresden 334 10 


(& 
Steuerrecht. 


Reichsabgabenordnung. 

84 RabgoO. Eine „wirtſchaftliche“ Ber 
erbung iſt unmöglich. RF§H. 379 50 

§ 59 RAbgO.; 8869, 77, 78 EinkstG. 
1. Steuerhinterziehung durch Unterlaſſen 
der Abführung der als Steuerabzug vom 
Arbeitslohn einbehaltenen Beträge an die 
Finanzkaſſe. 2. Zu dem Vorſatz, eine Steuer 
zu verkürzen, gehört das Bewußtſein, für 
ihre Entrichtung „haftbar“ zu ſein. Das 
gilt ſowohl für den Steuerſchuldner ſelbſt 
wie auch für deſſen Vertreter gemäß 8 88 
RAbgO. RG. 31312 

ss 82, 214, 219, 220, 277 NAbg. 
a) Auch bei Zöllen und Verbrauchsſteuern 
iſt ein vorläufiger Steuerbeſcheid zuläſſig. 
b) Wird gegen den vorläufigen Steuer- 
beſcheid Aufechtung eingelegt, fo hat bei 
Fortfall der Ungewißheit vor Erlaß der 
Anfechtungsentſcheidung das LFin A. in der 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Anfechtungsentſcheidung die Berichtigung 
nach § 214 RUbgD. vorzunehmen. Wird in 
einem ſolchen Falle vom Hauptzollamt 
oder Zollamt der vorläufige Steuerbeſcheid 
zurückgenommen und der endgültige Steuer⸗ 
beſcheid (Berichtigungsbeſcheid) erlaſſen, ſo 
915 dies rechtsunwirkſam (nichtig). RF. 


876 Abſ. 1 Nr. 2, Abs. 3 RAbgO. a) In 
der Einlegung des Einſpruchs oder der Be⸗ 
rufung kann nicht ohne weiteres eine Zu⸗ 
ſtimmung i. S. v. § 76 gefunden werden, 
keinesfalls dann, wenn der Beteiligte die 
Zuſtimmung ausdrücklich verweigert. b) Iſt 
ein Rechtsmittel eingelegt, ſo muß die 
Rechtsmittelbehörde unbekümmert darum, 
daß der angefochtene Beſcheid gemäß 8 76 
im Verwaltungswege zurückgenommen oder 
geändert iſt, entſcheiden, gegebenenfalls in 
der Weiſe, daß ſie den Steuerſtreit in der 
Hauptſache als erledigt erklärt. RF§H. 3413 

8 90 RAbgO. Ein ohne vorherige Eins 
holung der Zuſtimmung des LFin A. er- 
laſſener Haftungsbeſcheid nach 8 90 RAbg O. 
bleibt auch dann wirkungslos, wenn das 
LFin A. ihn nachträglich genehmigt. In 
einem ſolchen Falle iſt die nach 8 90 
RAbgO. haftbar gewordene Perſon end⸗ 
gültig von ihrer Haftung befreit. RIP. 
44 

8 108 Abſ. 1 RAbgO. Rechtsgültigkeit 
der Umwandlung des öffentlich- rechtlichen 
Steueranſpruchs (Grunderwerbſteuer) in ein 
privatrechtliches Schuldverſprechen gemäß 
8780 BGB. unter gleichzeitigem Teilerlaß 
der Steuer. KG. 3241 

88 165, 359, 371 RAbgO. Die Tatbeſtände 
des § 371 RUbgD. und der verſuchten oder 
vollendeten Steuerhinterziehung (8 359 
R Abg.) ſtehen, da 8 371 NAD. eine 
Vorbereitungshandlung zur Steuerhinter⸗ 
ziehung beſtraft, im Verhältnis der Ge⸗ 
ſetzeseinheit. Neben der Beſtrafung aus 
8359 RAbgO. kann auf Einziehung nach 
8 371 Abſ. 2 RAbgO. nicht erkannt werden. 
RG. 31514 

88 165 Abi. 1, 371 Abs. 1 RAbgO. Der 
Tatbeſtaud dieſer Vorſchriften (Errichtung 
eines Kontos auf einen falſchen oder er⸗ 
dichteten Namen) liegt nicht vor, wenn der 
Kontoinhaber das Konto auf einen ihm 
zwar rechtlich nicht zuſtehenden, im pri⸗ 
vaten und behördlichen Verkehr aber all⸗ 
gemein beigelegten Namen errichtet. Die 
Zuwiderhandlung gegen 8 165 Abſ. 1 
RAbgO. kann nur vorſätzlich begangen 
werden. RG. 31413 

8 191 RAbgO.: 88 1, 4, 8 Abſ. 2, 16 
Abf. 2, 51 Abſ. 1 Nr. 2, 52 Abſ. 2, 58 Abſ. 2, 
86 Abſ. 2 Nr. 2, Abſ. 2 Satz 3 RBewö. 
a) Nach den Vorſchriften der Reichsſteuer⸗ 
geſetze (insbeſondere nach den Vorſchriften 
des NBEWG. und des § 191 RAbg O.) iſt 
das bremiſche Kataſteramt verpflichtet, auf 
Erſuchen der Reichsfinanzverwaltung für 
Zwecke der Einheitsbewertung Gutachten 
über den Wert von Grundſtücken (Haus- 
beſitz und Bauland) zu erſtatten, und zwar 
ſowohl im erſtinſtanzlichen Bewertungs- 
verfahren als auch im Rechtsmittelverfah⸗ 
ren. b) Das Land Bremen kann vom 
Reiche eine Entſchädigung dafür nicht ver⸗ 
langen, daß das bremiſche Kataſteramt für 
Zwecke der Einheitsbewertung (ſei es im 
erſtinſtanzlichen Bewertungsverfahren, ſei 
es im Rechtsmittelverfahren) Gutachten 
über den Wert von Grundſtücken (Haus⸗ 
beſitz und Bauland) erſtattet hat. Ins⸗ 
beſondere kann das Land Bremen vom 
Reiche keinen Erfah von Auslagen ver- 
laugen, die bei der Erſtattung eines Gut- 
achtens entſtanden ſind. Rö. 3391 

8212 Abſ. 2 RAbgO.; 88 1, 4 GrErw⸗ 
StG. Zur Frage, ob eine zuläſſige Steuer⸗ 
veranlagung vorliegt, wenn der erſten 
Steuerveranlagung eine wegen Schwarz- 


kaufs und deshalb wegen Fehlens der be⸗ 
hördlichen Genehmigung nichtige Auflaſ⸗ 
ſung und Grundbuchumſchreibung zugrunde 
gelegen hat, während ſpäter der Eigen⸗ 
tumsübergang mit Wirkung für die Zu⸗ 
kunft gültig wird. NFH. 380 61 

8212 Abſ. 2 RAbgO. Neue Tatſachen 
rechtfertigen eine Neuveranlagung nur, 
wenn ſie rechtserheblich find. RF. 344° 

88 222, 82 Abſ. 1. 228 Abſ. 3 RAbgO. 
a) Wird eine rechtskräftig feſtgeſetzte Steuer 
durch einen ſpäteren Steuerbeſcheid erhöht, 
ſo kann zwar der nachgeforderte Steuer⸗ 
betrag mit allen Einwänden bekämpft wer⸗ 
den. Der urſprüngliche Steuerbetrag bleibt 
aber unangreifbar, es ſei denn, daß der 
urſprüngliche Steuerbeſcheid in dem Sinne 
ein vorläufiger war, daß der ganze darin 
angeforderte Betrag nur vorläufig feſt⸗ 
geſetzt war. b) Iſt ein ee 
ohne Vorbehalt einer Erhöhung (8 82 
Abſ. 1) erlaſſen worden, fo kann er nach 
Bekanntgabe nur dann durch Beifügung 
eines ſolchen Vorbehalts geändert werden, 
wenn der Steuerpflichtige zuſtimmt. In 
der Entſcheidung über ein Rechtsmittel des 
Steuerpflichtigen gegen einen vorbehaltlos 
erlaſſenen Steuerbeſcheid kann die Rechts- 
mittelbehörde die Steuerforderung nur dann 
als vorläufig in dem Sinne erklären, daß 
eine Erhöhung vorbehalten bleibt, wenn 
die Vorausſetzungen einer Verböſerung bor- 
liegen. RF. 3457 

88 228, 258 RAbgoO.; 88.1 Nr. 1, 3 Nr. 3 
Umj&t®. Umſatzſteuerrechtliche Beurteilung 
von Leiſtungen eines Stenographenvereins 
(Abgabe von Lehrmitteln an Kursteil⸗ 
nehmer uſw.). Eutſcheidung des BG. ohne 
ausreichende Aufklärung des Sachverhalts. 
RH. 37032 

88 233, 272 RAbgO. Die Erklärung des 
Fin A., daß es ſich der Rechtsbeſchwerde 
des Steuerpflichtigen nicht anſchließe, be⸗ 
deutet den Verzicht auf die Anſchlußrechts- 
beſchwerde mit den Rechtsfolgen des 8 233 
RAbgO. NTH. 3468 

8234 NAGND.; 88 65, 67 Abſ. 2 Eink⸗ 
StG. Wenn in einer Streitſache zwei Be⸗ 
rufungsentſcheidungen gleichzeitig ergehen, 
von denen die eine die einheitliche Gewinn⸗ 
feſtſtellung, die andere die Veranlagung 
betrifft, ſo kann es geboten ſein, in der 
Rechtsbeſchwerde des Pflichtigen, die ſich 
dem Wortlaut nach nur gegen eine Be⸗ 
rufungsentſcheidung richtet, zugleich eine 
vorſorgliche Rechtsbeſchwerde gegen die 
andere Berufungsentſcheidung zu erblicken. 
Reh. 3469 

8 237 RAbgO. Ein Rechtsmittel kann 
nicht unter der Bedingung zurückgenommen 
werden, daß ihm nicht ſtattgegeben werden 
würde. NH 34811 

88 237, 13 Abſ. 2, 23 RAbg O. Der R M. 
und der Präſident des LFin A. können ſo⸗ 
wohl ein Fin A. als auch andere Behörden, 
die Geſchäfte der Find. wahrnehmen, an⸗ 
weiſen, ein von ihnen eingelegtes Rechts⸗ 
mittel zurückzunehmen. Wird dieſer An⸗ 
weiſung keine Folge geleiſtet, ſo hat die 
Rechtsmittelbehörde die Anweiſung ſelbſt 
ſo zu behandeln, wie wenn ihr gefolgt 
wäre, und das Rechtsmittel als zurück⸗ 
genommen anzuſehen. RH. 34710 

8242 NAbgO. Ein allgemein gehaltener 
formelhafter Hinweis auf umfangreiche 
Buch- und Betriebsprüfungsberichte ſowie 
auf Vertragsurkunden und Geſetzespara⸗ 
graphen iſt nicht geeignet, die Begründung 
eines Finanzgerichtsurteils zu erſetzen. 
RH. 34812 

88 247, 276 RAbgO. Umfang des Rech⸗ 
tes eines Parteivertreters zur Akteneinſicht. 
RH. 34813 

8273 RAbgO. Ein Antrag der Rechts⸗ 
beſchwerde, über das Rechtsmittel mündlich 
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zu verhandeln, aber vorerſt ohne mündliche 
Verhandlung zu entſcheiden, hindert den 
RF. nicht, unmittelbar ohne mündliche 
e ein Urteil zu erlaſſen. Rc. 


8 359 RAbgO.; 843 StGB.; 87 Umſ⸗ 
StG. Vorausſetzung der Steuerfreiheit einer 
Lieferung, die bei der Abwicklung mehrerer 
von verſchiedenen Unternehmern über die⸗ 
ſelbe Ware geſchloſſenen Umſatzgeſchäfte aus⸗ 
chließlich zum Zwecke der Beförderung ge⸗ 
chieht. Wer in der rechtsirrigen Meinung, 
ſteuerpflichtig zu ſein, die vermeintlich ge⸗ 
ſchuldete Steuer zu hinterziehen verſucht, 
begeht keinen ſtrafbaren Verſuch der Steuer⸗ 
hinterztehung, ſondern ein ſtrafloſes Wahn⸗ 
verbrechen. RG. 31718 

8359 RAbgO.; 88 5 Abſ. 4 Nr. 2, 6, 26, 
29 GrErwStGG. 1. Die Abgabe eines nur 
den Verkäufer bindenden Verkaufsangebots 
iſt nicht ohne weiteres grunderwerbſteuer⸗ 
pflichtig; anders, wenn es eine wirtſchaft⸗ 
liche Übereignung bedeutet. 2. Die Ab⸗ 
tretung der Rechte aus einem ſolchen An⸗ 
gebot iſt wenigſtens dann für beide Käufer 
grunderwerbſteuerpflichtig, wenn ſie binnen 
Jahresfriſt zum Eigentumsübergang führt. 
Daß die beabſichtigte Abtretung formell 
durch Verzicht auf das alte Optionsrecht 
und durch die Einräumung eines neuen 
Optionsrechts ſeitens des Eigentümers er⸗ 
reicht wurde, ſteht der Steuerpflicht des 
erſten Känfers nicht entgegen. 3. Die Höhe 
der Steuer richtet ſich im Falle der Ab⸗ 
tretung nicht nur nach dem Abtretungs⸗ 
entgelt, ſondern nach dem geſamten Ver⸗ 
äußerungspreis bzw. nach dem Wert des 
Grundſtücks. RG. 31515 

88 367, 377 RAbgO.; 88 29, 70, 77 
EinkStch. v. 10. März 1925. Fahrläſſigkeit 
des Betriebsinhabers bei übertragung der 
Steuerangelegenheiten an Angeſtellte. OSG. 
Dresden 3318 


88 370, 379 RAbg O.; 58 6, 45, 80 Tab⸗ 
StG. Der Kleinhändler mit Tabakerzeug⸗ 
niſſen muß dieſelbe Zigarrenſorte zu einem 
einheitlichen Kleinverkaufspreiſe verſteuern. 
Er darf gegebenenfalls eine Packung von 
100 Stück Zigarren zu 20 Pfg. mit zwei 
Steuerzeichen zu je 50 Stück Zigarren zu 
20 Pfg. verſehen, nicht aber mit zwei 
Steuerzeichen von je 100 Stück zu 10 Pfg. 
Zum Begriff der Einziehung. OLG. Dres- 
den 33411 

8377 RAbgdO.; 8 95 EintStG. v. 10. Aug. 
1925 (RG Bl. 189); 88 1, 15, 19 UmjSto. 
v. 8. Mai 1926 (RG Bl. 218). Stellt die 
Säumnis in der Zahlung einer Einkommen- 
oder Umſatzſteuervorauszahlung oder das 
Unterbleiben dieſer Zahlungen eine ſtraf⸗ 
9996 Steuerordnungswidrigkeit dar? KG. 

6 

8 433 RAbgO. Im voraus erklärter Ver⸗ 
zicht auf Rechtsmittel im Beſteuerungsver⸗ 
fahren. RG. 31918 

8433 NAbgO.; 8 328 Abſ. 3 StppO.; 
812 GrErwStcg. At das Schöffch. von 
rechtskräftigen Entſch. der Finanzbehörden 
oder Finger. abgewichen, ohne die Vor⸗ 
ſchrift des 8 433 R Abg. zu beachten, fo 
iſt das BG. gem. 8 328 Abſ. 2 StPO. be- 
fugt, aber nicht verpflichtet, die Sache an 
die Vorinſtanz zurückzuverweiſen; es kann, 
wenn es ſeinerſeits eine Abweichung von 
den Entſch. der Finanzbehörden oder Fin⸗ 
Ger. nicht für angebracht erachtet, alsbald 
in der Sache ſelbſt entſcheiden. 8 328 Abſ. 3 
kommt nicht in Betracht. RG. 31817 

8 449 RabgO.; 8 39 Fin AusglG. vom 
27. April 1926 (RG Bl. I, 203); Art. 14, 83, 
84 RVerf.; 88 419, 420, 421, 422 StPO. 
Die Grunderwerbſteuer gilt als Reichs 
ſteuer i. S. 81 Abſ. 2 Rübgo. Sind auf 
Antrag einer Landesregierung die Geſchäfte 
der Find. bei der Verwaltung der Grund⸗ 
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erwerbſteuer den Landesbehörden über⸗ 
tragen worden, ſo haben dieſe damit zu⸗ 
gleich auch das Recht und die Pflicht zur 
ſtrafrechtlichen Verfolgung aller Geſetzes⸗ 
verletzungen erhalten. OLG. Dresden 33410 


Finanzausgleichsgeſetz. 


8 12 Fin Ausgl. Zur Auslegung des 
8 12 Fin Ausglö. RH. 34914 


Einkommenſteuer und Körperſchaftſteuer. 


Art. III Nr. 1b des 2. Geſ. zur Anderung 
des EinkStG. v. 23. Juli 1928 (RGBl. I, 
290) findet auch Anwendung, wenn der für 
den Pflichtigen maßgebende Steuerabſchnitt 
mit Ablauf der 2. Hälfte des Kalender- 
jahrs 1928 endet. R§H. 359 12 


88 4 Abſ. 2 lit. b, 11 Ziff. 4 KörpStG. 
Ein Hinausgehen über den Kreis der Mit⸗ 
glieder iſt bei dem Geſchäftsbetrieb einer 
Genoſſenſchaft nicht ſchon dann anzuneh⸗ 
men, wenn gelegentlich unbedeutende Ge⸗ 
ſchäfte mit Nichtmitgliedern abgeſchloſſen 
werden. NFH. 359 20 

88 6 Nr. 4, 7 Abſ. 2, 11, 16, 58, 59 Eink⸗ 
StG. Welchem Steuerjahr iſt die in der 
Rückzahlung einer in einem früheren 
Steuerjahr bezahlten Vertragsſtrafe lie⸗ 
gende Einnahme zuzurechnen. R§H. 35015 

88 13, 17 Nr. 1 KörpStG.; 8 13 Eink StG. 
1. Wirkt eine Geſellſchaft durch Übertra⸗ 
gung von Vermögenswerten auf eine an⸗ 
dere Geſellſchaft für ihre Aktionäre ein 
wertvolles Bezugsrecht auf Anteile der an⸗ 
deren Geſellſchaft aus, ſo kann darin eine 
verdeckte Gewinnverteilung der Geſellſchaft 
an ihre Aktionäre liegen. 2. Macht eine 
Erwerbsgeſellſchaft für eine von ihr be⸗ 
herrſchte Geſellſchaft Aufwendungen, ſo die⸗ 
nen die Aufwendungen zur Verbeſſerung 
des Vermögens der aufwendenden Geſell⸗ 
ſchaft inſoweit, als die aufwendende Geſell⸗ 
ſchaft Anteile der bereicherten Geſellſchaft 
beſitzt und dieſe Anteile infolge der Be⸗ 
reicherung im Werte geſtiegen ſind. RFh. 
360 21 

88 13, 19 EinkStcz. Anſchaffungspreis 
eingetauſchter Gegenſtände. Tauſch und Ge⸗ 
winnrealiſierung. R§H. 35116 

88 14 Nr. 2, 17 Nr. 2 KörpStG. 1925. 
Außerhalb ihrer beſonderen Zweckbeſtim⸗ 
mung kann auch eine Stiftung eine Kaſſe 
i. S. 814 Nr. 2 errichten, an die Zu⸗ 
weiſungen ſteuerfrei bleiben. RF. 3622 

815 Nr. 1 KörpSt6. 1925. Die im 815 
Nr. 1 KörpStch. behandelten Rücklagen wer⸗ 
den in der Regel nach dem gemeinen 
Werte der Grundſtücke am Ende des Steuer⸗ 
abſchnitts, für den ſie gebildet werden, zu 
berechnen ſein. Wenn ſich der gemeine 
Wert, den die Grundſtücke in dem Jahre 
der Steuererhebung nach $ 10 GrErw StG. 
haben werden, mit ziemlicher Sicherheit 
ſchätzen läßt, insbeſ. ein beſtimmter Min⸗ 


deſtwert aller Vorausſicht zu erwarten iſt, 


kann einem Steuerpflichtigen die Berech⸗ 
nung der Rücklage nach dieſem (Mindeft-) 
Werte nicht verſagt werden. RFH. 36223 

8 18 KörpStG. Eigene Anteile einer 
GmbH. ſind in der Liquidationsbeſchluß⸗ 
bilanz mit 0 zu bewerten. Das Liqui⸗ 
dationsſchlußvermögen kann nicht um den 
vor und bis zur Liquidation vorhan⸗ 
denen Wert der eigenen Anteile erhöht, 
es kann auch nicht aus dem Anfangsver⸗ 
mögen der damals noch vorhandene, um⸗ 
ſatzfahige Wert eigener Anteile ausgeſchie⸗ 
den werden. RFH. 363 24 

88 29, 70, 77 EinkStG. v. 10. März 
1925; 88 367, 377 RAbg d. Fahrläſſigkeit 
des Betriebsinhabers bei Übertragung der 
Steuerangelegenheiten an Angeſtellte. OSG. 
Dresden 3319 


Ss 30 Abſ. 4 EinkStG. findet Anwendung, 
wenn ein Händler ſeinen Laden gegen eine 
Abſtandsſumme aufgibt. NFH. 35317 

88 65—67 EinkStG.; § 111 EinkStAusf⸗ 
Beſt.; 8 82 RAbgO. Feſtſtellung der ein⸗ 
zelnen Gewinnankeile bei der einheitlichen 
Gewinnfeſtſtellung. Ergänzung des Feſt⸗ 
ſtellungsbeſcheids bei Fehlen der Zerlegung. 
Fehlen der Zerlegung als Verfahrens⸗ 
mangel bei der Veranlagung. Erteilung 
eines vorläufigen Veranlagungsbeſcheids. 
Ri. 35518 


Erbſchaftſtenergeſetz. 
83 ErbſchSt . von 1925. Wurde bei 
einer gemiſchten Schenkung von dem 


ganzen Grundbeſitze die volle Grunderwerb⸗ 
ſteuer erhoben, ſo iſt auf die geſchuldete 
Schenkungſteuer die erhobene Grunderwerb⸗ 
ſteuer — ohne die nicht anrechnungsfähigen 
Zuſchläge — nur inſoweit anzurechnen, als 
ſie auf den Teil des Geſchäfts fällt, der 
ſchenkungſteuerpflichtig iſt. RFO. 37442 
8 3 Ab. 5 ErbſchSt. 1925; 8 1620 
BGB. Die Steuerfreiheit einer Ausſtattung 
ſetzt eine Prüfung der geſamten Lebens⸗ 
verhältniſſe der Beteiligten voraus. Die 
Angemeſſenheit einer Ausſtattung kann zu 
bejahen ſein, trotzdem der Geber ſich zur 
Zeit der Ausſtattung nicht mehr in ſo gün⸗ 
ſtigen Vermögens⸗ und Einkommensver⸗ 
hältniſſen wie früher befand und die Aus⸗ 
ſtattung nur durch einen Eingriff in die 
tanz ermöglicht hat. REN. 


88 9 Abſ. 2, 18 Nr. 19, 10 ErbſchStG. 
1925. a) Der 1. Sen. ſchließt ſich für das 
ErbſchStc. 1925 dem Urt. des 5. Sen. in 
Rich. 20, 173 an. Danach ſetzt der Begriff 
der entfernteſt Berechtigten i. S. des 8 9 
Abi. 2 ErbſchStG. nicht voraus, daß die 
„Berechtigten“ einen klagbaren Anſpruch 
beſitzen. b) Die BefrVorſchr. in 8 18 
Nr. 19b kann nicht im Wege der Aus» 
legung in die Tarifvorſchriften hinein⸗ 
gezogen und dort etwa für teilweis mild⸗ 
tätige Stiftungen als Milderungsvorſchrift 
angewendet werden. RH 3754 

8 23 Abſ. 1 ErbſchStG. 1925; 58 1499 
Nr. 3, 2050, 2054 BGB. Zuwendungen an 
die anteilsberechtigten Abkömmlinge aus 
dem Geſamtgut der fortgeſetzten Güterge⸗ 
meinſchaft gelten als von dem überleben⸗ 
den Ehegatten allein gemacht, wenn ſie bei 
der Auseinanderſetzung der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft ihm allein zur Laſt 
fallen und deshalb von ihm nach Be⸗ 
endigung der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft dem Geſamtgut zu erſetzen find. 
Zwiſchen dem überlebenden Ehegatten und 
den anteilsberechtigten Abkömmlingen kann 
formlos vereinbart werden, daß Aus⸗ 
ſtattungen und andere Zuwendungen ab⸗ 
weichend von der geſetzlichen Regel bei der 
Auseinanderſetzung der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft dem überlebenden Ehegatten 
allein zur Laſt fallen ſollen. Haben Ab⸗ 
kömmlinge als Erben nach 88 2050 ff. 
VGB. Ausſtattungen oder andere Zuwen⸗ 
dungen bei der Erbauseinanderſetzung un⸗ 
tereinander zur Ausgleichung zu bringen, 
fo gilt als Erwerb das, was bei Anrech⸗ 
nung der Zuwendungen nach 88 2055, 2056 
BGB. die einzelnen Abkömmlinge aus dem 
Nachlaß (ohne Zuwendungen) zu erhalten 
haben. Zuwendungen an gemeinſchaftliche 
Abkömmlinge aus dem Geſamtgut der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft gelten bei der 
Ausgleichung als von dem überlebenden 
Ehegatten und von den anteilsberechtigten 
Abkömmlingen je zur Hälfte gemacht, ſo⸗ 
weit ſie nicht bei der Auseinanderſetzung 
der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft nach 
8 1499 Nr. 3 BGB. oder auf Grund einer 
Vereinbarung des überlebenden Ehegatten 
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und der anteilsberechtigten Abkömmlinge 
dem ENT allein zur Laſt fallen. RF. 
376 * 


Umſatzſteuergeſetz. 


8 1 Nr. 1 UmjSt®. Die gegenſeitigen 
Lieferungen zweier gleichgeordneten Kapital⸗ 
geſellſchaften ſind mangels eines Ober⸗ 
unternehmers regelmäßig umſatzſteuerpflich⸗ 
tig, auch wenn die Geſchäftsauteile beider 
Geſellſchaften zum überwiegenden Teil oder 
ganz in der Hand des Vorſtandes oder Ge⸗ 
ſchaftsführers beider Geſellſchaften ver⸗ 
einigt find. RF. 369 81 

88 1 Nr. 1, 3 Nr. 3 UmſStG.; 88 228, 
258 RAbg O. Umſatzſteuerrechtliche Beurtei⸗ 
lung von Leiſtungen eines Stenographen⸗ 
vereins (Abgabe von Lehrmitteln an Kurs⸗ 
teilnehmer uſw.). Entſch. des BGG. ohne 
ausreichende Aufllärung des Sachverhalts. 
NFH. 370 52 

82 Nr. 1b UmſSt.; 8.8 Abſ. 1 Nr. 1 
DurchfBeſt. z. UmſStch. Bei den Stichwor⸗ 
ten „Pflanzen und Blumenzwiebeln“ der 
Freiliſte 1b ſind zu „Pflanzen“ auch friſche 
Schnittblumen zu rechnen. R§H. 370 55 

8 2 Nr. 4 UmfStG. Der Vertrag, durch 
den eine Stadtgemeinde einer Geſellſchaft 
die Benutzung der öffentlichen Straßen 
und Plätze für die Zwecke des Betriebes 
eines Straßenbahnunternehmens und der 
Verſorgung der Stadt mit elektriſchem 
Strom gegen Entgelt überläßt, iſt ein 
Mietvertrag, der nach 8 2 Nr. 4 Umjöte. 
von der Beſteuerung ausgenommen iſt. 
RF H. 370 34 

83 Nr. 3 UmſStG. Dienen die von einer 
Gemeindeverwaltung gegen Erlegung der 
Kurtaxe dargebotenen Leiſtungen zum Teil 
der Geſelligkeit und Zerſtreuung (Feuer⸗ 
werk, Feſtlichkeiten und ähnliche Veranſtal⸗ 
tungen), dann fehlt es an der Ausſchließ⸗ 
lichkeit der Gemeinnützigkeit. RF. 37135 

84 NmjSt®. Erwirbt ein Unternehmer 
im Inland nur Teile einer von ihm nach 
dem Ausland zu liefernden Werkanlage, 
ſo iſt ein Anſpruch auf Ausfuhrvergütung 
nicht begründet. RF. 372 36 

87 UmſStcz. Hat der Zwiſchenhändler 
vertretbare Sachen bei der Beſitzergreifung 
bereits vorverkauft, ſo wird ſeine Steuer⸗ 
befreiung bei der Weiterveräußerung nicht 
dadurch ausgeſchloſſen, daß er die Ware 
mit bei ihm bereits lagernder Ware ver⸗ 
miſcht. RF. 37238 

87 UmjSt®. Die Anwendung von 87 
UnfSt®. wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, 
daß an dem Gegenſtand der Lieferung der 
Zwiſchenhändler ein Patentrecht hat, nach 
dem er den Gegenſtand bei ſeinem Lieferer 
herſtellen läßt. RF. 373 95 


87 UmſStG. Ungereinigte und gereinigte 
Bettfedern ſind nicht Gegenſtände gleicher 
Art im reinen Handel. RF. 37237 

87 Abſ. 2 umſStc. Als Teil der Liefe⸗ 
rung von Elektrizität und Gas i. S. von 
87 Abſ. 2 UmjSt®. iſt auch die entgeltliche 
Stellung von Meßgeräten (Gasmeſſern, 
Elektrizitätszählern) anzuſehen. R§H. 373 4 

88 Nr. 1 UmfStG. Das Entgelt, das 
bei Grundſtücksumſätzen in der Beſtellung 
einer Reſtkaufgeldhypothek zu erblicken iſt, 
wird i. S. des UmſStG. nicht erſt mit der 
Eintragung der Hypothek in das Grund- 
buch, ſondern ſchon mit der Einigung der 
Beteiligten über die Hypothekbeſtellung nach 
8 873 BOB. vereinnahmt. RF. 3734 


Kapitalverkehrſteuergeſetz. 


8 4 Abſ. 1 zu b KapVerkStG. Steuerfrei⸗ 
heit nach 84 Abs. 1 zu b KapVerkStch. 
kommt uur für ſolche Kapitalgeſellſchaften 
in Frage, an denen die öffentliche Hand 
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ſich unmittelbar durch unentgeltliche Zu⸗ 
wendungen in Höhe von mindeſtens 7/10 
ihres Aktien⸗ oder Stammkapitals oder 
durch Übernahme von mindeſtens Yu dieſes 
Kapitals oder durch Übernahme einer gleich⸗ 
wertigen Gewährleiſtung beteiligt hat. 
RF. 36425 

8 4% KapVerfstß.; 5 14 Nr. 1, 3 und 4 
Ausf BeſtstapVerkStch. 1. Eine Gmbß., die 
zu dem Zwecke gegründet iſt, als Treuhän⸗ 
derin Eigentum für einen religiöſen Orden, 
der nach der Ordensregel ſolches nicht ſelbſt 
beſitzen darf, zu beſitzen und zu verwalten, 
hat keinen Anſpruch auf Befreiung von der 
Geſellſchaftſteuer. 2. Ein Mönchsorden iſt 
kein Berufsverband i. S. des 8 14 Nr. 3 
Ausf BeſtKapVerkstcö. NFH. 364 26 

87 KapVerkStcz. Der Umſtand, daß der 
Doppelgeſellſchafter nur mit einem verhält⸗ 
nismäßig geringfügigen Betrage an dem 
darlehngebenden Unternehmen beteiligt iſt, 
ſchließt die Anwendung des 87 KapVerk⸗ 
StG. nicht aus, ſofern der Doppelgeſell⸗ 
ſchafter in der Lage iſt, durch ſeine Stel⸗ 
lung in dem Organismus des Unter» 
nehmens auf dieſes den maßgebenden Ein⸗ 
fluß auszuüben. NFH. 36527 

88 35 a, 52 Abſ. 2 KapVerkStcz. a) Gegen⸗ 
ſtand eines börſenumſatzſteuerpflichtigen An⸗ 
ſchaffungsgeſchäfts kann auch das Bruch⸗ 
teilseigentum an Wertpapieren fein. b) Wird 
ein einzelnes Anſchaffungsgeſchäft über 
mehrere, verſchiedenen Steuerſätzen unter⸗ 
liegende Gruppen von Wertpapieren ab⸗ 
geſchloſſen, ſo hat der Mindeſtſteuerſatz 
von 0,10 K., und die Aufrundung höherer 
Steuerbeträge auf volle 0,10 RM bei jeder 
demſelben Steuerſatz unterliegenden Wert» 
papiergruppe ſtattzufinden. Rö. 365 28 

8 43 Abſ.1 KapvertStG. Anſchaffungs⸗ 
geſchäfte unter einer Poteſtativbedingung, 
deren Erfüllung vom bloßen Willen des 
Verpflichteten abhängt, löſen die Steuer- 
pflicht aus. R§H. 36729 


Tabakſteuergeſet. 


Art. II 82 des Geſ. zur Anderung des 
TabStG. v. 22. Dez. 1929. Als am 1. Okt. 
1929 im Betrieb befindlich i. S. des Art. II 
82 Abſ. 1 des Gef. v. 22. Dez. 1929 gilt 
auch ein Zigarettenherſtellungsbetrieb, der 
zu dieſer Zeit mit Genehmigung der Be⸗ 
hörde in den Räumen und mit den Ar⸗ 
beitern eines anderen Betriebs Zigaretten 
für ſeine Rechnung herſtellen läßt und dieſe 
Zigaretten mit den von ihm bezogenen und 
mit ſeinem Entwertungszeichen verſehenen 
Steuerzeichen verſteuert. NTH. 385% 


88 6, 45, 80 TabSt6.; SS 370, 379 
RAbgo. Der Kleinhändler mit Tabaker⸗ 
zeugniſſen muß dieſelbe Zigarrenſorte zu 
einem einheitlichen Kleinverkaufspreiſe ver⸗ 
ſteuern. Er darf gegebenenfalls eine 
Packung von 100 Stück Zigarren zu 20 Pf. 
mit zwei Steuerzeichen zu je 50 Stück 
Zigarren zu 20 Pf. verſehen, nicht aber 
mit zwei Steuerzeichen von je 100 Stück 
zu 10 Pf. Zum Begriff der Einziehung. 
OLG. Dresden 33411 

88 11, 67a, 70 TabSt®. AFaſſ.; 88 21, 
22, 27, 59 Abſ. 2 AusfBeſt. Steuerzeichen, 
die ein Herſteller von anderer Seite als 
der zuſtändigen Hebeſtelle ſich verſchafft, 
find keine Steuerzeichen i. S. des 8 11 
Abſ. 1 TabStG. AFaſſ, durch die der Her⸗ 
ſteller ſeine Steuer entrichten kann. In 
ſolchem Falle iſt die amtliche Steuerfeſt⸗ 
ſetzung gerechtfertigt. Der 8 11 Abſ. 3 Tab⸗ 
SG. AFaſſ. findet indeſſen keine Anwen⸗ 
dung, da dieſer ſich nur auf die in vor⸗ 
ſchriftswidriger Weiſe erfolgte Entwertung 
oder in vorſchriftswidriger Weiſe erfolgte 
Anbringung von Steuerzeichen bezieht. 
RH. 38454 


88 34, 42 Abſ. 2 TabStcz. AFaſſ.; 3 228 
RAbgoO. Die Steuerforderungen, die ſich 
auf Fehlmengenfeſtſtellungen bei ein und 
derſelben Beſtandsaufnahme in einem Zi⸗ 
garrenherſtellungsbetrieb gründen, beziehen 
ſich grundſätzlich auf einen und denſelben 
Steuerfall, auch wenn es ſich um Fehl⸗ 
mengen von Rohtabak und von Zigarren 
handelt. RF H. 385 55 

Vorausſetzungen der Beſtrafung nach 
88 56 (8359 RAbgO.), 58 Nr. 5 TabStG. 
v. 12. Sept. 1919 (RG Bl. 1667), 10. Aug. 
1925 (RG Bl. I, 245), 31. März 1928 (RG Bl. 
I, 135) und 22. Dez. 1929 (RG Bl. I, 234). 
OLG. Jena 336 12 

866 Abſ. 1 TabStG. Nach dieſer Ve⸗ 
ſtimmung macht ſich ſchuldig der Klein⸗ 
händler, der, um feine Ware teurer zu 
verkaufen, das Verkaufspreisfeld der Ban⸗ 
derolen abtreunt und es alsdann durch 
Ankleben des entſprechenden Teils eines 
höherwertigen Steuerzeichens erſetzt. NO 
32115 

866 Abſ. 1 TabStc.; 5 3692 Abſ. 1 
RAbgd. Nach dieſen Beſtimmungen iſt die 
fälſchliche Anfertigung von Steuerzeichen 
ſtrafbar. Verhältnis des Geſ zur Anderung 
des TabStG. v. 22. Dez. 1929 zum früheren 
Rechte. — Geſichtspunkte zur Auslegung 
des 8 2 Abſ. 2 StGB. — Die einzuziehen⸗ 
den Gegenſtände ſind genau zu bezeichnen. 
BayoOb G. 3221 


Grunderwerbſteuergeſeß. 


81 Gr&rwstß. Ein vom Pächter eines 
Grundſtücks auf feſten Fundamenten er» 
richtetes Wohngebäude mit 3 kleineren 
Wohnungen iſt jedenfalls dann weſentlicher 
Beſtandteil des Grundſtücks, wenn der Er⸗ 
bauer es nicht für die Zeit des Pachtver⸗ 
hältniſſes, ſondern in der begründeten Er⸗ 
wartung errichtet hat, daß es dauernd 
auf dem Grundſtücke verbleiben könne. Das 
Haus wird alſo Eigentum des Grundbe⸗ 
ſitzers. Die Veräußerung des nackten Grund 
und Bodens zieht rechtsnotwendig die des 
Gebäudes nach ſich. RFH. 3776 


881,4 GrErwStG.; 8212 Abſ. 2 RAbgd. 
Zur Frage, ob eine zuläſſige Steuerver⸗ 
anlagung vorliegt, wenn der erſten Steuer⸗ 
veranlagung eine wegen Schwarzkaufs und 
deshalb wegen Fehlens der behördlichen 
Genehmigung nichtige Auflaſſung und 
Grundbuchumſchreibung zugrunde gelegen 
hat, während ſpäter der Eigentumsüber⸗ 
gang mit Wirkung für die Zukunft gültig 
wird. RF H. 380 51 

88 5 Abſ. 4 Nr. 4, 13 GrErwSté. Der 
Zuſchlagsbeſchluß im Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren wirkt jedermann gegenüber rechts⸗ 
geſtaltend, ſo daß im Steuerverfahren nicht 
nachgeprüft werden kann, ob er auf einem 
Rechtsirrtum des Vollſtreckungsrichters be⸗ 
ruht. Dagegen iſt vom Steuerrichter ſelb⸗ 
ſtändig zu entſcheiden die Frage, ob der 
im Zuſchlagsbeſcheid als ſolcher bezeichnete 
Erſteher das Meiſtgebot ſelbſt abgegeben 
hat oder ob feine Rechtsſtellung auf Ab⸗ 
tretung der Rechte eines anderen aus 
deſſen Meiſtgebot oder deſſen Erklärung, 
für ihn geboten zu haben, beruht. NAD. 
379 4 - 

88 5 Abſ. 4 Nr. 2, 6, 26, 29 Gr&rmStß.; 
8 350 NUbgO. 1. Die Abgabe eines nur 
den Verkäufer bindenden Verkaufsangebots 
iſt nicht ohne weiteres grunderwerbſteuer⸗ 
pflichtig; anders, wenn es eine wirtſchaft⸗ 
liche Übereignung bedeutet. 2. Die Abtre⸗ 
tung der Rechte aus einem ſolchen Angebot 
iſt wenigſtens dann für beide Käufer 
grunderwerbſteuerpflichtig, wenn ſie binnen 
Jahresfriſt zum Eigentumsübergang führt. 
Daß die beabſichtigte Abtretung formell 
durch Verzicht auf das alte Optionsrecht 


und durch die Einräumung eines neuen 
Optionsrechts ſeitens des Eigentümers er⸗ 
reicht wurde, ſteht der Steuerpflicht des 
erſten Käufers nicht entgegen. 3. Die Höhe 
der Steuer richtet ſich im Falle der Ab⸗ 
tretung nicht nur nach dem Abtretungs⸗ 
entgelt, ſondern nach dem geſamten Ver⸗ 
äußerungspreis bzw. nach dem Wert des 
Grundſtücks. RG. 315 15 


88 Nr. 3 GrErwSt6.; 88 4, 273 RAbgd. 
a) Eine „wirtſchaftliche“ Beerbung iſt un⸗ 
möglich. b) Ein Autrag der Rechtsbeſchwerde, 
über das Rechtsmittel mündlich zu ver⸗ 
handeln, aber vorerſt ohne mündliche Ver⸗ 
handlung zu entſcheiden, hindert den RFh. 
nicht, unmittelbar ohne mündliche Ver⸗ 
handlung ein Urteil zu erlaſſen. o) Dieſe 
Vorſchrift kommt nicht in Frage, wenn 
und ſoweit durch den Erbfall Geſamthand⸗ 
eigentum i. S. der 88 2032 ff. BGB. über⸗ 
haupt nicht entſtauden iſt. R§H. 37950 

812 GrErwStGs. Die durch Anfechtung 
herbeigeführte Nichtigkeit des Kaufvertrages 
iſt ſteuerrechtlich ſo lange bedeutungslos, 
als deſſenungeachtet die Beteiligten die 
vollzogene Grundſtücksübertragung wirt⸗ 
ſchaftlich unter ſich gelten laſſen. Eine nach⸗ 
trägliche Preisminderung gemäß 58 459, 
460, 462 BGB. braucht nicht ſtrafmildernd 
in Betracht gezogen zu werden. RG. 3181? 

8 12 Abf. 1 GrErw StG. Iſt ein Grund⸗ 
ſtückskaufpreis ziffernmäßig feſtgeſetzt und 
alsdann teilweiſe Hypothekenübernahme ver⸗ 
einbart, ſo iſt dieſe in der Regel Leiſtung 
an Erfüllungs Statt, und es iſt deshalb 
der feſtgeſetzte Barpreis für die Steuer⸗ 
veranlagung maßgebend. Es iſt jedoch 
Auslegungsfrage, ob nicht in Wirklichkeit 
die Übernahme einer Hypothek eine jelb- 
ſtändige Leiſtung und die Feſtſetzung eines 
Barbetrags lediglich das Ergebnis der Zu⸗ 
ſammenrechnung von Einzelleiſtungen iſt. 
In dieſem Falle iſt der Wert der Hypo⸗ 
thekenübernahme zu ermitteln und danach 
be Kaufpreis feſtzuſtellen. Rö. 


813 GrErwStG. 8 13 kaun keine An⸗ 
wendung finden, wenn die im Zuſchlags⸗ 
beſchluß (oder Meiſtgebot) übernommenen 
Leiſtungen des Erwerbers, wie oft bei der 
übernahme von Geſamthypotheken, keine 
entſprechende ziffermäßige Mehrleiſtung be 
deuten. RF. 382 58 


Mineralwaſſerſteuergeſetz 


88 1 Abf. 1, 4, 5 Abſ. 2 MineralwSt6 .: 
881-8, 9, 31 Abſ. 1, 32—35 DurchfBeſt. 
Für die Entſtehung der Steuerſchuld iſt die 
katſächliche Verwendung der nach 8 1 Abſ. 1 
des Geſ. ſteuerbaren Erzeugniſſe ohne Be⸗ 
deutung. Es kommt daher nicht darauf 
an, ob die ſteuerbaren Erzeugniſſe zur 
Herſtellung von Getränken oder zu anderen 

wecken, wie zur Speiſeeisbereitung, ver⸗ 
wendet werden. RF. 386 97 

81 Abſ 1 Satz 2 MineralwStch. vom 
15. April 1930; 8 1 Abſ. 1 Satz 2 Mineralw⸗ 
StG. v. 26. Juli 1918; VO. v. 30. Nov. 1921; 
Ausf. v. 15. Febr. 1922 (RGBl. I. 212). 
In 8 1 Abſ. 1 Satz 2 kommt den Worten 
„unmittelbar aus dem Herſtellungsgerät“ 
für die Frage der Steuerbarkeit der dort 
bezeichneten Getränke eine maßgebende Be⸗ 
eutung nicht zu. Die Art der Herftel- 
lungsgeräte iſt deshalb für die Steuerbar⸗ 
keit der Getränke nicht entſcheidend. Die 
Steuerbarkeit der bezeichneten Getränke 
9 en ab, daß ſie in ur 

hloſſenen Gefäßen ausgeſchenkt werden. 
uslöfofienen Gefähen enögeſch 


Vereinszollgeſetz 


88.134, 135, 140, 142, 158 VRull®.; 
98 350, 359, 309, 383, 451, 453 Rilbgd.; 


Rechtſprechung 


88 7, 74, 79 ViehſG.; ſächſ. VO. über Ein⸗ 
und Durchfuhr von ausländiſchem Ge⸗ 
flügel v. 28. Nov. 1928; $2 Abſ. 2 StGB. 
Unterfchied zwiſchen Einfuhrverbot und 
Einfuhrbeſchränkung. Unanwendbarkeit der 
Hinterziehungsvorſchriften des Vgollch. als 
Folge des am 1. Jan. 1930 in Kraft ger 
tretenen Art. 7 Ziff. 10 RGeſ. z. Anderung 
des TabStG. v. 22. Dez. 1929 (RGBl. I, 
234). Strafenhäufung bei Zuſammentreffen 
von Konterbande und Defraude. Unterſchied 
von Konfiskation und Einziehung. OLG. 
Dresden 3329 


8 135, 136 Ziff. 9, 145, 155, 110 830116.; 
Kontenregulativ v. 15. Dez. 1887; 88 359, 
365, 453 R Abg.; Art. VII Ziff. 10 Gel. 3. 
Abänderung des TabStG. v. 12. Dez. 1929 
(RGBl. 234). Zollhinterziehung in Anſehung 
von Eingangszöllen für Teppiche durch 
falſche Beſtandsanmeldung, Zur Frage des 
milderen Strafgeſetzes i. S. von 8 2 Abſ. 2 
StGB. KG. 3307 


Preußiſches Landesſtempelſteuergeſetz. 


TarSt. 7 Nr. 5 LStempStG. Beſtellun⸗ 
gen ſind keine ſtempelpflichtigen Urkunden, 
auch wenn ſie alle Verkaufsbedingungen 
enthalten. RG. 3029 


TarSt. 15 Abſ. 3, 5b LStempStb. Die 
mit Eintragung einer Hypothek verbundene 
Eintragung einer Vormerkung zur Erhal⸗ 
tung des Rechtes auf Löſchung voreingetra⸗ 
gener Hypotheken iſt beſonders ſtempel⸗ 
pflichtig. RG. 302% 

TarSt. 19 Abſ. 1 LStempStG.: 88 388, 
407, 412, 425 HGB. Die dem Spediteur 
vom Auftraggeber erteilte Ermächtigung zu 
Handlungen, die er nach außen im eigenen 
Namen vorzunehmen pflegt, iſt nicht als 
Vollmacht zu verſtempeln. RG. 3055 


TarSt. 21 i. Verb. m. 7 Abſ. ib LStemp⸗ 
StB. Die Klauſel „dieſer Vertrag tritt in 
Kraft nach erfolgter Gegenbeſtätigung“ 
macht die Erklärung zu einem bloßen An⸗ 
gebot und iſt nicht als Bedingung anzu⸗ 
nehmen. Deshalb Steuerfreiheit. RG. 3058 


Preußiſches Kommunalabgabengeſeßz. 


PrKommäbgb. Au die Stelle der in der 
Kabinettsorder v. 8. Juni 1834 (GS. 87) 
beſtimmten Beſchränkung der Steuerfreiheit 
von Kommunalgrundvermögensſteuern (8 24 
Abſ. 4 Komm AbgG.) tritt eine unbeſchränkte 
Steuerfreiheit, wenn eine kommunale Grund⸗ 
ſteuerverfaſſung auf eine weſentlich ver⸗ 
änderte Grundlage geſtellt worden ift. Eine 
ſolche Anderung iſt ſtets dann anzunehmen, 
wenn eine für die Beſtenerung des Grund⸗ 
beſitzes maßgebende Grundſteuerordnung 
gehoben und die Beſteuerung des Grund⸗ 
beſitzes gemäß 826 Abſ. 1 a. a. O. in Pro⸗ 
zenten der ſtaatlich veranlagten Grundver⸗ 
W vorgenommen wird. PrOVG. 
388 2 

ST Prͤomm Abg. Den Grundſatz des 
87 Komm Abgcß, nach dem Gebühren im 
voraus nach feſten Sätzen zu beſtimmen 
find, verletzt ein Ortsgeſetz, das, ohne ob⸗ 
jeklive Merkmale feſtzulegen oder die Ab- 
grenzung nach ſolchen Merkmalen zwingend 
vorzuſchreiben, es dem Gemeindebeſchluß 
überläßt, einzelne Abnehmer zu „Großab⸗ 
nehmern“ zu erklären und damit zu einer 
höheren Gebühr heranzuziehen. R§H. 3871 


Preußziſche Gewerbeſteuerverordnung. 


GewStVO. i. d. Faſſ. v. 6. Mai 1926 
(GS. 149). Ein Verein, der ſeinen Mit⸗ 
gliedern Räume und Spielmittel zum 
Haſardſpiel gegen beſonderes Entgelt (Kar⸗ 
tengeld) zur Verſügung ſtellt, entfaltet 
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einen Gewerbebetrieb i. S. 8 1 Abſ. 3 Gew⸗ 
StVO. PrOVG. 388° 


81 Abſ. 2 PrGewSt O.; BrauntwMonch. 
Die Nutzungsüberlaſſung eines Spiritus⸗ 
lagerhauſes nebſt ſeinen geſamten Betriebs⸗ 
und Verſandeinrichtungen an die Reichs⸗ 
monopolverwaltung ſtellt keinen Gewerbe⸗ 
betrieb dar, gleichviel, ob es ſich um einen 
38975 oder Pachtvertrag handelt. PrOG. 
389 5 


Gemeindegrundſteuer. 


Gemeindegrundſteuer. Iſt nach einer Ge⸗ 
meindegrundſteuer VO. die Grundſteuer nach 
dem gemeinen Werte des Grundbeſitzes zu 
berechnen, fo iſt bei Ermittelung dieſes 
Wertes das Vorkommen von Stein⸗ und 
Braunkohlen in ſolchen Fällen mit zu be⸗ 
rückſichtigen, in denen nach ben geſetzlichen 
Beſtimmungen die Stein⸗ und Braunkohlen 
lediglich dem Verfügungsrecht des Grund⸗ 
ſtückseigentümers unterliegen. PrOVG. 388 4 


Hamburgiſche Hauszinsſteuer. 


Gültigkeit der Hauszins⸗ und der Mehr⸗ 
mietenſteuer. Hamb OVG. 3912 


Berliner Wertzuwachsſteuer. 


Die Wertzuwachsſteuerordnung der Stadt 
Berlin, die am 20. April verkündet wurde, 
iſt am 1. April 1929 in Kraft getreten. 
PrO G. 3908 


D. 
Sonſtiges öffentliches Recht. 
Reichsverfaſſung. 


Art. 13 Abs. 2 MVerf. i. Verb. m. 88 3, 
4 Ausf®. v. 8. April 1920. Tragweite 
der vom NFH. ergehenden Entſch, daß ein 
Landesſteuergeſetz mit dem Reichsrecht nicht 
vereinbar iſt; nicht konſtitutiv, ſondern de⸗ 
klaratoriſch. Jedoch bleiben vor der Entſch. 
liegende rechtskräftige Entſch. der Verwal⸗ 
tungsbehörden und Gerichte, die auf Grund 
des verfaſſungswidrigen Geſetzes ergangen 
find, beſtehen, das auf Grund jolcher 
Entſch. Geleiſtete kann nicht zurückgefordert 
werden. RG. 298 2 


* 

Art. 131 NVerf. In der Einbringung und 
Durchführung eines — ſich hinterher als 
unvereinbar mit der MVerf. herausgeſtell⸗ 
ten — Geſetzes, in der Verpflichtung der 
Landesregierung zur Einhaltung der 
eigenen Steuerzuſtändigkeit und zur Ent⸗ 
haltung eines Eingriffes in die Zuſtändig⸗ 
keit des Reiches liegt keine Amtspflicht, da 
inſoweit die Behörde nicht als Beamter, 
ſondern im Ausfluß der Souveränität han⸗ 
delt. Wenn die Frage, ob eine landesrecht⸗ 
liche Vorſchrift mit dem Reichsrecht un⸗ 
vereinbar iſt, zweifelhaft iſt, liegt bei den 
Verwaltungsbehörden, die das Geſetz zur 
Durchführung gebracht haben, ein entſchuld⸗ 
barer Rechtsirrtum und daher keine Amts⸗ 
pflichtverletzung vor. RG. 2982 

Art. 159 RVerf.; 88 39, 66 BetrN®. Ein 
Betriebsratsvorſitzender, der zugleich Ge⸗ 
werlſchaftsfunktionär iſt, verletzt noch nicht 
ſeine Amtspflicht, wenn er eine Lohnbewe⸗ 
gung fördert. RArbch. 3382 


Reichsbahngeſetz. 


Rechtsnatur von „Feuerſchutzbeiträgen“. 
Zuläſſigkeit der Erhebung ſolcher von der 
Reichsbahngeſellſchaft. Thür G. 391 
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Weſtfäliſche Landgemeindeordnung. 

8 86 WeſtfeGem O. v. 19. März 1856; 
Min Inſtruktion hierzu v. 9. Mai 1856. Die 
Vorſchrift des 8 56 Abſ. 1 der Kaſſenanwei⸗ 
fung für die Landgemeinden des Reg Bez. 
Arnsberg, wonach größere zu laufenden 
Ausgaben nicht erforderliche Kaſſenbeſtände 


A. 
Zivilrecht. 


Einführungsgeſetz 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch 


812 EGBGB. Für das Warenzeichen⸗ 
recht gilt der Grundſatz der „Nationalität“. 
Ein ausländiſches Urteil, welches im In⸗ 
land der Vollſtreckbarkeit entbehrt, kann 
hier als Beweismittel gewertet werden. 
RG. 428 22 


Bürgerliches Geſetzbuch. 


8 12 BGB.; 881, 16 UnlWG.; 8 12 
WG. Kein Anſpruch auf Löſchung der 
Konkurrenzfirma wegen Verwechſlungsge⸗ 
fahr, auch nicht wegen abſichtlich herbei⸗ 
geführter, wenn infolge Verzögerung des 
Einſchreibens auf der anderen Seite eine 
ſchutzwürdige Rechtspoſition entſtanden iſt. 
RG. 466 4% 

8193 BGB. findet auf die im 8 8 Wbz®. 
geſetzte Friſt zur Zahlung der Gebühr für 
die Erneuerung eines Warenzeichens (nach 
Ablauf der zehnjährigen Schutzfriſt) An⸗ 
wendung. RPat A. 493? 

SS 1004, 862 BGB. Hat einer der Kon⸗ 
kurrenten bisher nur an Großabnehmer, 
der andere an Kleinabnehmer geliefert, ſo 
genügt die bloße Möglichkeit eines Über⸗ 
gangs zum Belieferungskreis des anderen 
Teils nicht, um eine drohende Gefahr an⸗ 
zunehmen. RG. 416 18 

8 1004 BGB. Es iſt im weſentlichen 
Tatfrage, ob der vom Verletzer zu führende 
Beweis, es beſtehe keine Wiederholungs- 
gefahr, erbracht iſt. Zur Annahme dieſer 
Gefahr genugt aber nicht irgendeine Ver⸗ 
letzung des Patentes, ſondern nur die Wie⸗ 
derholung der ſchon früher erfolgten Stö⸗ 
rung. RG. 471. 


Handelsgeſetzbuch. 


88 23, 30, 18 HGB.; 8 16 Unl WG. Ver⸗ 
äußerung des Geſchäfts einer AktG. mit 
Firma. Unterſagung der Benutzung einer 
Firma wegen Verwechſlungsgefahr. LO. 
Münſter 488 2 


Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb. 


8 1 unl W.; 8 826 BGB. Angeblich un⸗ 
lauterer Wettbewerb durch Herausgabe von 
Einzeldarſtellungen in Heftform. Verſtoß 
gegen die guten Sitten durch Benutzung 
gemeinfreier Gedanken nur dann, wenn 
Verwechſlungsgefahr beabſichtigt. Auch bei 
konkreter Verwechflungsfäl igkeit kein Sit⸗ 
tenverſtoß, wenn der Inhalt als ſelbſtän⸗ 
dige Leiſtung anzuſehen iſt. RG. 44529 

8 1 Unt.; 88 9, 14 WbzG.; 8 826 
BGB. 1. Teillöſchung eines Warenzeichens 
erfolgt, wenn Vorratswaren nicht inner⸗ 
halb angemeſſener Zeit in den Betrieb auf⸗ 
genommen ſind. Die Zeit iſt kürzer zu be⸗ 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


bei beſtimmten öffentlichen Geldinſtituten 
990 find, iſt rechtsgültig. PrOVG. 


Preußiſches Kleinbahngeſetz. 
82 PräͤleinbahnG.; Art. 41 Abſ. 3 alte 
NVerf.; 8 823 BGB.; Art. 153 RVerf. Die 


heft 6/7. 


meſſen, wenn die Vorratswaren dem ſon⸗ 
ſtigen Betrieb fremd ſind. 2. Keine Ver⸗ 
wirkung des Löſchungsanſpruchs, wenn die 
Schaffung eines Beſitzſtandes für den In⸗ 
haber des ſpäteren Zeichens nicht in Be⸗ 
tracht komint. 3. Schadenserſatz iſt auch 
dann zu leiſten, wenn der Verletzer zwar 
nicht bei Annahme des Zeichens, aber 
ſpäter, die Verwechſelbarkeit erkannt und 
trotzdem bei ihm geblieben iſt. RG. 412 19 
8 1 UnlWG. Keine Sittenwidrigkeit eines 
a zu Reklamezwecken. RG. 
8 1 UWG; 88 9, 15 WbzG. Der Un⸗ 
terlaſſungsanſpruch kann ſelbſt dann ver⸗ 
wirkt werden, wenn der Verletzer in Ver⸗ 
wechſlungsabſicht gehandelt hat. RG. 41011 
8 1 UnlWG. Die Veranſtaltung von un⸗ 
entgeltlichen Verloſungen durch den Ge⸗ 
ſchäftsinhaber zum Zwecke der Reklame 
verſtößt auch dann nicht gegen die guten 
Sitten, wenn die an der Verloſung Ber 
teiligten dadurch moraliſch in eine Art 
Kaufzwangslage verſetzt werden, und wenn 
die verloſten Waren dem Geſchäftsbetrieb 
weſensfremd ſind. RG. 45133 
8 1 UnlWG.; 8 826 BGB.; 88 12, 15 
WbzG.; 8 5 PatG.; Art. 4 Abſ. o ParVerb⸗ 
Üb. v. 20. März 1883 i. d. Faſſ. d. Konf. 
v. Waſh. v. 2. Juni 1911. Sklaviſche Nach⸗ 
ahmung nichtgeſchützter Vorrichtungen iſt 
nur dann unlauterer Wettbewerb, wenn 
zur objektiven Verwechſlungsgefahr ein an⸗ 
derer Umſtand, namentlich die Abſicht der 
Täuſchung hinzutritt. Die Verwendung 
einer gemeinfreien Maſchine als Vorbild 
iſt keine ausreichende Grundlage für die 


Annahme einer Täuſchungsabſicht. RG. 
459 37 
81 UnlWG. Unlauterer Wettbewerb 


durch Preisunterbietung im Kohlenklein⸗ 
handel. OLG. Kiel 4752 


88 1, 3 UnlWG. Eine geſchäftliche Mit⸗ 
teilung darf bei der Prüfung, ob ſie un⸗ 
wahre Angaben enthält, nicht in ihre ein⸗ 
zelnen, vielleicht wahren Beſtandteile auf» 
gelöſt werden. Maßgebend iſt der Eindruck 
des ganzen auf die beteiligten Kreiſe. Un⸗ 
zuläſſigkeit einer Anzeige, mit der der Ein⸗ 
druck erweckt wird, daß Maßarbeit geliefert 
werde, während es ſich in Wahrheit um 
Konfektionsarbeit handelt. RG. 45736 
88 1. 3 UnlWG. Für das Verſtändnis 
einer Aupreiſung kommt es auf einen ge⸗ 
ringen Kreis nichtſachverſtändiger Perſonen 
nicht an. RG. 455 38 

88 1,3 UnlWG. Unlauterer Wettbewerb 
durch ein ſog, eine wirklich unentgeltliche 
Lieferung nicht in Ausſicht ſtellendes „Gra⸗ 
tis“ angebot von Büchern, das an ſehr weit 
gezogene, geſchäftlich unerfahrene Kreiſe ge⸗ 
richtet iſt. RG. 45032 

88 1, 3 Unl WG. Unlauterer Wettbewerb 
durch Gebrauch ironiſcher und deshalb viel- 
ge Bezeichnung fremder Ware. RG. 

ie 


88 1, 3, 14 UNWG, Die Anpreifung, daß 
eine Ware beſſer ſei als andere nicht 


Genehmigung zur Herſtellung und zum 
Betriebe einer Kleinbahn gewährt dieſer 
im Zweifel kein ausſchließliches Recht, ſo 
daß ein öffentlich⸗rechtlicher Entſchädigungs⸗ 
anſpruch gegen ein Konkurrenzbahnunter⸗ 
nehmen in der Regel nicht in Frage kommt. 
NG. 309 5 


benannte Waren der gleichen Gattung, iſt 
ebenſo wie „die beſte“ nur eine reklame⸗ 
hafte Übertreibung, nicht eine irreführende 
talſächliche Augabe. RG. 45484 

88 1, 13 UnlWG. Verſtoß gegen die gu⸗ 
ten Sitten. Kundenwerbung. Das „Ars 
reißen“ als ſolches iſt ſtets ſittenwidrig. 
OLG. Düſſeldorf 4741 

88 1. 14 unlWG. Die gemeinnützige Tür 
tigkeit eines Verbandes gibt dieſem nicht 
das Recht zu Kundgebungen an die Ver⸗ 
braucherſchaft, die eine Herabſetzung an⸗ 
458 Erzeugniſſe in ſich ſchließen. RG. 


ss 1, 16 UnlWG.; 8 12 WbzG.; 8 12 
BGB. Kein Anſpruch auf Löſchung der 
Konkurrenzfirma wegen Verwechflungsge⸗ 
fahr, auch nicht wegen abſichtlich herbei⸗ 
geführter, wenn infolge Verzögerung des 
Einſchreibens auf der anderen Seite ſchutz⸗ 
ee Rechtspoſition entſtanden iſt. RG. 

34 


88 3, 13 Abſ. 3 UnlWG. 1. Stillſchwei⸗ 
gende Genehmigung der unlauteren Wette 
bewerbstätigkeit eines ſelbſtändigen Are 
und Verkäufers berechtigt zur Verurteilung 
des Genehmigenden auf Unterlaſſung. 
2. Irreführende Wirkung einer Mitteilung, 
die richtig nur unter Heranziehung von 
dem Durchſchnittsleſer nicht jederzeit zu⸗ 
gänglichen „Normen“ verſtanden werden 
kann. RG. 463 38 

883, 15 UnlWG. Der Ausſtattungsſchutz 
deckt nicht auch einzelne Teile der Aus- 
ſtattung. Der Zuſatz „Original“ darf, wenn 
es ſich nicht um etwas der bezeichneten 
Ware Eigentümliches handelt, nur zuſam⸗ 
men mit dem Namen des Herſtellers ver⸗ 
wendet werden. RG. 467 41 

84 UnlWG. Eine Mitteilung iſt nur 
dann für einen größeren Kreis von Per- 
ſonen beſtimmt, wenn ſie in der für ſie 
gewählten Erſcheinungsform ſelbſt und un⸗ 
mittelbar zum Gegenſtande der Verbreitung 
gemacht werden ſoll. RG. 47148 

84 UnlWG. Zum unlauteren Wettbewerb 
durch täuſchende Reklame; unwahre und 
zur Irreführung geeignete Angaben über 
„geſchäftliche Verhältniſſe“, insbeſ. bunt 
über die Preisbemeſſung von Waren un 
die Bezugsart in öffentlichen Bekannt⸗ 
machungen, in der Abſicht, den Anſchein 
eines beſonders günſtigen Angebots her⸗ 
vorzurufen. KG. 480 8 

8 4 UnlWG. Wettbewerb durch Ankündi⸗ 
gung einer Firma, daß bei ihr der ger 
ſamte Zwiſchenhandel ausgeſchaltet ſei. 
OLG. Dresden 481° 

87 Unt. Strafbarkeit bei Ankündi⸗ 
gung: „Großer Reklameverkauf, Verkauf 
nur kurze Zeit zu dieſen billigen Preiſen 
und ſoweit Lagerbeſtand“. Odd. Dresden 
4788 

88 7. 9 UnlWG. Die Ankündigung eines 
Ausverkaufs liegt nur vor, wenn fie den 
Schluß auf beſchleunigte Räumung zuläßt. 
OL. Dresden 4797 

88 7 Abſ. 1, 9 Ahſ. 1, 10 Ziff. 1 Unl WG. 
Ju der Erklärung, daß der Verkauf eines 
Warenpoſtens von einem beſtimmten Tage 
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ab erfolge, „um Platz zu ſchaffen“, iſt 
keine Angabe des Grundes zu ſehen, der 
zum Ausverkauf Anlaß gegeben hat. Zum 
5 der Ausverkaufsankündigung. KG. 
77 4 

88 9 Abf. 2, 10 Ziff. 3 Unl WG. Ein Aus⸗ 
verkaufsveranſtalter kann behördliche An⸗ 
ordnungen über Saiſon⸗ und Inventur⸗ 
ausverkäufe nicht dadurch umgehen, daß 
er Ankündigungen dieſer Ausverkäufe in 
den Tageszeitungen unterläßt. KG. 4775 

814 Abf. 2 Saß 2 UnlWG. Eine ver⸗ 
trauliche Mitteilung liegt, wenn ſie nicht 
ausdrücklich als ſolche gemacht wird, nur 
dann vor, wenn dem Empfänger erkennbar 
iſt, daß der Erklärende jede Weiterverbrei⸗ 
tung an andere Perſonen nicht wünſcht. 
RG. 469 43 

816 UnlWG. Die Aufnahme des Fami⸗ 
liennamens eines Geſellſchafters in die 
Firma einer offenen Handelsgeſellſchaft iſt 
unzuläſſig, wenn dadurch die Gefahr der 
Verwechſlung mit der älteren Firma eines 
anderen Unternehmens begründet wird. 
Vorausſetzung für das Verbot, eine Firma 
zu führen, iſt das Vorhandenſein einer 
objektiven Verwechſlungsgefahr. RG. 468 42 

816 Abſ. 3 UnlWG.; 58 15 WbzG. Aus⸗ 
legung des Begriffs „innerhalb beteiligter 
Verkehrskreiſe“. Eine Zahl, die nur für 
eine von vielen Waren gilt, kann eine 
Ausſtattung (8 15 Wbz G.), nicht aber ein 
Geſchäftsabzeichen (8 16 Abſ. 3 UnlWG.) 
ſein. RG. 422 10 
„816 Un®G.; 88 23, 30, 18 HGB. Ver⸗ 
äußerung des Geſchäfts einer Aktiengeſell⸗ 
ſchaft mit Firma. Unterſagung der Be⸗ 
nutzung einer Firma wegen Verwechſlungs⸗ 
gefahr. LG. Münſter 4882 

8 17 unt. Die Mitteilung begangener 
unerlaubter Handlungen an die zur Ver⸗ 
folgung zuſtändige Behörde oder eine mit 
ihr in Verbindung ſtehende Stelle iſt kein 
Verrat von Geſchäftsgeheimniſſen. Ein Ver⸗ 
trag, der die Ermittlung ſolcher unerlaub⸗ 
ter Handlungen zum Gegenſtand hat, ver⸗ 
ſtößt nicht ohne weiteres gegen die guten 
Sitten. RArbGG. 490 1 


Geſez zum Schutz der Warenbezeichnungen. 


Für das Warenzeichenrecht gilt der 
Grundſatz der „Nationalität“. Ein aus⸗ 
ländiſches Urteil, welches im Inland der 
Vollſtreckbarkeit entbehrt, kann hier als 
Beweismittel gewertet werden. NG. 428 22 

1. Iſt ein ſchwaches Zeichen durch beſon⸗ 
dere Reklame zum Kennzeichen in den be- 
teiligten Verkehrskreiſen geworden, jo ber 
ſchränkt ſich der Schutz auf die einmal ge- 
wählte Form und erſtreckt ſich nicht auf 
andere Formen desſelben Gegenſtandes 
(Teekanne). 2. Verwechſelungen, die auf 
einer ungenauen Schilderung des nicht 
vorliegenden geſchützten Zeichens beruhen, 
gehen nicht zu Laſten des angeblichen Ver⸗ 
letzers. 3. Unlauterkeit der Geltendmachung 
eines alten nie gebrauchten Vorratszeichens. 
RG. 406 8 

Zur Frage der Eintragbarkeit von 
„Syſtem⸗Zeichen“. (Abkehr von der bis⸗ 
herigen Amtsübung!) RPat A. 4934 

ür Schaumweine erweckt die Bezeich⸗ 
nung „Schloß Koblenz Schloßkellerei“ nicht 
den Eindruck einer Weinbergslage, ſo daß 
9.4 Ziff. 3 WozG. der Eintragbarkeit dieſer 
ezeichnung als Warenzeichen nicht ent⸗ 
degenſteht. RPat A. 4948 
ee ee N 

0 a arenzei ützt werden. 
Mar Er zeichen geſchütz 

Bedenken aus 8 4 Abſ. 1 Nr. 1 oder 3 
n beſtehen gegen die Eintragbarkeit 
at dem Namen einer perſiſchen Münze 
hnlichen Bezeichnung „Abbaſi“ für Tep⸗ 
gs u. a. nicht. RPat A. 493 8 

8 4, 5 WG. Zum Begriff der Gleich- 


artigkeit von Waren. Die Benutzung eines 
allgemein bekannten Schlagwortes für un⸗ 
gleichartige Waren kann nur verboten wer⸗ 
den, wenn man bei jeder Art von Waren 
Beziehungen des Benutzers zu dem Unter⸗ 
nehmen, deſſen Kennwort das betr. Wort 
geworden iſt, vermuten muß. NG. 408 10 

8 4 Abf. 1 Ziff. 3 WozGG. Das Wortzeichen 
„Tragiſeta“ wirkt für kunſtſeidene Erzeug⸗ 
niſſe täuſchend. RPatA. 4922 

8193 BGB. findet auf die im 88 Wir. 
geſetzte Friſt zur Zahlung der Gebühr für 
die Erneuerung eines Warenzeichens (nach 
Ablauf der zehnjährigen Schutzfriſt) An⸗ 
wendung. RPatA. 493 

88 9, 12, 15, 20 W056. 1. Bei mangeln⸗ 
der Unterſcheidungskraft eines Zeichens 
kann trotz Eintragung kein Anſpruch auf 
Löſchung ſelbſt eines verwechſelbaren an⸗ 
deren ſpäteren Zeichens gegründet werden. 
2. Belehrende Hinweiſe ſind kein Unter⸗ 
ſcheidungsmerkmal. 3. Der Ausſtattungs⸗ 
ſchutz geht durch Nichtgebrauch verloren. 
RG. 410 12 

88 9 Nr. 1, 12, 20 WbzG. 1. Bei der 
Gefahr der Verwechſelung des Zeichens 
des Verletzers mit dem des Kl. lann ſich 
der Verletzer nicht darauf berufen, daß 
das Zeichen des Kl. mit anderen älteren 
Zeichen Dritter verwechſelbar ſei. 2. Die 
Praxis des Patentamts bei Eintragung 
von Wortzeichen, die eine Verbindung mit 
Fluß⸗ oder Gebirgsnamen enthalten, iſt 
für die allein dem Gericht zuſtehende Prü⸗ 
fung der Verwechſelungsfähigkeit ohne Be⸗ 
deutung. RG. 408 10 

88 9, 14 WbzG.; 8 1 UnlWG.; 8826 
BGB. 1. Teillöſchung eines Warenzeichens 
erfolgt, wenn Vorratswaren nicht inner⸗ 
halb angemeſſener Zeit in den Betrieb auf⸗ 
genommen ſind. Die Zeit iſt kürzer zu be⸗ 
meſſen, wenn die Vorratswaren dem ſon⸗ 
ſtigen Betrieb fremd ſind. 2. Keine Ver⸗ 
wirkung des Löſchungsanſpruchs, wenn die 
Schaffung eines Beſitzſtandes für den In⸗ 
haber des ſpäteren Zeichens nicht in Be⸗ 
tracht kommt. 3. Schadenserſatz iſt auch 
dann zu leiſten, wenn der Verletzer zwar 
nicht bei Annahme des Zeichens, aber 
ſpäter, die Verwechſelbarkeit erkannt und 
trotzdem bei ihm geblieben iſt. RG. 41213 

88 9, 15 WbzG.; § 1 Unl WG. Der Unter⸗ 
laſſungsanſpruch kann ſelbſt dann verwirkt 
werden, wenn der Verletzer in Verwechſ⸗ 
lungsabſicht gehandelt hat. RG. 410 

8 12 WbzG. Verwechſlungsgefahr durch 
Ausftattung von Schallplatten, auch wenn 
der Verletzer kein eigenes Warenzeichen 
verteidigt. Bedeutung der Umhüllungen 
der Platten. Fahrläſſigkeit in der An⸗ 
nahme, daß keine Verwechſlungsgefahr be- 
ſtehe. RG. 41414 

§ 12 WbzG.; 8 4 PatG. Patentſchutz und 
Warenzeichenſchutz erſtrecken ſich dann, wenn 
der patentierte oder gezeichnete Gegenſtand 
nur i. Verb. m. einem anderen in Verkehr 
gelangt, nicht auch auf den anderen Gegen⸗ 
ſtand. RG. 403? 

812 WbzG. Die Verwendung der Wart⸗ 
burg in einem Warenzeichen hat zur Folge, 
daß für andere Bezeichnungen, die eine 
nicht völlig unterſchiedliche Burg auf einer 
bewaldeten Höhe aufweiſen, eine Verwechſ⸗ 
lungsgefahr beſteht. Die Behauptung, daß 
der in der Burg beſtehende Teil des 
Zeichens als Wahrzeichen für die Herkunft 
aus Thüringen angeſehen werde, muß 
beim Beſtreiten des Zeicheninhabers der 
Verletzer beweiſen. RG. 41717 

88 12. 20 WbzG. Zwiſchen den Zeichen 
Leder⸗Müller und Leder⸗Mayer beſteht keine 
Verwechſlungsgefahr. RG. 41515 

88 12, 20 Wbzéß.; 88 862, 1004 BGB. 
Warenzeichen auf Garnrollen. 1. Bei einer 
durch Geſtalt und Beſchaffenheit der Ware 
gebundenen Warenbezeichnung genügen 


ſchon kleine Unterſchiede, um die Verwechſ⸗ 
lungsgefahr auszuſchließen. 2. Hat einer 
der Konkurrenten bisher nur an Groß⸗ 
abnehmer, der andere an Kleinabnehmer 
geliefert, ſo genügt die bloße Möglichkeit 
eines Übergangs zum Velieferungskreis 
des anderen Teils nicht, um eine drohende 
Gefahr anzunehmen. NG. 41615 

815 WozG.; 8 16 Abſ. 3 Unl[ WG. Aus⸗ 
legung des Begriffs „innerhalb beteiligter 
Verkehrskreiſe“. Eine Zahl, die nur für 
eine von vielen Waren gilt, kann eine Aus⸗ 
ſtattung (815 Wbz®.), nicht aber ein Ge⸗ 
ſchäftsabzeichen (8 16 Abſ. 3 Unl WG.) fein. 
RG. 42219 

815 WbzG. Kein Ausſtattungsſchutz bei 
techniſcher, dem Gebrauchszweck dienender 
Aufmachung. RG. 42018 

8815, 20 Wb;G. Erwerb eines Aus⸗ 
ſtattungsmotivſchutzes auf Grund eines 
Warenzeichens, mit dem das verfolgte 
Zeichen nicht verwechſlungsfähig iſt. RG. 
424 20 

820 WbzG. Motivſchutz und Verwechſ⸗ 
lungsgefahr. RG. 425 21 


Patentgeſetz. 

Verzicht auf den Anteil an einer Patent⸗ 
gemeinſchaft durch Nichtzahlung der Patent⸗ 
gebühren. RG. 404 4 

Im Patentnichtigkeitsverfahren iſt die 
handſchriftliche Unterzeichnung der Beru⸗ 
fungsſchrift weſentliches Erfordernis des 
Rechtsmittels. RG. 47045 

Zur Berufung gemäß 81 der VO. betr. 
das Berufungsverfahren beim RG. in 
Patentſachen (Patentnichtigkeitsverfahren) 
v. 6. Dez. 1891 bedarf es nicht der Formu⸗ 
lierung eines beſtimmten Antrages. Es iſt 
ausreichend, daß der Inhalt der Berufungs⸗ 
ſchrift in Verbindung mit anderen Umſtän⸗ 
den, insbeſ. einer beigegebenen Begrün⸗ 
dung, klar erkennen läßt, was mit dem 
Rechtsmittel erſtrebt wird. RG. 4704 

Keine offenkundige Vorbenutzung bei 
Vorliegen eines Vertrauensverhältniſſes. 
Ein einzelner Vertrauensbruch genügt nicht, 
um die Offenkundigkeit der Vorbenutzung 
gu begründen. RPat A. 4935 

82 Patz. Offenkundige Vorbenutzung 
einer Erfindung (die nach 8 2 Patch. nur, 
falls im Inlande erfolgt, zur Verſagung 
eines Patentes führt) im abgetretenen 
Gebiete (Poſen, Thorn) noch vor deſſen 
Abtretung für neuheitsſchädlich erachtet 
gegenüber der nach dieſer erfolgten Patent⸗ 
anmeldung. RG. 403 2 

88 3 Abſ. 2. 10 Abſ. 1 Nr. 3 Path. Im 
Nichtigkeitsverfahren iſt nur der Gegen⸗ 
ſtand, nicht der Schutzumfang des ange⸗ 
griffenen Patents nachzuprüfen. Im Ver⸗ 
ketzungsſtreit kann ſich der Bekl. auch auf 
widerrechtliche Entnahme durch den Kl. be⸗ 
rufen. RG. 47045 A 

84 Pat®.; 8 12 W656. Patentſchutz und 
Warenzeichenſchutz erſtrecken ſich dann, wenn 
der patentierte oder gezeichnete Gegenſtand 
nur in Verbindung mit einem anderen in 
Verkehr gelangt, nicht auch auf den ande⸗ 
ren Gegenſtand. RG. 403 8 

810 PatG. An Unteranſprüche ſind, ſo⸗ 
lange der Hauptanſpruch beſteht, nur ſehr 
geringe Anforderungen zu ſtellen. RG. 


55 

88 10, 16 PatG. Bei Verſäumung der 
Einſpruchsfriſt im Patentanmeldungsver⸗ 
fahren iſt eine Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand nicht gegeben. Beſchwerde 
aus 8 16 Patch. RPat A. 4911 

823 PatG. Eine Erfindung entbehrt auch 
vor der Bekanntgabe ihrer Anmeldung 
durch das Patentamt nicht völlig des recht⸗ 
lichen Schutzes (aus Vertrag, unerlaubter 
Handlung, unlauterem Wettbewerbe). NO. 
405 6 

8 35 PatG. Der Schadensanſpruch dieſer 


. 
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Geſetzesſtelle erſchöpft ſich, ſoweit erzielter 
Gewinn verlangt wird, in der Heraus⸗ 
gabe des Überſchuſſes des Erlöſes über die 
Unkoſten, während eine Verluſterſparnis 
hier nicht zu berückſichtigen iſt. RG. 4057 


Geſetz betr. das Urheberrecht an Werken 
der bildenden Künſte und der Photographie. 


88 15, 17, 19 Kunſtürh. Aus dem Be⸗ 
griff der „Erläuterung“ des Inhaltes folgt, 
daß das Schriftwerk ſich für die Leſerwelt 
als Hauptzweck, das Bild als Nebenzweck 
darſtellt. RG. 439 26 


Geſetz betr. das Urheberrecht an Werken 
der Literatur und Tonkunſt. 


88 12, 13 Liturhc. Ein nach allge⸗ 
meinen Grundſätzen an ſich ſchutzfähiges 
Schriftwerk iſt, wenn es unter freier oder 
unfreier Benutzung eines anderen Werkes 
hervorgebracht wurde und keine eigentüm⸗ 
liche Schöpfung iſt, gegen den Urheber des 
benutzten Werkes nicht geſchützt. — Für die 
inſoweit zu entſcheidenden Fragen kommen 
Art und Maß der aufgewendeten Geiſtes⸗ 
arbeit und das daraus erwachſene Lei⸗ 
ſtungsergebnis in Betracht. Langjähriges 
Dulden eines in die urheberrechtlichen Be⸗ 
fugniſſe eingreifenden Zuſtandes kann, aber 
braucht nicht den Verzicht zu enthalten, 
a ſolche Eingriffe vorzugehen. RG. 
430 ? 

88 13, 38 Abſ. 1 Nr. 1 Litlrh6.' Merk 
male der freien Benutzung eines amtlichen 
Fernſprechverzeichniſſes. RG. 4724 

§ 36 LiturhGZ. Verletzung des Urheber⸗ 
rechtes durch Teilnachdruck. Die Widerrecht⸗ 
lichkeit kann, trotz Geſtattung, in einer zu 
weitgehenden Benutzung liegen, der gute 
Glaube ſchließt dabei Fahrläſſigkeit nicht 
aus. RG. 433 24 

88 54, 55 LiturhG. Überſetzungen Zola⸗ 
ſcher Werke. Wenn Werke jahrelang über⸗ 
ſetzt ohne Beauſtandung erſchienen find, jo 
ſpricht die Wahrſcheinlichkeit dafür, daß ſie 
erlaubterweiſe erſchienen ſind. In Deutſch⸗ 
land erſchienen ſind Überſetzungen, die von 
einer deutſchen Ausfolgeſtelle an den Buch⸗ 
handel und Leſer herausgegeben worden 
find. — Zurückweiſung der nicht näher be⸗ 
legten und nachgeſchleppten Behauptung, 
ältere Überſetzungen dürften als Verſtüm⸗ 
melungen nicht herangezogen werden, aus 
verfahrensrechtlichen und ſachlichen Grün⸗ 
den. RG. 435 25 


Buchhändleriſche Verkehrsordnung. 


88 2, 6 Buchhändl. VerkO. Zur Frage 
des Lieferungszwangs bei „Fortſetzungen“ 
von Zeitſchriften im Falle des Verleger⸗ 
wechſels. LG. Leipzig 4871 


Geſetz betr. den Schutz von Gebrauchs⸗ 
muſtern. 

Werden bei der Raumform, für die 
Schutz beanſprucht wird, zwei bekannte Ele⸗ 
mente verwendet, die nicht zuſammenwir⸗ 
ken, um einen neuen techniſchen Effekt her⸗ 
vorzubringen, ſo kann Gebrauchsmuſter⸗ 
ſchutz nicht gewährt werden. RG. 4021 

Eine Warenpackung kann Gegenſtand 
eines Gebrauchsmuſterſchutzes nur ſein, ſo⸗ 
weit ſich der Schutzgedanke in der Raum⸗ 
form zeigt; die Verpackungsart allein iſt 
ſchutzfähig, der Inhalt der Verpackung 
nicht. RG. 443 27 
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Auch beim Gebrauchsmuſterſchutz gelten 
— wenigſtens innerhalb der gleichen Raum⸗ 
form — die Grundſätze der Aquivalenz⸗ 
lehre. RG. 44423 

88 1. 6 GebrMuſtG. Eine Warenpackung 
iſt nicht ſchutzfähig, wenn neu nicht die 
Raumform der Packung als ſolche, ſondern 
nur ihr Größenverhältnis und die Art 
ihrer Füllung iſt. OLG. Köln 4763 


Pariſer Verb.⸗Übereinkunft. 


Art. 4 Abſ. e ParVVerbüb. v. 20. Mürz 
1883 i. d. Faff. d. Konf. v. Waſh. v. 2. Juni 
1911. Einem deutſchen Gewerbetreibenden, 
der nach der Aumeldung eines Schutz⸗ 
rechts im Auslande, aber vor deſſen An⸗ 
meldung im Inlande, den Gegenſtand des⸗ 
ſelben benutzt, ſteht ein Vorbenutzungsrecht 
ſo lange nicht zu, als nach dem deutſchen 
Geſetz ein Julandsgebrauchsmuſter mit der 
ausländiſchen Priorität erteilt werden kann. 
Das Nichtrechnen mit dieſem Umſtand be⸗ 
deutet noch keine die Schadenserſatzpflicht 
begründende grobe Fahrläſſigkeit. Kein 
Schutz einer willkürlichen Veränderung des 
eingetragenen Warenzeicheus. RG. 459 37 


B. 
Strafrecht. 
Strafgeſetzbuch. 


8 186 StGB. Die Behauptung, daß ein 
Kaufmann eine Ware teurer verkaufe, als 
fie in anderen Gefchäften koſte, ſtellt keine 
üble Nachrede dar. OLG. Dresden 48716 


Preßgeſetz. 

PreßG.; 810 II 17 ALR. Die Polizei 
tft nicht berechtigt, der Redaktion einer Ta- 
geszeitung die durch eine rechtsgültige Pol⸗ 
BO. des Oberpräſidenten verbotene öffent⸗ 
liche Ankündigung und Anpreiſung eines 
Heilmittels durch beſondere polizeiliche Ans 
ordnung zu unterſagen, weil ihr Verbot 
mit der in 81 RPreßG. gewährleiſteten 
ern in Widerſpruch ſteht. PrOVG. 

88 2, 7, 19 Preß 6. Zum Begriff der 
„Druckſchrift“ und der „periodiſchen“ Druck- 
ſchrift. OLG. Dresden 483 11 

8 20 Preßch.; 88 185, 186 StGB. Ver⸗ 
hältnis von 8 20 Abſ. 1 zu 8§ 20 Abſ. 2 
PreßG. Beleidigung durch Ironie und Sa⸗ 
tire. OLG. Dresden 48311 

8 20 Preß. Haftung des verantwort- 
lichen Redakteurs. Vorausſetzung der Cute 
laſtung. OLG. Jena 486 14 

822 PrekG. Auch das in der Einſendung 
des Manufkripts liegende Vergehen gegen 
§ 186 StGB. verjährt in ſechs Monaten. 
OLG. Königsberg 486 15 


Nahrungsmittel⸗ und Weingeſetz. 

8 4 Ziff. 3 Nahr MittG.; SS 6, 26 Wein®. 
v. 7. April 1909. Als geographiſche Bezeich⸗ 
nung kann die Abbildung einer Landschaft 
nur dann angeſehen werden, wenn dieſe 
charakteriſtiſch und in dem als Käufer des 
Weins in Betracht kommenden Kreiſe all⸗ 
gemein bekannt iſt. OLG. Jena 48717 


Bayriſches Polizei⸗Strafgeſetzbuch. 
Art. 22 b Abs. 2 BaypßolStésB. Auch po⸗ 
litiſche Reklame fällt unter den Begriff der 
verunſtaltenden Reklame. BayOb G. 4731 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


C. 
Stenerrecht. 


Preußiſche Gewerbeſteuerverordnung. 


83 Nr. 2 GewSt O. i. d. Faſſ. v. 13. März 
1928. Die Tätigkeit eines Schaufenſter⸗ 
dekorateurs iſt nicht Ausübung künſt⸗ 
leriſcher Tätigkeit i. S. der Befreiungs⸗ 
vorſchrift des 8 3 Nr. 2 GewSt. und 
begründet daher keinen Anſpruch auf 
Steuerfreiheit. Pro ah. 495 2 


D. 


Souſtiges öffentliches Recht. 
Gewerbeordnung. 


88 33 a, 33 b, 55 Ziff. 4 Gemd.; Proauſ⸗ 
Stec. Höheres Intereſſe der Kunſt bei 
Operettenaufführungen. KG. 48210 

8 1051 GewO. Wann iſt ein Ausſtel⸗ 
lungshallen⸗Unternehmen als Schauſtellung 
i. S. § 105 j GewO. anzuſehen? OLG. Ham- 
burg 48513 


Reichspreßgeſetz 
J. unter Strafrecht. 


Geſetz zur Bekämpfung von Schund⸗ und 
Schmußſchriften. 


Feſtſtellung der Weſensgleichheit einer 
angeblich neuen Schrift mit einer indizier⸗ 
ten Schrift. Schund SchmSt. 494 1 


Preußiſches Allgemeines Landrecht. 


8 10 II 17 AL R.; NPreßb. v. 7. Mai 
1874. Die Polizei iſt nicht berechtigt, der 
Redaktion einer Tageszeitung die durch 
eine rechtsgültige Polizeiverordnung des 
Oberpräſidenten verbotene öffentliche An⸗ 
kündigung und Aupreiſung eines Heilmit« 
tels durch beſondere polizeiliche Anordnung 
zu unterſagen, weil ihr Verbot mit der 
in § 1 RPreßcg. gewährleiſteten Preßfrei⸗ 


heit in Widerſpruch ſteht. ProVG. 4941 
E 
Ausländiſches Recht. 
Oſterreich. 
Die Abbildung eines Liktorenbündels 


kann nicht als Marke geſchützt werden. 
Oſt BM. 496 2 

Filmtitel (z. B. „Der ſingende Tor“) als 
Marke für Filme und Neklamedruckſachen 
nicht ſchützbar. Oſt BM. 496 1 

Handelsrecht. Reklame. Nach der Sitte 
des redlichen Verkehrs darf der praktiſche 
Effekt einer zu Reklamezwecken übernom⸗ 
menen Annonce nicht durch einen redak— 
tionellen Artikel entkräftet werden. Hier⸗ 
für trifft auch das Aunoncenbüro eine 
direkte Haftung. OchH. Wien 4951 


Fraukreich. 


Künſtleriſche Karikaturen von Tageser⸗ 
eigniſſen fallen unter den Schutz der Ver⸗ 
ner Konvention über das geiſtige Eigen⸗ 
tum an Werken der Literatur und Kunſt 
v. 13. Nov. 1908. Cour d' Appel Paris 496 l 
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